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Hochgeehrter Herr Jubilar! 

In der Reihe der Gratulanten, die sieh Ihnen am 12. A.ugust 
ds. Js. mit Grossen und Gaben nahen, möchte auch die Fa- 
kultät nicht fehlen, die Sie zuerst vor 45 Jahren zum Pro- 
fessor der Rechte berufen hat. 

Sie haben während sechs Jahren in Zürich gelehrt und 
in dieser Zeit eine stattliche Zahl schweizerischer Juristen 
herangebildet, die heute noch mit lebhafter Dankbarkeit sich 
an Ihren anregenden und begeisternden Unterricht erinnern. 
Sie haben aber hier in Zürich auch regen Anteil genommen 
am praktischen Rechtsleben, besonders als Referent für die 
Rechtsgutachten, welche zu jener Zeit von der Fakultät er- 
stattet wurden. Sie haben bei dieser Tätigkeit erfahren und 
es später selbst ausgesprochen, wie die ewigen, von den römi- 
schen Juristen entwickelten Grundprinzipien ihre befruchtende 
und belebende Kraft in der Rechtsanwendung auch in einem 
Lande zu bewähren vermögen, wo das geltende Recht sich 
der Selbständigkeit und der formalen Unabhängigkeit vom 
römischen Rechte rühmt. Wir glauben nicht fehlzugehen, wenn 
wir annehmen, dass die enge Berührung mit der Praxis, zu 
der ihnen die ersten Jahre Ihrer Lehrtätigkeit Gelegenheit 
boten, gleichfalls dazu beigetragen hat, dass Sie sich bei aller 
Achtung vor dem römischen Recht stets das offene Auge und 
die Empfänglichkeit für die Erzeugnisse der Neuzeit bewahrt 
und so an der ständigen Weiterentwicklung des Rechts als 
der Ersten einer mitgewirkt haben. In diesem Sinne ist ja 
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Ihr Lehrbuch der Pandekten geschrieben , das auch in 
unseren Landen dem praktischen .Juristen, besonders un- 
seren obersten Gerichten, ein bewährter Führer geworden ist. 

Zu der literarischen Gabe, die wir Ihnen überreichen, 
haben sich aus unserem Kollegium einer Ihrer Schüler und 
der jetzige Inhaber der seinerzeit von Ihnen verwalteten Pro- 
fessur verbunden. Wir übergeben Ihnen diese Festschrift und 
knüpfen daran den Wunsch, dass Ihnen ein gütiges Geschick 
noch lange die Kraft erhalten möge, in so hervorragender 
Weise wie bisher an dem Ausbau unserer Wissenschaft mit- 
zuwirkon. 

ZÜRICH, im Monat August 1007. 

Oie Mitglieder der rechts- und staatswissenschattlichen Fakultät 
der Universität Zürich. 
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Einleitung. 


Im Jahre 1888 erschien als Göttinger Dissertation die Ab- 
handlung von Erich Sonne über die arbitri externi 1 ) im 
griechischen Recht. In dieser sorgfältigen, durch vollständige 
Beherrschung des Quellenmaterials ausgezeichneten Arbeit kommt 
Sonne im ersten Kapitel des zweiten Teils (S. 48 ff.) u. a. auch 
auf den Fall zu sprechen, wo Streitigkeiten privatrechtlicher 
Natur zwischen Angehörigen verschiedener Staaten auf Grund 
eines zwischen diesen Staaten abgeschlossenen Rechtshilfevertrages 
(öüft/JoAoi') abgeurteilt werden; er stellt — seinem Thema ent- 
sprechend — aus den Quellen die hierher gehörenden Staats- 
verträge zusammen, soweit in diesen die Entscheidung durch 
auswärtige Richter vorgesehen ist. 

Die nachfolgenden Untersuchungen gelten nicht der ganzen 
Frage des Fremdenrechts; sie beschäftigen sich lediglich mit 
der Einrichtung der Rechtshilfeverträge, wollen aber — im 
Gegensatz zu Sonne — dieses Institut im allgemeinen behandeln, 
d. h. gleichviel ob in dem Vertrage die Entscheidung durch 
einheimische Richter (des einen oder anderen Staates oder 
beider Staaten) oder durch auswärtige Richter vorgesehen ist. 
Der Ausgangspunkt ist hier ein anderer als bei Sonne: dort die 
Zuziehung des fremden Richters, hier die vertragliche Rege- 
lung des Fremdenprozesses. 

Das Quellenmaterial hatte Sonne im Jahre 1888 aus Schrift- 
stellern und Inschriften zusammengetragen und übersichtlich ge- 
ordnet; seither ist das Material in erfreulicher Weise vermehrt 
worden, durch neue Lesungen bereits bekannter Inschriften und 

*) Ericus Sonne, de arbitris externis, quos Graeci adhibuerunt ad lites et 
intcstinas et peregrinas componendas, quacstiones epigraphicae. 
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durch neue Funde; unter den letzteren sind neben Aristoteles’ 
„Staat der Athener“ namentlich Inschriften aus Kreta, 
Pergamon und Priene zu nennen. 

Die Anordnung ist im Folgenden so getroffen, dass zunächst 
die Quellenstellen, besonders die Inschriften, einzeln skizziert, 
zusammengetragen und geordnet werden ; in einem zweiten Ab- 
schnitt sollen dann die Einzelresultate zu einem Gesamtbild des 
Rechtshilfevertrages zusammengefügt werden. 1 ) 

*) Aus der Literatur seien hervorgehoben: Meier, die Privatschiedsrichter 
und die öffentlichen Diaiteten Athens (1846) S. 29, 30. Platner, Prozess und Klagen 
bei den Attikem I. 105 ff. Egger, ctudes historiques sur les traites publics chez 
les Grecs et les Romains 1S66. Meier-Schömann-Lipsius, Attischer Prozess (II.) 
S. 994 ff. Goodwin, Amcric. Journ. phil. I. 4 ff. Dareste, du droit de repres- 
sailles, principalement chez les anciens grecs in der Revue des etudes grecques II. 
S. 305 ff. Szanto, Athen. Mitteilungen XVI. S. 30 ff. (= Szanto, ausgewählte Ab- 
handlungen S. 163 ff.). Thalheim, Art. Sinai unb ovpfiulcov bei Pauly-Wissowa. 
Lipsius, Attisches Recht und Rechtsverfahren I. (1905) S. 65. G. Streit, ovarrjfia 
löicouxov ötffrvovg Sixuiov (1906) S. 108 ff. 
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I. Zusammenstellung der überlieferten Rechtsverträge. 


Vorbemerkung. 

Unter „Rechtshilfevertrag“ oder „Rechtsvertrag“ wird im 
folgenden nur verstanden: ein Vertrag, durch den zwei oder 
mehr Gemeinwesen das Verfahren in privatrechtlichen Streitig- 
keiten ihrer Angehörigen ordnen. ') 

Der Gruppierung des Materials wird zunächst eine örtliche 
Einteilung, innerhalb der sich so ergebenden Abschnitte eine 
chronologische Ordnung zu Grunde gelegt. 

Die Inschriften werden zunächst nach den Inscriptiones 
Graecae (I.G.) zitiert; der neuen Bezeichnung ist, soweit es sich 
um das bisherige „Corpus inscriptionum Atticarum“ handelt, in 
Klammer die alte Bezeichnung (C.I.A.) beigesetzt. Inschriften, 
die sich in den I.G. nicht finden, werden zunächst nach Ditten- 
bergers Sylloge inscriptionum Graecarum (2. Aufl.) zitiert 
(Ditt.), wenn sie auch dort fehlen, nach den „Griechischen 
Dialektschriften“ (G.D.I.) oder nach Michels „Recueil“ 
(Mich.); die neuesten Inschriften, die erst nach diesen Samm- 
lungen publiziert wurden, werden nach der ersten Publikations- 
Stelle zitiert. 


A. Athen. 

7. Athen und Phaselis (in Lykien). 

I.G. II. 1 (= C.I.A. II.) 11 Ditt. n. 72; Zeit: Mitte des fünften Jahrhunderts.“) 
Volksbeschluss (iitjqiiOfia) der Athener aus der Zeit des ersten 
Bundes. Der Phaselit soll in Athen vor dem Polemarchen be- 

*) Näheres s. u. syst. Teil (II.) § 1. 

*) S. Wilhelm, Göttinger Ge'ehrte Anz. 1S0S, S. 204 ff. Lipsius, Att. Recht 
u. R.Vf. I. S. t>5. 
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langt werden können aus einem Schuldvertrag, den er in Athen 
abgeschlossen hat. Im übrigen sollen für die Prozesse unter 
Athenern und Phaseliten dieselben Bestimmungen gelten, die in 
dem Rechtsvertrag zwischen Athen und den Chiern aufgestellt 
sind (rcäv Ö't tikkav axo £vuf)ok(öv xar k tag Xlcov Evujioküg). Straf- 
bestimmungen gegen den athenischen Beamten, der Klagen 
gegen einen Phaseliten entgegennimmt, wo die Kompetenz ihm 
weder durch Gesetz noch durch den erwähnten Staatsvertrag 
gegeben ist. 


3. Athen und Milet. 

LG. I. Suppl. (-= C.I.A. IV) n.22a.; Zeit: Mitte des fünften Jahrhunderts.') 

Y r olksbeschluss der Athener, veranlasst durch Unruhen in 
Milet. Bestimmungen über Prozesse der Milesier in Athen in den 
Monaten Anthesterion und Elaphebolion. Kompetenzgrenze (für 
die Gerichte in Milet) auf einhundert Drachmen fixiert. Be- 
stimmungen über Gerichtsgelder und über Einführung der Pro- 
zesse durch zwei der Archonten. In Milet wurden fünf emfitkrjtai 
eingesetzt. 


Athen und Ilestiaia-Ellopia. 2 ) 

I.G. I. (= C.I.A. I.) n. 28. 29 (S. 12), vgl. LG. I. Suppl. (= C.I.A. IV. 1) 
S. 12; Zeit: 445 v. Chr. 

In diese beiden Städte (in Euboia), die nach ihrem Abfall 
vom athenischen Bündnis von Perikies wieder unterworfen waren, 
wurden tausend athenische Kolonisten entsandt. Die Inschrift 
enthält Bestimmungen über den Handelsverkehr zwischen diesen 
Städten und Athen (via Oropos) und ihre Streitigkeiten; zur 
Entscheidung der Öixca ist bald ein Gericht in Hestiaia, bald ein 
solches in Athen kompetent. In Athen wird eine Kompetenz 
der Nautodiken erwähnt, die einem Kläger aus Hestiaia einen 
Gerichtshof zur Verfügung halten sollen (dVz«ört;ptot' jrapE^övrwv 
nh'iQig)-, in einem anderen Fall wird der Archon in Athen er- 
wähnt. Daneben erscheinen lokale Gerichte in Hestiaia und 
Ellopia, für welche die Richter aus den Einwohnern von Hestiaia 

*) S. Wilamowitz, Aristoteles und Athen, I. S. 223. 

*) S. Lipsius, Att. R. u R. Vf. I. S. 83, 87. 
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und Ellopia gewählt werden; diese Gerichte sind kompetent bis 
zu einer gewissen Summe, nach der neuesten Lesung bis zu zehn 
Drachmen 1 ), also nur für Bagatellsachen. Die Prozesse werden 
als Prozesse aus Verträgen 2 ) und Delikten bezeichnet. 

4. Athen und Mytilene. 

I.G. I. (= C.l.A. I.) n. 96 = Ditt. n. 29; Zeit: vor 427 v. Chr. 

Athenischer Volksbeschluss. Bestimmungen über Prozesse 
zwischen Bürgern von Mytilene und den nach der Unterwerfung 
von Mytilene dorthin entsandten athenischen Kolonisten. Auf- 
rechterhaltung des früher — mit dem selbständigen Mytilene — 
abgeschlossenen Rechtsvertrages (zövn{iolai cd tOuv). 

Athen und Selymbria. 

I.G. I. Suppl. (= C.l.A. IV. 1) n. 61 a = Ditt. n. 53; Zeit: nach 409 v.Chr. 

Vertrag zwischen Athen und Selymbria. In Streitigkeiten 
aus Verträgen (avyßöXaia) zwischen Bürgern von beiden Gemein- 
■wesen oder zwischen dem einen Gemeinwesen und einem Bürger 
des anderen Gemeinwesens soll ein Vergleich angestrebt und sonst 
ein Prozess nach dem Rechtsvertrag durchgeführt werden (oti 
d’äv dfupiaßtjröaiv , öixctg ivai rorö %6vuß ( )Xt)v). Uber den Inhalt 
der erst abzuschliessenden Rechtsverträge (övußoXai) ist nichts 
gesagt. 

G. Athen und Samos. 

I.G. II. 5 (= C.l.A. IV. 2) n. 1 b. = Ditt. n. 56; Zeit: 405 v. dir. 

Athenischer Volksbeschluss. Den Samiern wird das athenische 
Bürgerrecht 3 ) verliehen (Zantog 'Aftijvalog trat), sie sollen aber 
autonom bleiben und ihre Gesetze behalten; die früheren Ver- 
träge mit Athen bleiben in Kraft; Streitigkeiten unter den An- 
gehörigen sollen nach dem bisherigen Rechtsvertrage behandelt 
werden (jrfpi räv tyxfojuctiav « ay yiyvtjTtu • jrpüg ciXXtjXog ötdovcu 
xal dt^iOxfac rag ölxae xcctct rc'cg övfißoXäg t«g uöag). 

') Derselbe Betrag bei der endgültigen richterlichen Entscheidung der öffent- 
jichen Diaiteten in Athen s. Aristot. Pol. Ath. 53, 1. 

s ) Ich lese: [ot',u(Jotn]toe xai cidixrjuäuov 4iz[«t], 

*) S. Szanto, Griechisches Bürgerrecht S. 96. 
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7. Athen und Naxos.') 

I.G. II. 5 (= C.I.A. IV. 2) n. 88 d; Zeit: um das Jahr 378 v. Chr. 

Athenischer Volksbeschluss über die Kompetenz der Gerichte 
in Naxos. Es wird unterschieden zwischen dem dixaOTt/giov iv Nctfa 
und dem Öixußrtjgiov ’d&tjvijöL; anscheinend mit Bezug auf das 
athenische Gericht wird von »J exxkijTog und von iipiaiuoi dixai 
gesprochen; daneben wird mit den Worten duAXäaaeiv und öiai- 
Tt/nxog vofiog eine Schiedsgerichtsordnung erwähnt. 

8. Athen und Städte der Insel Keos. 

I.G. 11. 5 (= C.I.A. IV. 2) n. 54b. = Ditt. n. 101 ; Zeit: 362 v. Chr. 

Symmachievertrag. Die Keer versprechen, dass sie näher 
bezeichnete Prozesse, sofern der Streitwert einhundert Drachmen 
übersteigt, zu Öixai txxhjioi machen werden. In Bezug auf Vor- 
fälle, welche dem Vertragsschluss vorangegangen waren, wird eine 
Vermögenskonfiskation zu gunsten von Julis angeordnet; die in 
Athen anwesenden OTQaTtjyoi der Julieten sollen die Namen der 
Fehlbaren angeben; behaupten die so Verzeigten, dass sie nicht zu 
den Fehlbaren gehören, so sollen sie mit diesem Einspruch in einem 
besonderen Verfahren gehört werden, sie sollen Bürgen stellen bei 
den ßrgaTijyoi in Julis und versprechen, innert dreissig Tagen den 
Prozess zu übernehmen, in Keos oder in Athen (dtxorg vjroöjrsV 
xarä rog 09x0g xai tag övv&ijxa g iv Kim xret iv riji ixxkijtai nokei 
’A&tjvijai). 

. 9 . Athen und die Städte Koresos und yulis auf der Insel Keos. *} 

I.G. II. (= C.I.A. II) n. 546 = Mich. n. 401 ; Zeit: uni 350 v. Ch. 

Beschlüsse der Städte Koresos und Julis über den Export 
von Rötel (Mennig, /uArog), veranlasst durch eine Gesandtschaft 
der Athener. Verboten wird die Ausfuhr von Rötel anderswohin 
als nach Athen. Zur Kontrolle sollen die Exporteure ihre Schiffe 
anmelden und bezeichnen. Verbotwidrige Ausfuhr wird mit Ver- 
lust von Schiff und Ladung bestraft; anderseits wird dem An- 

') S. Szanto, Athen. Mitt. XVI. S. 41 ff. = Ges. Abhdlg. $. 173 ff. 

a ) Der Vertrag gehört streng genommen nicht in diese Übersicht, da er 
öffentliches Strafrecht enthält; da er aber an sich interessant und für die Beur- 
teilung von No. 8 nicht unwichtig ist, mag er hier Platz finden. 
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zeiger eine Belohnung im Betrag der Hälfte des Konfiskandums 
zugesichert. Weitere Athenische Beschlüsse sollen gültig sein, 
sobald sie zur Kenntnis der beiden kei'schen Städte gelangt sind; 
in Koresos scheint schon vor diesem Beschluss ein Gesetz über 
die Materie bestanden zu haben, in Julis anscheinend nicht. — 
Eigenartig ist die Regelung des Verfahrens; die Anzeige wird 
tvÖtil-tg oder fpcco ig, wenn sie von einem Sklaven ausgeht, fifjvvOt? 
genannt. In Koresos wird zuerst bestimmt (altes Gesetz?), dass 
die ivditgis bei den Astynoinen gemacht wird, die den Fall innert 
(30 ?) Tagen dem (einheimischen) Gerichte (dixccOrt/giov) vor- 
legen; es folgen Bestimmungen über die Bestrafung des Täters 
und Belohnung des Anzeigers und dann wird beigefügt, der An- 
zeiger habe die f'qpfötg [rig ÖLxaOT>}giov ] auch nach Athen, ln 
Julis wird ohne weiteres erklärt, die ivöei^ig könne in Athen 
(bei den Elfmännern oder in Julis) bei den Prostaten eingebracht 
werden. Wahrscheinlich ist die Zulassung der Klage in Athen 
für beide Städte neu; dem athenischen Gerichte wird hier ein 
Antrag gestellt auf Konfiskation zugunsten eines anderen Gemein- 
wesens; praktisch erfolgte die tvöei^tg wohl dann in Athen, wenn 
das Schiff bereits von Keos ausgelaufen war und auf der Fahrt 
mit Beschlag belegt wurde. 

10. Athen und Trotzen. 

I.G. II. 5 (= C.I.A. I V. 2) n. 1 35 e ; Zeit : um 350 v. Chr. 

Bruchstücke eines Vertrags zwischen Athen und Troizen 
(Argos). Es werden feste Strafen für bestimmte Delikte vor- 
gesehen; als Richter erscheinen die ievoöixat (in Troizen?); unter 
den Delikten werden Fälle von Körperverletzung, besonders Ver- 
wundung der Augen, aufgeführt, anscheinend mit Unterscheidung 
zwischen absichtlicher und nicht absichtlicher Tat; neben der 
Körperverletzung erscheinen die ..Schädigung“ schlechthin (füc iflij) 
und die Tötung. Im Zusammenhang mit der Behandlung der 
letzteren stehen die Worte ivi avrog und sroAtg; da das Jahr hier 
nicht als prozessualische Frist gemeint sein kann, handelt es sich 
hier wohl um die Landesverweisung auf Jahreszeit (amrutviiOfiog)'), 

*) über das Institut im allgemeinen und seine Verwendung bei der Tötung 
Fremder s. Plato, Ges. IX. 866. 
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wie sie im attischen Recht auch sonst bei Totschlag begegnet. 
Für Körperverletzung und Schädigung begegnen Geldstrafen. 
Die arg verstümmelten Bestimmungen über das Verfahren reden 
von Zeugen und von der Kompetenz des einen und anderen Ge- 
richts (Athen, Troizen); auch Fristen begegnen, von dreissig Tagen 
und von fünf Tagen, da bei Erwähnung der letzteren die Buch- 
staben 7iriQov lesbar sind, handelt es sich wohl um eine Ladungs- 
frist, die dreissigtägige Frist ist wohl die Frist der dixtj tufttjvos 
ries attischen Rechts. 

17. Athen und Ediinos (Akarnanien). 

I.G. II. (= C.I.A. II.) n. 107 mit Nachtrag I.G. II. 5 (= C.I.A. IV. 2) S.34; 
Zeit : um 348 v. Chr. 

Gesandte der Echinaier unterhandeln in Athen über den 
Abschluss von övfijioÄa . ') 

12. Athen und Eretria. 

I.G. II. 5 (= C.I.A. IV. 2) n. 116b; Zeit: kurz nach 340 v. Chr. 

Symmachievertrag zwischen Athen und Eretria. Athenischer 
Beschluss über Eidesleistung der Eretrier (Rat und Beamte) und 
Abnahme des Eides durch fünf athenische Gesandte; Eid der 
Athener. Am Eingang des Eides bedeuten die Worte | ovuß]6lav 
xcä . . . [ot övuuci Jjjot öui'f ra;«i’r[ o] wohl den Vorbehalt des Ab- 
schlusses von öüftfjoAtx, wie sie mit den anderen Bundesgenossen 
abgeschlossen sind. 

l.'J. Athen und boiotischer Bund. 

LG. II 1 (= C.I.A. II. n. 308) und II. 5 (= C I.A. IV. 2) n. 308b (S. 83) 
= Ditt. n. 227 u. 228; Zeit: zweite Hälfte des dritten Jahrhunderts v. Chr. 

Die beiden Gemeinwesen haben ein Symbolon geschlossen 
und die Stadt Lamia als exxbjTos n6h$ bezeichnet; diese Stadt 
ist um Entsendung eines Gerichtshofs ersucht worden; sie wählt 
aus ihren Bürgern die Richter (zaporovar) und sendet sie den 
Prozessparteien (t inoörtlluv , xaüuiv zo dixaöTijgiov); die Richter 
erledigen die Prozesse zum Teil durch Herbeiführung von Ver- 
gleichen, zum Teil durch Urteile. 

*) Wahrscheinlich ai'/ußo/.a zwischen Athen und dem [xotvov rwv , /4*G'p]i'ca , [6)r]. 
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14. Athen und achaiischer Bund. 

Polyb. XXXII. 17,3; Zeit: vor 167 v. Chr. 

Die Delier, die das achaiische Bürgerrecht erworben haben, 
berufen sich in Streitigkeiten mit Athenern auf den Vertrag 
Athens mit dem achaiischen Bund (ßixcaov ixkaßciv Jtorpa rDÖr 
’A&rjvcdav xctza x o Jrpog ’A%caov g Ovfißokov). 


B. Griechenland ausser Athen. 

Jo. Chaleion und Oianthea. (Lokris). 

Röehl I.G.A. 322 = G.D.I. n. 1479 = Mich. n. 3; Zeit: fünftes Jahr- 
hundert v. Chr. 

Die Inschrift (auf einer Bronzetafel) enthält den Wortlaut 
eines Rechts Vertrages ') zwischen den lokrischen Gemeinden 
Chaleion und Oianthea; durch den Vertrag soll der Bürger des 
einen Gemeinwesens, wenn ersieh als |fvog in dem anderen Gemein- 
wesen auf hält, geschützt sein gegen Gewalttätigkeiten der An- 
gehörigen dieses anderen Gemeinwesens. Dem Chaleier wird ver- 
boten, an Person und Habe des Oiantheers Gewalt zu üben, und 
umgekehrt; das Prinzip des Vertrages zuv tsvov fit/ nynv war an die 
Spitze gestellt und unter |fvog nicht der Fremde überhaupt, sondern 
der Vertragsfremde verstanden. Der Vertrag regelt die Rechts- 
folgen eines verbotswidrigen (vertragswidrigen) OvXäv und sieht 
ein besonderes Gerichtsverfahren vor, das sich in Bezug auf die 
Gerichtsverfassung verschieden gestaltet, jenachdem der |trog oder 
ein Bürger vor dem inländischen Gericht als Kläger auftritt. 
Wenn der (javog klagt , erscheinen besondere Fremdenrichter 
(jjtvoäixat) und der Kläger hat das Recht — unter bestimmten 
Voraussetzungen — Geschworene auszuwählen. 2 ) 


! ) Aus der Literatur zur Inschrift vgl. besonders: Ed. Meyer, Forsch, z. alt. 
Gesch. I. S. 307 ff.; Dareste, Revue des etudes gr. II. (1889) S. 318 ff; Meister, 
Ber. d. sächs. Ges. d. Wissen sch., phil. hist. CI. 1896, S. 19 ff ; vgl. auch v. Scala, 
Staatsverträge des Altertums 1. (1898) N. 58, S. 43; Ott, Beiträge zur Kenntnis des- 
griechischen Eides (1896) S. 103 ff. 

*) Die einzelnen Bestimmungen der Vertrages werden unten erörtert; betr. 
j-tvoÖixcu und tJzouörni vgl. unten S. 45. 
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Ui. Hypoknemidisdte I^okrer und Gemeinschaft der lokrischen 
Kolonisten in Naupaktos (sog. Kolonialrecht von Naupaktos). 1 ) 

Röchl I.G.A. 321 = G.D.I. n. 1478 = Mich. n. 285; Zeit: fünftes Jahr- 
hundert v. Chr. ; wahrscheinlich vor 455. 

Kolonisten der hypoknemidischen Lokrer in Naupaktos; die 
Kolonisten werden im Prinzip Naupaktier und hören auf hypo- 
knemidische Lokrer zu sein ; in mehrfacher Beziehung, besonders 
im Erbrecht und im Immobiliarsachenrecht, findet aber auf sie 
noch lokrisches Privatrecht Anwendung und zwar das Recht 
derjenigen lokrischen Gemeinde, der der Kolonist ursprünglich, 
vor der Auswanderung, angehörte. Bezüglich des Verfahrens 
wird allgemein bestimmt, dass die Kolonisten zu einer Öixtj ngüdixos 
bei den Richtern zugelassen werden, und dass sie klagen und 
verklagt werden können in Opus. Da die ganze Urkunde nicht 
einen Vertrag zwischen den Lokrern und der Stadt Naupaktos, 
sondern einen Vertrag der Lokrer mit den lokrischen Kolonisten 
in Naupaktos darstellt, handelt es sich überall nur um Streitig- 
keiten zwischen diesen; dabei ist wohl in erster Linie an die 
besonders erwähnten Erbschaftsstreitigkeiten zu denken. Über 
die Bestellung eines zrpoörnrijs s. u. § 6. — Eine Abänderung des 
Vertrages ist nur möglich, wenn die Mehrheit der Tausend in 
Opus und die Mehrheit der Kolonisten in Naupaktos sich dafür 
entscheidet. Wer den Vertrag bricht, erleidet Atimie und Kon- 
fiskation. Der Beamte (welcher? wo?) soll dem Kläger binnen 
dreissig Tagen den Prozess gewähren*), wenn noch dreissig Tage 
von seiner Amtszeit übrig sind, sonst erleidet auch er Atimie 
und Konfiskation; der Entscheid wird von Richtern gefallt. 

17. Lakedaimon und Argos. 

Thukydides V. 59, 79; Zeit: 418 v. Chr. 

Sytnmachie auf 50 Jahre. Streitigkeiten unter den beiden 
Gemeinwesen, besonders Grenzstreitigkeiten, sollen von einem 
dritten Gemeinwesen entschieden werden ; die folgenden Worte 

*) Aus der Literatur zur Inschrift s. besonders: Ed. Meyer» Korschg. z ah. 
Gesch. I. S. 291 ff.; Dareste-Haussoullier-Rcinach im Rec. d. insc. jur. grecq. I. 
S. 180 ff.; Meister, Her. d. sächs. Ges. d. Wissetisch, phit. hist. CI. 1895. S. 272 ff. 

*) Toirxulfiuivcot zav öixav öoutv röv uQ%nv. 


Digitized by Google 



15 


<ug öi frag (Private) scar« ree jcaxQiu drxa£io9ra werden von den 
meisten Herausgebern ') auf Streitigkeiten der Angehörigen der 
beiden Gemeinwesen bezogen, dann ergibt der Gegensatz, dass 
solche Streitigkeiten nicht von dem Gericht eines dritten Gemein- 
wesens, sondern von dem heimatlichen Gericht (wohl des Be- 
klagten) entschieden werden sollen. 

18. Messern und Phigalia. 

Ditt. n. 236 ■= Mich. n. 187; Zeit: zwischen 250 und 222 v. Chr. 

Abschluss eines Isopolitievertrages; darin wird der Abschluss 
eines Rechtsvertrages in Aussicht genommen: noitj6ao9ai Öi xnt 
övfißo kav av xa öoxti nfiiportQcug Trete? jröAsotg. 3 ) 

ltt. Melitea und Perea. 3 ) 

Mich. n. 22 = G.D.I. n. 1415; Zeit: Ende des dritten Jahrh. v. Chr. 

Beide Städte gehören zum aitolischen Bund; sie schliessen 
einen Sympolitievertrag, nach welchem das kleinere Gemein- 
wesen der Peraier in dem grösseren der Meliteer aufgeht; die 
Stadt Melitea besorgt die öffentlichen Angelegenheiten von Perea. 
In beiden Städten sollen dieselben Gesetze gelten. Die Ago- 
ranomen von Melitea entscheiden xara ritgrifitivov 4 ) die Prozesse 
unter Bürgern von Perea, die bisher vor die Agoranomen von 
Perea gebracht wurden. Nach dem Sympolitievertrag sind dem- 
nach die Beamten des einen (höheren) Gemeinwesens kompetent 
bei Streitigkeiten unter Bürgern des anderen Gemeinwesens, und 
so wohl auch bei Streitigkeiten zwischen Bürgern der beiden 
Gemeinwesen. 

’) Anders C lassen: er bezieht den Schlusssatz auch auf einen Streit der 
beiden Gemeinwesen und findet darin den Gedanken: Private (nicht Beamte) 
der urteilenden (dritten) Stadt sollen die Richter sein. 

5 ) Vgl. Szanto, griech. Bürgerrecht S. 76 ff 

’) Vgl. Szanto, griech. Bürgerrecht S. 152 ff. 

4 ) Wortlaut: r«f äf fr clyntjctinitntg iixag yivnuirng fh]Qiotg irori rirjQfig 
x«r« TtToauTjvnv Sixn^ovtio (y. TJrj^totg nt iy Mfhning ttyof/avo/ioe, ich denke mir 
die Sache so, dass alle 4 Monate, also dreimal im Jahre, die Agoranomen von 
Melitea nach Perea kommen, vgl. die Wendung rö xn9' i£äftt]vov ncrQftyiyintitPOV 
di xaarrjQiov in der Inschrift aus Magnesia bei Ditt. n. 554. 
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20. Adiaisdier Bund und Rhodos. 

Inschrift aus Tenos 1 ), herausgegeben von Demoulin im Bull. corr. hell. 
XXVII. S. 243; Zeit: zweites Jahrhundert. 

Gesandtschaft der Rhodier zum Zweck der Erneuerung eines 
früher abgeschlossenen Rechtsvertrags (diojj&anhs toi) Ov/ißöiov). 

21. Aitolisdier Bund und König Eumenes II. von Pergamon. 

Ditt. n. 295 = Mich. n. 291 = G.D.I. n. 1413; Zeit: zwischen 179 und 
172 v. Chr. 

Asylie für das Heiligtum der Athene Nikephoros bei Perga- 
mon. Die Aitolier versprechen innerhalb des befriedeten Ge- 
bietes das dvkäv zu unterlassen ; wenn ein Aitolier dies doch tut, 
kann er vor den (aitolischen) dvvidpoi belangt werden von dem 
Beschädigten, aber auch von irgend jemandem in den Öixai in 
jroriör aöiog. ') 


22. Aitolier und Mytilene. 

Mich. n. 25; Zeit: Anfang des zweiten Jahrh. v. Chr. 

Asylievertrag. Die Aitolier versprechen, dass sie gegen die 
Mytilenaier kein öiUäv ausüben werden; wenn ein Aitolier dies 
doch tut, wird unterschieden jenachdem das Weggenommene zu 
den ifitpaviu oder zu den ätpavta gehört; im ersteren Fall soll 
der im Amt stehende Strateg das Weggenommene eintreiben und 
dem Mytilenaiern herausgeben, im letzteren Fall sollen die 
Synedroi die ihnen angemessen erscheinende Strafe verhängen. 

23. Aitolier und Einwohner der Insel Keos. 

Ditt. n. 247 — Mich. n. 27 = G.D.I. n. 1410; Zeit: Anfang des zweiten 
Jahrh. v. Chr. 

Inhalt im wesentlichen 3 ) wie in n. 22. 


*) Der rhodische Gesandte hält sich in Tenos auf und erhält dort Ehrungen. 

*) Wortlaut: vitödixov tlutv iv r oig GWkÖQOig rwi ddntrj&ivrt x«t ullta rcot 
frilovti iv rtiig ix Tiortorußiü > Jtxutg; hierüber s. u. § 10. 

3 ) Die Worte ifiipuvij, <c <puvij erscheinen hier nicht; statt des ersteren steht 
hier wohl gleichbedeutend tu iv AiuoXiuv vcutuyüfitva ; sachlich liegt ein Unterschied 
nicht vor; vor dem Wort xvqiov ist nicht [v.utuöivm£\ovzU) sondern [dv(atQÜGß]ovzu 
zu lesen. 
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24. Delphi, Verträge mit Amphissa und anderen Gemein- 
wesen, erwähnt in den delphischen Freilassungsurkunden. 

Sammlung der Urkunden von Baunack in den G.13.I. n. 1684 ff. (II. 
S. 184 ff.); neueres Material bei Colin Bull, de corr. hell. XXII. S. 1 ff. ; 
Zeit: zweites und erstes Jahrhundert v. Chr. 

Die Freilassung erfolgt in der Form eines fiktiven Verkaufes 
an die Gottheit. 1 ) Der Freilasser (Verkäufer) stellt Bürgen (Kauf- 
bürgen, (JtßttiMT^pfg), die neben ihm dem Gotte den Kauf ge- 
währleisten (ßißcaov napizeiv rou üicot rav civriv ) ; sie sollen den 
Freigelassenen im Falle eines Angriffs auf seine Freiheit be- 
schützen; tun sie dies nicht, so haften sie auf eine Geldsumme, 
deren Betrag bald in absoluten Ziffern, bald durch Verweisung 
auf den Kaufpreis, bald wieder gar nicht bestimmt wird. Die 
Geltendmachung dieses Anspruches wird dem Beikommenden 
(ro5 fftAofri) überlassen. 

Die Bezeichnung der Bürger erfolgt in der Regel mit den 
Worten: ßtßatcoti)g xatd r ov vdu ov o dtiva , in einigen Fällen wird 
dies dahin präzisiert: xatd rov vofiov räg jro'Arog rtäv ^JtXtpüv. 3 ) 
Diese Bezeichnung begegnet sowohl da, wo Delphier, wie da, 
wo Ortsfremde freilassen. Im letzteren Falle findet sich neben 
der Bezeichnung ßtßaiarijg xatd tov vdfiov 3 ) auch die Bezeichnung 
xatd tov vofiov räg jröAiog xui xatd rav övußoXdv (oder ro OvfißoXov),*) 
erheblich seltener auch schlechthin die Bezeichnung xaru rät’ 
CvfißoXcev 3 ) (oder ro ovfißoXov). Der Bürge erscheint bald in der 
Einzahl, bald in der Mehrzahl, er ist bald ein Delphier bald ein 
Mitbürger des Freilassers; da wo bei der Bürgenbestellung aus- 
drücklich auf die OvfißoXä (OvfißoXov) verwiesen wird, werden in 
der Regel") zwei Bürgen genannt, einer aus Delphi, einer aus 
der Heimat des Freilassers. 

•) Über die rechtl. Natur der delphischen Freilassungsurkunden im allg. s. jetzt 
bes. Recueil des inscr. jurid. grecq. II. S. 251 ff. 

’) So in den Inschriften n. 1730, 1864, 1921 und bei Colin n. 105. 

*) Auch die Bezeichnung xnrd rovq vouovq tcöv nölttav kommt hier vor, s. n. 2202. 

') Die älteren Urkunden bis zur Mitte des zweiten Jahrhunderts haben : cvu- 
ßoict. nachher durchwegs av/ußoXov. 

*) So in den Inschriften n. 1684 u. 2051 (Freilasser in beiden Fällen Bürger 
von Amphissa). 

8 ) Durchaus nicht immer, es kommt auch bei dieser Bezeichnung vor, dass 
als Bürge nur ein Delphier oder ein Mitbürger des Freilassers erscheint, vgl. n. 1921, 
1984, 2141, 2223, 2261 u a. 

Hitzig, Altgriech. Staatsverträge. 2 
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Die ovußoXai (öv/tßoAa), auf die Bezug genommen wird, sind 
nur in zwei Fällen nach der Person des Gegenkontrahenten (der 
Delphier) näher bezeichnet ; ausdrücklich werden genannt ein 
Rechtsvertrag mit Phokis 1 ) und einer mit Amphissa 2 ). Der 
Inhalt des Vertrages scheint sich aber nicht speziell mit der Art 
der Bürgenbestellung bei Freilassungen beschäftigt zu haben, 
im besondern war darin nicht angeordnet, dass der Fremde, der 
in Delphi freilässt, einen Delphier als Bürgen stellen müsse (als 
alleinigen Bürgen oder neben einem anderen Bürgen aus seiner 
Heimat). 3 ) Wahrscheinlich regelte das övpßolov allgemein die 
Geltendmachung von Forderungsrechten des Gläubigers am Wohn- 
ort des Schuldners; die Verweisung auf das Symbolon hat dann 
nur den Sinn, dass der Gott aus dem in Delphi abgeschlossenen 
Kauf gegen Käufer und Kaufbürgen auch in ihrer Heimat zu 
Klage oder zu Pfändung ohne Klage zugelassen werde. In zwei 
Urkunden wird ausdrücklich die „Pfändung nach Gesetz und Ver- 
trag“ zugelassen ■* *), in einer dritten Urkunde, in der ein Fremder 
einen Delphier „nach dem Gesetz der Delphier und nach dem 
Rechtsvertrag“ zum Bürgen bestellt hat, wird gegen beide „die 
Pfändung nach dem Gesetz“ gegeben. 5 ) 

25. Chaleion und Amphissa. 

l.G.IX. (= C.I.G. S. III) n. 331 =G.D.I. n. 1477; Zeit: zweites Jahrhundert. 

Eine Freilassungsurkunde erwähnt einen Bürgen, der „gemäss 
einem Rechtsvertrag Bürge“ ist, tyyvo g xari< Ovitßokäv. Der Ver- 
käufer ist ein in Amphissa niedergelassener Elier, der Bürge ein 
Bürger von Chaleion. 

Achaischer Bund und Athen s. o. n. 14. 


>) n. 1721. 

*) n. 2181. 

a ) Feste Regeln lassen sich auch dann nicht ermitteln, wenn man alle Ur- 
kunden zusanimenstcllt, in denen als Freilasser Bürger eines Gemeinwesens er- 
scheinen, für das die Existenz eines Rechtsvertrages (mit Delphi) bezeugt ist, z. B. 
die 51 Urkunden, in denen als Freilasser Bürger von Amphissa erscheinen, hier 
begegnet in 5 Urkunden einfach ßf-ßiuioz/jg , in 29 ß. xazu vofiov , in 14 ß. Tiara 
vöfiov xa'i ovjußolov, in zwei Fällen einfach xuzd cvfißoXo v\ irgend eine Proportion 
zwischen diesen Wendungen und der dabei auftretenden Zahl oder der Heimat der 
Bürgen ist nicht erfindlich. 

4 ) N. 1712 und n. 1718: ngdxvifioi tarcocav xutd tov vouov v.at xazd zo nvußoXov . 
a ) N. 1921. 
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C. Inseln und Kleinasien. 

20. Chalkis auf Ettboia (oder Kolonie dieser Stadt) 
und unbekannte hellenische Stadt. , 

Inschriften von Olympia n. 25; Zeit: fünftes Jahrhundert. 

Nur weniges erkennbar. Die Parteien werden als ävziÖixm 
bezeichnet, die eine Partei als 6 (ptvycov . Die Zahl der Richter 
soll neun betragen, sie sollen in fünf Monaten den Entscheid 
fallen; die Bestimmung über die Wahl tö[r] imÖtj^ov, aigtlofta 
dl 3i ... . bleibt unklar. Möglicherweise handelt es sich um eine 
Wahl der Richter. 1 ) 2 ) 

27. Paros und Thasos. 

I.G. XII. 5 n. 109; Zeit: 411 v. Chr. 

Bündnisvertrag; die Worte xat öixctg xat Ö . . . . ergeben, dass 
darin auch von Prozessen die Rede war. 

28. Mytilene und Phokaia. 

G.D.I. n. 213 = Mich. n. S; Zeit: Beginn des vierten Jahrhunderts v. Chr.’) 

Vertrag zwischen Mytilene und Phokaia über gemeinsame 
Prägung von Goldmünzen. In Z. 4 — 18 Bestimmungen gegen 
Münzfälschung. Es wird unterschieden nach dem Ort der Be- 
gehung der Tat: ist die Fälschung in Mytilene begangen, so 
sollen Richter sein die sämtlichen Magistrate von Mytilene und 
es soll die Majorität entscheiden; in derselben Weise soll das 

*) Wie in n. 15 und in n. 39, c tiQhiatim Öt »[oAirnrg]? 

? ) Auch die Bestimmung über die avrjßoi und yvyaixfg ist unklar; ähnlich und 
ebenso unklar in n. 10. 

3 ) Blass im Hermes XIII. (1878) S. 382 ff. und Dittenberger ebenda 
S. 399 fassen die Worte öixaatnig df tuutvat r ß>i tv MvuXqvcu xigvctvii rnig 
«QZctig 7ic«Jaig ruig tp MvviXrjvtti n Xitig tmv tciuioteov anders; sie denken an einen 
gemeinsamen Gerichtshof, in dem die Magistrate des Tatorts die Majorität bilden 
sollen; sie bringen mit der hieraus resultierenden Reise der Magistrate des einen 
Gemeinwesens zum anderen die Erledigung des Prozesses nach Ablauf der Amts- 
dauer zusammen. Mir scheint die Erklärung des Textes näher zu liegen. Die 
Gesamtheit der Magistrate eines Gemeinwesens als Gerichtshof kommt auch sonst 
vor, s. n. 29; will man das n Xing uav (tiuiatfov nicht auf die Abstimmung be- 
ziehen (vgl. das ovrfg vnlg rjftiong in n. 34), so kann man auch an eine Präsenz- 
ziffer denken (mindestens die Hälfte muss anwesend sein). 
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Gericht in Phokaia gebildet werden, wenn die Tat dort be- 
gangen wurde. Der Prozess soll spätestens in einem halben 
Jahr nach Ablauf des Jahres erledigt sein. Der Vertrag statuiert 
auch die Strafen, in einem Fall soll die Strafe Todesstrafe sein, 
in einem anderen Fall soll sie vom Gericht ausgemessen werden; 
da in beiden Bestimmungen das Wort Qikav erkennbar ist, scheint 
bei Unterscheidung der beiden Fälle auf die Willensrichtung des 
Täters abgestellt zu werden. Da für die Kompetenz des Ge- 
richts auf den Tatort (nicht auf den Heimats- oder Wohnort 
des Täters) abgestellt wird, liegt eine Vereinbarung vor, durch 
welche den Gerichten des einen Gemeinwesens unter Umständen 
auch die Bestrafung von Angehörigen des anderen Gemeinwesens 
zugewiesen wird. 


20. Pricne und Maroneia. 

Inschriften von Priene (herausgegeben von Hiller von Gaertringen 1906) 
n. 10 (S. 15); Zeit: viertes Jahrhundert. 

Beschluss von Priene über die Rechtsverhältnisse mit Maroneia 
(Kolonie von Chios). Es wird u. a. bestimmt; wenn ein Bürger 
von Priene Unrecht tut (ädixii) einem Bürger von Maroneia, der 
in Priene niedergelassen ist oder vorübergehend sich dort auf- 
hält, so soll der Verletzte Anzeige machen (iitayyikkuv) bei den 
ti.juoüjroi 1 ), und diese sollen den Streitfall den avvagpat 1 ) zu weisen 
und diese wiederum sollen in drei Tagen das Urteil fallen 
(xgivuv); werden diese Bestimmungen nicht befolgt, so sollen die 
aiTLoi (d. h. die fehlbaren Magistrate) eintausend Drachmen zahlen; 
den Prozess gegen die Schuldigen kann der verletzte Maroneite 
führen oder jeder beliebige Bürger von Priene; der Kläger 
schwört den gesetzlichen Eid, dass der fehlbare Magistrat die 
Stadt (Priene) schädige (jikunrovai tijv nohv)\ die Strafsumme 
(xar nöixtj) fällt dem Maroneiten zu. 

30. Teos und Lebedos. 

L)itt. n. 177 = Mich. n. 34; Zeit: zwischen 306 und 302 v. Chr. 

Brief des Königs Antigonos an die Teier über den Synoikis- 
mos zwischen den beiden Städten Teos und Lebedos. In bezug 

') Die r/jtiof'jfoi und die ovi'UQpiu werden auch sonst mehrfach in Priene er- 
wähnt, letztere namentlich zusammen mit der fJotritj. 
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auf Prozesse wird unterschieden zwischen den bereits vorhandenen 
tynkrifiara xat övf.iß6kcaa und den zukünftigen. Für die Zukunft 
sollen die beiden Städte gemeinsame Gesetze aufstellen. 1 ) Bezüg- 
lich der bereits vorliegenden Fälle wird wiederum unterschieden, 
jenachdem die Parteien demselben oder verschiedenen Gemeinwesen 
angehören; im ersteren F'all wird der Prozess nach den Gesetzen 
dieses einen Gemeinwesens entschieden; für die Entscheidung der 
anderen Prozesse (Teier gegen Lebedier und umgekehrt) soll ein 
Rechtsvertrag (öirvQtjxrj) durch besondere övv&rjxoyQaqioi. aufgesetzt 
werden; Einwendungen gegen den Vertrag (Entwurf) sollen von 
einem dritten Gemeinwesen geprüft werden a ), die beiden .Städte 
haben hierfür die Stadt Mytilene bereits bezeichnet. Der König 
Antigonos erwähnt einige materiell rechtliche Bestimmungen, die 
in den Vertrag aufgenommen werden sollen. — Der von den 
Parteien bestimmten jro/Ug ExxAtjrog 3 ) wird hier eine Mitwirkung 
bei Abfassung des Rechtsvertrages zuerkannt; worin ihre 
Funktionen sonst (schon vor Abschluss des öui’otxiöjuog) bestanden, 
ist nicht gesagt. 


31. Naxos und Paros. 

C I. Gr. 2265; Zeit: viertes oder drittes Jahrhundert. 

Streitigkeiten zwischen Naxos und Paros tverden von einem 
Gericht aus Eretria entschieden (vö ’Eqitqiicov dixaöitjQior). Der 
Prozess endigt mit einem Vergleich öüAAudtg, nach dessen Inhalt 
weder zwischen den Städten und Gemeinwesen unter sich, noch 
zwischen einem Gemeinwesen und einem Angehörigen des anderen 
eine Schuld weiter besteht. Ein Gemeinwesen, das die Ab- 
machung bricht, zahlt zwanzig Talente Strafe, ein Privater fünf 
Talente. Ob diese Entscheidung des fremden Gerichts auf einem 
generellen Rechtsvertrag beruhte und ob dieser sich auf Streitig- 
keiten unter den Angehörigen bezog, steht dahin. 

*) S. dazu unten § 8 a. E. 

*) So in §6: ftv xl cli tiX&yrjuu jrgog rrjv Gvv&rjxrjv, intxQi&ijviu Iv rfjt txxlrj- 
r (oi (drjvcoi; ähnlich wird unten in § 8 bei Aufstellung der gemeinsamen Gesetze 
für die Zukunft vorgesehen, dass bei Meinungsverschiedenheiten der König oder 
eine von ihm bezeichnete Stadt entscheide (jbrtxpiVtt). 

3 ) Da dieses Gemeinwesen als ij fxxAqrog bezeichnet wird, war die 

Stadt wohl schon in früheren Verträgen als Richterin im Streit der Gemeinwesen 
eingesetzt; über 'f^dfirfvog s. oben S15. 
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<i2. Naxos und Arkesine (yltnorgos). 

Ditt n. 517 = Rec. des inscr. jurid. grecq. I. S. 312 ff.; Zeit: Beginn des 
zweiten Jahrhunderts v. Chr. 

Darlehnsvertrag des Praxikles 1 ) aus Naxos (als Gläubiger) 
mit der Stadt Arkesine auf der Insel Amorgos; dem Gläubiger 
wird verpfändet das ganze Vermögen der Stadt sowie das Ver- 
mögen der Bürger und Niedergelassenen; wenn die Schuldnerin 
nicht rechtzeitig zahlt, soll dem Gläubiger die Pfändung zustehen 
xa&nntQ öixijv lörf /.ijx otmv iv t>/ txxAi/rw xaru 1 6 a vpßolav ro Ncth'av 
xai ' AQXiOivtav rtkog l%ovOrj ätijuiu g ovri nuOqg tijuiag.-) Der Rechts- 
vertrag (Ovfißokov) ordnete hier jedenfalls nicht nur die Streitig- 
keiten unter den Angehörigen , sondern auch (oder nur) die 
Streitigkeiten der Gemeinwesen (unter sich oder mit Angehörigen 
des anderen Gemeinwesens); die Entscheidung ist einer dritten 
— nicht genannten — Stadt übertragen.®) 

Ein ähnlicher Vertrag bestand wahrscheinlich auch zwischen 
Arkesine und Astypalaia. 

.7.7. Pa ros und Allaria (Kreta). 

C.I.Gr. 2557 = Mich. n. 47; Zeit: zweites Jahrhundert v. Chr. 

Isopolitievertrag; die Angehörigen des einen Gemeinwesens 
sollen in dem anderen (itrijttv ftiiav xal av&Qunivav. Besondere 
Bestimmungen über Prozesse fehlen, da aber die Verhandlungen 
der beiden Kontrahenten als solche arrpi rwoiUca bezeichnet werden, 
liegt in der Zusicherung des ptzijitiv wohl auch das, was sonst 
ausdrücklich in den Asylieverträgen geordnet ist. 

.7 4. Priene und Milet. 

Inschriften von Priene (herausgegeben von Hiller von Gaertringen, 1906) 
n. 28; Zeit: bald nach 200 v. Chr. 

*) Dieser Vertrag im Recueil a. a. O. n. XV. A.; verwandte Schuldverträge, 
in denen ebenfalls die Stadt Arkesine als Schuldnerin erscheint, ebd. B. — E. 

g ) Ähnlich in einem anderen Vertrage (Rec. n. XV Bd. 15), in dem ein Bürger 
von Arkesine Gläubiger ist: [x«ffa?rfp dixrjv <o]<pl^xor*$ l&ovlrj[g $v zy ixulyzco]. 

a ) Aus der Literatur zu den amorginischen Schuldurkunden vgl. besonders: 
Dareste, Haus souliier und Reinach im Rec. des inscrip. jur. grecq. I. S. 312 ff.; 
Mitteis, Reichsrecht und Volksrecht, S. 407 ff. ; Hitzig, Griech. Pfandrecht S. 59 ff. ; 
Delamarre in Rev. de philol. XXVIII (1904) S. 81 ff. 
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Der umfassende Vertrag enthält einen Abschnitt mit dem 
Titel siigl dixcöv. Die Bürger von Milet werden in Priene, die- 
jenigen von Priene in Milet zu einer Klage (iyxaA hv) zugelassen; 
in jeder Stadt werden zur Entgegennahme solcher Klagen be- 
sondere Magistrate bezeichnet. Der Vertrag enthält Bestim- 
mungen (Formen und Fristen) über Klageerhebung und Ladung 
und über die Abstimmung der Richter; diese Bestimmungen 
werden unten im systematischen Teil (§ 7) besprochen. — In 
einem weiteren Abschnitt ntgl ävayyctfpijg ist nochmals von einer 
Tätigkeit der Richter (d’txßöraf, dixaörijQiov) die Rede und von 
Prozessen, die von den Magistraten den Richtern übergeben 
werden (naQudidövtti). 

35. Teos, Asylieverträge mit verschiedenen, meist kretischen 

Gemeinwesen. ’) 

G.D.l. (111.) n. 5165 ff. = Mich. n. 51 ff. 

Die Stadt Teos (Lydien) weiht ihr ganzes Gebiet dem Gott 
Dionysos und erwirkt von anderen Städten, dass diese die Heilig- 
keit des Gebiets und die Asylie der Bürger und Einwohner von 
Teos anerkennen; die letzteren sollen bezüglich ihrer Person und 
bezüglich ihres im Gebiet von Teos befindlichen Vermögens gegen 
gewaltsames Wegführen (aysLv) durch Angehörige des anderen 
— die Asylie zusichernden — Gemeinwesens geschützt sein. 

Die Urkunden zeigen die Beschlüsse (Antworten) der Ge- 
meinwesen, von denen die TeTer durch Gesandte die Verleihung 
der Asylie erbeten haben. Einige dieser Beschlüsse beschränken 
sich darauf, die Asylie des Gebiets und der Bewohner zu statu- 
ieren -) oder stellen ganz allgemeine Hilfeleistung (fJot/fffi>) 3 ) für 
den Fall der Verletzung in Aussicht; andere Urkunden enthalten 
genauere Bestimmungen: Dem Angehörigen des zusichernden 

*) Aus der Literatur hervorzuheben : Szanto, Art. aavh'a in der Real- 
enzyklopädie von Pauly-Wissowa, Dareste in der Revue des Stüdes grecques II. 
(1889) S. 303 ff. 

*) Das Gebiet (ffOUg x«ei zaiQ«) wird als hgov xat aßvlor erklärt, den Ein- 
wohnern wird davlitt xni doqpciUt« zugesichert. 

s ) ln einigen Urkunden wird deutlich unterschieden zwischen der Hilfeleistung 
(gegen irgend jemanden) und dem Einschreitern der Magistrate des zusichernden 
Staates (gegen die eigenen Angehörigen). 
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Gemeinwesens wird angedroht, dass gegen ihn — im Falle der 
Übertretung — gemäss dem Gesetz über die Ugoavkia vorgegangen 
werde, ln den Beschlüssen der kretischen Städte erscheint 
zumeist die Anordnung, dass kein Angehöriger der Stadt einen 
Teler oder sein Vermögen gewaltsam wegführen (aytiv) dürfe; 
wenn es doch geschehe, solle jedem beikommenden Bürger 
(ßovkofnvos, 7iaQaytvö(iEvoi) von Teos ') erlaubt sein, auf das 
Weggeführte zu greifen (imka^ßttvtadaL tc5v öaficaiav xa\ xgtj^cc- 
twi>); die Beamten der Gemeinwesen sollen das Weggeführte 
an sich nehmen (tAav) oder den Wegführenden zur Heraus- 
gabe zwingen (inai'ayxdtnv änoÖLÖövai rovg ijrovrag) und so das 
Abgenommene dem Beschädigten wieder verschaffen. — In 
dem Beschluss der Aitolier 2 ) wird auch das Verbot des dyuv 
aufgestellt und dann unterschieden zwischen tficpavi} und dcpuvrj 
(Xgi'lftaTu ) ; die ersteren sollen von den jeweiligen Beamten öt qu- 
zryyol und OvviÖqoi (der Aitolier) eingetrieben werden (ävangdöcstiv)', 
bezüglich der letzteren (äqxivij) sollen die Schuldigen (die Weg- 
führenden, dyvr/xoTEg) verantwortlich sein und es soll den Teiern 
zustehen die tydixadig xai Aoijtj) oixovouia.*) 

.'Hi. Sardes und Ephesos. 

Altertümer von Pergamon VIII. 2. n. 268 = Ditt. Or. Graec. inscript. 
sei. n. 437; Zeit: erstes Jahrhundert v. Chr. 

Vertrag zwischen Sardes und Ephesos, aus der Zeit des 
Q. Mucius Scaevola, wahrscheinlich des jüngeren (ca. 98 v. Chr.), 
abgeschlossen unter Vermittlung der Stadt Pergamon. 

Der Vertrag enthält zunächst Bestimmungen über Streitig- 
keiten zwischen den Angehörigen der beiden Gemeinwesen. 
Diese Bestimmungen werden unten erörtert. 5 ) 

Der .Schluss des Vertrages regelt das Verfahren bei Streitig- 
keiten der beiden Gemeinwesen 5 ): Die eine Stadt macht 


*) Ausnahmsweise auch dem Bürger des zusichernden Gemeinwesens (s. 
Mich. 54, 59). 

*) G.D.I. n. 1411 = Mich. n. 68. 

3 ) Vgl. dazu oben n. 21 — 23, 

4 ) S. u. § 10 im ersten Abschnitt. . 

Ä ) Wortlaut: o cpdfitv diiuog 7tQoXtytr(o diu ngtaßtiag 
T(üi bynuXovittvait örjuan ro tyxArj/u«. 
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klageweise geltend, die andere habe den Vertrag verletzt. Die 
Entscheidung des Streites wird einer dritten Stadt zugewiesen, 
bei deren Bezeichnung die Stadt Pergamon, ihr Vermittleramt 
fortsetzend, in eigenartiger Weise sich beteiligt. Die klagende 
Stadt gibt durch eine Gesandtschaft der beklagten Stadt ihr Be- 
gehren schriftlich kund; dreissig Tage nach dieser Zustellung 
erscheinen Abgeordnete der beiden Städte in Pergamon zu einem 
als öuxöixaeta ') bezeichneten Termin; nach weiteren fünf Tagen 
wird in Pergamon aus einer grösseren Zahl von Städten ! ) eine 
ausgelost, die das Urteil fällen wird (xkijoovv zov xqivovvzk drjfiov); 
sechzig Tage nach der Auslosung erscheinen Vertreter der Par- 
teien mit Schriftstücken (schriftliche Vollmachten) in der aus- 
gelosten Stadt und erhalten von dieser einen Gerichtshof (ddötg 
dixuöztjQiov); das Urteil haben beide Parteien sofort zu befolgen. 
Erscheint eine Partei nicht in Pergamon (dtjfiog (teOizsvav) oder 
nachher nicht in der ausgelosten Stadt ( äijfiog tikr/idg, kaxovöu 
jröAig“), so wird zu Gunsten der erschienenen Partei entschieden 
(iöTCJ xazd zov nagorza). 

Rhodos und achaiischer Bund s. o. n. 20. 


D. Kreta. 

Die kretischen Inschriften werden in der Folge nach der 
neuesten Zusammenstellung von Blass in den griechischen Dialekt- 
inschriften (G.D.I.) zitiert. 

.77. Gortyn und Rhisen. 

G.D.I. n.4985; Zeit: fünftes Jahrhundert*) 

Die beiden Städte bezeichnen sich im Vertrage beide 
als uvzovofioi xa\ avzoäixoi , nach dem Inhalt des Vertrags 

*) Das Wort Öia8ntd&69cu wird nachher auch für die Tätigkeit der Parteien 
vor dem Ör/uog ttirjioiQ verwendet. 

*) Die Städte, unter denen gelost wird, sind von den Parteien gemeinsam 
bezeichnet worden (Z. 75). 

*) Der Ausdruck füxlrjrog rrd-bs wird nicht verwendet, die Worte [r«]$ 
rovg Ö[/]xcrs stehen — vereinzelt — vor den Bestimmungen über die Streitigkeiten 
der Privaten. 

4 ) Vgl. auch Text und Kommentar im Recueil des inscriptions juridiques grecques 
II. S. 321 ff. 
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wird aber der Stadt Gortyn eine übergeordnete Stellung zu- 
erkannt. 

Im Kriegsfall kann der Strateg von Gortyn die Rhizenier 
(rhizenische Soldaten) bis zum Betrag einer Drachme büssen ; 
die eingezogenen Beträge darf er verwenden im Einverständnis 
mit dem Heer und mit den Rhizeniern. Zieht er einen höheren 
Betrag ein oder verwendet er das Eingezogene anders als be- 
stimmt ist, so kommt es zu einem „Fremdenprozess“ (ieveia dixt/), 
bei dem wohl der verletzte Rhizenier als Kläger in Gortyn er- 
scheint. — Es soll kein Gortynier zum Zweck der Vornahme 
einer Pfändung (ti'£j;t»paör«s) nach Rhizen kommen ; geschieht es 
doch und unterliegt dann der Pfandende im Prozess um die 
Pfänder (ui di xa vixa&rjt uäv fvtjjüpoi'), so verliert er zweimal 
den Betrag, 1 ) der Magistrat von Rhizen treibt den Betrag ein, 
wenn er es nicht tut, dann sollen die Ältesten es tun. — Ergeben 
sich in Zukunft Konflikte zwischen den beiden Gemeinwesen, so 
soll der Herold [der Rhizenier die Gortynier] auffordern, innert 
zehn Tagen auf dem Markt in Rhizen zu erscheinen und Rede 
zu stehen gegen die Beschuldigung, es kommt dann zu einer 
xgiaig. 


.‘iS. Lytios und Malta. 

G.D.I. n. 5100; Zeit: ? 

Bündnisvertrag. Bestimmungen über gemeinsame Krieg- 
führung und Verteilung der Beute. Bezüglich des gewaltsamen 
Wegführens (öim<*v) wird bestimmt: es ist nicht erlaubt einen 
Lyttier in Malla oder einen Mallier in Lyttos gewaltsam weg- 
zuführen ; wenn jemand es doch tut, soll er den Betrag zahlen, 
in dem er gepfändet hat 2 ) und weitere hundert Stateren. Der 
Magistrat soll innert zehn Tagen die Befreiung des gefangen ge- 
setzten Freien bewirken, wenn etwas anderes gepfändet worden 
ist (Sachen), innert zwanzig Tagen. Wenn die Magistrate dies 


*) Nach den Worten Ainlrji HtttftGtdaat rav clrtloov r ißäv scheint in den 
Worten at iv reit . . qui t t [yQ((]rr(u eine nähere Bestimmung des Betrages zu liegen, 
der verdoppelt werden soll; vgl. die ttfxat (d Eyqttnrai in n. 39. 

*) Vgl. die Worte: änoTHvvuo rd rt ZQ*°$ o x« GvX&Grjt x«i otarfjQug 
ix « tov. 
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nicht tun, soll jeder von ihnen fünfhundert Stateren an die Stadt 
zahlen, aus welcher weggeführt wurde. 

.‘10. Gortyti und Lato. 

Inschrift, herausgegeben von J. Demargne im Bulletin de correspon- 
dance hellenique XXVII. S. 219 ff; Zeit: drittes Jahrhundert v. Chr. 

Der Vertrag stellt zunächst das Verbot des övXäv auf und 
unterscheidet dabei zwischen cpavigü und äcpavij. 1 ) Der Verletzte 
(ccäixiöfievos) wählt Richter; der Gortynier klagt in Lato, der 
Lader in Gortyn. 3 ) Wird die Klage gutgeheissen, so soll der 
Magistrat ( xoOfios ) des Urteilsorts innert dreissig Tagen den Be- 
trag eintreiben und dem Verletzten abliefern; wenn der Magistrat 
nicht tut, was er nach dem Rechtsvertrage tun soll, so soll er 
bei dem rttas 3 ) zweihundert Stateren zahlen; klagen (gegen den 
Magistrat) kann jedermann; der Kläger erhält die Hälfte, die 
Stadt (welche?) die andere Hälfte. Die rifiai sollen berechnet 
werden auf Grund der gemeinkretischen Vereinbarung. 4 ) In dieser 
Weise sollen nicht nur die Bürger, sondern auch die Nieder- 
gelassenen in Gortyn den Latiern Recht gewähren. 

40. Hierapytna und Lyttos. 

G.D.l. n. 5041; Zeit: drittes Jahrhundert. 

Die Städte versprechen sich u. a. gegenseitig: r 6 dixcuov dvtoco. 
Ebenso in G.D.l. n.5039 (Hierapytna und eine Kolonie dieser Stadt). 

41. Hierapytna und Magnesia. 

G.D.l. n. 5042; Zeit: Ende des dritten Jahrhunderts. 

Die Hierapytnier versprechen, dass sie, wenn ein Magnesier 
in Hierapytna verletzt wird (äöixtföy), ihm Recht gewähren werden 
(dixatov doutv) wie den jrooimu. 


') Dieselbe Unterscheidung wie oben n. 22 (iuq>itvrj-ei<p«vrj); aus der Anordnung 
über die tpimpd sind lesbar die Worte und cincdoufv. 

! ) Die Ergänzung von Demargne kommt zu dem Resultat, dass Richter aus Gortyn 
in Lato richten und umgekehrt; sie ist aber ganz unsicher. 

s ) Der r<r«e in einer ähnlichen Funktion in einem Vertrag zwischen Gortyn 
und I'haistos G.D.l. n. 5019. 

*) S. u. § 7 Abs. 6. 
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42. Gortyn und Amyklai. 

G.D.I. n. 5025; Zeit: drittes bis zweites Jahrhundert. 

Die sehr verstümmelte Urkunde statuiert gewisse Aufgaben 
für die Magistrate der Gemeinwesen und eröffnet ein gerichtliches 
Verfahren, wenn ein Privater durch sie verletzt wird; zur Klage 
wird jedermann zugelassen. Alles andere ist unsicher. 1 ) 

4.3. Gortyn und Knossos. 

G.D.I. n. 5017; Zeit: zweites Jahrhundert. 

Die Herausgeber lesen die letzten Zeilen: | dixadt Jtföo) dt o 
voj] — ängoöixov xnjiag 2 ) . . . [fttrjog ngodtxa tov o re 
rbp[rüv(os rwi Kvcaaimi] xd Kvdöiug tdi Fopr[imwi . . .] Mit jrpedt- 
xcctov ®) wird eine zehntägige Frist statuiert (für die Ladung?). 

44. Kretischer Bund und Insel Anaphe. 

G.D.I. n. 5146; Zeit: zweites Jahrhundert. 

Beschluss des xoivuv r dv KgtjTciLiav: Stadt und Land von 
Anaphe soll aOvXov sein; wenn ein Kreter einen Anapheer ver- 
letzt, soll er verantwortlich sein | der Stadt der] Anapheer vnodixos 
föru. Die folgenden Worte ’Ava(pa!io[v~\ und | x]oivoÖtx!ipi lassen 
wohl erkennen, dass das gemeinkretische Bundesgericht zu einer 
Entscheidung kompetent, nicht aber welche Funktion den Ana- 
phaiern eingeräumt ist (Richter oder Ankläger?). 

45. Gortyn- Hierapytna und Priansos. 

G.D.I. n. 5024; Zeit: Ende des zweiten Jahrhunderts. 

Bündnisvertrag zwischen Gortyn und Hierapytna einerseits 
und Priansos anderseits. Garantie des Gebiets und Zusicherung 

*) Die Worte 1 1 Ttg x'dötxijTttt crrö t täv y.öüuoyv, in i r oig xöp/uotg TOtg 
irfiaTa/tivois — dixnddot ra>v sind mit den Überresten des Vertrages von Gortyn 
und I.ato (n. 39) C. 1 — 5 zu vergleichen; soll die Meinung die sein, dass das Ver- 
fahren gegen den fehlbaren Magistrat bei dem Nachfolger im Amt {iqnardtitvos xoa- 
/tog) eröffnet wird? 

*) Zu der Wortverbindung nnpödixov xunttg . . vgl. unten § 7 a. E. 

s ) Vgl. ngorittiptov in der grossen Inschrift von Gortyn (G.D.I. n. 4991) XI. 53 
und G.D.I. n. 4986; zehntägige Frist in G.D.I. n. 5040, 5075 (npojrfipnyys.Ufit' dUdioig 
ngn üutuäv öixtt). 
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der Hilfe im Krieg, dann nach längerer Lücke folgende auf das 
Rechtsverfahren bezügliche Bestimmung xkaQuvrav f|törw — ITgtav- 
<Sscov Öl avvxvg . . . to imxgixygiov tv ct^iiga ig — to imxgixrjgtov iv ccfii- 
gaig TttvT ... di di xa utj l&&ävu g l&dävxtg . . . x add (btoygcicpovöi tdv 
dtx[av] xard xd öiotygaufi« xäv . . . diaygäuuatog eZij/utv . . . lyixa — . 
iviavxdv aiupavoj . . . [ü]giavßievg Fogruvc. 1 ) 


4(i. Hierapytna und Priansos. 

G.D.I. n. 5040; Zeit: Ende des zweiten Jahrhunderts. 

Isopolitievertrag. Zusicherung der Epigamie und Zulassung 
zu den Verkehrsgeschäften (Darlehn, Kauf). 

In Bezug auf das gerichtliche Verfahren enthält der Vertrag 
zwei Bestimmungen; zunächst eine Bestimmung über die Ver- 
letzung des Vertrages (Versuch der Umstossung des Vertrages) : 
gegen Private oder Magistrate, die sich eines solchen Vertrags- 
bruchs schuldig machen, wird eine Popularklage eröffnet; der 
Kläger stellt einen Strafantrag bei dem xolvov drxaaxt)gi,ov\ wenn 
er obsiegt, erhält er ein Drittel der Strafsumme, den Rest erhalten 
die beiden Städte. 

Eine zweite Bestimmung bezieht sich auf die cadxi/fiaxu nag'- 
exarigoig; diese gelangten früher vor ein kretisches Bundesgericht 
(x 6 xoivoöixLov) ; dieses existiert nun nicht mehr. Für die Beur- 
teilung der bereits begangenen üdixr/fiaxa sollen die jetzigen 
Beamten der beiden Gemeinwesen gemeinschaftlich ein Gericht 
bezeichnen. Für die Zukunft sollen die Beamten der beiden 
Gemeinwesen bei Antritt ihres Jahresamts eine Stadt für das 
inixgirtjgiov bezeichnen, während ihnen selbst das ngddtxov ver- 
bleibt; in beiden Fällen sollen die Magistrate Bürgen stellen, im 
ersteren Fall innert eines Monats von der Perfektion des Ver- 
tragsschlusses an; im zweiten Fall je innert zwei Monaten vom 
Amtsantritt an; im übrigen wird auf das gemeinkretische äiäygauua 
und auf den unter den beiden Städten abgeschlossenen (abzu- 
schliessenden ?) Rechtsvertrag verwiesen. 


*) S. dazu die Bemerkungen unten S. 36 n. 6. 
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47. Lato und Olus. 

G.D.I. n. 5075; Zeit: erstes Jahrhundert. 

Freundschafts- und Bündnisvertrag. Zulassung zu Kauf und 
Darlehn und anderen Verträgen nach dem Recht der beiden 
Städte. Der Eid der Bürger von Lato enthält u. a. die Zusiche- 
rung: dixtt g xrä XQciifig dtdaola xu&wg ovvdtdui9a.') 

') Ein Gegenstück bildet der gegen Lyttos gerichtete Vertrag zwischen 
Dreros und Knossos, in welchem die Vertragschliessenden sich zusichem, dass sie 
den Lyttiern keine eidlichen Versprechungen betr. öixai x«t nptil-Hs machen werden 
(G.D.I. n. 4952). 
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II. Systematische Darstellung. 

§ 1. Begriff des Rechtsvertrags. 

1. Unter Rechtsvertrag oder Rechtshilfevertrag ver- 
stehen wir im Folgenden einen Vertrag zweier Gemeinwesen, 
durch den das Verfahren in Streitigkeiten privatrechtlicher Natur 
zwischen den Angehörigen der beiden Gemeinwesen ‘) geregelt 
wird. Diese Gewährung der Rechtshilfe wird in der Sprache 
der Quellen als dixqv dtdovai (dixntov dtöövai, dooidixia, ÖixaioÖoOiu) 
bezeichnet; als Grund seiner Klage macht der Verletzte das ihm 
zugefügte Unrecht (rcdWa) geltend. 8 ) Der Vertrag selbst wird 
avfißoXr/ oder öv/j.ßokov 3 ) genannt, ersteres die ältere, letzteres die 
jüngere Bezeichnung; die Prozesse, die auf Grund solcher Ver- 
träge geführt werden, heissen dlxat dito Ov/jßoläv («xu ov^tßtdav). 
Näheres über die allgemeine Bedeutung und Funktion dieser 
Verträge s. u. § 4. 

2. Neben diesen Rechtshilfeverträgen i. e. S. finden sich noch 
andere Fälle, w r o durch Vertrag zweier Gemeinwesen Bestim- 
mungen getroffen werden über das V erfahren für und gegen die 
Angehörigen des einen oder anderen Gemeinwesens; es kommen 
da besonders in Betracht: 

a ) Gemeinsame Aufstellung von Normen des öffentlichen 
Strafrechts: Verbot bestimmter Handlungen, Fixierung einer 
Strafe, Regelung der Anklage oder Anzeige, Zuweisung der 
Entscheidungskompetenz an ein bestimmtes Gericht. Aus unseren 

') Genauer: zwischen Angehörigen des einen Gemeinwesens und Angehörigen 
des andern Gemeinwesens. 

2 ) Vgl. Aristot. Pol. III. 9 p. 1280 a, 36: avußoXu negi tov ui ) u6ixtiv. 

3 ) Die Änderung im Sprachgebrauch vollzieht sich um die Mitte des zweiten 
Jahrhunderts; die sehr zahlreichen delphischen Freilassungsurkunden ergeben dies 
deutlich; seit dem Jahr 177 verdrängt die neuere Bezeichnung vollständig die ältere. 
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Inschriften gehören hierher namentlich die n. 9 u. 28. ') Soweit 
nach diesen Verträgen das Gericht des einen Gemeinwesens 
(etwa als Gericht des Tatorts) kompetent ist, die Strafe über 
den Angehörigen des anderen Gemeinwesens zu verhängen, 
näheren sich diese Fälle den Rechtshilfeverträgen. — Staats- 
rechtlich liegt hier bald ein eigentlicher Staatsvertrag vor, bald 
eine einfache Anpassung der einen Gesetzgebung an die andere. 

b) Bestimmungen in — sonst irgendwie gearteten — Staats- 
verträgen, welche bei Verletzung des Vertrages ein be- 
sonderes Verfahren gegen den Verletzenden vorsehen ; die Ver- 
letzung kann wie von einem der Gemeinwesen , so auch von 
einem Einzelnen ausgehen ; der Einzelne kann ein Privater oder 
ein Beamter sein. Auch hier finden sich gelegentlich eingehende 
Bestimmungen über Anzeige, Strafe und Gericht; Beispiele in 
n. 5, 16, 31, 36, 46. 

c) Bestimmungen von Staatsverträgen über das Verfahren 
in privatrechtlichen Streitigkeiten des einen Gemein- 
wesens mit Angehörigen des anderen Gemeinwesens. 
Diese Streitigkeiten werden bald mit den unter 1 2 ), bald mit den 
unter 3 3 ) besprochenen zusammengestellt. Da, wo in einem 
Vertrag ( avfißoiovj beide Fälle (sowohl die Streitigkeiten 
zwischen Angehörigen unter sich als auch die Streitigkeiten 
zwischen dem einem Gemeinwesen und den Angehörigen des 
anderen) geregelt werden, muss nicht notwendig für beide Fälle 
das Gericht in derselben Weise bestellt sein. 4 ) Es leuchtet ein, 
dass im ersten Fall die Zuweisung der Entscheidungskompetenz 
an die Gerichte des einen Gemeinwesens erheblich kleineren 
Schwierigkeiten begegnet, als im zweiten Fall; da wo eines der 
Gemeinwesen selbst Partei ist, liegt es nahe, die Entscheidung 
dem Gericht eines dritten Gemeinwesens zuzuweisen, eine Lösung, 
die im ersten Fall weder notwendig noch praktisch ist. 

3. Die Fälle, wo durch Staatsvertrag das Verfahren in 
künftigen Streitigkeiten unter den beiden Gemeinwesen 

*) Staatsrechtlich besonders interessant sind die Beschlüsse von Koresos und 
Julis n. 0; hier sollen Nachtragsbeschlüsse, die die Athener fassen, auch in Koresos 
und Julis Geltung haben, wenn sie zur Kenntnis der Städte gebracht sind, 

8 ) So in n. 5. 

8 ) So in n. 31. 

4 ) Vgl. z. B. n. 17 und 36. 
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selbst geregelt wird, scheiden wir von unserer Betrachtung 
aus; 1 ) es genügt hier anzumerken, dass in diesen Fällen die 
Entscheidung durch ein Gericht eines dritten Gemeinwesens die 
Regel bildet. 


§ 2, Rechtsverträge als Bestandteil umfassenderer 
Staatsverträge. 

1. Der Rechtshilfevertrag kann als ein selbständiger Vertrag 
auftreten oder als Bestandteil einer umfassenderen Vereinbarung; 
in den uns erhaltenen Vertrags-Urkunden erscheinen die Be- 
stimmungen über die gegenseitige Rechtshilfe neben anderen 
Zusicherungen, die dem Gebiete des Kultus-, Kriegs- und Ver- 
kehrswesens angehören : Zulassung zu Opfern , Kriegshilfe und 
Verteilung der Kriegsbeute, Zulassung zu den Verkehrsgeschäften 
(Kauf und Darlehn), Gewährung von Einfuhr und Ausfuhr, 
Niederlassungsfreiheit u. a. Vielfach enthält der Bündnisvertrag 
selbst die einzelnen Bestimmungen über die Rechtshilfe nicht, er 
verweist aber auf solche Bestimmungen, die sich in einem be- 
sonderen bereits vorhandenen oder noch abzuschliessenden Rechts- 
vertrag finden, etwa mit der allgemeinen Wendung öixng tivai 
tino GvfißoAäv. Da, wo nach dem Inhalt des Vertrages die Ent- 
scheidung im Streit durch das Gericht eines dritten Gemeinwesen 
getroffen werden soll, kann der Vertrag selbst dieses Gemein- 
wesen bezeichnen oder die Bezeichnung späterer Vereinbarung 
Vorbehalten 2 ) ; im letzteren Fall wiederum kann der Vertrag Be- 
stimmungen darüber enthalten, wie dieses dritte Gemeinwesen 
ermittelt werden soll. 9 ) 

*) Über diese Vertrüge namentlich Meier, Privatschiedsrichler u. üff. Diaeteten 
Athens 1S46 (Kap. III: Die Austrägalgerichte bei den Griechen) und Sonne S. 25 IT. 
Das inschriftliche Material hat auch hier eine wesentliche Vermehrung erfahren; 
über den besonders wichtigen Vertrag zwischen Ephesos und Sardes s. vorläufig 
meinen Vortrag „ über die Bedeutung des altgriech. Rechts für die vgl. R. \V.“ 
(1906 ) S. 7 ff. 

s ) Als zwei getrennte Akte erscheinen Abschluss des Vertrages und Be- 
zeichnung der fiuetijros tro/bs z. B. in n. 13, 30, 36, 46. 

3 ) Vgl. namentlich n. 36 (Bezeichnung von Fall zu Fall) und 46 (jährliche Be- 
zeichnung). 

Hitzig, Altgriech. Staatsverträge. 3 
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2. Besonders häufig und wichtig sind die Fälle, wo die Zu- 
sicherung der Rechtshilfe in einem Vertrage auftritt, der seinem 
Hauptinhalte nach ein Isopolitievertrag ist. Isopolitie- 
vertrag 1 ) ist ein Vertrag zweier Gemeinwesen, durch welchen 
je den Bürgern des einen Gemeinwesens das Bürgerrecht des 
andern Gemeinwesens zugesichert wird; wer bisher Bürger eines 
Gemeinwesens, im anderen Gemeinwesen also ein Fremder war, 
soll nun Bürger beider Gemeinwesen sein; dabei bleiben die 
Gemeinwesen selbst vollständig getrennt und souverän ; jedes 
behält seine Gesetzgebung und seine Gerichtsorganisation; es 
besteht kein Bundesstaat, keine Bundesorgane, im besonderen 
kein Bundesgericht. — Theoretisch hätte aus der Grundidee 
der Isopolitie die Konsequenz abgeleitet werden sollen, dass der 
Bürger des Gemeinwesens A, der kraft des Isopolitievertrags 
auch Bürger des Gemeinwesens B ist, in dem letzteren auch im 
Prozess als Bürger von B gilt und so ohne weiteres zur 
Klage zugelassen wird. Praktisch scheint aber diese Konsequenz 
nicht gezogen worden zu sein; in den meisten Isopolitie Verträgen — 
vgl. z. B. n. 6, 19, 29, 33, 46 — wird sowohl die Zulassung zu 
den Verkehrsgeschäften wie die Zulassung zum Gericht noch 
ausdrücklich zugesichert. 

3. Der Rechtshilfevertrag kann auch Bestandteil eines Staats- 
vertrages sein, der eine Uber- und Unterordnung zweier 
Gemeinwesen statuiert; dies kommt namentlich vor in Bundes- 
verträgen mit tributpflichtigen Bundesgenossen 2 ) und in Kolonie- 
Ordnungen 3 ). Die Superiorität des einen Gemeinwesens schliesst 
den Abschluss eines Rechtsvertrages nicht aus, sie macht sich 
aber geltend im Inhalt des Vertrags; sie äussert sich namentlich 
darin, dass dem Gericht des übergeordneten Gemeinwesens eine 
überlegene Stellung eingeräumt wird und weiter darin, dass 
dieses Gericht seine Kompetenz auch in Anspruch nimmt in Fällen, 
wo nicht Angehörige beider Gemeinwesen, sondern nur An- 

*) Vgl. Szanto, griech Bürgerrecht S. 67 ff. 

*) Ober die von Athen abgeschlossenen Verträge mit Bundesgenossen s. bs. 
Szanto, athen. Mitteilg. XVI. S. 30 ff. ^ Szanto, ausgewählte Abhdlg. (heraus- 
gegeben von H. Swoboda) S. 103 ff Leider sind die zwei wichtigsten Inschriften, 
die Szanto erörtert, derart verstümmelt, dass die Rekonstruktionsversuche und die 
daraus gezogenen Resultate vielfach nur den Wert scharfsinniger Hypothesen haben. 

3 ) S. besonders n. 3, 4, 16. 
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gehörige des untergeordneten Gemeinwesens streiten 1 .) Hier be- 
gegnet auch die vertragliche Fixierung eines Streitbetrages, über 
den hinaus die Gerichte des untergeordneten Gemeinwesens keine 
Kompetenz haben sollen; in den Verträgen, die Athen mit 
Bundesgenossen abschliesst, erscheint dabei regelmässig der Betrag 
von einhundert Drachmen. 


§ 3. Abschluss der Verträge. 

Da, wo die Inschriften nicht nur auf irgend einen Vertrag 
bezug nehmen, sondern den Wortlaut enthalten, zeigen sie uns 
bald den Vertrag selbst mit den Erklärungen beider Parteien, 
bald nur einen Beschluss des einen oder anderen Gemeinwesens, 
der seinerseits wieder aus der Initiative dieses Gemeinwesens 
hervorgeht (Offerte) oder als Antwort auf die Anfrage des anderen 
Gemeinwesens gefasst wird. 2 ) 

1. Die spezifisch staatsrechtlich - völkerrechtlichen 
Fragen über den Abschluss von Staatsverträgen überhaupt, im 
besonderen die Frage, wer in den einzelnen Gemeinwesen ver- 
fassungsmässig zum Abschluss eines Vertrages kompetent war, 
werden hier nicht weiter verfolgt. 3 ) Angemerkt sei nur, dass für 
den Abschluss des av/ißoXov nicht schlechthin die allgemeinen 
Bestimmungen über den Abschluss von Staatsverträgen in Be- 
tracht kommen; der Abschluss der övußo/La kann besonderen 
Organen zugewiesen werden, namentlich so, dass die sonst zur 
Errichtung eines Staatsvertrages kompetente Volksversammlung 
nur im Prinzip die Errichtung eines Rcchtsvertrags beschliesst, 
während die Festsetzung des Inhalts des Vertrags anderen, 
besonderen Behörden zugewiesen wird. In Athen wird der Ab- 
schluss der 0vfißoia den Thesmotheten und einem von ihnen 
präsidierten Gerichtshof (dixitözijytov)*) zugewiesen; die Thesmo- 

') Dies ist meist übersehen worden. 

8 ) Einen Einblick in den Werdegang eines solchen Staatsvertrags gibt n. 33: 
die Parier haben Gesandte nach AUaria gesandt zur Anbahnung eines Asylie- 
vertrages; die Stadt Allaria macht in ihrem Antwortsschreiben eine präzisierte 
Vertragsofferte, das Vorgeschlagene soll gelten iav ovvdos.it zttvztt rat öäutot 
zc ot rTnyUov. 

8 ) S. hierüber Meier-Scho mann- Lipsius (II.) S. 908 ff. 

4 ) Rede über Halonesos 9 ff., und dazu M ei er-Schömann - L i psi us (II.) S. 999 ff. 
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theten bestätigen den V'ertrag (xvpoütJn'j und haben auch die 
Vorstandschaft in den auf Grund des Rechtsvertrags geführten 
Prozessen ‘) ; sie behalten so hier auf dem Gebiet des Fremden- 
prozesses die rechtsetzende Tätigkeit, auf die ihr Name hinweist; 
die Aufzeichnung der Rechtssätze und Entscheidungen, die den 
Thesmotheten allgemein zugeschrieben wird ä ), gewinnt hier be- 
sondere Bedeutung. 

2. Das Recht, einen Rechtsvertrag abzuschliessen s ), hat jedes 
Gemeinwesen, das seine Selbständigkeit nicht völlig verloren hat. 
Staaten, die zu einem Bundesstaat vereinigt sind, behalten im all- 
gemeinen das Vertragsrecht; wie hier sowohl der Bund als auch 
die Gliedstaaten Organe besitzen, und wie hier von dem Bundes- 
bürgerrecht das Bürgerrecht in den einzelnen Gemeinwesen unter- 
schieden wird 4 ), so können auch sowohl der Bund - ’) wie die 
Gliedstaaten Verträge schliessen, die letzteren sowohl unter 
sich, wie mit dritten — ausserhalb des Bundes stehenden — Ge- 
meinwesen; da wo die Gliedstaaten unter sich Rechtsverträge 
schliessen, finden sich auch Verweise auf gemeinsame Bundes- 
gesetze“); sehr deutlich zeigen sich diese Verhältnisse in den 
kretischen Inschriften. 7 ) Hat ein Bundesstaat einen Rechtsvertrag 
mit einem anderen Gemeinwesen geschlossen, und vergrössert sich 
der Bundesstaat später durch Hinzutritt neuer Gliedstaaten, so 
frägt es sich, ob auch die Neubürger sich auf den Rechtsvertrag 
berufen können, der vor ihrem Eintritt in den Bund geschlossen 


*) Aristot. St. <1. Ath. 50, 6: xni rti aifißoXn r« rrpds r«g ntüUtg ourot xvgovai, 
x«i rai 3ixi<i ras e*o rtöf avfijiöltov tladyovot. 

а ) Aristot. St. (i. Ath. 3, 4 : tfsajuo&Vrrtt — a i'ttypdi/Htv rfg rä dioftue ryi'iuTTioOi 
irgui rr t v rtoi* diKptG^^rovvriov xptöi v. 

*) Vgl. die Wendung avtovofioi xuvTÖintot in n. 37. 

*) Über die Sympolitie und ihre verschiedenen Erscheinungsformen s. Szanto, 
Griech. Bürgerrecht (1S92) S. 1 04 ft'. 

J ) In den Inschriften begegnen namentlich Kechtsverträge des aitolischen, 
achaischen, akamanischen und kretischen Bundes. 

б ) Verweisung auf das dinygttufut rede Kgrititittav in n. 30 und wohl auch in 
n. 44 — 46. Dentargne {s. n. 39) erblickt in diesem kretischen ötdygrtfifut ,une 
Sorte de Code de droit international“. 

~) Man vergleiche etwa den Vertrag des kretischen Bundes mit der Insel 
Anaphe (n. 44), den Vertrag zwischen Hicrapytna und Priansos (zwei kretische 
Städte, n. 46) und den Vertrag zwischen Hicrapytna und Teos G.D.I. n. 5172 
(s. o n. 35). 
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wurde; die Athener haben dies gegenüber den in den achaischen 
Bund eintretenden Deliern verneint. 1 ) 

3. Der Rechtsvertrag kann auf bestimmte Zeit*) oder auf 
unbestimmte Zeit abgeschlossen werden. Die Parteien können 
Abreden treffen über Erneuerung und Abänderung des Ver- 
trages. 3 ) Einige der überlieferten Verträge enthalten Bestim- 
mungen, die gegen Verletzung und Umstossung des Vertrages 
(öiaiveiv in n. 46) gerichtet sind; für diesen Fall werden Strafe, 
Verfahren und Gericht geordnet. Die Bestimmungen über das 
Verfahren bei Streitigkeiten der Angehörigen (eigentlicher Inhalt 
des Vertrages) werden von diesen Bestimmungen deutlich getrennt 
und unterschieden 1 .) 

§ 4. Zweck der Verträge 
(Ausgangspunkt und geschichtliche Entwicklung). 

Als Zweck der Symbola wird im allgemeinen das öixijv 
öiöovai bezeichnet; soweit das Gemeinwesen zusichert, gewährt 
es öixt)\ soweit ihm zugesichert wird, empfangt es öixrj (öixag 
öiöovai xai ötyEOöai); von dem Bürger des einen Gemeinwesens, 
der im anderen Gemeinwesen zum Prozess zugelassen wird, heisst 
es: öixijv Xaußävti, txkaußävu, aigütui oder: öixäiiTiu : ‘) ; umgekehrt 
wird von dem Beklagten, der dem Kläger Rede stehen muss, 
wiederum gesagt: öixrjv öiduOi oder vne%ci*) Neben der einfachen 
Zusicherung des öixag Öiöovai findet sich in den Verträgen auch 
xcd ntiäfeig öiöovai und mit Bezug hierauf in Geschäfts- 
urkunden die Wendung jigäSig, xgccxzi/iog xarcc Ovfißolov. Die 

') S. oben n. 14 (Polyb. a. a. O. : fxijilv iivm agni «tiroe* zr s öixuiodociag 
rniirijs). 

4 ) S. n. 17. 

») S. z. B. n. 16 u. 21. 

*) S. z. B. n. 16. 36. 46; über die Natur dieser Bestimmungen s. unten § 10 a. E. 

•’) Aristoteles Pol. 111. 1,3 S. 1275a, 9 verwendet auch den Ausdruck dtxije 
vnijnv *«i dr/MfcoOtu und bezeichnet das xaivtovHV ilno ovftßölmv als eine Kechts- 
gemeinschaft reue öty.ttimv) zwischen mehreren Gemeinwesen, die man 

von der Zusammenfassung zu einem Gemeinwesen und einem Bürgerrecht trennen 
müsse; vgl. auch Harpokration u. fleujJot«. 

6 ) Vgl. auch die Formel vni%tiv xrci U (ufjdi tie rö Sixittov in den Papyrus- 
urkunden, s Wenger, Arch. f. Pap.-Forschg. II. S. 403. 
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Zusicherung besteht also wesentlich darin: der Fremde wird zu 
einem gerichtlichen Verfahren und — auf Grund eines solchen 
Verfahrens oder ohne ein solches — zu einer Pfändung zugelassen. 

Ausgangspunkt und geschichtliche Entwicklung 
dieses vertraglich geregelten Fremdenprozesses lassen sich durch 
eine Vergleichung der verschiedenen Verträge wenigstens an- 
nähernd ermitteln; bei einer solchen Untersuchung müssen die- 
jenigen Vertrage in den Vordergrund gerückt werden, bei denen 
die beiden Gemeinwesen auf der Basis der Gleichberechtigung 
kontrahieren. 1 ) 

1 . Die ältesten Verträge stellen als ersten Zweck des Ver- 
trages das Prinzip auf: Der Angehörige des einen Staates soll 
in dem anderen Staat nicht einem avkäv unterliegen; die Ver- 
träge sind Asy lieverträge. Unter avkciv wird dabei die gewalt- 
same Fortführung der Person ( ayuv ) oder ihrer Habe (tpiQeiv, 
XQtjfittTn ytQuv) verstanden. — Der Fremde ist von Hause aus 
rechtlos, er unterliegt solcher Gewaltanwendung und zwar durch- 
aus, nicht nur dann, wenn der, von dem die Gewalt ausgeht, 
einen Anspruch gegen den Verletzten zu haben behauptet. 2 ) 


*) Also nicht die Vertrage, von denen oben § 2 a. E. die Rede war; man 
hat sich vielleicht bisher die Aufgabe dadurch erschwert, dass man meist die 
— politisch besonders gearteten — athenischen Bundesgenossen -Verträge zum 
Ausgangspunkt nahm. 

*) Der Text spricht nur von dem Fall, wo das avkitv von dem Angehörigen 
des einen Gemeinwesens geübt wird gegen einen Angehörigen des anderen Ge- 
meinwesens. Es kommt aber auch vor, dass bei Konflikten unter zwei Ge- 
meinwesen das eine gegen Bürger des anderen das oviav ausübt als Repres- 
salienmassregel. Einen Einblick in diese Dinge gibt die leider verstümmelte und 
auch in ihrem lesbaren Teil noch nicht völlig erklärte sog. troizenische Ent- 
s chädigungsurkunde, die zuerst von I.egrand im Bullet, de corr. hell. XXIV 
S. 190 ff. veröffentlicht wurde und seither namentlich von Meister (Berichte der 
sächs. Akad. 1901 S. 21 ff., 1902 S. 3 ff.) und von Bechtel (Hermes XXXVI 1901 
S. 610 ff.) besprochen worden ist. Die Stadt Troizen hat sich hier gegenüber einer 
anderen Stadt des ouluv schuldig gemacht, wahrscheinlich als Reaktion gegen einen 
vorausgegangenen Angriff dieser anderen Stadt. Die beiden Städte versöhnen sich 
nun ; dabei werden auch Bestimmungen getroffen über die Herausgabe der von 
Troizen weggenommenen Personen und Sachen; bezüglich der Immobilien wird be- 
stimmt, dass sie den ursprünglichen Eigentümern (aus der andern Stadt) zurück- 
zugeben seien und dass den letzteren unter einer bestimmten Voraussetzung überdies 
noch von Troizen eine Entschädigung bezahlt werde; wie beschaffen diese mit 
dem Worte ntni-fifiiroig [r* rror t(tovTtaaf.:tvrov] bezeichnete Voraussetzung war, 
ist zweifelhaft, da die Philologen über die etymologische Herleitung des Wortes 
nicht einig sind. — Regress eines Bürgers, der für Schulden seines Gemein- 
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Meist wird das Verbot des öuArv dahin präzisiert, dass der Fremde 
nicht gepfändet werden darf (Schutz des Fremden); daneben be- 
gegnet — und zwar auch schon in Urkunden des fünften Jahr- 
hunderts (s. n. 37) die Bestimmung, dass der Fremde nicht im 
Inland pfänden darf (Schutz des Einheimischen gegen den Fremden). 
Das Gebiet, für welches das ovküv verboten wird, kann genau 
umschrieben werden; in einigen Verträgen wird das Gebiet eines 
Gemeinwesens als geheiligt (hgov xai äovkuv) erklärt, von der 
Gegenpartei als geheiligt anerkannt, so dass zum weltlichen 
Schutz der göttliche hinzutritt, die Verletzung der Asylie als 
Hierosylie erscheint. 

Die vertragliche ’) Zusicherung der Asylie bedeutet an sich 
noch keine eigentliche Zusicherung der Gerichtshilfe; sie hat 
ihrem Wesen nach negative Bedeutung. 

2. Den Übergang zur eigentlichen Gerichtshilfe bilden 
die gegen die Übertretung des övAäv-Verbots gerichteten Be- 
stimmungen; sie sind nicht in allen erhaltenen Asylie vertragen 
gleich geartet und waren wohl auch nach Ort und Zeit ver- 
schieden; es ergeben sich drei Haupttypen, die bald einzeln, bald 
vereinigt erwähnt werden; dem Schutze des Ovkrföiig dienen: 

«) Zusicherung der Selbsthilfe; der ovbfttlg, gegen den 
ungerechterweise Gewalt geübt worden ist, darf seinerseits wieder 
Gewalt üben; er darf sich, wenn die Gewalt gegen seine Person 
ging, frei machen 2 ) und die Sachen, die ihm mit Gewalt genommen 
worden, dem Vergewaltiger wieder entreissen. Die Gewalt, die 
er so übt, ist gerechte Gewalt, berechtigtes avkäv ; prägnant 
drückt der Vertrag zwischen Chaleion und Oianthea (n. 15) das 
so aus : rov dl Ovküv Ta arccrag övkäv. 


wesens von einem anderen Gemeinwesen in Anspruch genommen worden ist, gegen 
das eigene Gemeinwesen in der Inschrift Ditt. n. 460 (=G.D.I. n. 2615): der Bürger 
verzichtet auf die Geltendmachung seiner Regressforderung gegen Einräumung 
öfTentlichrechtlicher Privilegien. 

*) Neben der vertraglichen Zusicherung der Asylie in Staatsverträgen 
findet sich die Verleihung der Asylie an Einzelpersonen (Individualkonzessionj, 
besonders häufig in den delphischen Proxeniedekreten. 

2 ) In den delphischen Freilassungsurkunden wird dies mit avTooictvröv ovluv 
bezeichnet, s. G.D.I. n 1721, 1749, 1857, 1936 u. o. ; meist wird damit das Ein- 
schreiten des Dritten (b) zusammengestellt: xt'pios totco avroaavröv OvXicav xrrl oi 
itctQctTvyxcivoi'Tts u^ctfiiot ovtbq Xfri üwnodntoi naßctg Öiv.ag xnri 
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b) Eröffnung einer Hilfeleistungsbefugnis an jeder- 
mann (o fiovAofievui . (J 6 nagarv-yidvcov) ; hier übt ein 

Dritter im Interesse des ovbj^tis die Gewalt gegen den öiUwv; 
bedeutsam wird dieses Eintreten Dritter namentlich da, wo die 
Verweisung auf die eigene Selbsthilfe (a) praktisch in der Regel 
wenig bedeutet (Freiheitsberaubung); bestand das övbäv in dem 
Wegnehmen von Sachen, so wird der Beikommende ermächtigt, 
die Sachen dem isvlcbv zu entreissen; er muss sie dann aber dem 
Beraubten wiedergeben (xvgto i ?örwö«r «qptAofitroi xa'i nnodidövTtg 
zois «ÖMtjuivoig). Die Hilfebefugnis kann allgemein jedermann zu- 
gestanden sein 1 ); in einigen Fällen wird sie beschränkt auf die 
Mitbürger des Vergewaltigten oder auf die Angehörigen der 
beiden Vertragsstaaten.'-) 

c) Einschreiten der Magistrate des Tatorts; besonders 
häufig begegnet dieses Einschreiten in den kretischen Verträgen; 
es findet sich aber auch in anderen Asylieverträgen. Dem 
Magistrat wird bald freigestellt, bald zur Pflicht gemacht, die 
F'reigebung der Person und die Rückgabe der weggenommenen 
Sachen mit seiner Zwangsgewalt zu erwirken; die Sachen, die er 
dem Vergewaltiger abnimmt, soll er dem Verletzten heraus- 
geben. Neben dieser Wiederherstellung steht die Verhängung 
von Strafen gegenüber dem öi>Ac5i>; die Strafe ist bald im Vertrag 
fixiert, bald unterliegt sie der Festsetzung durch den Magistrat; 
die Höhe der Strafe kann abhängig gemacht werden von der 
Zeitdauer, während welcher der widerrechtliche Besitz des Ver- 
gewaltigers andauerte. 3 ) Bezüglich der Sachen wird mehrfach 
zwischen äzpavtj und ifitpavtj unterschieden. 1 ) Da, wo der Magistrat 
zum Einschreiten verpflichtet wird, werden ihm Fristen gesetzt 


*) So in den delphischen h'reila ssungsurkunden. 

2 ) In den Asylieverträgen von Teos (s. o. S. 23 ff.) werden zum Schutz 
des widerrechtlich vergewaltigten Teiers bald nur die beikoramenden Teier (G.D.I. 
n. 5171 , 5174, 5176 u. ö.), bald die beikommenden Bürger beider Vertrags- 
staaten zugelassen (G.D.I. n. 5173, 5179 u. ö.). 

3 ) In dem Vertrag zwischen Chaleion und Oiamhea (n. 15) wird zunächst eine 
sehr niedrige Strafe angesetzt (4 Drachmen) und hinzugefügt, dass tjfjioliov o ti 
öviaotj zu zahlen sei, wenn der öim cov das Weggenommene länger als 10 Tage 
besitzt (*Z ot X{) 

*) S. u. 3 b. 


Digitized by Google 



41 


und Strafen angedroht für den Fall der Saumseligkeit. 1 ) Näheres 
über die Voraussetzungen des magistratischen Einschreitens und 
das Verhältnis von b und c ist nicht zu ermitteln. 2 ) 

3. Die verschiedenen Wege, auf denen hier ein Schutz des 
Verletzten erzielt wird, zeigen noch kein eigentliches Gerichts- 
verfahren, im besonderen kein eigentliches Klagerecht des Ver- 
letzten; aber die Grundlagen für die Entwicklung sind gegeben, 
namentlich mit dem Einschreiten der Magistrate. 

In zwei Fällen musste allmählich das Bedürfnis einer richter- 
lichen Untersuchung und Entscheidung sich aufdrängen: 

a) Wenn der Ovlcöv geltend machte, dass seine Eigen- 
macht eine berechtigte gewesen sei, da für ihneine der oben 
(2a, 2b) erwähnten Voraussetzungen Vorgelegen habe. Prozes- 
sualisch ist die Geltendmachung einer solchen Behauptung auf zwei 
Wegen möglich; entweder: der öuAmi» kann diese Behauptung dem- 
jenigen entgegenhalten, der gegen ihn gemäss 2 vorgeht; oder: 
der övkav geht selbst vor und verlangt die Feststellung der Be- 
gründetheit der Eigenmacht. Soweit ich sehe, zeigen die Ver- 
träge immer den avbjdtis als Kläger. 

b ) Wenn das weggenommene Objekt nicht mehr bei 
dem övi.äv vorhanden war; in unseren Quellen wird in der 
Lehre von den Asylieverträgen mehrfach unterschieden zwischen 
i-fiqiavij und utpnvij und zwar so, dass bei der Wegnahme der 
iufpKvij einfach ein Wiederwegnehmen und Zurückgeben an den 
Verletzten statuiert, bei den clcptxvij ein gerichtliches Verfahren 
angeordnet wird 3 ); bei den ifitpavij erscheint dann nur der 
Magistrat (s. o. 2 c), bei den cupavi} kommt es zu einer Ernen- 
nung von Richtern. Das kann wohl nur so verstanden werden, 

’) S. den Vertrag zwischen Gortyn und Rhizen (n. 37), wo der Magistrat die 
Rückgabe bei der Festnahme der Person innert 10 Tagen, bei der Wegnahme von 
Sachen innert zwanzig Tagen bewerkstelligen soll. 

2 ) Die Urkunden von Teos (n. 35) zeigen zu gleicher Zeit zwei verschiedene 

Formeln; die eine verbindet die Tätigkeit des Magistrats mit der Tätigkeit des 
dh).(ov (o< xöcuot xr u ui/.og o ßovlöfxhvog .... «< pfio/utroi xori dnoötöovttg r oig 
( lÖixrjtiivoig xvgtoi torcooctv) die andere trennt beides (i^ierto rat nagrtyhvouivto int- 
Xctußitwa&at tüj v aroudztov xat rcor zig xct ctyrji, oi öl y.nauoi 

inctvayxa^dvTtov .... unoötöofitv zovg txovzctg). 

3 ) Siehe die Gegenüberstellung i/j,tpavr r ctvanQäGGiiv, ucpavrj-xazaÖixd&iv in 
n. 22 und 23, und ähnlich die Gegenüberstellung von q,tti tgü und (iyavrj in n. 39. 
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dass i fiqjttvij die sichtbaren, d. h. jetzt noch bei dem 6viäv 
sichtbaren und greifbaren Gegenstände sind; zu den ä<pavtj 
würden auch die nicht wieder erkennbaren Sachen gehören. ') 
Besitzt der önAtät» die widerrechtlich weggenommenen Sachen 
nicht mehr oder sind sie mit seinem Vermögen ununterscheidbar 
vermischt, so muss der Betrag des Schadens in Geld ermittelt 
•werden ; es kommt dann zu einer Geldkondemnation (einfaches 
oder mehrfaches) und zu einer Pfändung in das Vermögen des 
aviäv. 

In beiden Fällen kommt es nach vollzogener Pfändung zu 
einem Prozess über die rechtliche Behandlung einer bereits voll- 
zogenen Pfändung; der ovbjdeli macht geltend, dass ihm mit der 
Pfändung ein Unrecht zugefügt worden sei; so brauchen die 
Rechtsverträge häufig öuA>/itfi'g, u vielt' und äätxovfttvos, eidtxetv 
promiscue. 

4. Neben das Gerichtsverfahren zu Gunsten des äätxcjg övitj&et's 
tritt das Verfahren im Fall anderen deliktischen Unrechts; 
einen Vertrag solcher Art besitzen wir in dem Vertrag zwischen 
Athen und Troizen (n. 10); so wird auch in anderen Urkunden 
als Voraussetzung der Rechtshilfe ceäixeiv und aviäv neben ein- 
ander erwähnt (n. 37) oder es wird beides unter der allgemeineren 
Bezeichnung iyxb'juexTu zusammengefasst 2 ) (n. 6). — 

5. Wenn die älteren Verträge die getvährte Rechtshilfe 
durchaus unter dem Gesichtspunkt einer Deliktsklage des 
aÖLxovfin’os (auf Ersatz und Strafe) betrachten, so erscheint die 
Zulassung einer reinen Kontraktsklage aus einem privatrecht- 
lichen Schuldverhältnis (auf Erfüllung) jünger zu sein; in einigen 
Verträgen (n. 5 u. 9) werden ausdrücklich neben den tyxitj^ctra und 
ötdixijftaTa die övfi fiviiaei erwähnt. Die Zulassung solcher Kon- 
traktsklagen setzt voraus, dass überhaupt, gemäss dem Vertrags- 
verhältnis der beiden Staaten, die Angehörigen unter einander 
verbindliche Rechtsgeschäfte abschliessen können ; dies wird mehr- 
mals ausdrücklich statuiert mit der Wendung, dass Darlehns- 
und Verkaufsgeschäfte nach dem bei den beiden Gemeinwesen 
geltenden Gesetzen zulässig sein sollen (n. 46, 47). 

‘) Über die Unterscheidung von tfupctvijs und nqtavijq ovota im griechischen 
Recht vgl. Art. riq)«vr}g ovo in (Thalheim) bei Pauly-Wissowa. 

2 ) und den auuffrUnia (s. das im Text Folgende) gegenübergestellt. 
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Die Geltendmachung einer Kontraktsforderung von 
seiten des inländischen Gläubigers gegen den fremden 
Schuldner ist in zwei Fällen denkbar: a ) im Inland, wenn 
der Schuldner selbst oder Gegenstände des Schuldners ins In- 
land gelangen, b) im Ausland, am Wohnort des Schuldners, 
wenn der Gläubiger den Schuldner dort aufsucht. 

Im ersteren Fall kann die Forderung in der Weise geltend 
gemacht werden, dass der Gläubiger zunächst eine Pfändung 
vornimmt und dann — in dem eventuell vom gepfändeten Schuldner 
(Fremder) erhobenen Rückforderungsprozess — geltend macht, die 
Pfändung sei kein ungerechtes <JuA«v gewesen '), der gepfändete 
Fremde sei sein Schuldner, es bestehe zwischen ihnen beiden 
eine gültige Schuldverpflichtung. Die Gewährung eines solchen 
Gläubigerschutzes kann in Rechtsverträgen in der Weise angeordnet 
sein, dass zwar im allgemeinen dem Fremden Asylie im Inland 
zugesichert, aber der Vorbehalt gemacht wird: sofern nicht der 
Inländer aus einem ihn persönlich berechtigenden Schuldvertrag 
(jrpog Tö iov övfißuAcuov) pfändet. i 2 ). 

Im zweiten Fall, wenn der inländische Gläubiger des fremden 
Schuldners und seiner Habe im Inland nicht habhaft wird, ge- 
staltet sich der Schutz des Gläubigers schwieriger. Man kann 
hier vielleicht aus anderen Urkunden Anfang und Ende der Ent- 
wicklung ersehen: den Anfang bildet wohl ein Rechtszustand, 
wie er in dem Vertrag zwischen Gortyn und Rhizen (n. 37) be- 
gegnet, wo dem Gläubiger verboten wird, in das Gebiet des 
andern Gemeinwesens zu kommen zum Zweck der Vornahme 
einer Pfändung 3 ); das Ende der Entwicklung möchte ich sehen 
in den Rechtsverträgen, die ausdrücklich das Vertragsrecht 
garantieren und für die ovftßökaiK (Schuldverträge) einen Rechts- 
weg eröffnen. Wenn nach diesem entwickelten Rechtszustand 
der (ausländische) Gläubiger am Wohnort des Schuldners zur 
Klage und dann auf Grund eines gutheissenden Urteils zur Voll- 
streckung zugelassen wird 4 ), so ist vielleicht auch hier ein mitt- 
leres Entwicklungsstadium vorausgegangen, nach welchem der 


i ) Vgl. oben S. 41. 

a ) Vgl. die delphische Inschrift bei Ditt. n. 248 a. E* 

3 ) S die Worte: tpfzvgao rrVi' dl ur) naglgntv rogvvvtov fg rai 'PirrijWeo. 

*) Vgl. hierüber unten $ 8. 
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fremde Gläubiger zunächst die Pfändung vornimmt, sodann in 
dem gegen ihn gerichteten Prozess die Begründetheit der Pfän- 
dung unter Berufung auf sein persönliches Forderungsrecht 
dartut. ') 

Unter allen Ilmständen ist festzuhalten, dass die Entwicklung 
einer eigentlichen Kontraktsklage, wie im internen Recht, 2 ) so auch 
im internationalen Rechtsverkehr eine allmähliche und langsame 
gewesen ist. 


§ 5. Gerichtsverfassung. 

1. Die Rechtsverträge verweisen in privatrechtlichen Streitig- 
keiten in der Regel den fremden Kläger vor das heimatliche 
Gericht des Beklagten; der äöixovi uevog soll öixäfco&a t iv r }) toiz 
äöixovv zog jröAa. 3 ) Nur ausnahmsweise tritt eine andere Ordnung 
ein; so kann bei den Schuldverträgen gegen den Fremden auch 
im Inland prozessiert werden, wenn der inländische Gläubiger 
aus einem Schuldvertrag (av[i ßoAcaov) 4 ) klagt, der von dem 
Fremden im Inland abgeschlossen worden oder im Inland zu er- 
füllen ist ; diese Kompetenzerklärung scheint aber weniger auf 
eigentliche R echtsverträge als auf die übereinstimmende positive 
Fremdengesetzgebung der am Handelsverkehr beteiligten 
Staaten zurückzugehen. 1 ) 

2. Für den Normalfall, wo der Fremde als äötxov/uvog gegen 
den inländischen Beklagten im Inland klagt, kann der Rechts- 
vertrag Bestimmungen enthalten über die Gerichtsverfassung und 
so die kompetente Instanz näher bezeichnen. Diese Instanz des 
vertraglich geregelten Fremdenprozesses kann verschieden 
sein von der im Bürgerprozess, und ebenso von der im nicht 


*) Auch in dem Vertrag zwischen Gortyn und Rhizen (n. 37) folgt auf die ver- 
botene Pfändung ein Prozess* in dem um die Pfänder gestritten wird. 

2 ) S. Gilbert, Beiträge zur Entwicklungsgesch. d. griech. Gerichtsverfahrens 
in Jahrb. f. dass. Philol. Suppl. XXIII. (1896) S. 455 ff. 

s ) S. Vertrag zwischen Sardes und Ephesos (n. 36) Z. 60 ff. 

4 ) Dieses Wort ist durchaus zu trennen von av/ußolov = Rechtsvertrag. 

5 ) S. den athenischen Volksbeschluss für Phaselis (n. 1) und dazu vorläufig den 
Artikel innoyixnl d7zax(von Thalheim) in Pau ly - Wisso was Realenzyklopädie 
mit den dort zitierten Quellenstellen. Ich beabsichtige, demnächst an anderer Stelle 
diese Bestimmungen zu erörtern. 


Digitized by Google 



45 


vertraglich geregelten Fremdenprozess kompetenten In- 
stanz. Ob und wie weit die uns erhaltenen Symbola solche 
Unterschiede aufweisen, lässt sich nicht in jedem Fall ermitteln, 
da nähere Nachrichten über das sonst am Klagort übliche Ver- 
fahren nur selten ‘) zur Verfügung stehen. Darf man annehmen, 
dass die griechischen Gemeinwesen ziemlich allgemein unter- 
schieden zwischen den Funktionen des Magistrats und des 
Gerichtshofs“), so ergibt ein Überblick über unsere Verträge, 
dass das Verfahren im vertraglich geregelten Fremden- 
prozess — verglichen mit dem ordentlichen Bürgerprozess — 
namentlich in folgenden Punkten sich auszeichnen konnte: 

«) Mitwirkung besonderer Magistrate (d. h. anderer als 
im Bürgerprozess); diese können dieselben sein wie diejenigen des 
sonstigen Fremdenprozesses; notwendig ist dies aber keineswegs. 8 ) 

b) Bestellung des Gerichtshofs (dixaeztjgiov, ätxaOzal) 
unter Mitwirkung des fremden Klägers; der fremde Kläger 
wählt Personen aus den gerichtsfähigen Personen des Klageorts; 
die Zahl dieser eingewählten Richter kann bestimmt und nach 
dem Streitwert abgestuft sein 4 ); so werden in der Regel die Be- 
stimmungen des Rechtsvertrages zwischen Chaleion und Oianthea 
(n. 15) verstanden; die Annahme, dass die hier erwähnten tnouözta 
wirklich „Geschworene“ mit richterlichen Funktionen, nicht Eides- 
helfer ; ’) sind, wird jetzt durch den Vertrag zwischen Gortyn und 
Lato (n. 39) bestätigt, wo mit aller Deutlichkeit die Richterwahl 
des fremden Klägers erscheint. 

*) Abgesehen von Athen; gerade hier ist bezeichnend, dass der sonst im 
Fremdenprozess auftretende Polemarch im vertraglich geregelten Frem- 
denprozess nicht erscheint. 

3 ) Vgl. für das attische Recht (statt aller): Lipsius, Attisches Recht und 
Rechtsverfahren. I. S. 54 ff. ; für das gortynische Recht: Recueil des inscr. 
jurid. grecq. I. S. 429ff. 

3 ) In Athen steht im Bürgerprozesse ratione materiac verschiedenen Be- 
amten, im gewöhnlichen Fremden prozess dem Polemarch, im vertraglich 
geregelten Fremdenprozess den Thesmotheten die Tjyffiovlu ÖixacruQiov zu. 
In Chaleion und Oianthea scheinen die &vodh.at sowohl im vertraglichen wie über- 
haupt im Fremdenprozess tätig zu sein und ebensowohl auch in den anderen Städten, 
wo sie auftreten (s. o. n. 10 und Ditt. n. 426). Auch für den gortynischen £ivto$ 
y.oGuog gilt dies, s. Recueil des inscr. jurid. grecq. I. S. 429 und oben n. 37. 

*) Ober die Zahl der Richter s. u. S. 47. 

& ) So Meister, Berichte über d. Verhandlungen d. sächs. Alcad. phil. hist. 
Classe. 1896. I. S. 37. 
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c) Bestellung eines gemischten Gerichtshofs, xoivo- 
dixiov. Hierher gehören namentlich die Verträge der kretischen 
Städte, soweit sie Streitigkeiten ihrer Angehörigen vor das gesamt- 
kretische Bundesgericht (xotvoötxiov) l ) verweisen. Da, wo der 
Rechtsvertrag von dem Bunde mit einem dritten Gemeinwesen 
geschlossen wird, wird der fremde Kläger mit seiner Klage nicht 
an das Gericht des Gliedstaates, dem der Beklagte angehört, 
sondern an das kretische Bundesgericht gewiesen. 8 ) 

d) Bestellung eines auswärtigen Gerichts (|fnxöv 
dixttöTt'jQiov) ; der Rechtsvertrag bezeichnet ein drittes Gemein- 
wesen, durch welches und aus welchem das Gericht bestellt 
werden soll (ßxxktj tog ölxr t , ixxhjrog Ttohg). Diese Art der 
Entscheidung bildet in den hier besprochenen Rechtsverträgen 3 ) 
durchaus nicht die Regel, sondern die Ausnahme; es erscheint 
sogar fraglich, ob die txxltjzag 710 hg überhaupt hierher gehört. 

3. Bezüglich der ixxhjTog nohg *) im besonderen sei hier 
Folgendes bemerkt: 

Beschränkt man die Untersuchung zunächst auf die Fälle, 
wo die kontrahierenden Gemeinwesen auf derselben Stufe stehen, 
so begegnet die vertragliche 5 ) Überweisung der Entscheidung an 
ein drittes Gemeinwesen in drei Fällen: 

а) bei Streitigkeiten unter den beiden Gemeinwesen ; 

б) bei Streitigkeiten zwischen dem einen Gemeinwesen und 
einem Angehörigen des anderen Gemeinwesens; 

c) auf dem Gebiete des öffentlichen Strafrechts. 

Die Fälle a und b werden mehrfach zusammen erwähnt ; in 
beiden Fällen ist das Gemeinwesen Partei, in dem Fall c erscheint 
die Einbusse, die der Bürger des einen Gemeinwesens erleiden 


*) Vgl. n. 44, 47 ; für das dritte Jahrhundert nachweisbar aus der Inschr. v. 
Magnesia 46, Z. 1 1 ; zur Zeit der Abfassung des Vertrages zwischen Hicrapytna 
und Priansos (o. n. 46) besteht das xotvodixiov nicht m *hr (gckAitt*). 

*1 S. o. n. 44. 

3 ) Rechtsverträge , welche das Verfahren in Streitigkeiten zwischen den An- 
gehörigen der beiden Gemeinwesen regeln. 

4 ) Über die divirj txy.XrjTos im allg. s. «len Artikel faxiij tog von B ran dis in 
der Pauly- Wissowas Realenzyklopädie und die dort zitierten. 

6 ) Ganz abgesehen ist dabei von denjenigen Fällen, wo lediglich für einen 
einzelnen Fall durch compromissum ad hoc der Entscheid einem dritten Gemein- 
wesen überlassen wird. 
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soll, so gross, dass die Verurteilung zu dieser Einbusse nicht 
dem Richter des anderen Gemeinwesens überlassen werden kann. ') 

Ein sicheres Beispiel für die vertragliche Bezeichnung einer 
nöktg txxktjrog im eigentlichen Rechtsvertrag (Streitigkeiten der 
Angehörigen) findet sich in den Quellen nicht ; von den Beispielen, 
die zitiert werden, sind die meisten mit Bestimmtheit unter eine 
der drei Kategorien a — c zu bringen, andere lassen eine solche 
Unterbringung wenigstens zu. 2 ) Dies Resultat ist auch praktisch 
leicht verständlich: für den rechtsgeschäftlichen Verkehr und 
für die Verfolgung der Privatdelikte würde das Abstellen auf 
die Entscheidung eines aus dem Ausland requirierten Gerichts 
eine Komplikation bedeuten, die jeder im Fremdenprozess an- 
gestrebten Beschleunigung der Entscheidung Hohn sprechen 
würde. 3 ) 

Über die Frage, ob in den Rechtsverträgen das Gericht aus 
einer dritten Stadt (jto'Atg txxfojrug) als Appellationsinstanz 
vorgesehen wurde, s. u. § 9. 

4. Die Zahl der Richter im Fremdenprozess wird nur 
selten erwähnt. In dem Vertrag zwischen Chalkis und einer 
unbekannten griechischen Stadt (n. 26) wird die Neunzahl der 
Richter statuiert. Im Vertrag zwischen Chaleion und Oianthea 
(n. 1 5) wird die Zahl der vom Kläger zu wählenden ino^iörai auf 
fünfzehn angegeben, wenn der Streitwert eine Mine oder mehr 
beträgt, auf neun, wenn der Streitwert geringer ist als eine 
Mine. Dabei bleibt die Frage offen, in welcher Zahl die $,tvodixat 
selbst auftraten ‘) und ob sich ihre Funktion auf eine blosse Ein- 


') Pausan. VII. 9,5; dazu gehört vielleicht auch die Bestimmung über die 
itdis. rjuft tu TictQ* i's.txTtyois in dem Vertrag zwischen Hierapytna und Priansos (n. 46), 
wenn sie nicht unter Kategorie a fällt, vgl. unten S. 52. 

*) Betr. den Vertrag zwischen Hierapytna und Priansos (n. 46) s. u. S. 52 ; 
in der Erklärung der von Szanto in den athen. Mitteilg. XVI. S. 30 ff. (= aus- 
gewählte Abhandlungen S. 163 ff.) besprochenen Inschrift aus Amorgos folge ich — 
gegen Szanto — der Erklärung von Dittenberger (Sylloge n. 511). Das im 
Text Gesagte gilt auch für n. 13. 

*) Dies namentlich dann, wenn das Erscheinen dieses „Gerichts aus der Fremde“ 
nur etwa alle sechs Monate (Trapayivofifrov f^u/iijvov öixaarijvmv in einer Inschrift 
aus Magnesia, Ditt. n. 554, fjuuijeos btxlJJtog oben n. 30) erfolgte; noch unprak- 
tischer kann sich die Sache gestalten, wenn dieses Gericht nicht zu den Parteien 
kam (zu welcher?), sondern die Parteien zu ihm sich bemühen mussten. 

*) Die neueren Herausgeber, namentlich Meyer und Meister (s. oben zu 
n. 15) sprechen sich für die Zw ei zahl aus. 
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führung und Gerichtsvorstandschaft beschränkte ’), und damit die 
weitere Frage, ob die vom Kläger gewählten Richter (tjrojuörtu) 
allein das Gericht bildeten. 5 ) Hier sei nur bemerkt, dass eine 
Mehrzahl der Zevodixcti sich mit einer bloss einführenden Tätig- 
keit wohl verträgt; dafür spricht nicht nur das Beispiel der 
athenischen Thesmotheten, sondern auch die beiden einführenden 
&q%ovti$ in dem Yolkbeschluss für Milet (o. n. 2) und den eiou- 
yayeig in Amorgos (Ditt. n. 511). 

5. Das attische Prozessrecht geht davon aus, dass in der 
Regel der Verhandlung vor dem Gericht ein Verfahren vor dem 
öffentlichen Schiedsrichter (öiaiTtju/s) vorausgehen soll 3 ); 
nur wenn sich die Parteien bei dem Spruch des Schiedsrichters 
nicht beruhigen, kommt es zur Gerichtsverhandlung (iepeaeg 
dixaOrygiov). An diesem Prinzip scheinen die Athener auch in 
den mit den Bundesgenossen abgeschlossenen Rechtsverträgen 
festgehalten zu haben. 4 ) Leider ist die einzige Inschrift, die von 
diesen Dingen spricht, der athenische Yolksbeschluss über die 
Gerichtsverhältnisse in Naxos (n. 7), arg verstümmelt. Immerhin 
lässt sich feststellen, dass die Athener hier die von ihnen an- 
gestrebte Gerichtshoheit (Instanzenzug) nach dem Vorbild der 
gegen den Diaiteten-Entscheid 5 ) gerichteten eepeöig eis öixaOvi/Qiov 
gestaltet haben ; die Entscheidung des naxischen Gerichtes gilt, 
wenn die Kompetenzsumme von einhundert Drachmen über- 
schritten ist, wie der Spruch eines Diaiteten: wenn sich die Par- 
teien dabei beruhigen *), kommt es nur zu einer Mitteilung an die 

*) Auch die anderen Verträge, in denen j;tvodixcu erscheinen, ergeben nichts 
sicheres. Im Vertrag zwischen Athen und Troizen (n. 10) scheinen die £ wodixnt 
selbst zu entscheiden, ln dem Sympolitievertrag zwischen Medeon und Stiris (Ditt. 
n. 426) scheint auch den £tvoÖixoti von den uq%ov rtg ein d'txndri/piov zugelost zu 
werden. 

*) Die Bezeichnung als „Zusatzgeschworene“ (inoßozca) spricht natürlich eher 
gegen diese Annahme; in dem Vertrag zwischen Gortyn und Lato (n. 39) ist 
schlechthin von einer Bezeichnung der Richter durch den fremden Kläger die Rede. 

3 ) Vgl. (zusammenfassend; Thalheim, Art. ÖtociTrjmi bei Pauly-Wissowa und 
jetzt Lipsius, Att. Recht und Rechtsverfahren. I. S. 220 ft". 

4 ) Vgl. hierüber Szanto athen. Mitt. XVI. S 30 ft"„ (= ausgewählte Abhand- 
lungen S. 163 ff.;. 

5 ) Die Inschrift verweist auf den dtairqnxds vößog. 

•} Man vergleiche die Wendung der Inschrift lew avueplgtavTca mit den Worten 
iles Aristoteles i 53, 2) luv afuportQOiQ dgtrtxr) tu ypeooftlvrce. 
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athenischen Thesmotheten ') ; beruhigen sich die Parteien nicht, 
so wird die tcpcaig tig tö ÖLxaözijotov ro ’A%t}vrjGi zugelassen. 2 ) — 
Für den ausserattischen Rechtskreis ist eine Mitwirkung öffent- 
licher Schiedsrichter im P'remdenprozess nicht nachweisbar. 3 ) 


§ 6. Prozessfähigkeit und Prodikia. 

1. Der Fremde, der auf Grund eines Rechtsvertrages zur 
Prozessführung im Inland zugelassen wird, handelt im Prozess 
selbst; er bedarf nicht eines inländischen Vertreters oder 
Beistandes; wäre etwas derartiges allgemein erforderlich 4 ), so 
müsste dies in den uns erhaltenen Verträgen irgendwie zum Aus- 
druck kommen (Regelung der Vertretung); dies ist aber nicht 
der Fall; etwas anderes ist es natürlich, wenn gelegentlich für 
besondere Fälle (z. B. Handlungsunfähigkeit wegen Unmündigkeit) 
eine Vertretung auch für den Fremdenprozess vorgesehen und 
geregelt wird. 5 ) 

Der einzige inschriftlich erhaltene Vertrag, in welchem man die 
Notwendigkeit der Zuziehung eines Vertreters oder Beistands hat er- 
blicken wollen, ist das Kolonialrecht von Naupaktosin den Z. 32-35.®) 

*) Nur so kann ich mir in dem Fall, wo die Parteien sich bei dem naxischen 
Spruch beruhigen, die Mitwirkung der athenischen Thesmotheten denken. Auf- 
fällig ist dies nicht , da auch in Athen das Urteil des öffentlichen Schiedsrichters 
erst mit der Einreichung bei dem Gerichtsvorstand rechtskräftig wird, s. Lipsius 
und Thal heim a. a. O. 

2 ) Wesentlich anders wird die Urkunde von Szanto (a. a. O.) erklärt; er 
denkt sich in Naxos den öffentlichen Schiedsrichter neben dem Richter, so dass 
der Prozess zunächst vor den Schiedsrichter, dann vor das naxische Gericht und 
dann, wenn die Appellation ergriffen wird, noch vor das athenische Gericht ge- 
langt. Zu bemerken ist, dass der erhaltene Teil der Inschrift uns keinen Namen 
für den (nach Szanto mit dem Richter nicht identischen) Schiedsrichter gibt. 

3 ) In der Auffassung der Inschrift aus Amorgos bei Ditt. n. 511 folge ich 
Dittenberger (gegen Szanto). — Über den Vertrag zwischen Hierapytna und 
Priansos (n. 46) s. u. S. 52. 

4 ) Gelegentlich wird wohl in solchen Verträgen der staatliche oder private 
Gastfreund des Fremden am Klagort erwähnt, aber nicht so, dass er als Vertreter 
bezeichnet wäre; dahin gehört z. B. die Bestimmung im Vertrag von Chaleion und 
Oianthea, die dem Kläger bei der ihm zugebilligten Richterwahl (s. o. S. 45) ver- 
bietet, den Proxenos seines Heimatstaates oder seinen privaten Gastfreund als Richter 
zu bezeichnen. 

*} Eine solche Bestimmung enthielt wahrscheinlich der Vertrag mit Chalkis 
{n. 18) in bezug auf die Prozesse der Unmündigen und Frauen. 

6 ) Die Litteratur über diesen Vertrag s. o. n. 16. 

Hitzig, Altgriech. Staats Verträge. 4 
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Tovg ImFoixovg iv MavnuxTov t uv dixav xgodixov ctgtOrai nor' 
Tovg ÖtxaOTtgng it gtOrai xrti doiitv iv ’Oxoivu xtiru Fi og ctvra^iagov 
Aoxgov rov ’ Yxoxva^iiöiov xgaOrärav xaraöTcrOra rov sloxgdv toruFoixoi 
xat tov ixiFoixov röi Aoxgöi ouivtg xa xiuTtg ivuuoi t [ ovtl ]. 

Die meisten Herausgeber sehen in dem hier erwähnten jrpo- 
otdTtjg einen Vertreter *), dem Kolonisten (txouog), der in Opus 
(Hauptort des Mutterlandes) klagt, wird ein Prostates gegeben 
aus den hypoknemidischen Lokrern (Bürger des Mutterlandes) ; 
der Lokrer, der in der Kolonie klagt, erhält einen Prostates aus 
den Kolonisten ; damit wäre das Prinzip aufgestellt, dass der im 
Inland zur Klage zugelassene Fremde eines inländischen Ver- 
treters bedarf. Ich halte diese Erklärung nicht für wahrscheinlich 
und jedenfalls nicht für zwingend; es lässt sich nicht einsehen, 
warum gerade hier, im Verhältnis von Mutterstadt und Kolonie, 
eine im — vertraglich geregelten — Fremdenprozess sonst nicht 
geforderte Vertretung angeordnet werden sollte; man würde 
eher das Gegenteil verstehen. 2 ) Gegen das Requisit spricht die 
Bestimmung über die Erbschaft des Kolonisten (Z. 17 ff.), die der 
erbberechtigte Lokrer in eigener Person («lirör t’o'vr«) in Besitz 
nimmt; es würde auch an einer Bestimmung fehlen über die Frage, 
wer den Prostates bestellt. — Meyer beantwortet diese Frage: 
er zieht auch die Worte Aoxgov tov ' Yxoxva/iiöiov zu dem Satz 
über den Prostates und übersetzt : aus den hypoknemedischen 
Lokrern soll man einen Gerichtsvorstand einsetzen , der Lokrer 
dem Kolonisten und der Kolonist dem Lokrer“ ; hierbei werden 
die Parteien zum Subjekt des xtifhorclvat Jtpoördta/t'; aber es bleibt 
unklar, was hier der „Gerichtsvorstand“ sein soll. Wenn die 
eine Partei aus ihren Landsleuien dem Prozessgegner einen 
Prostates bestellt, so kann das weder ein Vertreter, noch ein 
Gerichtsvorstand dieses Gegners sein ; ich beziehe den Ausdruck 
ngoörciTijg auf einen Bürgen und übersetze: einen Bürgen soll 
die eine Partei der anderen aus der Zahl der hypoknemidischen 
Lokrer stellen. Ich gehe dabei davon aus, dass alle Prozesse, 

•) Meister spricht von einem „Vertreter vor Gericht“, die Herausgeber 
des Recueil von einem „procureur ou repondant judiciaire“, Rreal (Rev. archeol. 
1876, Aug. S. 1 1 5 ff.) von einem „patron“. 

2 ) Also, dass die Notwendigkeit des TTQoazürrjg in der Regel als erforderlich,, 
im Kolonieverhältnis als entbehrlich erschiene. 
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in denen der Kolonist mit dem Lokrer prozessiert, in Opus ver- 
handelt werden; jrpoörtm/s in der Bedeutung Bürge kommt 
vor'), xaüiör ävcn ist für die Bestellung des Bürgen, auch in 
Rechtsverträgen, üblich. Eine Bestimmung darüber, wann ein 
Bürge im Verfahren zu bestellen sei 8 ), würde demnach der Ver- 
trag nicht enthalten: gemeint wäre nur: wenn (so oft) ein Bürge 
zu stellen ist, muss er ein hypoknemidischer Lokrer sein. 

2. ln mehreren Urkunden wird dem zum Prozess zugelassenen 
Fremden die ngoöixia, dixij ngüdixog zugebilligt. Solche Zu- 
sicherungen finden sich namentlich in Proxeniedekreten ; die 
Prodikie wird hier einzelnen Individuen als Privileg verliehen 
und dabei dahin präzisiert, dass dem privilegierten Fremden X 
iccv n KÖixijzcu, öixi j ngoätxog zusteheh solle; gleichzeitig wird 
meist die Asylie verliehen; in unmittelbarer Nähe der ngoöixia 
erscheint in diesen Dekreten meist das Recht, als erster nach dem 
Priester Zutritt zu haben zu Volksversammlung und Rat 8 ); dem 
Begünstigten wird ein Vorrang eingeräumt vor anderen Personen; 
der „Vorprozessberechiigte“ kommt mit seinem Prozess zuerst 
an die Reihe, er geht damit den Einheimischen und den nicht 
privilegierten Fremden vor. — Aus den Rechtsverträgen gehört 
hierher die oben zitierte Bestimmung des Kolonialrechts von 
Xaupaktos, gemäss welcher dem Vertragsfremden eine dixij nuödixog 
zugesichert wird 4 ), von der es unmittelbar nachher heisst, dass 
sie noch an demselben Tage (avta/jaQor) ihm zugesprochen wird. 
Die Verleihung der Prodikie bezweckt somit, wie die nachher (§ 7) 
zu erörternden Bestimmungen über Fristen, die Beschleunigung 
des Verfahrens. 

Daneben scheint aber das Wort ngodixog noch in anderer 
Bedeutung vorzukommen; in Streitigkeiten zwischen Gemein- 
wesen finden sich Vertreter der Gemeinwesen, die als 

') Inschrift von Thespiai in G.D.I. n. S02 und Revue de philol. XXII. S. 350; 
Inschrift aus Theben, Bull, de corr. hell. XXII. S. 271. 

*) Vgl. unten S. 58. 

Vgl. G.D.I. n. 312, Mich. n. 248. 332, 407, 408, C.I.Gr. 1693, l.G. XII. 5, 
110 und 715; vgl. dazu Keil, Anonymus Argentincsis (1902.) S. 311 ff. 
(s. o. Anm.). 

4 ) Z. 32: rovg tm^oiiiovs tv Nnvnuxtov rav öi/.ai itqoöixov li^iorat not 
rtug Öiiinarigct^. 
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7 tQuöixoi'), nQodixiovTts. jrgoöi xctOrat bezeichnet werden; sie werden 
von den Richtern im Streit getrennt. 1 ) 

Zweifelhaft ist die Bedeutung von jrpddixog in dem Vertrage 
zwischen Hierapytna und Priansos (n. 46). Hier wird gesprochen 
von Vergehen, die nach Vertragsschluss bei den Gemeinwesen 
Vorkommen werden 3 ); dann sollen die Beamten (xoö/tot) der 
Gemeinwesen ngoÖixa für gemäss dem Öucygafiua *); in 

bezug auf das Gericht (jrtjü di rw dixaOxrjgio) sollen die Magistrate 
der beiden Gemeinwesen bei Amtsantritt eine dritte Stadt be- 
zeichnen, ug r<> imxgiTijyiov riktrat, es folgen dann noch Be- 
stimmungen über Bürgenstellung 3 ) und eine allgemeine Ver- 
weisung auf das doz&iv xoivüi OvftßoAov. Es scheint also, dass 
in bezug auf das ngööixov die bisherigen Bestimmungen des din- 
yprtfifi« gelten sollen, während das txixgiTtjgiov neu geregelt wird. 
Man hat unter dem ngoäixa verschiedenes verstanden, 

die einen beziehen es auf eine strafprozessuale Voruntersuchung“), 
die anderen auf ein Sühneverfahren (ngodix og = öffentlicher 
Schiedsrichter. 7 ) M. E. muss man die Anordnung auf das Ver- 
fahren in Streitigkeiten der Gemeinwesen beziehen und in 
dem jtguöixog auch hier einen Vertreter des Gemeinwesens 3 ) 
sehen. Nur so versteht man, dass die Magistrate (nicht streitende 
Private) Bürgen bestellen gegenüber der nöXig ixxhjog \ solche 
Bürgenstellung findet sich, ähnlich geordnet, auch in anderen Fällen. 9 ) 
Die naheliegende Annahme, dass mit n goÖrxov und imxgirt/giov 
ein zeitliches Aufeinanderfolgen von zwei Entscheidungen be- 
zeichnet werde, ist nicht zwingend, im besonderen ist emxglvtiv 


') ngödtxoi als städtische Beamte in Korkyra G.D.I. n. 3196 ff. 

*) Vgl. die ngcdixtorug vntQ fxarf'pag r«v wo kitov in einer Inschrift aus 
Hypata (Streit zwischen Hypata und Erythrai), zuletzt abgedruckt in G.D.I. 
n. 1432; nQodtvMGTai von Milet in einem Streit zwischen Milet und Myus s. G.D.I. 
n. 5493. 

*) Vgl. die Worte: nag^xctregois — vattgov iyyivofuvct uörs.ijuar a. 

4 ) Vgl. oben S. 36. 

*) S. u. § 7 a. E. 

•) So S/anto, griech. Bürgerrecht S. 90. 

7 ) So Lölling in den Athen. Mitteilg. IV. S. 214. 

8 ) Dies wohl auch die Meinung von Egger, Traites publics S. 83, der mit 
„avocats“ übersetzt. 

*) Vgl. unten $ 7 a. E. 
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kein technischer Ausdruck für das auf den Diaitetenentscheid 
nachfolgende Gerichtsurteil. 1 ) 

Einige andere Inschriften, die das Wort jrpodixog enthalten, 
sind so verstümmelt, dass die Bedeutung des Wortes nicht er- 
mittelt werden kann. 2 ) 


§ 7. Das Verfahren (bis zum Urteil). 

Der Rechtsvertrag kann das Verfahren auf verschiedene 
Weise regeln: er kann selbst hierüber Normen aufstellen, oder 
auf bereits bestehende Normen verweisen 3 ), oder dem urteilenden 
dritten Gemeinwesen die Ordnung des Verfahrens überlassen. 4 ) 
Das Verfahren im vertraglich geregelten Fremdenprozess 
kann sich dabei nicht nur von dem Bürgerprozess des einen 
und des anderen Gemeinwesens unterscheiden, sondern ebenso 
auch von dem hier und dort beobachteten Verfahren gegen ver- 
tragslose Fremde. 

*) Das Wort imxgivtiv findet sich, angewendet auf die Entscheidung eines 
dritten Gemeinwesens, in dem Sympolitievertrag (n. 30) zwischen Teos und Lebedos 
iv t ixxXiyrw t£afit}vco) ; es scheint sich aber dabei nicht um eine 
richterliche Entscheidung auf Grund eines Rechts Vertrages, sondern um Mitwirkung 
(Überprüfung) bei Abschluss eines Rechtsvertrages zu handeln (Z. 29 verglichen 
mit Z. 53); ebenso in der troizenischen Entschädigungsurkunde (oben S. 38) ain Ende. 
In einer Inschrift aus Antandros (C.I.Gr. 3568 f. = Mich. n. 542) ist imxgivtu' eine 
der richterlichen Tätigkeit vorausgehende Tätigkeit des Rates (tbrfxpd'dcqs zrjg 
ßovXrjg zäg ‘/.Hfiivag Öixug xai ocpttXovoag rtXtödrjvai iiri zov /xträ ravte* dixaorrjgio v). 
In einer Inschrift aus Ephesos (Ditt. n. 514) wird die Entscheidung eines ausser- 
ordentlichen öffentlichen Diaiteten als inixQtOig bezeichnet. In einem Dekret von 
Syros (Bull, de corr. hell. XX VIII. S. 117) wird ein von auswärts berufener Richter 
als &mxgtzt)s zeov üvußoXniea v bezeichnet, seine Tätigkeit als ÖtaXthiv und ^rct- 
xgiatig irotfiv. 

*) So das dirgoöixov in dem Vertrag zwischen Gortyn und Knossos G.D.I.n. 5017 
und das ngoÖixeu in der Inschrift Ditt. n. 304. — Wenn in der erstgenannten Stelle 
das « wirklich zu ngödtxov gehört, so wäre die Meinung wohl die, dass der Fremde 
ohne Vertreter zur Klage zugelassen wird; gehört das a zu dem vorausgehenden 
Wort, so müsste ngodixov [di/.rjv] so verstanden werden, wie in der Urkunde von 
Naupaktos; diese Beschleunigung würde zu der Erleichterung in bezug auf die 
Gerichtsgclder passen, die wir in dem Wort dnag . . . linden (s. u. S. 59 n. 1). 

s ) Dahin die Verweisung auf das gemeinkretische öidygaßua in den kretischen 
Verträgen; ebenso die Verweisung auf die Gesetze der beiden Vertragsstaaten 
in n. 30. 

*) Ein Beispiel s. u. 4, sofern es sich dort überhaupt um einen Entscheid auf 
Grund eines generellen Symbolon handelt. 
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Die Fälle, wo der Vertrag selbst das Verfahren regelt, sind 
in unseren Inschriften selten : leider trifft es sich, dass diese wenigen 
Inschriften zudem noch arg verstümmelt sind und sich auf Ge- 
meinwesen beziehen, deren Bürgerprozess wir gar nicht oder 
nur mangelhaft kennen (Priene, Milet, Troizen, Naxos. 

In den erhaltenen Verträgen finden sich Bestimmungen über 
folgende Punkte des Verfahrens: 

1. Erhebung der Klage; der Vertrag bezeichnet den in- 
ländischen Magistrat, der von dem fremden Kläger die Klage 
entgegennimmt rm). ln Athen erscheinen als kompetente 
Magistrate die Thesmotheten, in Chaleion, Oianthea, Troizen die 
£tvoöixca; der Vertrag von Priene und Milet (n. 34) nennt in Milet 
die hriuffo/Titi ifinoQiov, in Priene die Orgcatiyol, der Vertrag von 
Priene und Maroneia (n. 29) für Priene den ygafi/inrivg ri/g ßot 'ki}g 
und die rtftotJjrot. Die Handlung des Klägers wird als fyxai.tiv 
bezeichnet; da, wo sie näher bezeichnet wird, finden sich Aus- 
drücke, die auf die Schriftlichkeit hinweisen (ygöq/tiv, imygatpiiv, 
jrooaygnq>HV 2 ), die Klage selbst wird als ygaqx) diy.tjg 3 ) bezeichnet ; 
in dem Vertrag zwischen Priene und Milet wird genaue Bezeich- 
nung der Personen (yQutpuv rn ovo/iara) und des Begehrens (auo- 
tpnivuv To iyxbjua) gefordert. Mit dem Klagebegehren kann sich 
eine Schätzung des .Streites verbinden, besonders im Strafprozess 
(r ifir/firt hriyQcuptiv 4 ). 

2. Ladung des Beklagten: während im attischen Prozess 
die Ladung eine Parteihandlung des Klagers ist und zeitlich der 
Einreichung der Klage vorausgeht, wird in den erhaltenen Rechts- 
verträgen die Vorladung des Beklagten 5 ) nach der Klageeinreichung 
durch den Magistrat verfügt; der Vertrag zwischen Milet und 
Priene sieht vor, dass die Magistrate noch an demselben Tage 

*) So dass die Möglichkeit einer Vergleichung wegfällt; über die Gegenüber- 
stellung von Bürgerprozess und Fremdenprozess im Vertrage zwischen Oianthea und 
Chaleion s. u. § 10. 

2 ) Auf die Einreichung und Entgegennahme einer schriftlichen Klage weist 
auch die Mitwirkung des ygafj.unvtvg rrjg ßovirjg (s. Text) in Priene hin. 

*) S. das Urteil von Knidos (u. 4) bei Ditt. n. 512 Z. 21. 

4 ) S. den Vertrag zwischen Hierapytna und Priansos (n. 46): rifiauu iniygn- 
tpdufr ov r«g Öi'y.ag xara to (<ör/.r](ia. o y.a mg c(ärKr;6r}t. 

5 ) Bestimmung über die Ladung des Abwesenden im Vertrag zwischen Teos 
und Lebedos (n. 30) § 7 . 
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(avftrjufQii) einen Akt vornehmen sollen, der als ixt treu be- 
zeichnet wird; unmittelbar nachher wird ein xtjgvyfiei iv 
Ttivxt erwähnt, d. h. wohl eine öffentliche Vorladuug auf den 
fünften Tag. Eine fünftägige Frist für die Ladung begegnet 
auch in anderen Rechtsverträgen '); diese Frist ist auch die Frist 
des attischen Rechts. 2 ) 

3. Einführung (tlaäyeiv) durch den Magistrat; da wo 
die Entscheidung einem von der Magistratur getrennten Ge- 
richt überlassen ist, ist auch im Fremdenprozess eine Einfüh- 
rung (liouytiv) durch den Magistrat erforderlich. Die Einführung 
wird als die eigentliche Gewährung des Rechtsschutzes angesehen; 
die magistratische Aktion zeigt sich in der Mitwirkung bei der 
Bildung des Gerichtshofs und in der Leitung der Gerichtsverhand- 
lung. Auch hier begegnet in den Verträgen die Ansetzung einer 
Frist, meist von dreissig Tagen; „in dreissig Tagen“ oder „noch 
in demselben Monat“ soll der Magistrat uOccyfiv, IhxaOTt'/Qiov miQ- 
i%uv, so in n. 3, 10, 16*), die Frist findet sich auch im attischen 
Recht, im besonderen ist hier an die dlxai fyftrjvoi*) zu erinnern, 
zu denen auch die öixcti tfiJtoQLxai (s. o. § 5 Abs. 1 ) gehören. 5 ) 
Neben der Frist von dreissig Tagen kommen in Verträgen noch 
kürzere Fristen vor, so zwanzig Tage im Vertrag zwischen Athen 
und Eretria (n. 12), sechzehn Tage im Vertrag zwischen Priene 
und Milet (n. 34), drei Tage im Vertrag zwischen Priene und 
Maroneia (n. 29). Auch die Anordnung, dass der Magistrat sofort 
an demselben Tage ( avUhjiisQov ) die richterliche Entscheidung 
herbeiführen soll, findet sich“); durchführbar ist dies freilich nur 
da, wo der Beklagte zur Stelle ist und wo die Zusammensetzung 

*) Vgl. n. 10 (Athen und Troizen). 

s ) S. Meier-Sc hö mann-Li psius, Att. Prozess (II) S. 774, 775. 

3 ) Vgl. auch die d reissigtägige Frist für die Bürgenstellung in n. 8 (und dazu 
unten Abschn. 5) und n. 46 (erster Fall: iv (irjvi). 

4 ) Vgl. den Art. l-ufnjioi öiv.at (von Thal hei m) in der Realenzyklopädie von 
Pauly- Wisso wa. 

а ) Vgl. auch die Inschrift von Korkyra (G.Ü.I. n. 3206 (= C.I.Gr. 1845) 
Z. 1 17. Hier kann auch an die dreissig Tage der lex Rupilia bei Cic. in Verr. II 1 5 (37) ff. 
erinnert werden. 

б ) Ordnung der lokrischen Kolonie in Naupaktos (n. 16) § 7; die Be- 
deutung der — vor «vr afingov stehenden — Worte v.ara Ft-oq ist noch nicht 
aufgeklärt. 
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des Gerichts so geartet ist, dass ein sofortiges Zusammentreten 
und Urteilen praktisch möglich ist. 1 ) 

4. Sammlung von Beweismitteln, insbesondere Ein- 
vernahme von Zeugen. Im attischen Recht gehört zu den 
Obliegenheiten des einführenden Magistrats 2 ) auch die dvaxgidig 
(Vorprüfung) und zu dieser wiederum auch die Entgegennahme, 
Sammlung und Registrierung der von den Parteien beigebrachten 
Beweismittel. Zeugen werden in der Regel doppelt einvernommen, 
bei der ävaxgiOis und in der Verhandlung vor dem erkennenden 
Gericht; bei der ccvaxgiOig wird das Zeugnis schriftlich fixiert, und 
in den Aktenbehälter gelegt: in der Verhandlung wird es ver- 
lesen und von den anwesenden Zeugen anerkannt. Den Zeugen, 
die am persönlichen Erscheinen verhindert sind, wird die Aussage 
schriftlich abgenommen in Gegenwart von Vertrauenspersonen, 
die bei Einlieferung des Zeugnisberichtes zu den Akten die Rich- 
tigkeit des Berichtes bestätigen. 

Von den erhaltenen Urkunden gibt nur das Urteil der Kni- 
dier in der Streitsache zwischen zwei Bürgern aus Kos und der 
Stadt Kalymna 3 ) nähere Bestimmungen über das Beweisverfahren. 
Diese Bestimmungen gehören aber nicht zu dem Vertrage zwischen 
Kos und Kalymna — wenn überhaupt ein solcher bestand — , 
sondern sie bilden den Inhalt eines besonderen, anscheinend nur 
für diesen Prozess erlassenen Reglements der Stadt Knidos. Das 
Reglement unterscheidet zwischen Zeugen, die zur Gerichts- 
verhandlung in Knidos erscheinen (futprupfg) und Zeugen, deren 
Einvernahme in einer der beiden prozessierenden Städte in Gegen- 
wart der Parteien vorgenommen wird (fyfiagTvglcu): im letzteren 

*) Die Tempelordnung von Oropos Diu. n. 589 (= Mich. n. 698) sieht ein 
Verfahren zu gunsten des im Tempel verletzten Fremden [oder Rinheimischen] vor; 
der Priester soll, wenn der Streitwert drei Drachmen übersteigt, den Prozess an das 
kompetente Gericht abgeben: nQoonctXbiodui Öl xni avdrjutQuv mgi tcop iv rot Uqoi 
etduii o»v, «v öl o livriÖiy.os ur) avyx(ogfi t *4? r t)v vattgrjv jJ öiy.rj TtXiiodi». Mit dieser 
dem Beklagten gewährten Befugnis (Verschiebung auf den folgenden Tag) hängt 
vielleicht auch der zweifelhafte Zusatz in Naupaktos (s. S. 55 Anm. 6) zusammen und 
das avrafiegiv dr/.dxocu ij ig rav avgiov bei dem gortynischen Pfandrichter (G.D.I. 
n. 4999). 

*) Da, wo neben der Tätigkeit des einfuhrenden Magistrats noch diejenige des 
öffentlichen Schiedsrichters tritt (s. o. § 5 Abschn. 5), teilen sich diese beiden in die 
im Text bezeichnete Aufgabe. 

s ) Ditt. n. 512; Text und Kommentar im Recueil des inscr. jurid. grecq. I.S. 158 ff. 
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Fall muss der Zeuge einen Eid leisten, im ersteren Fall nicht. 
Die iyfiagtvgia wird in beiden Städten von den ngo Oicacu ab- 
genommen; der Zeuge schwört, dass er nicht im stände sei, 
vor Gericht zu erscheinen (fii) övvaxol nagayerio&cu int xo ötxaäzij- 
giov ); die Einvernahmen finden an demselben Tage in beiden 
Städten statt. Die Urkunde über die Einvernahme wird von den 
ngoöxäzut mit dem öffentlichen Siegel versiegelt; die Parteien 
werden zur Nebensiegelung (naQuOqpaivHv) zugelassen. Abschriften 
werden den — anwesenden — Parteien sofort ausgehändigt ; über- 
dies senden die ngoaxctxat der einen Stadt Kopien von allen Zeug- 
nissen, die sie entgegengenommeu haben, der anderen Stadt innert 
eines Zeitraumes von zwanzig Tagen, vom Tage der Einvernahme 
an gerechnet. 

Wie weit dieses hier ad hoc normierte Verfahren auch in 
anderen Fällen, wo ein jro'Atg i'xy.fo/rog entschied, üblich war, wissen 
wir nicht. Dass ein Bedürfnis nach Regelung dieser Fragen, be- 
sonders der Zeugeneinvernahmen, bestand, liegt auf der Hand; es 
zeigt sich nicht nur da, wo ein drittes Gemeinwesen entscheidet, 
sondern auch da, wo gemäss dem Rechtsvertrag die Gerichte des 
einen der vertragschliessenden Gemeinwesen kompetent sind. So 
finden sich auch in einzelnen Rechtsverträgen i.e. S. Bestimmungen 
über Zeugen; leider sind aber die in Betracht kommenden Ur- 
kunden so lückenhaft, dass wir nur entnehmen können, dass sie 
überhaupt verschiedenes, aber nicht, was sie über die Zeugen- 
einvernahme bestimmen. 1 ) 

Begrenzungen der Zeugenzahl im Fremdenprozess sind aus 
unserem Material nicht nachweisbar. 5 ) 

5. Bürgenstellung. Bürgenstellung im Sinn einer cautio 
judicatum solvi findet sich in Bestimmungen über Streitigkeiten 
der Gemeinwesen ; die Magistrate der beiden Gemeinwesen be- 
stellen hier die Bürgen gegenüber der nöktg ixxkqxog ; das kommt 
nicht nur da vor, wo eine einzelne Streitigkeit durch compro- 
missum ad hoc einer dritten Stadt vorgelegt wird, sondern auch 
da, wo für einen bestimmten Zeitraum eine Stadt zur nöktg HxxktjTog 

*) So in n. 10 und I.G. I. Suppl. 116c (= C.l.A. IV. 1, 116c). 

8 ) Dagegen tindet sich eine Abstufung des Zeugenmaximum nach dem Streit- 
wert bei Handelssachen in Gortyn (grosse Inschrift § 38); vgl. Recueil des inscr. 
jurid. grecq. I. S. 432). 
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für alle in diesen Zeitraum fallenden Prozesse gemacht wird; in 
solchen Fällen normiert der Vertrag insbesondere Ernennungsart 
und Haftungsdauer der Bürgen. 1 ) 

Uber die Bürgenstellung bei Streitigkeiten der Angehörigen 
sind wir nicht genügend unterrichtet ; es lässt sich nicht nach- 
weisen, dass etwa der kraft Staatsvertrages 2 3 * ) zum Prozess zu- 
gelassene Fremde immer einen einheimischen Bürgen habe stellen 
müssen. Einen Beweis für eine solche Annahme gibt auch das 
Kolonialrecht von Naupaktos (n. 16) nicht; wenn man in dem 
nQoarürtjii dieser Urkunde einen Bürgen sieht 5 ), so sagt die Ur- 
kunde doch nur, wie der Bürge beschaffen sein soll, nicht aber, 
wann er zugezogen werden soll. 

Einen besonderen Fall von Gestellungsbürgschaft auf dem 
Gebiet des öffentlichen Strafrechts enthält n. 8: die angeklagten 
Julieten stellen Bürgen bei den lokalen Magistraten in Julis 
auch für den Fall, dass das Urteil in Athen gefällt wird. 

6. Kosten und poenae temere litigantium. Einzelne 
Verträge enthalten Bestimmungen hierüber, sie sind aber nicht 
hinlänglich lesbar s. n. 2, 3- 7; vielleicht gehören hierher auch die 
Normen über die npai im kretischen Bundesgesetz (n. 39). F'ür 
die von Athen abgeschlossenen Verträge wird besonders betont, 
dass die von den Prozessparteien an die athenischen Gerichte 
abzugebenden Gerichtsgelder eine beträchtliche Einnahmequelle 
für den Staat darstellen.'') 

Zu den poenae temere litigantium können die Bestimmungen 
der kretischen Verträge gerechnet werden, nach denen die unter- 
liegende Partei nicht nur die weggenommene Sache herausgeben, 
sondern überdies noch eine bestimmte Summe zahlen muss. 5 ) — 

1 ) Bin Beispiel für die erste Art bietet der Vertrag zwischen Lato und Olus 
(G.D.l, n. 5149), für die zweite Art der Vertrag zwischen Hierapytna und Priansos(n. 46) ; 
beide Verträge reden von tyyvovg Ha&iOrcivat, normieren den Zeitpunkt der Bürgen- 
stellung und sehen vor, dass die Bürgen bei dem Archiv der dritten Stadt an- 
gcmeldet werden müssen (diu rov gpfaxpvAaxtot?, in i rö 

*) Die Bestimmungen des attischen Rechts über die l-ti’oi ohne Vertrag sind 
natürlich nicht ohne weiteres zu verwerten; es fragt sich ja gerade, ob nicht durch 
den Vertrag die Notwendigkeit der Bürgenstellung beseitigt ist. 

3 ) Wie oben S. 50. 

*) Xenophon, St. d. Ath. I. 16. 

*) S. n. 38. 
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Erlass eines — sonst üblichen ? — Succumbenzgeldes scheint der 
Vertrag zwischen Gortyn und Knossos (n. 43) vorzusehen. 1 ) 

7. Uber Urteil und Urteilsvollstreckung s. d. folgenden 
Paragraphen. 


§ 8. Urteil und Urteilsvollstreckung. 

1. Das durch den Vertrag kompetent erklärte Gericht ent- 
scheidet den Streit durch Urteil; es spricht den Beklagten frei 
oder verurteilt ihn (äjtodixntH — xaradixcctd ). a ) Schriftliche Urteils- 
ausfertigung für die Partei findet sich da, wo ein drittes Gemein- 
wesen im Streit zweier anderer entscheidet. 3 ) 

Nähere Bestimmungen über die Tätigkeit der Richter 
finden sich nur in zwei Verträgen, in dem Vertrag zwischen 
Chaleion und Oianthca (n. 15) und in dem Vertrag zwischen Milet 
und Priene (n. 34). In beiden Verträgen ist eine Vereidigung *) 
der Richter vorgesehen, der erste Vertrag nennt die vom Kläger 
gewählten Richter (s. o. § 5) geradezu ixo/ioTai. Beide Verträge 
enthalten auch das Prinzip, dass die Mehrheit entscheidet, so 
dass der Beklagte nur verurteilt werden kann, wenn sich gegen 
ihn mehr als die Hälfte der Richter aussprechen. 6 ) 

Der Vertrag zwischen Chaleion und Oianthea eröffnet seine 
Normierung des Fremdenprozesses mit den Worten a? x'ai'-di%o : - 
£(ovti rot itvodtxat,, istouötrts siiouo u $evog xrA ; die meisten Heraus- 
geber fassen dies so auf, dass die Zuziehung der Geschworenen 
nur erfolge, wenn sich bei den zunächst allein zur Entscheidung 

*) G.D.I. n. 5017; in dem Satz div.adötddw o (jovla utiag . . . un^ödixoi’ xunag .. . 
ergänze ich am Schluss in Anlehnung an die Inschrift von Korkvra 

G.D.I. n. 3206 (=C.I Gr 1S45), Z. 117. Cl>er iro(in|Joilos' im attischen Recht s.Poll. VIII 
63 und Meier-Schömann-Lipsius (II) S. S22 u. 991. — Über angdöt xog s. o. 

*) So gegenübergestellt im Vertrag zwischen Milet und Priene; xnraöixrj, y.ctra - 
dixafciv findet sich auch in anderen Verträgen (s. z. B. n. 1, 29, u. ö.); für die Frei- 
sprechung des Beklagten — allerdings in einem Streit zwischen zwei Gemeinwesen — 
findet sich die Urteilsredaktion: unoktlvfiivtji- iivai r ijv nohv tü>v iyxlrjiidttov (In- 
schrift aus Hypata G.D.I. n. 1432). 

*) C.I.Gr. 2265. 

4 ) In dem Vertrag zwischen Milet und Priene wohl an der Stelle, wo der Altar 
der Athene erwähnt ist. 

A ) In dem Vertrag zwischen Chaleion und Oianthea die Worte itliflv v vixrjv, 
im Vertrag zwischen Milet und Priene die Worte orrfg vniq t]uion$. 


Digitized by Google 



60 


berufenen hvodixai Stimmengleichheit ergibt. Da es aber sprach- 
lich möglich erscheint die zwei Buchstaben av von dixniavrt 
zu trennen und das x dieses Wortes als x zu lesen, so ergibt sich 
die Anordnung, dass immer, wenn iivodixtu dixuiovöi, der fremde 
Kläger die Richter wählt. Für diese Lösung spricht, dass auch 
anderwärts der Kläger ein unbedingtes Recht der Richterwahl 
hat 2 ) und dass bei Aufstellung der Bedingung (Stimmengleichheit 
der j-ivodixtu ) dem fremden Kläger wenig gewährt und der Prozess 
verlangsamt wird. 

2. Der Rechtsvertrag, der Verfahren und Gerichtsverfassung 
regelt, kann auch Bestimmungen enthalten über das materielle 
Recht, das von dem kompetenten Gericht angewendet werden 
soll; dabei ist' ein doppeltes möglich: der Vertrag kann selbst 
materiellrechtliche Normen aufstellen oder durch Verweisung ein 
bestimmtes gegebenes Recht anwendbar erklären, z. B. das Recht 
des einen oder des anderen Vertragsstaates. 

a) Eine Aufstellung materiellrechtlicher Normen, die in beiden 
Staaten Anwendung finden sollen, zeigt der Vertrag zwischen 
Athen und Troizen (n. 10); hier werden für einzelne Fälle der 
Körperverletzung Strafen fixiert; zwei andere Beispiele*) gehören 
dem Gebiet des öffentlichen Strafrechts an. Der Vertrag zwischen 
Teos und Lebedos (n. 30) sieht vor, dass gemeinsame Gesetze 
aufgestellt werden sollen; es wird eine gemeinsame Gesetzgebungs- 
kommission eingesetzt, je drei vofio-ygaipoi aus den beiden Städten, 
im Alter von mindestens vierzig Jahren; bis diese Gesetze ab- 
gefasst und in der Volksversammlung bestätigt sind, sollen gemäss 
Verständigung der beiden beteiligten und zu vereinigenden Ge- 
meinwesen die Gesetze eines dritten Gemeinwesens (Kos) gelten. 
Wo sonst noch in den Rechtsverträgen materiellrechtliche Normen 
erscheinen, sind es Strafbestimmungen gegen Magistrate, die ihre 
im Vertrag vorgesehene Mitwirkung nicht oder nicht rechtzeitig 
gewähren. 4 ) 

ii) Begnügt sich der Vertrag mit einer Verweisung auf bereits 
existierende Gesetze, so kann er entweder das Recht des einen 

•) Vgl. Dareste in der Revue des «Stüdes grecques II. (18S9.) S. 318, n. 5. 

*) S. den Vertrag zwischen Gortyn und Lato (n. 39). 

s ) N. 9 und n. 28. 

*) S. u. § 9 Abschn. 2. 
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oder anderen der Vertragsstaaten oder das Recht eines dritten 
Staates anwendbar erklären. Für das Gebiet des Familien- und 
Erbrechts enthält die Kolonieordnung für Naupaktos (n. 16) ein- 
zelne Kollisionsnormen; für das Gebiet der Deliktobligationen 
sieht der Vertrag zwischen Ephesos und Sardes (n. 36) vor, dass 
die Verurteilung am Wohnort des Täters erfolgen solle und nach 
den dort geltenden Gesetzen. — Meist aber fehlt jede genaue 
Auskunft über die Rechtsanwendung; es wird höchstens gesagt, 
dass das urteilende Gericht „gemäss den Gesetzen“ entscheiden 
solle; ebenso wird bei der Statuierung der Vertragsfähigkeit nur 
gesagt, dass die Angehörigen Kauf, Darlehn und andere Verträge 
nach den in beiden Staaten geltenden Gesetzen ') abschliessen 
können, ohne irgend eine Erwähnung der Kollision, die sich er- 
gibt, wenn das Recht des einen Staates, dem der Gläubiger an- 
gehört, das Vertragsverhältnis anders regelt als das Recht des 
anderen Staates, dem der Schuldner angehört. Ergibt sich aus 
der Kolonieordnung von Naupaktos 2 ) und aus anderen Er- 
scheinungen 3 ), dass den Griechen der Gedanke, dass der Richter 
anderes Recht als sein heimatliches anzuwenden berufen sein 
könne, keineswegs fremd war, so scheint das Schweigen der 
Verträge doch darauf hinzuweisen, dass in der Regel der zur 
Entscheidung berufene Richter sein Recht anwandte und dass 
man hierin etwas Unerträgliches nicht erblickte; dies erklärt sich 
wiederum — wie andere Erscheinungen — daraus, dass die ein- 
zelnen griechischen Rechte nicht wesentlich verschieden waren; 
nur da, wo die Ausgestaltung der gemeinsamen Rechtsideen 
praktisch wichtige Differenzierungen ergab, z. B. in der Bemessung 
und Abstufung der Strafen für ein bestimmtes Delikt, wird man 
in den Verträgen zu selbständiger Ordnung oder zu präziser Ver- 
weisung geschritten sein. 

! ) Vgl. B. die Verträge zwischen Lato und Olus (G.D.I. n. 5075 Z. 42) und 
zwischen Hierapytna und Priansos (G.D.I. n. 5040 Z. 15). — Über die Rechtsanwendung 
in den delphischen Freilassungsurkunden s. o. S. 17 ff. 

*) Vgl. oben S. 14 und dazu auch Meili, Internationales Privatrecht 1. 
S. 57 ff. 

3 ) Ich rechne hierher namentlich die Erscheinung der dixaörod fitTccntixnroty 
die ein Gemeinwesen zur Entscheidung der Streitigkeiten seiner eigenen Bürger 
von auswärts beruft; diese Richter wenden nicht ihr heimatliches, sondern das Recht 
der berufenden Stadt an, vgl. Hitzig, Bedeutung des altgriech. Rechts S. 6 ff. 
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3. Die Vollstreckung des Urteils wird in der Weise ge- 
regelt, dass der im Inland im Prozess obsiegende Fremde nun 
auch zur Vollstreckung, in gleicher Weise wie der Einheimische, 
zugelassen wird. Dem Fremden wird nicht nur die dlxij, sondern 
auch jrpäiti; zugesichert. 1 ) Ordnet der Vertrag den Prozess so, 
dass der Beklagte nicht an seinem Wohnort abgeurteilt wird, so 
wird durch eine besondere Bestimmung angeordnet, dass auf 
Grund des obsiegenden Urteils der fremde Kläger im Inland zur 
Exekution zugelassen wird, als ob er die Verurteilung des Be- 
klagten im Inlande erwirkt hätte; solche Bestimmungen konnten 
namentlich da nicht entbehrt werden, wo die Entscheidung selbst 
in einem dritten Gemeinwesen erging. 2 ) 

In den uns erhaltenen Verträgen wird die Vollstreckung 
selten geregelt; für ihre Ausgestaltung musste besonders wichtig 
werden, ob der obsiegende Kläger auf Grund des Urteils ohne 
weiteres selbst die Vollstreckung betreiben konnte oder ob zur 
Durchführung derselben staatliche Organe mitwirkten, weiter ob 
die Exekution Personalexekution oder Realexekution war. Der 
Vertrag zwischen Arkesine und Naxos (n. 32) gewährt dem ob- 
siegenden Kläger die Öixtj ilovbjg, die wohl von dem attischen 
Institut nicht verschieden ist. Der Vertrag zwischen Lato und 
Gortyn (n. 39), ein Asylievertrag, sieht vor, dass auf Grund des 
Urteils der Richter (dixctörcä) der Magistrat pfändet: er soll den 
Verurteilten (vixa&tl$) pfänden und das Weggenommene dem 
obsiegenden fremden Kläger herausgeben («JtodoVrtot' tu vixccOarti ) ; 
zwischen dem Urteil und der Pfändung liegt eine Frist von 
dreissig Tagen ; auf welche Objekte die Pfändung gerichtet war, 
ergibt der lesbare Teil der Urkunde nicht, auch nicht, worauf 
das Urteil lautete (Geldkondemnation?). Vorgehen des inlän- 
dischen Magistrats gegen den Verurteilten auf Grund eines die 
Klage des Fremden gutheissenden Judikats findet sich auch in 
anderen kretischen Urkunden. 

4. Die Parteien können, wenn ihr Prozess durch Vertrag 
geregelt ist, einen Schuldvertrag mit Pfändungsklausel ab- 
schliessen: der Gläubiger soll auf Grund des Schuldvertrags bei 
Nichterfüllung ohne weiteres pfänden dürfen, als ob er ein ob- 

*) Vgl. n. 47. 

■-') Vgl. n. 32. 
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siegendes Urteil bei der nach dem Rechtsvertrag der Gemein- 
wesen kompetenten Instanz erzielt hätte; die Pfändung erfolgt 
dann auch hier jrpo öixtjs, xu&ajtsg ix dlxr/g; Beispiele bieten die 
Schuldurkunden aus Ainorgos (n. 32) ') und die delphischen Frei- 
lassungsurkunden (n. 24). 


§ 9. Rechtsmittel. 

Der Ausdruck „Rechtsmittel“ wird hier in einem weiteren 
Sinn verstanden; er soll umfassen die Zulassung: a) einer Appella- 
tion gegen das Urteil des Gerichts, b) einer Beschwerde über ver- 
tragswidriges Verhalten der Magistrate. 

1. Appellation. Das attische Recht lässt prinzipiell eine 
Appellation gegen das Urteil eines Gerichtshofs nicht zu 2 ); 
gerade für den Fall der Öixai r<jrü Ovußükm’ wir aber eine Aus- 
nahme behauptet; man bezieht auf diese die bei Pollux 3 ) be- 
gegnende sqptötg änö Öixaorüv in i fctvixöv dixuOTrjgtov: man kann hier- 
bei, wenn man sich als erstinstanzliches Gericht das Gericht des 
einen Gemeinwesens denkt, als zweitinstanzliches Gericht das 
Gericht des anderen oder eines dritten Gemeinwesens sich vor- 
stellen (txxAijrog). 

Ein Vertrag, in dem für Streitigkeiten der Angehörigen als 
erste Instanz das Gericht des einen Gemeinwesens bestimmt 
wäre, als zweite Instanz ein Gericht eines dritten Gemeinwesens, 
ist mit Sicherheit nicht nachzuweisen. Am ehesten kamen von 
Urkunden die n. 13 u. 46 in Betracht; aber in diesen Fällen bleibt 
die Erklärung offen, dass es sich um Streitigkeiten der Gemein- 
wesen handle; sodann fehlt ein bestimmter Anhalt dafür, dass 
die Entscheidung des dritten Gemeinwesens eine Entscheidung 
in appellatorio ist. 

In den Rechts Verträgen, die sich von vorneherein durch die 
Superiorität des einen Kontrahenten auszeichnen, findet 
sich die Zusicherung des abhängigen Gemeinwesens, die Prozesse 
vor die Gerichte des übergeordneten Gemeinwesens zu bringen; 

’) Literaturangaben hierzu s. oben S. 22. 

a ) S. Meier-Schöman n-Lipsius, Att. Prozess (II) S. 9S3 ff. 

*) VIII. 62 ff. 
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nicht ein drittes Gemeinwesen, sondern eines der beiden kontra- 
hierenden wird als nöktg txxbjTog bezeichnet. So enthalten einige 
von Athen mit Bundesgenossen abgeschlossene Verträge die 
Zusicherung, dass Prozesse im Streitbetrag von mehr als ein- 
hundert Drachmen nach Athen gewiesen werden: öixag txxhjtovs 
noitiv di doiv vntQ txatöv dpa^fiKg. ') Das ist nach den gründlichen 
Untersuchungen von Szanto 2 ) so zu verstehen, dass bei einem 
Streitwert von über einhundert Drachmen die athenischen Gerichte 
erst- und letztinstanzlich entscheiden, während den Behörden des 
in Abhängigkeit versetzten Gemeinwesens nur die Entgegennahme 
der Klage und die Weiterleitung (tlaäytiv) an die athenischen 
Gerichte zukommt. Dies ergibt sich namentlich aus der von 
Szanto besprochenen Urkunde aus Amorgos, die je nach dem 
Streitwert den Prozess dem rlouxav dixaön'/giov oder der fxxAijrog 
nöhg zuweist. Hier liegt eine Appellation nicht vor; es kommt 
nur zu einem Urteil. 3 ) — Die Prozesse mit einem Streitbetrag 
von weniger als einhundert Drachmen verbleiben dem ab- 
hängigen Gemeinwesen; Szanto nimmt an, dass gegen ihren 
| erstinstanzlichen | Entscheid die Appellation an das athenische 
Gericht zugelassen worden sei. Das ist von vorneherein des- 
wegen nicht sehr wahrscheinlich, weil der Streitbetrag ein so 
kompliziertes Verfahren kaum rechtfertigen würde; und wenn 
txxktjrov noitiv sich sowohl auf eine erst- wie auf eine zweit- 
instanzliche Entscheidung der nokig txxbjtog beziehen kann , so 
wäre es immerhin merkwürdig, wenn der Rechtsvertrag das ixxbjrov 
noitiv nur für die Prozesse über hundert Drachmen anordnen und 
verschweigen würde, dass auch für die anderen Prozesse ein 
ZxxkijTov noitiv (in anderer Bedeutung = Appellation) stattfinde. 

Ein quellenmässiger Nachweis für die Aufeinander- 
folge zweier Gerichtsurteile (Instanzenzug) ist m. E. 
nicht erbracht; Szanto 4 ) will ihn in dem athenischen Volks- 
beschluss über die Gerichtsbarkeit in Naxos (n. 7) finden ; er 
stüzt sich dabei auf die Worte iccv Öi fit) ov^i^avtai xrk., die er 

•) S. o. S. — 

2 ) Athen. Mitteil g. XVI. S. 30 ff. (= ausgewählte Abhdlg. S. 163 ff.). 

*) Vgl. die Ausführungen oben S. 48; dort ist gesagt, dass die Tätigkeit der 
lokalen Behörden nach dem Vorbild der Tätigkeit der Diaiteten geordnet ist. 

4 ) A. a. O. S. 46 ff. (— ausgewählte Abhdlg. S. 1 73 ff.). 
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übersetzt: „wenn sich die Parteien bei der Entscheidung des 
naxischen Gerichts nicht beruhigen, soll die Appellation an das 
athenische Gericht gestattet werden.“ Es erscheint aber unwahr- 
scheinlich, dass im Vorausgehenden von einem Urteil des naxi- 
schen Gerichts die Rede war, da die athenischen Thesmo- 
tlieten erwähnt werden. 1 ) — Andere wollen ein Beispiel des 
Instanzenzugs in einer Anordnung des Volksbeschlusses über die 
Julieten auf Keos (n. 8) erblicken; wenn dort den denunzierten 
und mit der Konfiskation bedrohten Rebellen ein Widerspruchs- 
verfahren eröffnet wird und sie unter Bürgenstellung versprechen, 
innert dreissig Tagen in Keos und in Athen sich zu stellen (üt'xag 
V7C o<5%hv), so zwingt auch dies nicht zu der Annahme, dass der 
Prozess zuerst in Keos und dann im Fall der Appellation zweit- 
instanzlich in Athen entschieden wird; wir besitzen gerade für 
Julis noch eine andere Urkunde, wo, ebenfalls auf dem Gebiete 
des öffentlichen Strafrechts, eine Wahl [des Klägers] zwischen 
einem Prozess in Julis und in Athen eröffnet wird. 2 ) 

Für die Frage der Zulassung der Appellation in den Rechts- 
verträgen haben überdies diese athenischen Verträge nur eine 
beschränkte Bedeutung; sie geben für die internationale Regelung 
kein ganz reines Bild, und zwar nicht sowohl deswegen, weil 
hier die eine der Vertragsstädte selbst als sroAtg og bezeichnet 
wird, sondern deswegen, weil mit dieser ganzen Regelung nicht 
nur die Prozesse zwischen Bundesgenossen und Athenern, sondern 
auch die Prozesse der Bundesgenossen unter sich nach Athen 
gezogen werden sollen. 3 ) 

2. Beschwerde. Durch den Rechtsvertrag können be- 
stimmte Pflichten für die Magistrate der beiden Gemeinwesen 
statuiert werden. Ihre Mitwirkung kann besonders für die Ein- 
führung der Klage und für die Vollstreckung des Urteils gefordert 
sein. Für den Fall der Verweigerung oder der Verzögerung der 
Mitwirkung enthalten einige Verträge besondere Bestimmungen: 

•) Ober die Inschrift s. o. S, 48, wo eine andere Erklärung; vorgeschlagen ist. 
Eine weitere Möglichkeit wäre die, die Worte iitv avfKptQavvcti auf ein Einver- 
ständnis der Parteien über den Gerichtsstand (forurn prorogatum) zu beziehen. 

ä ) S. den Vertrag Athens mit dem keVschcn Städten Julis und Koresos (n. 9). 

’) Neben den politischen Vorteilen werden auch ökonomische Vorteile für 
Athen und die athenische Bürgerschaft geltend gemacht (Gerichtsgelder, Lebens- 
unterhalt der zu Prozesszwecken anwesenden Fremden). 

Hitzig, Altgriech. Staatrvertrfige. 5 
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dem Magistrat wird eine bestimmte Strafe, meist eine ziffernmässig 
fixierte Geldstrafe 1 ) angedroht 3 ); zur Anzeige werden der Ge- 
schädigte 3 ) und jeder Bürger 3 ) zugelassen; die Einziehung des 
Strafbetrages besorgt ein übergeordneter Magistrat 4 ); der Betrag 
wird in der Regel so verteilt, dass eine Quote, meist die Hälfte, 
dem Anzeiger zufiillt, der Rest dem einen oder anderen oder 
beiden Gemeinwesen 5 ); es kommt aber auch vor, dass die ganze 
Summe dem Geschädigten®) oder seinem Gemeinwesen zukommt. 7 ) 
Die prozessuale Stellung des Geschädigten ist dabei nicht ganz 
klar 8 ), sie wird in den kretischen Inschriften als Klage (giaAfiv) 
bezeichnet. 3 ) Verweigern auch die oberen Magistrate ihre 
Mitwirkung, so liegt ein Vertragsbruch vor, und es kann zu dem 
Verfahren kommen, das im Vertrag vorgesehen ist für den Fall, 
wo ein Gemeinwesen vmvavrlov jry«<J<j£t rm züv tv tfj övvdyxy 
xcnaxcjrtOQiöfievav l0 ): die Beschwerde des einzelnen kann hier aus- 
münden in einen Streit der beiden Gemeinwesen und in ein Urteil 
eines dritten Gemeinwesens. 11 ) 

Entscheidend ist, dass überall nicht die Magistrate der Stadt 
des [fremden) Klägers, sondern diejenigen der Stadt des Be- 
klagten zur Tätigkeit aufgefordert werden. 

') N. 15. 29. 38. 39 u. ö. 

*} Ehrverlust (cln t uia) wird angedroht in n. 16 (Naupaktos). 

3 ) In der Regel ist einfach gesagt: jeder, der will (/JovAd.atFog, AfiW); indem 
Vertrag zwischen Priene und Maroneia (n. 29) werden zugelassen: der verletzte 
Maroneite und jeder Bürger von Priene. 

4 ) N. 37. 

& ) N. 39. 46. 

6 ) N. 29. 37. 

7 ) N. 38. 

8 ) In Priene hat der Kläger eine Art von Kalumnieneid zu leisten, er schwört, 
dass der beklagte Magistrat (der den Prozess des Fremden nicht oder nicht recht- 
zeitig einführt) das Gemeinwesen schädige (ß^anr ti rrjv nohv). 

9 ) Es fragt sich namentlich, ob bei Weigerung des Magistrats der Kläger 
selbst vor das bei Streitigkeiten der Gemeinwesen kompetente Gericht ging und 
dort die Verurteilung des Magistrats erwirkte; so scheint es in dem Vertrag zwischen 
Hierapytna und Priansos gemeint zu sein, wo der Verletzte vor dem xotvdv Sixaorrj- 
Qtov klagt und der Straf betrag in drei Teile geteilt wird, so dass der Verletzte 
einen D ritteil , die beiden Gemeinwesen den Rest erhalten. Andere Urkunden er- 
wähnen in diesem Beschwerdeverfahren das dritte Gemeinwesen nicht oder doch 
nur in der am Schluss des Textes erwähnten Funktion. 

10 ) So in n. 36 Zeile 74. 

n ) Eine Klage des einzelnen wegen Vertragsverlelzung erwähnt ausser dem Ver- 
trag von Hierapytna und Priansos namentlich das Koloniegesetz für Naupaktos (n. 16). 
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§10. Bedeutung der Rechtsverträge für die Prozesse 
anderer Fremder und für den Bürgerprozess. 

1. Prozess anderer Fremder. Der Rechtsvertrag ordnet 
den Prozess zwischen Angehörigen des einen und Angehörigen 
des anderen Gemeinwesens. Nur den Vertragsfremden, nicht 
den Fremden überhaupt wird eine Zusicherung gemacht. Immer- 
hin finden sich in Rechtsverträgen auch Bestimmungen über die 
Frage, ob und inwieweit die inländischen Gerichte dem Vertrags- 
fremden Schutz gegen andere Fremde gewähren. 

a) Der Vertrag zwischen Ephesos und Sardes (n. 36) sieht 
den Fall vor, wo ein Ephesier in Sardes (oder umgekehrt) von 
einem Fremden aus dem Staate X verletzt wird (övbj^ü und 
äduaföH) und lässt in diesem Fall ein Verfahren des Ephesiers 
in Sardes zu, wenn der Täter dort gefasst wird; Vorbehalten 
bleiben besondere Verträge, die Ephesos oder Sardes mit dem 
Heimatsstaat des Täters abgeschlossen haben '); der Prozess in 
Sardes wäre also nicht möglich, wenn nach dem mit dem Staat X 
geschlossenen Vertrag der Bürger von X nur in X belangt 
werden kann. 2 ) 

b) Es kommt in Asylieverträgen vor, dass die Hilfeleistungs- 
befugnis (S. o. S. 40) nicht auf die Angehörigen der kontra- 
hierenden Gemeinwesen beschränkt, sondern ganz allgemein dem 
Beikommenden gewährt wird; mündet diese Hilfeleistung in ein 
gerichtliches Verfahren aus, so wäre für solche Fälle durch den 
Rechtsvertrag auch ein Verfahren für andere — am Vertrags- 
schluss nicht beteiligte — Fremde geregelt. In einem Vertrag 3 ), 

*) Z. 60 Cf. : iuv Si t tg <svlt]9ij q dSotrftij SaQSiaviöv i] ’Eipieiav vnn TOD ulj 
oirog ZagÖtavov nr\tt ’EcpfOtoVy ifciozco rc5 ’Ecpioiio iv Zi (QÖiöi x«i r (o ZaQÖiavcö 
iv 'Ecpioio ro Öixaiov XaufJavHv xard rovg trjg n ohcog vu/xuvg, iv fj dv J.rjrp&fj o 
ddiy.rjoag nlrjv tü ttvig tfciv ix uov nolttov ngog ag iioiv Gvvdijxai i’ötai, ravra 
dift-dyto&at xard rag iöiag avvfrrjxag. 

*) Eine verwandte Erscheinung ist es, wenn in den individuellen Asylie- 
verleihungen (s. o. S. 39 n. 1) der besondere Fall vorgesehen wird, wo der Schützling 
von £ivoi verletzt wird, so in der Inschrift bei Ditt. n. 479 (= Mich. n. 529) : uv vno 
tov ddiHcSvtcu tjivcov, i£uvat avldv ix Trjg ’lkiaöog, GvXXapßuiHV öl xal tu xotvöv 
ro ’lXtieov; das tönt so, als sei für den Fall der Verletzung durch einen liürger 
des zusichernden Staates eine andere Behandlung (gerichtliches Verfahren) vor- 
gesehen. 

*) Ditt. n. 295 (= Mich. n. 291 = G.D.I. 1413); Text s. o. n. 21. 
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der eine solche allgemeine Hilfeleistung vorsieht, wird das Ver- 
fahren als dixr/ ix nonOxaOiog bezeichnet : da 710x1 sprachlich nicht 
auf 71 qo, sondern auf jrpog zurückweist '), muss jnmöratfig mit tiqoO- 
Oxf/vai zusammengebracht werden. Es liegt wohl nahe, die Be- 
zeichnung aus der Besonderheit dieses Prozesses (Hilfeleistung) 
zu erklären und für diese Art des Fremdenprozesses zu reser- 
vieren. 2 ) 

Alle diese Bestimmungen stehen unmittelbar oder mittelbar 
im Dienste des Schutzes der Vertragsfremden. Einen Rechts- 
vertrag mit dem Zweck, überhaupt nicht den Angehörigen der 
Vertragsschliessenden Geweinwesen, sondern lediglich den ausser- 
halb der Vertragsgemeinschaft stehenden Fremden Rechte zu- 
zusichern, hat E. Meyer in dem Vertrag zwischen Chaleion 
und Oianthea erblicken wollen; es handelt sich aber auch 
hier nur um die Prozesse der Angehörigen der beiden Gemein- 
wesen. 3 ) 

2 . Bürgerprozess. Unter Bürgerprozess wird hier der 
Prozess unter den Angehörigen desselben Gemeinwesens ver- 
standen; dieser Prozess wird nicht durch völkerrechtliche Ver- 
träge, sondern durch die Gesetzgebung des einzelnen Gemein- 
wesens beherrscht. Sind die Organe des Gemeinwesens in beiden 
Fällen dieselben, so verfahren diese bald nach nationalem Prozess- 
recht (wenn Bürger streiten, d<Sx 6 g tiqos tlöxov ötx«Jtr«t), bald nach 
dem durch Staatsvertrag geregelten Prozess-Recht (wenn eigene 
Bürger mit Bürgern des anderen Gemeinwesens streiten). Diese 
beiden Verfahrensarten können mehr oder weniger differieren, 
im besonderen kann der vertragsmässig geregelte P'remdenprozess 
eine Beschleunigung oder andere Vorteile aufweisen, die der 
nationale Bürgerprozess entbehrt. Es frägt sich, ob auch Bürger 
unter sich nach dem Staatsvertrag prozessieren können. 

Der Vertrag zwischen Chaleion und Oianthea (n. 15 ) sieht 
den F'all vor, wo „Bürger gegen Bürger streiten gemäss den 

*) S. Dittenbergcr a. a. O. 

*) Anders Dittenberger a. a. O. der nQOOOtrjvat mit nyocotfog (nQog ßovltjv 
u. dgt.) zusammenstellt. 

8 ) Ich teile hier durchaus die Ansicht, die Meister (Berichte der sächs. 
Akad. 1896 S. 19 ff.) entwickelt hat und verweise lediglich auf seine Ausführungen. 
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ai’fißuXai ')“ und ordnet in diesem Fall Magistratur und Gericht 
anders als in dem Fremdenprozess; während im letzteren die 
iivoÖUcn mit den vom fremden Kläger bezeichneten fjrojuoreu auf- 
treten*), erscheint im Prozess unter Bürgern xor« rag Ov^ißokäs 
der Damiurg mit den von ihm ernannten ogxofiuTcu. Trotz der 
Verschiedenheit der Gerichtsverfassung erblickt E. Meyer 11 ) 
hierin einen Versuch der lokrischen Gesetzgebung, den Bürgern 
auch für ihren Prozess die Vorteile des freieren und minder 
formellen Fremdenprozesses zu verschaffen. 4 ) Dabei verweist er 
auf Wandlungen, die im römischen Zivilprozess durch die „Iudi- 
kation des Peregrinenprätors“ herbeigeführt worden seien. Die 
Ausführungen Meyers über den lokrischen „Bürgerprozess nach 
Rechtsverträgen“ sind in der romanistischen Litteratur nicht un- 
beachtet geblieben; man hat sie wiederum verwendet zur Er- 
klärung römischer Einrichtungen. 5 ) 

Die Erklärung Meyers ist m. E. aber nicht haltbar. Es fehlt an 
einem Anhaltspunkt dafür, dass hier der im Vertrag geordnete 
Prozess Besonderheiten aufgewiesen habe, die den Bürgern von 
Chaleion oder Oianthea als Vorteile gegenüber ihrem eigenen 
Prozess erschienen wären 6 ); gerade da, wo wir einen Einblick 
gewinnen, ist aber der Bürgerprozess x«r« rag Ovfißoias anders 
geartet als der F'remdenprozess. Das Prozessieren der Bürger 
xarä r«g Ovfißo Aag bedeutet nicht ein von Bürgern freigewähltes 
(und dem normalen Bürgerprozess vorgezogenes) Verfahren; die 
Worte beziehen sich vielmehr auf den Fall, wo es nach dem 
Inhalt des Rechtsvertrages zu einem Verfahren zwischen 
Bürger und Bürger kommt ; das kann — nach dem Inhalt der 
Asylieverträge — überall da der F'all sein, wo ein Bürger dem ver- 


’) Vgl. die Worte: at *’ o Faoorös not zöv Faot bv äix«£trß< xerräg ovvßohi g. 

*) Vgl. oben S. 45. 

*) Forsch, z. alt. Gesch. 1. S. 315 ff. 

4 ) Der Sinn sei der: es werde „den Bürgern freigestcllt, ihre Prozesse unter 
einander nicht nach dem alten Landrecht, sondern nach dem Recht tler Handels- 
verträge zu führen.* 

S. Wlassak und Er man in der Zeitsch. der Savigny- Stiftung, roman. 
Abt. XIX. S. 278 n. 2. 

6 ) Wir wissen durchaus nicht, ob wirklich der Fremdenprozess „ein freies 
Verkehrsrecht geschaffen, welches die Formalitäten bei Seite warf und lediglich die 
Rechtsfrage selbst ins Auge fasste.“ 
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letzten Fremden (tft’Aij&f/j,') gegen den verletzenden Bürger (öuAwr) 
in der früher erwähnten Weise ’) Hilfe leistet. 

Die Verwendung der Meyerschen Erklärung für Probleme 
der römischen Rechtsgeschichte stellt einen circulus vitiosus dar, 
und zeigt von neuem, wie vorsichtig wir bei Vergleichungen sein 
müssen, besonders in den Fällen, wo das zum Vergleiche heran- 
gezogene griechische Institut selbst noch recht sehr der Auf- 
hellung bedürftig ist. 

*) S. oben § 4 Abschn. 2 b. 
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Einleitung. 


Das internationale Konkursrecht bietet so, wie es in der heutigen 
Gesetzgebung und Praxis dasteht, noch ein sehr unbefriedigendes 
Bild dar. Die wichtigsten Fragen sind noch ungelöst, und doch 
kommt dieser Materie , angesichts der ausserordentlichen Durch- 
würfelung des Menschenmaterials, der vielfach international bestehen- 
den Doppelwohnsitze und der Filialen, sowie der häufig in mehreren 
Staaten liegenden Aktiven eines Schuldners eine ausserordentliche 
Bedeutung zu. Wenn wir einen Rückblick werfen auf die geschicht- 
liche Entwicklung des internationalen Konkursrechts, so müssen wir 
eingestehen, dass wir in diesem Gebiete seit langer Zeit keine Fort- 
schritte gemacht haben, — der gegenwärtige Rechtszustand gleicht 
gegenüber früheren Anschauungen und speziell auch gegenüber der 
Allgemeinen preussischen Gerichtsordnung von 1793 eher einer Rück- 
bildung. ') Denn im Gegensatz zu dieser legislativen Ordnung liegt 
die moderne Gesetzgebung trotz ihrer sonstigen Fruchtbarkeit hier 
fast völlig brach. 

Unter diesen Umständen gilt speziell in dieser Materie der Satz, 
dass die Gesetzestexto nicht alles sagen, was für die Rechtsprechung 
nötig ist. Wie im grossen Gebiete des internationalen Privatrechts 
so unendlich häufig an die Doktrin appelliert werden muss, 2 ) so 
trifft dies namentlich auch im internationalen Konkursrechte zu. 
Damit steht im Zusammenhang, dass man dem Richter in diesen 
Beziehungen eine Art prätorischer Funktion zuweisen will und muss. 
Ja, man hat gesagt, die Rechtsetzungsgewalt komme im internatio- 

’) Ich kann hier freilich nicht genauer auf die interessante geschichtliche 
Entwicklung einlreten. 

2 ) Regrlsberger, Pandekten I, S. 87 u. 107. 


Digitized by Google 



(> 


nalen Privatrecht überhaupt in der Form des Amtsrechtes zum Aus- 
druck, denn der einzelne Staat könne an sich das internationale 
Privatrecht nicht bestimmen. 3 ) Ich könnte nicht behaupten, dass mich 
diese letzteren Ausführungen überzeugt hätten. Die verbindliche 
Kraft des internationalen Privatrechtes ruht, soweit es geordnet ist, 
auf der Autorität des einzelnen Staates; dagegen kann ein über- 
staatliches Reckt durch Staatsverträge begründet werden. Der Richter 
bringt es, soweit es nicht geordnet ist, durch die Analogie mit dem 
wissenschaftlich feststehenden Kollisionsrechte zur Ausgestaltung. Jener 
Terminus hat deswegen meinen Beifall nicht; ja, ich glaube, dass 
er ein etwas schiefes Bild in die Sache hineinbringe. 4 ) Dagegen 
muss allerdings anerkannt werden, dass das einseitige gesetzgeberische 
Vorgehen des Staates in dieser Materie vom Übel ist, — dies gilt 
auch vom internationalen Konkursrechte. 

Nicht einmal der Standort oder der Sitz des internationalen 
Konkursrechts ist heute festgestellt. Es gibt Juristen, welche diese 
Materie unter den Oberbegriff des internationalen Privatrechts stellen. 
Indem sie dies tun, fassen sie diese Disziplin überaus weit und ver- 
stehen darunter alle rechtlichen Beziehungen der Privaten auf dem 
internationalen Boden. Diese Ansicht ist mehrfach z. B. in Frank- 
reich, wie itn englisch-amerikanischen Rechtsgebiete verbreitet. 5 ) 
Dies hängt damit zusammen, dass die Doktrin des internationalen 
Rechts bezüglich des privatrechtlichen Lebens an die collisio statu- 


3 ) Vgl. Köhler, Lehrbuch des bürgerlichen Rechts, I, S. 30. Dei'nbury ist 
hier anderer Meinung: Das bürgerliche Recht, 3. Aufl. 1906. I, S. 94, Anm. 3. 

4 ) Vgl. auch 0. Lewis , Das internationale EntmUndigungsrecht des Deutschen 
Reiches (1906) S. 9, Anm. 4. 

ft ) Vgl. Lainf, Introduction au droit international priv6 (Paris 1888) Bd. I, 
S. 14. Das Werk dieses Juristen ist, wie ich bei dieser Gelegenheit sagen möchte, 
in Deutschland noch lange nicht genügend gewürdigt. Es enthält eine sehr sorg- 
fältige Zusammenfassung der historischen Epochen des internationalen Privat- 
rechtes und berichtigt grosse Irrtümer, die früher aufgetreten sind. Wharton, 
A treatise on the conflict of laws or private international law, 3 d ed. von 
G. H. Parmele (1905) gibt 1, 8. 2 folgende Definition : Private international law 
is that brauch of the law of a country which relates to cases mor or less subject 
to the law of other countries. Damit stimmt die Auffassung, welche R. C. Minor , 
Conflict of laws or private international law (Boston 1901) S. 4 vertritt, wenn er 
sagt: Private international law enibraces those universal principles of right and 
justice which govern the courts of one State lmving before them cases involving 
the Operation and effect of the laws of another State or country. 
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torum angeldint wurde, und dann sie vereinzelt auch heute noch so 
bezeichnet wird (conflictus legum; conflict of laws). Auch die An- 
sicht ist vertreten, dass das internationale Privatrecht zum Völker- 
recht. gehöre, allein in der Hauptsache mit Unrecht. Die Gegen- 
stände und die Subjekte, mit denen es beide Gebiete zu tun haben, 
sind verschieden. Das Völkerrecht mag als Grundlage des inter- 
nationalen Privatrechts bezeichnet werden; dagegen trifft es den 
Kern der Sache nicht, wenn man sagt, die Bestimmungen der letz- 
teren Disziplin haben völkerrechtliche Natur. Das Völkerrecht stellt, 
abgesehen von einzelnen Fragen, wie z. B. betreffend die Stellung 
der diplomatischen Vertreter, ganz besonders einen Satz auf, der 
hier wichtig ist: dass jedes Staatswesen prinzipiell als gleichberechtigt 
mit dem anderen angesehen und behandelt werden müsse. Wie aber 
die einzelnen auf dem internationalen Boden entstehenden Rechts- 
verhältnisse der Privaten im Detail geordnet und beurteilt werden 
müssen, sagt nicht das Völkerrecht, sondern das internationale Privat- 
recht, und die beiden Gebiete sind daher zu trennen. 6 ) 

Die Schwierigkeiten, die ans diesem Verkehre, speziell auch 
in der Neuzeit entstehen, können denn auch nicht gehoben werden 
durch Berufung auf das Völkerrecht, und ich sehe nicht, dass die 
Vertreter des Völkerrechts bis anhiu irgend etwas von Bedeutung 
geleistet hätten, das uns Klarheit geben würde über die intrikaten 
Fragen, welche mit der Anwendung des Privatrechts auf dem inter- 
nationalen Boden Zusammenhängen. Audi scheint mir, dass die 
Disziplin des Völkerrechts noch genügenden Stoff habe, um diejenigen 
Materien juristisch zu fassen und zu behandeln, welche wirklich in 
ihr Revier hineiufallen, und dass sie daher keine Veranlassung hat, 
Annexionen anderweitigen Landes vorzunelimen. 


®) Hie» geschieht in zutreffender Weise von H. C. Minor a. a. O. S. 2 u. 8. 
Wenn Ma-iynhac, Traire de droit public international, (, S. 6 u. 8 (1905), aus 
dem Oberbegriff des internationalen Hechtes das öffentliche Kerbt (Völkerrecht) 
und das Privatroc ht ausscheidet, dann aber weiter bemerkt, dass das internationale 
l’rivatreeht als „um dependanee du droit public* auiusehen sei, so ist mir 
diese Wendung nicht völlig klar. Vgl. zu dieser prinzipiellen Frage auch die 
erwähnte Monographie von (). Lei r-, S. <1 ff. und namentlich Regel sherger, Pan- 
dekten, I. S. 164. der treffend nusführt, dass bei Aufstellung und Ermittlung der 
Keehtssiitzo über das anzuwendendu örtliche Recht völkerrechtliche GetickUpunkte 
mitwirken, dass sie aber keineswegs Bestandteile des Völkerrechts oder einer 
besondern Art ausser-tantlichon Rechts seien. 
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Auch der Taufname der Lehre ist in der neuesten Zeit wieder 
angefoehten. Es gibt Juristen, welche den Ausdruck internationales 
Privatrecht, und damit natürlich auch den von mir adoptierten des 
internationalen Konkursrechtes perhorreszieren. Der Sprachpuris- 
mus, der leider in Deutschland mit so starker Übertreibung ver- 
treten wird, hat für gut gefunden, den irreführenden Ausdruck 
„ Zwischenstaatliches Privatrecht“ zu schaffen, um das Nebeneinander- 
bestehen mehrerer Rechtsordnungen in verschiedenen selbständigen 
Staatsgebieten zu bezeichnen. 7 ) Allgemein übliche und in den mo- 
dernen Sprachen verständliche Wendungen sollten aber nach meiner 
Meinung nicht leichthin preisgegeben werden: sie repräsentieren ein 
wichtiges Stammkapital der kosmischen Wissenschaft, und ich meine, 
wir sollten uns nicht ärmer machen, indem wir aus der deutschen 
Sprache eine anerkannte Bezeichnung verbannen und an deren Stelle 
eine neue setzen, zumal wenn diese von zweifelhafter Güte ist und 
nur eine verschwommene Deutlichkeit darstellt. — Der Name des 
zwischenstaatlichen Rechtes ist auch deswegen als Ersatzmittel für 
das internationale Recht nicht praktisch, weil er in Amerika und 
Australien schon für die Bezeichnung des interstaatlichen Rechts- 
lebens verwendet wird : man spricht von interstate law und interstate 
commerce, wenn man die bundesstaatlichen Verhältnisse im Auge 
hat. In der Praxis des schweizerischen Bundesgerichts ist der Aus- 
druck gleichfalls schon besetzt: man spricht nämlich beispielsweise 
von zwischenstaatlicher Rechtshülfe im Sinne der Rechtshülfe von 
Kanton zu Kanton. 8 ) 

Angesichts dieser Verhältnisse ist es sachentsprechender, den 
in der Wissenschaft fast aller Staaten und speziell in der Neuzeit 9 ) 
üblichen Ausdruck internationales Privatreeht beizubehalten, und 
daher auch vom internationalen Konkursrecht zu sprechen. 10 ) — 

7 ) Vgl. Köhler, Lehrbuch des bürgerlichen Recht», 1904, I, 8. 86. Dieses 
“Werk »teilt dem zwischenstaatlichen Privatreeht das zwischenzeitliche Recht (als 
Übersetzung des freilich überflüssig geschaffenen Terminus des intertemporalen 
Privatrochts) an die Beite (8. 57). Ich bedaure, das» ein so universell denkender 
Jurist wie Köhler sich von dem sprachlichen Purismus dergestalt überwältigen lässt. 

9 ) Vgl. z. B. A. E. XXVII, 1. T. 8. 49. 

8 ) Auch Regelsberger, Pandekten I, 8. 163/164 adoptierte die kurze Be- 
zeichnung. 

,0 I Dies tat früher auch Köhler im Lehrbuch des Konkursrechtes (1891) 

8. 601. 
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Vereinzelt kommt auch noch der Ausdruck vor, der sich an die 
Ausführungen dos grossen Juristen Savigny anlehnt. 11 ) So behandelt 
Pollak die Materie unter dem Titel: Das Geltungsgebiet des Kon- 
kursgesetzes, ebenso Seuffert. 12 ) 

Aus theoretischen und praktischen Gründen dürfte es weit rich- 
tiger sein , die verschiedenen Gebiete des internationalen Rechts, 
das mit den Beziehungen der Privaten zusaminenkängt, nach der 
Methode, in welcher das interne Recht behandelt wird, zu scheiden 
und zu trennen. Dies gilt namentlich auch für das Konkursrecht. 
Die nach französischer Manier an das Handelsrecht angelehnte Be- 
arbeitung des Konkursrechtes, mit welchem dann die internationalen 
Fragen verknüpft werden, ist nicht zu loben. Das internationale 
Konkursrecht ist kein Appendix des Handelsrechts. 13 ) Es gehört 
auch nicht in das Völkerrecht, 14 ) so wenig als die Darstellung des 
internen Konkursrechts beim Staatsrechte verblieben ist: es muss 
als selbständige Disziplin aufgefasst werden. 

Nur dann, wenn das internationale Konkursrecht einer selb- 
ständigen Behandlung unterzogen wird, treten die wichtigen prak- 
tischen Fragen, die damit Zusammenhängen, mit der nötigen Deut- 
lichkeit heraus. 15 ) Wie richtig dies ist, ergibt sich z. B. aus der 

") Vgl. Savigny, System des heutigen römischen Rechts, Bd. VIII, S. 282 
bis 294. Bekanntlich spricht dieser Jurist von den örtlichen Crenzen der Herr- 
schaft der Kechtsregeln über die Rechtsverhältnisse. 

12 ) Vgl. l'ollak, Das Konkursrecht (1897), § 10, und L Seuffert, Deutsches 
Konkursprozossrecht (1899), § 9. Schwarz , Das österreichische Konkursrecht, 
Bd. I, S. 261, spricht dagegen in Anlehnung an das Lehrbuch des Konkursrechts 
von Köhler vom internationalen Konkursrecht. 

ls ) Asser behandelt es in seinem Buche Schets van het internationaal privant- 
reeht (1880) unter dem Obertitel des Handelsrechts (8. 169 — 180). Vgl. auch 
Aseer-Cohu, Das internationale Privatrecht (1880) S. 132 und, Aster-Rivier, Elements 
de droit international privö (1884) S. 231 — 246. 

u ) Vereinzelt ist die Materie des internationalen Konkursrechts auch im 
Völkerrechte berücksichtigt worden. Dies geschah von Lamninsch in r. Holtzen- 
dorffn Handbuch des Völkerrechts (1887) HI, 8. 412—460, sowie von Pradier- 
Fodtrf, Traite de droit international public europeen et americain suivunt les 
progres de la Science et de la pratique contemporaines IV, 1888 Nr. 1992 bis 
2003 (8. 324-351). 

16 ) F. Affolter spricht in seinem Buche: Das intertemporale Recht, Das 
Recht der zeitlich verschiedenen Rechtsordnungen, Geschichte des intertemporalen 
Privatrechts (1902) 8. 1 tf. von einem Recht der Rechtsordnungen, indem er die 
Frage der zeitlichen und örtlichen Anwcndungsuormen unter diesen Oberbegriff 


Digitized by Google 



10 


Tatsache, dass Savigny der Materie gerade deswegen nicht gerecht 
geworden ist, weil er das internationale Konkurarecht in Verbindung 
mit dem internationalen Obligationenrecht zur Darstellung brachte, 
was zweifellos ein Missgriff war. 16 ) Die nach der Legalordnung 
eingerichteten Kommentare der Konkursordnungen können eine irgend 
wie erschöpfende Darstellung der Materie nicht geben. Denn die 
positiven Gesetze sind ja vielfach bei den wichtigsten Fragen stumm, 
und es fohlt deswegen jenen Kommentaren die nötige Anlehnung 
an einen grundlegenden Text. Was die Verwebung des inter- 
nationalen Konkursrechtes mit dem internen Rechte anbetrifft, so ist 
sie ebenfalls unpraktisch, — hier so gut wie beim internationalen 
Zivilrecht. Entweder wird die Materie auf einen Paragraphen kon- 
zentriert 17 ) oder es wird zwar ein ausführlicher Abschnitt beigefügt, 
der sich über die Konfliktsfragen und Nationalitätsfragen ausspricht; 18 ) 
aber er wird dann mit Exkursen allzu sehr beschwert. 19 ) Die Richtig- 
keit des Gesagten ergibt sich auch aus einem Blick in die nord- 
amerikanische Literatur. Dort erscheint das internationale Konkurs- 
recht in gänzlich verkümmerter Gestalt, z. B. in dem Buche von 
Story und Minor. In dem Buche des letzteren wird unter dem Obertitel 
der Erfüllung der Verträge anhangsweise von Bankrott gesprochen, 
weil der Bankrott die Verpflichtungen und Kraftwirkungen des Ge- 
setzes aufhebt. 20 ) 

zusammenfasst. Aflolter weist jenem Rechte die Aufgabe zu, die Herrschafts- 
gebiete der zeitlicli und örtlich verschiedenen Rechtsordnungen abzugrenzen. 
Darnach erscheint dann das internationale Privatrecht und ebenso das inter- 
nationale Konkursrecht als ein spezieller Zweig des Rechts der Rechtsordnungen. 

18 ) Ich sage dies, obwohl ich der letzte bin, der bestreiten wiirdo, dass die 
Krörtcrungen von Savigny über die örtlichen Grenzen tler Herrschaft der Gesetze 
auch heute noch für jeden Internationalisten von Bedeutung sind. Das Beispiel 
von Savigny fand Nachahmung bei Pasquale Fiore , Diritto internnzionalc privato 
1849 S. 472 — 493. Und daran hielt er auch fest in der dritten Auflage Elementi 
di diritto internazionale privato, S. 473—493. ln dem grossen Werke Diritto 
intemazionale privato I — I V (1888 — 1903) hat dieser Jurist das Konkursrecht noch 
nicht behandelt. 

n ) Dies tut L. Seuffert, Deutsches Konkursprozessrecht § 9. 

,j ) Kehler, Lehrbuch des Konkursrecbts, S. 603 — 675. 

* 9 ) Köhler, Leitfaden des deutschen Konkursrechts, 2. Aufl. 1903, S. 310, 
316, 324. In dem italienischen Werke von A. BameUa Trattato del fallimento 
wird auoh das intornationalo Konkursrecht behandelt II, 1904 8.517 — 585. 

2> ) Vgl. Minor, S. 470. Die örtliche Behandlung der Materie bei Wettlake, 
Treatise on private international law, 4 ,h cd. 1905, S. 149 tf ist fiir kontinentale 
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Hier wie in den übrigen Teilen des internationalen Rechts ist 
es notwendig, die Gesetzgebung und die Literatur der hervor- 
ragendsten Kulturstanten zu berücksichtigen. Es genügt unmöglich, 
die vorliegende Materie einzig vom Boden einer partikulären Gesetz- 
gebung zu behandeln. Wir sind eben in die Ara des Rechts- 
humanismus eingetreten und werden uns mehr und mehr der Tat- 
sache bewusst, dass Recht und Gesetz eine Frage der Menschheit 
ist, sowie dass der einzelne Staat nur ein Glied darstellt des kos- 
mischen Ganzen. Diese universelle Gedankenrichtung legt auch der 
Literatur weitgehende Pflichten auf, — sie werden vielfach ignoriert. 
In Deutschland wurden früher die mit dem internationalen Konkurs- 
recht verknüpften Fragen nur im Vorübergehen erwähnt. 21 ) Eine 
Wendung trat hier erst ein durch die tiefgreifenden Arbeiten von 
Köhler, der anlässlich der Darstellung des deutschen Konkursrechts 
zuerst im deutschen Sprachgebiet in grosszügiger Weise auf die 
Gesetzgebung und Literatur anderer Staaten Rücksicht nahm, — 
ihm ging dabei allerdings der Internationalist v. Bar voraus. 22 ) 

Juristen gleichfalls sehr merkwürdig: sie erfolgt im Anschlüsse an die Ehe und 
das Erbrecht bei Mobilien. Der verbindende Gedanke ist dabei, dass es sich 
beim Bankrott um eine Person und um ihr Vermögen handle! Allerdings kommt 
dann Westlake auf den Bankrott zurück bei der Behandlung des Erlöschens von 
Obligationen (§ 240). 

2I ) Dies geschah z. B. in der Schrift von Flieht, Der deutsche Konkurs- 
prozess (1877) S. 104 — 166, ebenso in derjenigen von Fitting, Das deutsche Reiclis- 
konkursrecht und -Konkursverfahren (1881), S. 403 — 406. \V. Ende mann, Das 
deutsche Konkursverfahren (1889) widmet der Materie ganz kurze Ausführungen 
(8. 640—645). Der Kommentar von Th. Woiß, Konkursordnung mit Einfüh- 
rungsgesetz, .Nebengesetzen und Ergänzungen in der Fassung des Gesetzes 
vom 17. Mai 1898 (Berlin 1900) geht auf das internationale Konkursrecht nur 
höchst vereinzelt ein. Das Gleiche gilt von Hintehn, Das Konkursrecht und von 
Wilnivirsk'i, Deutsche Keichskonkursordnung, fortgesetzt von K. und A. Kurlhaum 
und Kühne , 6 Aufl. (1902). Anders verhält es sich mit dem Werke von E. Jiiger, 
Kommentar zur Kotikursordming und den Einführungsgesetzen, mit einem Anhang, 
enthaltend das Anfechtungsgesetz, Auszüge aus den Kostengesetzeil, die Aus- 
führungsgosetze der Einzelstaatcn und die Geschäftsordnungen für Preussen und 
Bayern (2. Aufl, 1904). Dieses Werk erörtert die internationalen Fragen, soweit 
es sich um das Konkursrecht handelt, in besonderen Abschnitten, die sich au die 
paragraphenweisen Anmerkungen anscldiessen. Besonders beachtenswert sind auch 
die dort enthaltenen rcchtsverglcichcnden Ausführungen. Ferner tritt das Werk 
von r. Sarieeg, Die Konkursordnung für das Deutsche Reich, 4. Auf!., bearbeitet 
von G. Bossert 1901, auf einzelne Fragen ein. 

**) Vgl. r. Bar, Das internationale Privat- und Strafrecht (1862), 8. 488 bis 
500, sowie Theorie und Praxis des internationalen Privatreehts II, 8. 553. Dieser 
Jurist hat die Materie losgelöst vom partikulären Konkursgesetz behandelt, und 
zwar unter Verwertung der auswärtigen Literatur und Praxis. 
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Wenn man sich fragt, wie das internationale Konkursrecht be- 
grifflich zu definieren sei, so wird man sagen müssen, es sei darunter 
zu -verstehen der Komplex von Normen und Hegeln über die Ord- 
nung von Kollisionen , welche damit Zusammenhängen , dass ein Kon- 
kurs nach seinen Voraussetzungen, Begleiterscheinungen und Wirkungen 
in den räumlichen Herrschaftsbereich mehrerer von einander unab- 
hängiger Rechtsgebiete hineingezogen werden kann oder muss. Spe- 
zieller ausgedrückt: es ist hier zu untersuchen, ob und unter welchen 
Umständen ein interner Konkurs auch die im Ausland liegenden 
Aktiven, und ob umgekehrt ein ausländischer Konkurs auch die im 
Inland befindlichen Aktiven ergreife, von welchem Gesetze die 
sogenannte Konkursfiihigkeit abhänge, wo der Konkurs zu eröffnen 
ist, welchen Einfluss der Konkurs auf die Rechtsstellung des Kon- 
kursiten im internationalen Leben ausübe, ferner wie die verschie- 
denen Kechtsvorgänge beim Konkurs, wie namentlich die Durch- 
führung der Generalexekution, der Zwangsnachlassvertrag, der order 
of discharge international wirken. Dabei sind verschiedene Even- 
tualitäten ins Auge zu fassen, insbesondere die Möglichkeit, dnss 
physische, sowie Verbands- oder juristische Personen in mehreren 
Rechtsgebieten Yermögensobjekte haben, namentlich auch auf Grund 
eines mehrfachen Domizils oder Sitzes, und sodann in Anlehnung an 
eine Filiale. Bei dieser Rechtssituation fragt es sich, ob und wie für die 
prinzipiell gleichmässige Berechtigung aller Gläubiger gesorgt werden 
könne, und ob speziell zur Erreichung des erwünschten Ziels das Prinzip 
der Konkurseinheit aufgestellt werden soll. Wichtig ist ferner, fest- 
zustellen, inwieweit bei den einzelnen Normen internes Exekutions- 
recht (Prozessrecht) vorliege, oder inwieweit materielles ausländisches 
Recht zur Anwendung zu bringen sei. In der vorliegenden Materie 
gehen die Fragen der Jurisdiktion und des Privatrechts sehr eng 
ineinander über. Deswegen ist es auch nicht tunlich, die beiden 
Seiten der Disziplin, nämlich das materielle Konkursrecht und das 
Prozessrecht, zur separaten Darstellung zu bringen. Die Aufgabe ist hier 
eine wesentlich andere als diejenige, welche im internationalen Zivil- 
und Handelsrecht gelöst werden muss. Der Unterschied folgt aus 
der Tatsache, dass wir es beim Konkursrecht mit öffentlichem Recht 
zu tun haben. Allerdings ist dabei genau zu untersuchen, inwieweit 
die juristische Existenz der subjektiven Rechte sich nach dem Gesetz 
zu richten habe, dem sie nach den Regeln des internationalen Privat- 
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rechts unterstehen. Es können nämlich in dieser Materie fast alle 
Fragen des internationalen Privatrechts Vorkommen. 23 ) 

Nur beiläufig will ich hier noch hinzufügen, dass man auch von 
einem interstaatlichen (zwischenstaatlichen) oder interkantonalen, oder 
in ter provinzialen oder int er kolonialen Konkursrechte sprechen kann. 24 ) 
Eine interstaatliche (zwischenstaatliche) Ordnung des Konkursrechtes 
erfolgte seinerzeit durch das Gesetz des norddeutschen Bundes vom 
21. Juni 1869 betreffend die Rechtshülfe (§ 13 — 18), sowie durch 
Verträge, welche in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts einzelne 
deutsche Partikularstaaten abgeschlossen hatten. Das interkantonale 
Konkursrecht spielte in der Schweiz vor dem heutigen Bundesgesetz 
über Schuldbetreibung und Konkurs (1889) eine Rolle. Es bestanden 
vier Konkordate betreffend die gerichtlichen Betreibungen und Kon- 
kurse von 1804, sämtlich bestätigt 8. Juli 1818. 25 ) Zwei dieser 
Konkordate manifestierten u. a. die Tendenz, die Einheit des Kon- 
kurses interkantonal zu wahren und das Nebeneinanderbestehen 
mehrerer Konkurse wenigstens mit Bezug auf das bewegliche Ver- 
mögen zu verhüten. 20 ) Eine interkoloniale Rechtsfrage ist z. B. die, 
ob ein in einer Kolonie erteilter order of discharge das Mutterland 

23 ) Lyon-Caen und Renault führen in ihrem Werke: Truite de droit eom- 
mercial VIII, No. 1225 sehr richtig aus, dass im internationalen Konkursrechte 
eigentlich das gesamte internationale Privatrecht praktisch werden könne: Le 
nombre des questions ae rattachant ä cet ordre d'idees est tellement grand qu’a 
propos d’uno faillite ou d'uno liquidation judiciaire toutes les regles du droit 
international privi peuvent r tre mises en jeu. Ces diverses questions ne sc 
rattachent pas soulement aux divergenees qui existent entre les lois des divers 
pays, mais aussi soit 4 la limitation territoriale de la souverainetö des Etats, 
soit aux conditions de l'exccution des jugoments Atrangcrs, soit aux reglea sur la 
condition des etrangers et spAcialement sur la conipöteuce des tribunaux A leur 
ögard. 

24 ) Vgl. dazu D. Rorer, American interstate law, 2 d ed. (Chicago 1 89:t) 
8. 426 — 430. Indessen ist seither der Rechtszustand ein anderer geworden; 
denn es entstand später ein einheitliches Konkursgesetz der V. St. 

21 ) Snell : Handbuch des schweizerischen Staatsrechts (1839) I, S. 242. 

2 ’) Vgl. die Entscheidung des schweizerischen Bundesgerichts in A. E. II, 
8. 62. Dieses auf dem Konkordatswege mühsam angestrebte Resultat ist nunmehr 
direkt und umfassender erreicht durch das Bundesgesetz über Sch. u. K. von 
1889 Art. 197. Heute können freilich auch noch einzelne interkantonale (zwischen- 
staatliche) Konflikte in der Schweiz verkommen : man donke an Art. 26 B. G. 
und die darauf gestützte Divergenz dor kantonalen Bestimmungen hinsichtlich der 
Folgen der fruchtlosen Pfändung. 
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binde, ferner, ob Konkurserklärungen im Mutterlande auch in den 
Kolonien und umgekehrt wirken. 27 ) 

Ein interessantes Beispiel für die Entstehung und Koexistenz 
von interprovinzialem Recht liefern heute noch die verschiedenen 
Provinzen von Canada. 88 ) Jede Provinz hat das Recht, in einzelnen 
Gebieten („in relntion to property and civil rights“) eigene Gesetze 
zu schaffen. Die Provinz Quebec behielt das alte französische Recht 
als die Basis des Privatrechtes bei, während die anderen Provinzen 
das englische common law zur Grundlage nahmen. 

ln allen diesen Richtungen lässt uns die positive Gesetzgebung 
fast vollständig im Stiche. Es gibt allerdings öinzelne Staaten, 
welche Kollisionsnormen über das Konkursrecht enthalten ; allein sie 
sind einseitig und gehen nicht in das Detail. Namentlich ist zu 
verweisen auf : 

1. die Gesetzgebung des deutschen Reichs. Die Konkurs- 
ordnung enthält in der Fassung von 1898 Bestimmungen in §§ 1, 5, 
in §§ 50 und 56, ferner in §§ 237 und 238. Sodann ist § 791 der 
deutschen Z.-P.-O. in der Fassung von 1898 zu zitieren; 

2. die österreichische Gesetzgebung. Die Konkursordnung von 
1868 enthält Bestimmungen in §§ 58 — 61; 

3. das ungarische Konkursgesetz von 1881 §§71 und 75 (73 
und 74); 

4. das niederländische Konkursgesetz von 1893 und 1895 (wet 
of het fallissement en den sursöance van betaling). Es enthält drei 
Nonnen unter dem vielversprechenden Titel Bepalingen van inter- 
nationaal recht Art. 203 — 205. 


*7) Vgl. dazu z. B. r an der Feltz, Goschiedenis van do wet of het failliase— 
ment en de surseanee vau betaling, volledige verzameling van regeeringsontwerpen 
gewisselde stukken gevoerde beradslagingen enz (1897) II, S. 291. Das inter- 
koloniale Privatrecht lässt sich historisch weit zurilckführen. Vgl. ein paar No- 
tizen darüber in meinem Handbuch, Das internationale Zivil- und Handelsrecht I, 
8. 57 u. 58, und ferner bei P. V eleri: Ächtung und Verbannung im griechischen 
Kecht (1903) 8. 73. 

!s ) Vgl. E. Jjafleur: The conflict of laws in the Province of Quebeo (Mon- 
treal 1898), 8. 4 und speziell betreffend das Koukursrecht, S. 230 ff. Ferner ist 
hinzuweisen auf die Druckschrift Official Report of the Universal Congress of 
Lawyers und Jurists (St. Louis 1905) 8. 112. 
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Die französische Gesetzgebung behandelt das Konkursrecht int 
Code de commerce 29 ) und diesem Beispiele folgte eine Reihe von 
Staaten. 30 ) Verschiedene Staaten haben dann später freilich diese 
Verbindung wieder gelöst, indem sie Spezialgesetze über das Kon- 
kursrecht erliesseu. Die französische Gesetzgebung hat an dem 
angegebenen Orte keine Kollimonsnormen erlassen; doch wird in 
einzelnen Fragen auf die Bestimmung des Art. 3 Code civil (los 
lois de police et de sürete obligent tous eoux qui btt bi t ent le terri- 
toire) verwiesen. Einzelne andere Handelsgesetzbücher enthalten 
dagegen Kollisionsnormen, wie z. B. das portugiesische (Art. <>94 
und 745) und das argentinische von 1889 (Art. 1885); indessen 
wurde die Materie in letzterem Staate durch ein Gesetz von 19i>2 
neu geordnet. 3 ') 

Das englisch-amerikanische ltechtsgebiet enthält ebenfalls keine 
eingehenden Kollisionsnormon. Aus der englischen Bnnkruptcy Act 
von 1888 kann nur ein Satz (Art. 198) zitiert werden. 32 ) Aus dem 
nordamerikunischen Gesetze von 1898 und 1908 fallt höchstens sectio 
65 lit. d in Betracht. 3 *) 


s 9 ) Infolgedessen bringen Lijon-Caeii und Ilciuwll das internationale Kon- 
kursreeht in ihrem Werke Traitd <io droit oommercial YU3 No. 1223—182* zur 
Umstellung. Der italienische Jurist Diena verbindet die Materie mit dem inter- 
nationalen Handelsrechte. Vgl. Diena, Trallaio di diritto lomnterciale internatio- 
nale nvviti il diritto internaziunale private commorciale 111, 1905 S. 472 — 639. 

:t ' i Das französische Konkursrecht hat bestimmend eingewirkt auf Uelgien, 
Luxemburg. Spanien, Portugal, Italien. Rumänien, Griechenland, Türkei, Mexiko, 
Peru, Argentinien, Venezuela. Vgl. W tisr, Traite th^orique et piati>|UO de droit 
international privi V, p. 727 Annt. 1. 

3I ) Vgl. Bulletin de la SociÄtä de lögislation compnrde XXXIV, 8.293 und 
294, und Annales de droit oommercial XX, 8. 35. 

Vgl. die Übersetzung von Kropf von Lirerhoff 188s. Das Gesetz von 
lsS8 ist ergänzt durch Novellen von 1887, 1888 und 1890. Vgl. Schitrmehtrr, 
Da» bürgerliche Recht Englands 1, 8. 283. 

Beachtenswert sind in dieser Materie die von Dicev in Form von Kegeln 
anfgosrellten Sätze. Vgl. Ditxy, A Digest of the law nf England witli refereneo 
to the contlict of laws witli notes of American case» by ./. I!. Moore fls96j Rnlea 
52— 60 ; 66—75; 106—121 und 8.285—210; 832—360; 442- 471. 

'b Vgl, dazu Köhler, Leitfaden dos deutschen Konknrsrccht», 2. AuH. 8. 340 
und 341 und Hiaiuleiiburi/ . United States bankruptoy law of 1898 as amendcd 
by Act of Congres», Fehruary 5, 1903 (Chicago 1003). 
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Auch die Gesetzgebung der nordischen Völker und speziell die 
von Norwegen enthält keine Bestimmungen. 34 ) 

Aus der schweizerischen Gesetzgebung ist nur Art. 197 (und 
271) B. G. Sch. u. K. zu erwähnen. Dagegen finden wir noch im 
schweizerischen B. G. über die zivilrechtlichen Verhältnisse der 
Niedergelassenen und Aufenthalter eine Bestimmung in Art. 19.> 
(verbunden mit Art. 32), die sieh auf die Rechtsstellung der Ehe- 
frau den Gläubigern des Ehemannes gegenüber im Konkurse des Ehe- 
mannes oder bei einer Pfändung gegen den Ehemann bezieht. 

Angesichts der hier kurz skizzierten partikulären Gesetzgebung 
haben begreiflicherweise die Staaten schon lange erkannt, dass auf 
diesem Gebiete Vereinbarungen getroffen werden sollten, und es 
wurden auch Staatsverträge von einzelnen Staaten abgeschlossen. 
Allein dies geschah nur vereinzelt, — man ging nur stückweise vor. 
Es schien mir nun, es wäre praktisch, eine möglichst vollständige 
Übersicht dieser Staatsverträge zu geben; denn sie sind merk- 
würdigerweise keineswegs gesammelt und gegenübergestellt, so dass 
der Richter im einzelnen Falle in eine momentane Verlegenheit ver- 
setzt wird, 35 ) wenn er sie zur Anwendung bringen soll. Diese l'ber- 
sicht ( Erster Teil) ist die notwendige Vorarbeit der weiteren Rechts- 
entwicklung, weil diese naturgemäss an die bestehenden Verhältnisse 
anknüpft. Das grossartige internationale Leben der Neuzeit wies 
nun aber mit Macht darauf hin, weiter zu gehen und auf einer 
grösseren Fläche Verständigungen zu treffen. Juristische Gesell- 


:u ) Vgl. .V. Syn nestvedt, Le droit international privÄ de la Scandinavie (1904) 
8. 293—296. 

M ) Es mutet uns auf den ersten Blick eigentümlich an, wenn wir eine Be- 
stimmung vor uns sehen, welche sich in der Allgemeinen Gerichtsordnung für 
die l’reussigchen Staaten (1793) findet. Diese Gerichtsordnung behielt speziell in 
§ 668 (50. Titel) bezüglich der Fälle eines auswärtigen Konkurses, bei dem auch 
inländisches Vermögen in Frage kam, besondere Verträge und Observanzen vor. 
Und dann sagte sie in § 669 weiter: Es muss daher, wenn ein solcher Fall sich 
ereignet, der hiesige Richter, unter dessen Jurisdiktion einiges A'erniögcn des 
auswärtigen Gemeinschuldners befindlich ist, vor allen Dingen in seinem Arehiee 
Nachsuchung ansfeilen , ob dergleichen Verträge mit dem fremden Staate wirklich 
vorhanden ; ob zwischen ihm und einem zu diesem Staate gehörigen Gerichte 
bereits Fälle dieser oder ähnlicher Art rorgekommen sind, und wie damals in der 
Sache verfahren worden. Allein die Anweisung an den Richter von 1793 trifft 
häutig auch heute noch zu, weil die einzelnen Staatsverträge nicht zusammen- 
gestellt sind. 
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schäften, Internationalisten und staatlich einberufene Kongresse 
machten sich an die Arbeit und stellten Entwürfe auf, — ich führe 
sie mit dem an den Haager Staatenkongressen über internationales 
Privatrecht aufgestellten Schema hier vor ( Zweiter Teil). 

Auf diese Materialien gestützt untersuche ich dann, in welcher 
Weise wohl am besten weiter vorgegangen werden könnte und vor- 
gegangen werden sollte ( Dritter Teil). 






Aleili, Internationales Konkursrecht. 
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Erster Teil. 


Die bestehenden Staatsverträge. 

i. 

Soweit Staatsvertrage nicht existierten, musste man in jedem 
souveränen Gebiete begreiflicherweise zunächst davon ausgehen, dass 
der in einem Staatsgebiete ausgebrochene Konkurs keine direkten 
Folgen in einem andern Staate ausübe. Es sind immerhin mehrere 
Eventualitäten ins Auge zu fassen, wenn der Gemeinschuldner in 
verschiedenen Staaten gleichzeitig ein Domizil oder in einem Staate 
ein Hauptgeschäft und in einem oder mehreren Staaten Filialen 
besitzt, oder wenn er Aktiven in mehreren Staaten, oder in dem 
einen Staate Mobilien besitzt und in einem andern Staate Eigentümer 
von Immobilien ist. Darauf gestützt, können in Frage kommen: 

1. Selbständige Konkurse in mehreren Staaten, sei es, dass sie 
gleichzeitig oder successive ausbrechen. 

2. Arreste und Sicherungsmassregeln in einem Staate, in welchem 
der Konkurs nicht ausgebrochen ist. Dabei handelt es sich zunächst 
nicht um einen zweiten Konkurs. 

8. Die Geltendmachung von dinglichen Rechten (Eigentum, 
Pfandrecht usw.) am Orte der gelegenen Sache. Auch hier liegt 
noch nicht notwendig ein Konkurs vor. 

ln der neuern Theorie stellt man zwei Prinzipien einander 
gegenüber und spricht von der Territorialität des Konkurses auf der 
einen Seite und von der Einheit und Universalität desselben auf der 
andern Seite. Mit dem Ausdruck Territorialität will man in der 


Digitized by Google 



1 !) 


vorliegenden Materie den Gedanken ausdrücken, dass die rechtlichen 
Folgen des Konkurses sich nur auf den Bereich desjenigen Staates 
erstrecken, in welchem der Konkurs stattgefunden hat oder regulär 
durchgefiihrt worden ist. Mit dem Begriffe der Universalität des 
Konkurses verbindet man die Idee, dass alle Aktiven eines Kon- 
kursiten, mögen sie liegen wo sie wollen, an einem Orte, nämlich 
der Regel nach an seinem Domizil konzentriert, loziert, diskutiert 
und zur Verteilung gebracht werden. Die Territorialität des Kon- 
kurses ruht wesentlich auf dem Satze, dass der Staat nicht ver- 
pflichtet werden könne, die Ausdehnung des internen Konkurses 
auf das Ausland zu respektieren, und dass eben so wenig der interne 
Staat dazu gegenüber dem Auslande gebunden sei. Die praktische 
Bedeutung dieses Prinzips, auf das internationale Leben angewendet, 
liegt darin, dass die Möglichkeit besteht, dass, ohne Rücksicht auf 
den in einem Staate ausgebrochenen Konkurs, die Gläubiger in 
andern Staaten die Exekution gleichwohl einleiten können, soweit 
nicht spezielle Normen dagegen bestehen, dass also unter Umständen 
interne Gläubiger auf die im internen Staate liegenden Aktiven des 
Konkursiten exklusiv greifen können, obschon in einem andern 
Gebiete der Konkurs ausgebrochen ist. Die Konsequenzen des Terri- 
torialstandpunktes sind regelmässig folgende, wenn der Konkurs im 
Auslande, nicht dagegen im Inlande ausbricht: 

1. der interne Staat unterwirft das in seinem Staate befindliche 
Vermögen des Ivridars nicht dem konkursrechtlichen Beschlagsrechte 
des Auslandes, obschon der Konkurs durch den fremden Staat ver- 
hängt worden ist: 

2. der interne Staat erkennt mit Bezug auf dieses Vermögen 
die adhärierende Kraft des vom ausländischen Staate erüffneten Kon- 
kurses nicht an ; 

il. der interne Staat gestattet einen selbständigen und von den 
Gesetzen des fremden Staates unabhängigen Spezialkonkurs, wenn 
die internen Gläubiger es verlangen : 

4. der interne Staat sichert sich, sofern er das Vermögen aus- 
liefert, vorweg zugunsten seiner eigenen Einwohner Befriedigung, 
wie wenn der auswärtige Konkurs nicht existieren würde. 

Ist umgekehrt der Konkurs im internen Staate ausgebrochen, 
so besteht die rechtliche Möglichkeit, dass der interne Gläubiger im 
Auslande die Zwangsexekution oder einen Arrest auswirkt, und dass 
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er sich befriedigt, ohne dass er verpflichtet wäre, das Eingetriebene 
in die interne Konkursmasse abzuliefern. 

Wenn in einem auswärtigen Staate der Konkurs ausgebrochen 
und er noch unerledigt ist, so kann gleichwohl in einem andern 
Staate wieder der Konkurs verlangt und ausgesprochen werden. 

Wenn dem Konkurs nur eine territoriale Wirkung beigelegt 
wird, so kann der Konkursit ausser dem Gebiete, in welchem der 
Konkurs erklärt wurde, auf Grund seiner im Ausland nicht beein- 
trächtigten Handlungsfähigkeit rechtlich operieren, also z. B. auch 
über die daselbst befindlichen Aktiven rechtsgültig verfügen. Dabei 
sind natürlich zwei Fälle zu unterscheiden: 

a) ein auswärtiger Gemeinschuldner besitzt Vermögensstücke im 
Inlande, 

b) ein interner Gemeinschuldner besitzt Vermögen im Auslande. ') 

Das Prinzip der Territorialität birgt unzweifelhaft eine Reihe 

von Ungerechtigkeiten in sich, insofern, als das oberste Prinzip des 
Konkursrechtes, nämlich für eine gleichmässige Verteilung aller 
Konkursaktiven zu sorgen, leicht verletzt wird: es entstehen u. U. 
Begünstigungen, zu denen es an einem rechtlichen Grunde fehlt. 

Das Prinzip der Einheit und Universalität des Konkurses ruht 
wesentlich auf der Anschauung, dass der in einem Staate ausge- 
brochene Konkurs alle Aktiven des Schuldners, auch wenn sie in 
irgendwelchen andern Staaten liegen, erfasse. Dieses Prinzip wird 
in der neueren Zeit vielfach vertreten, und man stellt der pluralite 
oder territorialite de la faillite die unite derselben gegenüber und 
spricht von einem judicium universale in einem spezifisch modernen 
Sinne. Die praktische Bedeutung des Universalitätssystems ruht in 
der umfassenden kosmischen Wirkung der Konkurseröffnung, womit 
ohne weiteres jede prioritätische Berechtigung der auswärtigen Gläu- 
biger auf die im Auslande liegenden Aktiven ausgeschlossen wird, 
soweit dieselbe nicht im objektiven Rechte begründet ist. 2 ) 

') Die allgemeine Gerichtsordnung für die preussischen Staaten schied diese 
zwei Fälle genau (50. Titel § 663 — 669; §§ 670 und 671). Vergl. dazu J. Fr. //. 
Abegg ^ Versuch einer Geschichte der preussischen Zivilprozess-Gesetzgebung 
(Breslau, 1848). 

2 ) Man spricht in Frankreich von faillite unique et universelle auf der 
einen und von faillites multiples et independantes auf der andern Seite ( Thriller 
Tratte elömentaire de droit eomniercial 3 me ed. 1904, S. 854 u. 855), in Italien 
von der unicitä del fallimento. Westlake stellt in seinem Werke Treatise on 
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Als die älteste Staatenkonvention über das internationale Kon- 
kursrecht ist die Verständigung zwischen den Staaten Holland und 
Utrecht vom 16. April 1689 8 ) zu bezeichnen, — der niederländische 
Jurist J. Voet (1647 — 1714) spricht eingehend darüber. Die in den 
Niederlanden föderierten Provinzen waren zu jener Zeit ganz selb- 
ständig. 4 ) Auf Grund des erwähnten Staatsvertrages wurde die Uni- 
versalität des Konkurses in den erwähnten Gebieten herbeigeführt. 

Aus der spätem Zeit sind die Konkordate schweizerischer Kan- 
tone, auf die ich schon in der Einleitung hinwies, zu zitieren. Für 
das Konkursrecht kommen zwei in Betracht, nämlich: 

1. Das Konkordat vom 15. Juni 1804, das folgendes bestimmte: 

1. In Fallimentstallen werden alle Schweizer, sowohl wegen 
verpfändeten als laufenden Schulden, in der privilegierten und der 
allgemeinen Klasse, nach gleichen Rechten behandelt und kolloziert, 
wie die Bewohner des Kantons selbst, in welchen der Geldstag 
vorgeht. 

2. Diese Gleichheit in Kollokationon und Konkursen, welche 
der eine Kanton den Einwohnern des andern zusichert, ist nach den 
besondern Gesetzen desjenigen Kantons, wo das Falliment ausbricht, 
zu verstehen. 

3. Zwischen denjenigen Kantonen, welche dieser Vorkommnis 
beitreten, dürfen, nach ausgebrochenem Falliment, keine Arreste auf 
bewegliches Eigentum des Falliten anders, als zugunsten der ganzen 
Schuldenmasse, gelegt werden. 

private international law 4 <h 4d. 1905, S. 149 u. 150, the unity of bankruptey 
and separate bankrupteies gegenüber. iV har ton Conflict of laws spricht von 
„ubiquity“ des Konkurses, um das Prinzip der Universalität zu bezeichnen. 

3 ) Vgl. J. Voet, C'ommentarius ad Pandectas, über 1, tit. IV, § 17 (womit 
zu verbinden ist Uber XX, tit. IV, § 12). Ich hebe aus der erst zitierten Stelle 
folgendes heraus: . . . . id actum, ut dutus in loco domicilii curator bonis eorum, 
qui mortui sunt aut foro cesserunt, aliorumque similiutn jus et auctoritatcm suam 
habeat in bonis, altero in territorio sitis, ctsi in loco domicilii vel minima bona 
vel minor creditorum pars inveniretur et ut eodem in loco, in quo curator con- 
stitutus est, universale concursus judicium inter crcditores agitetur, juxta placitum 
Ultrajecti promulgatum 18 Aprilis 1689. — Ein ähnlicher Vertrag bestand auch 
zwischen Holland und 8eeland. Vgl. Jos. Jitta, Het vonnis van fallitverklaring 
in het internationaal privaatrocht (Leiden 1880), S. 210. 

*) Paulus Voet (1619 — 1677) sagt denn auch in seiner Schrift De statutis 
eorumque concursu sectio XI cap. I, § 6 von den provinciae foederatae: licet 
sint unitae, non tarnen accessorie; sic ut quaelibet provincia suis adhuc legibus 
et juribus regatur; adeoquo oonsiderari debeaut, atque si omnes forent separatne. 
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4. Diese Bestimmungen sind einzig zwischen den beitretenden 
Kantonen gültig, und gegen die dem gegenwärtigen Vorkommnis 
nicht beitretenden wird in allen Fällen die Reziprozität Vorbehalten. 

2. Das Konkordat, betreffend die Effekten eines Falliten, die 
als Pfand in Kreditors Iliindeu in einem andern Kanton liegen vom 
7. Juni 1810. 

1. Es sollen in Fallimentssacben alle einem Falliten zugehörigen 
Effekten in die Hauptmasse fallen, solche mögen liegen, wo sie 
wollen, unbeschadet jedoch der darauf haftenden Rechte und An- 
sprüche des Inhabers. 

2. So oft indessen der Fall eintritt, dass bei solchen Effekten, 
die in einein anderen Kanton als in jenem, dem der Fallit angehört, 
liegen, entweder das Eigentum derselben, oder die Hypothek oder 
daB Pfandrecht darauf, von der Fallimentsmasse in Streit gezogen 
wird, so ist selbige gehalten , ihro behauptenden Rechte vor dem 
kompetenten Richter desjenigen Kantons geltend zu machen , in 
welchem die Effekten sich befinden. 

Sodann sind die preussisch-deutschen Verträge zu erwähnen, die 
auf Savigny einen so hervorragenden Eindruck gemacht haben, wie 
nachher noch auszuführen ist. 5 ) 

Die preussische Regierung gelangte von 1824 an dazu, auf 
(irund des preussischen Konkursgesetzes eine ganze Reihe von Staats- 
verträgen mit benachbarten Staaten abzuschliessen. 6 ) In dieser Be- 
ziehung ist zu verweisen auf einen Vertrag mit Weimar (1824) und 
einen gleichlautenden mit Altenburg (1832), Coburg-Gotha und Reuss- 
Gera (1834); ferner einen Vertrag mit dem Königreich Sachsen 
(1839) und einen gleichlautenden mit Rudolstadt-Bernlmrg (1840) 
und Braunschweig (1842). 

Alle diese Verträge ruhen auf dein Grundsatz, dass nur ein 
Konkurs stattfinden solle, dass die in den anderen Staaten befind- 
lichen Sachen des Gemeinsekuldners verüussert und der erlöste Kauf- 

’) Vgl. Savigny System VI II, S. 2!ll (und S. 31/2). Die betreffenden Staats- 
vertriige sind abgedruckt in der Schrift von Krug, Das Intemationalrecht der 
Deutschen, übersichtliche Zusammenstellung der zwischen verschiedenen deutschen 
Staaten getroffenen Vereinbarungen über die Leistung gegenseitiger Rechtshülfe. 
(Leipzig 1851). Auf 8. 8 u. 9 sind die .Staatsverträge gruppiert. 

6 ) Foviix, Traitö du droit international prive 4""' ed. 11, 8. 253 u. 254 erwähnt 
auch einen Staatsvertrag zwischen Württemberg und dem Grossherzogtum Baden 
von 1825/26. Vgl. auch Kort, System des Konkursprozesses (2. Aull. 1828), der 
(8. 35) noch weitere Staatsverträge zitiert. 
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preis an das Konkursgericht abgeliefert werden sollen. Bei diesem 
haben sich alle Gläubiger einzulassen. — Was die Rangordnung 
unter den Gläubigern anbetrifft, so ist sie nach den Verträgen für 
die bloss persönlichen Forderungen nach den Gesetzen des Gerichts- 
ortes zu bestimmen, für alle dinglichen Rechte aber nach den Ge- 
setzen des Ortes der gelegenen Sache. In den Verträgen seit 1839 
wurde bestimmt, dass die dinglichen Ansprüche auf die ausser dem 
Staate des Konkurses liegenden Sachen auch an dem Orte der ge- 
legenen Sache vor ihrer Auslieferung an den Konkursrichter erhoben 
werden können. Wenn dies von Hypothekargläubigern geschieht, 
so sind die verpfändeten Sachen dort zu verkaufen, der Erlös den 
Gläubigern aüszu/.ahlen und nur der Überschuss muss an das Kon- 
kursgericht abgeliefert werden. 

Die preussisch-weitnarische Konvention statuierte als allgemeines 
Gantgerichr dasjenige, an welchem der Schuldner seinen persönlichen 
Gerichtsstand hatte, eventuell das Gericht desjenigen Staates, in 
welchem der grössere Teil des Vermögens lag. Ein Partikular- 
konkurs war aber nicht völlig ausgeschlossen. Denn Art. 20 be- 
stimmte: 7 ) 

Einem Partikularkonkurse wird nicht stattgegeben, ausgenommen 
wenn ein gesetzlich begründetes Separationsrecht geltend gemacht 
wird, namentlich, wenn der Gcmcinschuldncr in dem anderen Staate, 
wo er seinen Wohnsitz nicht hatte, eine abgesonderte Handlung, 
Fabrik, oder ein anderes dergleiches Etablissement, welches als ein 
eigenes Ganzes einen besonderen Inbegriff von Rechten und Verbind- 
lichkeiten des Gemeinschuldnors bildet, besitzt, welchenfalls zum Vor- 
teile derjenigen Gläubiger, welche in Ansehung dieses Etablisse- 
ments besonders kreditiert haben , ein Partikularkonkurs eröffnet 
werden darf. 

Der bai/erisck-iriirtteinberffische Staatsvertrag enthält (§ 10) fol- 
gende Bestimmungen 8 ): 

Wenn ein Untertan dos einen Staates, wo er seinen Wohnsitz 
hat, in dem andern begütert ist und in Konkurs gerät, so wird von 
beiden Staaten das Gericht des Wohnsitzes des Schuldners als all- 
gemeines Gantgericht, jedoch mit der Einschränkung anerkannt, 
dass für die Konkurse des in beiden Staaten begüterten hohen und 
ritterlichen Adels nach Beschaffenheit der individuellen Umstände 

') Krug a. a. O. 8. 34. 

8 ) Krtiii, 8. 32/8. 
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mittels wechselseitiger Kommunikation der allgemeine Gerichtsstand 
durch ein besonderes, auf den einzelnen Fall sich beschränkendes 
Einverständnis wird reguliert werden. 

Sollte ein Einverständnis nicht Zustandekommen, so finden in 
solchem Falle Partikularkonkurse statt. 

Ausser diesen wird einem Partikularkonkurs nur in folgenden 
zwei Fällen stattgegeben: 

1. Zugunsten der Erbschaftsgläubiger, welche in Ansehung der 
Erbschaft das ihnen zustehende ausserordentliche Separationsrecht 
geltend machen ; 

2. wenn der Gemeinschuldner in dem einen oder andern Staate 
eine abgesonderte Handlung, Fabrik oder anderes dergleiches Eta- 
blissement besitzt, weshalb zum Vorteil derjenigen Gläubiger, welche 
in Ansehung solches Etablissements besonders kreditiert haben, ein 
Partikularkonkurs eröffnet werden darf. 

Der Staatsvertrag zwischen 1‘reussen und Sachsen (1839) stellte 
in Art. 20 folgende Bestimmung auf 9 ); 

Der in dem einen Staate eröffnete Konkurs- oder Liquidations- 
prozess erstreckt sich auch auf das im anderen Staate befindliche 
Vermögen des Gemeinschuldners, welches daher auf Verlangen des 
Konkursgerichtes von demjenigen Gericht, wo das Vermögen sich 
befindet, sichergestellt, inventiert und entweder in natura oder nach 
vorgängiger Versilberung zur Konkursmasse ausgeantwortet werden 
muss. 

Hiebei finden jedoch folgende Einschränkungen statt: 

1. Gehört zu dem auszuantwortendeu Vermögen eine dem Ge- 
meinschuldner angefallene Erbschaft, so kann das Konkursgericht 
nur die Ausantwortung des nach erfolgter Befriedigung der Erb- 
schaftsgläubiger, insoweit nach den im Gerichtsstände geltenden 
Gesetzen die Separation der Erbmasse von der Konkursmasse noch 
zulässig ist, sowie nach Berichtigung der sonst auf der Erbschaft 
noch ruhenden Lasten, verbleibenden Überreste der Konkursmasse 
fordern. 

2. (Bezieht sich auf Vindikations-, Pfand- und Hypotheken rechte.) 

3. (Bezieht sich auf Bergteile oder Kuxe.) 

4. (Bezieht sich auf Seeschiffe.) 

*) Krug, S. 35/6. 
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n. 

Was die gegenwärtig geltenden Staatsverträge anbetrifft, so 
fallt sofort auf, dass sie ein eigentümliches Bild der Zerfahrenheit 
liefern. Rein äusserlich angesehen gibt es spezielle Konkursstaats- 
verträge, welche die ganze Materie ordnen sollen, sodann aber Stants- 
verträge, die mitten in anderen Bestimmungen auch etwas über 
das Konkursrecht anordnen und weitere Staatsverträge, welche es 
mit der Ordnung der Gerichtsstände und der Urteilsexekution ver- 
knüpfen. Aber auch materiell ruhen die Bestimmungen auf ganz 
divergenten Prinzipien. Sie bieten also nach keiner Richtung ein 
einheitliches Bild, und es ist schwer , auch nur eine äusserliche 
Gruppierung vorzunehmen. 10 ) 

A. Staatsverträge der Schweizerkantone mit deutschen 
Gliedstaaten. 

Verträge wurden abgeschlossen: 

1. mit dem Grhzgt. Baden 1808 (Alte off. tilg. I, S. 390, und II, 
S. 72); 

2. mit dem Kgr. Württemberg 1820 und 1826 (II, S. 136); 

3. mit dem Kgr. Bayern 1834 (II, S. 328); 

4. mit dem Kgr. Hachsen 1837 (III, S. 49). n ) 

Alle diese Verträge bestehen noch in Kraft, trotz § 5 der 
deutschen Konkursordnung, mit Ausnahme desjenigen zwischen dem 
Grossherzogtum Baden und der Schweiz, der infolge gegenseitiger 
Übereinstimmung neuestens dahinfiel. Im Jahre 1901 entstand 
nämlich in der Schweiz die Frage, ob speziell diesem Staatsvertrage 
noch eine Geltung zukomme. Es wurde behauptet, dass die badi- 
schen Behörden ständig und bewussterweise die Anwendung des 
Vertrages von sich ablehnen ;. allein das schweizerische Bundesgericht 
trat dieser Ansicht nicht bei, weil nicht ersichtlich sei, dass die 
oberen badischen Gerichtsinstanzen, und namentlich das Oberlandes- 

I0 ) Um die historische Kntwicklung des in Staatsverträgen niedergeiegten 
internationalen IConkursreehts deutlich vor Augen zu füliren, bringe ich im fol- 
genden auch einzelne obsolet gewordene Staatsvorträge. 

J1 ) Dio drei ersten Verträge sind auch abgedruckt bei Snell, Handbuch 
des Schweiz. Stnntsreehts, 1, S 476. 
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gericht, den Vertrag als ungültig angesehen haben. 12 ) Im Anschluss 
an diesen Fall hatte sich eine Korrespondenz zwischen dem gross- 
herzoglich badischen Ministerium des Auswärtigen und dem schwei- 
zerischen Bundesrat entwickelt, worin sich jenes mit der Auffassung 
des Bundesgerichts vollständig einverstanden erklärt hat. ,s ) Der 
Bundesrat erliess sodann am 12. Juni 1902 ein Kreisschreiben an 
sämtliche Kantonsregierungen, u ) worin er sie darauf aufmerksam 
machte, dass der Staatsvertrag von 1808, gemäss der Ansicht des 
Bundesgerichts, und in gleicher Weise von der badischen Regierung 
als in Kraft befindlich angesehen werde. ,5 ) Bald nachher kam aber 
die Mitteilung, dass der vorliegende Vertrag auf Grund gegen- 
seitiger Übereinstimmung mit dem 1. Januar 1903 ausser Kraft 
getreten sei. 16 ) 

Soweit die übrigen Staatsverträge die allgemeine Gleichstellung 
der Ausländer mit den Einheimischen proklamieren, sind sie aller- 
dings durch das interne Recht überholt. § 5 der deutschen Kon- 
kursordnung spricht den Satz der Gleichstellung ausdrücklich aus, 
und in der Schweiz steht dieses Prinzip nach dem Sinn und Geist 
des B. G., Sch. B. u. K. fest. Gleichwohl hat die völkerrechtliche 
Bindung durch die vorliegenden Staatsverträge noch ihre Bedeutung. 
Denn solange diese besteht, kann die interne Gesetzgebung mit einer 
Wirkung gegenüber den andern Kontrahenten nicht geändert werden. 
Abgesehen davon, ist zu sagen, dass sich nicht alle diese Staats- 
Verträge in der Proklamierung jenes Prinzips erschöpfen. 

Man hat auch die Ansicht geäussert, die zitierten Staatsverträge 
seien kraft Art. 1 des Niederlassungs- Vertrages mit dem deutschen 
Reich dahingefallen; allein das eidg. Justiz- und Polizeidepartement, 
erklärte, es könne über den Fortbestand der Verträge kein Zweifel 
bestehen. 17 ) Dabei wurde betont, der Niederlassungsvertrag habe 
auf das Zivilrecht keinen Einfluss, sondern beziehe sich („wie jeder 
andere Niederlassungsvertrag“) nur auf die Gewährung des Rechtes 
der Niederlassung und auf die Erwerbung von Eigentum auch an 

>2) A. K., XXVII, I. T., 8. 519/21. 

l:l ) Vgl. daselbst 8. 519, Note. 

I4 ) Mit Ausnahme von Schwyz und Glarus, weil diese Kantone nicht Kontra- 
henten waren. 

’ 5 ) B. B., 1902, III, 8. 859. 

lr> ) X. K., XIX, 8. 114, und Archiv f. Sch. B. u. K. VII, S. 95 u. 98. 

”) B. B., 1882, II, 8. 739. 
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Grundstücken in gleicher Weise wie ein Schweizer, und ohne höhere 
Besteuerung. 

Ich führe den Wortlaut der zitierten Staatsverträge vor, und 
zwar auch denjenigen mit dem Grossherzogtura Baden, obwohl er 
nach dem C Jesagten nicht mehr besteht. 

1. Übereinkunft zwischen dem Grossherzogtum Baden und der 
Schweiz (mit Ausnahme der Stände Schwyz und Glarus) von 1808. 

(Alte Off. Sig., I, S. 390, und II, 8. 62.) 

1. In allen Fallimentsfällen werden, sowohl in verpfändeten als 
laufenden Schulden, von der privilegierten und der allgemeinen 
Klasse, die Einwohner des Grossherzogtums Baden und derjenigen 
Kantone der Eidgenossenschaft, so dem gegenwärtigen Verkommnis 
beitreten, nach gleichen Rechten, d. h. also behandelt und kolloziert, 
dass je die Angehörigen des einen Staates den Einheimischen im 
andern Staate gleich und je nach Beschaffenheit ihrer Schuld- 
forderungen so gehalten werden sollen, wie es die Gesetze des 
Landes für die Einheimischen selbst vorschreiben. 

2. Zwischen den Angehörigen derjenigen Staaten, für welche 
die gegenwärtige Übereinkunft verbindlich ist, dürfen nach Ausbruch 
eines Falliments keine Arreste auf bewegliches Eigentum des Falliten 
anders, als zugunsten der ganzon Schuldenmasse gelegt werden. 

2. Übereinkunft zwischen der schweizerischen Eidgenossenschaft 
und der Krone Württemberg von 1826. 

(Alte Off. 81g. II, 8. 136.) 

Art. 1. Die Regierung des Königreichs Württemberg und die 
Regierungen derjenigen Kantone der schweizerischen Eidgenossen- 
schaft, welche dem gegenwärtigen Staatsvertrag beigetreten sind, 
erkennen gegenseitig die Allgemeinheit des Konkursgerichtsstandes 
in dem Wohnorte des Gemeinschuldners an. 

Art. 2. In den sich ergebenden Konkursfällen werden, rück- 
sichtlich aller und jeder hy|>otliekarisehen und nicht hypotheka- 
rischen, privilegierten und nicht privilegierten Forderungen, die 
Einwohner des Königreichs Württemberg und die Einwohner der 
genannten Kantone, nach gleichen Rechten, d. b. also behandelt 
und kolloziert, dass je die Angehörigen des einen Staates den Ein- 
heimischen im andern Staate gleich und — je nach Beschaffenheit 
ihrer Schuldforderungen — so gehalten werden sollen, wie es die 
Gesetze des Landes für die Einheimischen selbst vorschreiben. 

Art. 3. Nach Ausbruch eines Konkurses sollen wechselseitig 
keine andern Arreste auf das Vermögen des Geineinsehuldners ange- 
legt werden, uls zugunsten der ganzen Masse. 
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Art. 4. Alle beweglichen und unbeweglichen Güter eines 
Gemeinschuldners, auf welchem Staatsgebiete sich dieselben immer 
befinden mögen, sollen in die allgemeine Konkursmasse fallen. 

Art. 5. Wenn jedoch ein Gläubiger ein spezielles gerichtliches 
Unterpfand oder ein noch vorzüglicheres Recht auf ein unbeweg- 
liches Gut hat, welches ausserhalb desjenigen Staatsgebietes liegt, 
wo der Konkurs eröffnet wird, oder wenn ein bewegliches Ver- 
mögensstück sich als Pfand in den Händen eines Gläubigers befindet, 
so soll derselbe befugt sein, sein Recht an dem ihm verhafteten 
Gegenstände vor dem Richter und nach den Gesetzen desjenigen 
Staates, wo dieser Gegenstand sich befindet, geltend zu machen. 

Ergibt sich nach Befriedigung des Gläubigers ein Mehrwert, so 
fiiesst der Überschuss in die Konkursmasse, um nach den Gesetzen 
des Ortes, wo die allgemeine Konkursverhandlung statthat, unter 
die Gläubiger verteilt zu werden. 

Reicht hingegen der Erlös des verhafteten beweglichen oder 
unbeweglichen Gegenstandes zu voller Befriedigung des betreffenden 
Gläubigers nicht hin, so wird dieser für den Rest seiner Forderung 
an das allgemeine Konkursgericht gewiesen, um nach den dortigen 
Gesetzen mit den übrigen Gläubigern zu konkurrieren. 

Art. 6. Dio gegenwärtige Übereinkunft hat auf der einen 
Seite für den ganzen Umfang der Königlich Württembergischen 
Lande und auf der andern für die im Eingang namentlich erwähnten 
eidgenössischen Stände verbindliche Kraft, und zwar von dem Tage 
an, wo die darüber ausgefertigten Erklärungen beider Teile gegen- 
seitig ausgewechselt sein werden. 

Art. 7. Gegen diejenigen Kantone der schweizerischen Eid- 
genossenschaft, welche dem gegenwärtigen Vertrage noch nicht 
beigetreten sind, wird die Anwendung der obigen Artikel von dem- 
jenigen Zeitpunkt an stattfinden, wo sie ihren Beitritt, zu welchem 
sie von den kontrahierenden Teilen noch werden eingeladen 
werden, gegen die Königlich Württemborgische Regierung werden 
erklärt haben. 

Gegenüber der Behauptung, die Übereinkunft mit Württemberg 
stehe nicht mehr in Kraft, verwies das Bundesgericht auf das schon 
erwähnte Urteil bezüglich der Übereinkunft mit Baden. 18 ) 

ls ) Vgl. A. E., XXX, 1. T., S. 92 3. Auch das Obergericht Zürich hatte 
1885 die gleiche Ansicht ausgesprochen (Revue der Gerichtspraxis, IV, Nr. 36). 
— Beiläufig mag noch erwähnt werden, dass sich die würltembergisohe Re- 
gierung veranlasst gesehen hat, gegenüber dem Kanton Appenzell A.-Rh. den 
ferneren Vollzug der Art. 3, 4, 5 des 8taatsvertrages auf dem Wege der Retor- 
sion einzustelleu (B. B , 1866, I, 8. 429 u. 430). 
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Der vorliegende Vertrag geht erheblich tceiter als die andern, 
und man kann geradezu sagen, er stelle den Grundsatz der Einheit 
und Allgemeinheit des Konkurses in dem Sinne auf, dass der aus- 
schliessliche Konkursgerichtsstand am Wohnort des Gemeinschuldners 
ist, und dass das in dem Vertragsstaate befindliche bewegliche und 
unbewegliche Vermögen des letzteren in die allgemeine Konkursmasse 
fällt. 19 ) In diesem Sinne sprach sich 1859 auch der schweizerische 
Bundesrat aus, denn er betonte, das Prinzip der Universalität und 
Attraktivkraft des Konkurses sei ganz allgemein aufgestellt und nur 
mit zwei bestimmten Ausnahmen und Beschränkungen versehen. 
Diese Ausnahmen sind einmal gewisse Pfandrechte, und sodann 
Arreste, welche rechtzeitig d. h. vor Ausbruch des Konkurses erteilt 
wurden. 20 ) 

Betreffend Art. 5 ist zu sagen, dass der Staatsvertrag die 
Exemption von der Konkursmasse nur zwei Arten von Pfandrechten 
gestattet hat, nämlich dem Faustpfand an Mobilien und dem spe- 
ziellen gerichtlichen Unterpfand an Immobilien, worunter die von 
kompetenter Behörde gefertigte Spezialverpfandung von Grundstücken 
zu verstehen ist. Ausser diesen beiden Fällen kommt andern Arten 
von Pfandrechten gegenüber der Gantmasse keine Wirkung zu. 
Dabei muss allerdings zugegeben werden, dass der Richter des 
Ortes, wo die Pfänder liegen, kompetent ist, zu entscheiden, ob die- 
selben unter die im Vertrage bezeichnete Klasse von Pfandrechten 
gehören, oder nicht. In diesem Sinne sprach sich der schweizerische 
Bundesrat aus. 21 ) — Das Oberlandesgericht in Stuttgart hat in einem 
Urteil von 1897 den Art. 5 des Staatsvertrages in dem Sinne aus- 
gelegt, dass unter die beweglichen Vermögensstücke auch For- 
derungen fallen. Es könne nämlich — wurde ausgeführt — bei 
dem Pfandrechte an einer Forderung in gewissem Sinne gesagt 

19 ) A. E., XXX, 1. T., S. 93. Auch Lyon-Caen und Renault sagen (Traite 
de droit comniercial, VIII, Nr. 1313), das System der Universalität sei hier 
adoptiert worden. 

*°) Vgl. Ullmer , Die staatsrechtliche Praxis der Schweizerischen Bundes- 
bchördeu, 11, S. 616, und Lyon-Caen und Renault, Traite de droit commercial, 
VIII, Nr. 1313. Vgl. auch Revue der Gerichtspraxis, IV, Nr. 36. In diesem 
Zusammenhänge ist auch auf die Erwägungen des Bundesgerichts, A. E., XXX, 
1. T., 8. 93, hinzuweisen. 

21 ) Ullmer , Staatsrechtliche Praxis der schweizerischen Bundesbehörden, II, 
S. 16 u. 17. 
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werden, dass das Vermögensstück in den Händen des Gläubigers 
eich befinde. Dass Forderungepfändreehte in Art. 5 mitgemeint 
seien, folge auch aus der Erwägung, dass andernfalls eine ganze 
Klasse der wichtigsten Vermögensrechte von der zugunsten der 
beiderseitigen inländischen Gläubiger in Art. 5 getroffenen Bestim- 
mungen ausgeschlossen wären, — diese Absicht sei nirgends kund- 
gegeben worden. Unter diesen Umständen seien auch Forderungs- 
pfandrechte unter Art. 5 zu stellen, gleichviel, ob sie auf Vertrag 
oder Gesetz beruhen. 22 ) 

3. I 'herein/,- un/t zwischen den schweizerischen Kantonen Zürich, 
Hern, Lusern, Unterwalden (ob und nid dem Wald), Freiburg, 
Solothurn, Hasel (Stadt- und Landteil), Schafhausen, St. Gallen, 
Graubiinden, Aargnu, Thurgau, Tessin, Waadt, Wallis, Neuenburg 
und Genf, soirie Appenzell A.-h'h. und dem Königreich Bayern über 
gleichmüssige Behandlung der gegenseitigen Staatsangehörigen in 
Konkursfällen von 1834. 

(Alte Off. 81g. II, 8. 328.) 

Der Vorort der schweizerischen Eidgenossenschaft erklärt infolge 
der zwischen der Königlich Bayerischen Staatsregierung und den 
nachgenannten Schweizer Kantonen Zürich, Bern, Luzern, Unter- 
walden, Freiburg , Solothurn, Basel, Schaphausen, St. Gallen, Grau- 
bünden, Aargau, Thurgau, Tessin, Waadt, Wallis, Neuenburg und 
Genf, sowie Appenzell A.-Bh. getroffenen Übereinkunft: 

Dass in Insolvenz- und Konkursfällen den Staatsangehörigen des 
Königreichs Bayern gleiche Konkurrenz und gleiche Klassifikations- 
rechte mit den Angehörigen jedes der kontrahierenden schwei- 
zerischen Kantone zustehen, und dass, von dem Augenblicke der 
Insolvenzerklärung an, in den genannten Schweizer Kantonen weder 
durch Arrest noch durch sonstige Verfügungen das bewegliche Ver- 
mögen des Zahlungsunfähigen zum Nachteil der Masse beschränkt 
werden soll, insofern auch den Angehörigen dieser Kantone eine 
gleiche Konkurrenz und ein gleiches Klassifikationsrecht in Bayern 
versichert und daselbst überhaupt, von dem Augenblick der Insolvenz- 
erklärung an, weder durch Arrest noch durch sonstige Verfügungen 
das bewegliche Vermögen des Zahlungsunfähigen zum Nachteil der 
Masse beschränkt wird. 

4. Übereinkunft zwischen den schweizerischen Kantonen Zürich, 
Bern, Luzern, Uri, Schwgz, Zug, Freiburg, Solothurn, Basel (beide 

**) Z. f. intern. Privat- und Strafrecht, X, 8. 375 — 77. 
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Landesteile), Schaff hausen, Graubünden, Aargau, Thurgau, Tessin, 
Waadt, Wallis, Neuenburg und Genf, sowie Appenzell der äussern 
Ilkoden einer- und dem Königreiche Sachsen anderseits, über gleich- 
mäßige Behandlung der gegenseitigen Staatsangehörigen in Konkurs- 
fällen von 1837. 

(Alte Off. Slg. HI, S. 49.) 

Art. 1. In allen, in dem einen oder andern Staatsgebiete sich 
ergebenden Konkursfällen werden rücksichtlich aller und jeder hypo- 
thekarischen, privilegierten und nicht privilegierten Forderungen, 
die Einwohner des Königreichs Sachsen und die Einwohner der 
genannten Kantone nach gleichen Rechten, das heisst, also behan- 
delt und kolloziert, dass die Angehörigen des einen Staates den 
Einheimischen im andern Staate gleich und — nach Beschaffenheit 
ihrer Schuldforderungen — so gehalten werden sollen, wie es die 
Oesetze des Landes für die Einheimischen selbst vorschreiben. 

Art. 2 bezieht sich auf die Inkrafttretung des Vertrages und 
Art. 3 auf den weitern Beitritt anderer Kantone, — vgl. die Be- 
stimmungen im Vertrage mit Württemberg. 


Vier Schweizer Kantone schlossen weitere Staatsverträge ab. 
Es ist zu erwähnen : 

1. Der Vertrag zwischen dem Fürsten von Hohemollern- Hechingen 
und dem Kanton Zürich über gegenseitige Rechte bei Konkursfällen 
von 1810 (Neue Off. Slg. der Gesetze und Verordnungen des Standes 
Zürich, 1821, I, S. 409). 

Er lautet folgendermassen : 

1. In allen Fallimcntsfällen werden sowohl in verpfändeten als 
laufenden Schulden von der privilegierten und der allgemeinen 
Klasse die Einwohner des Fürstentums IIohonzollern-Hechingen und 
des Eidgenössischen Standes Zürich also behandelt und kolloziert, 
dass je die Angehörigen des einen Staates den Einheimischen im 
andern Staate gleich und je nach Beschaffenheit ihrer Schuld- 
forderung so gehalten werden sollen, wie es die Gesetze des Landes 
für den Einheimischen selbst vorschreiben. 

2. Zwischen den Angehörigen der beiden in dieser Übereinkunft 
begriffenen Staaten dürfen nach Ausbruch eines Falliments keine 
Arreste auf bewegliches Eigentum des Falliten anders, als zugunsten 
der ganzen Schuldenmasse gelegt werden. 
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Überhaupt soll gegen Angehörige beider Staaten in keinem der- 
selben künftig jemals mehr einem Partikularkonkurs stattgegeben 
werden, sondern das Forum Concursus soll lediglich da begründet 
sein, wo der Gemeinschuldnor in wirklichem Untertansverbande 
steht und ein bleibendes, nicht bloss temporäres Domizilium hat. 
Ebenso sollen auch die von einzelnen Kreditoren des einen Staates 
anzubringenden Schuldklagen gegen Untertanen des andern jeder- 
zeit an das eigentliche heimatliche Forum des Schuldners verwiesen 
und anderswo mit keinem Arrest oder sonstigen Zwangs Verfügungen 
gegen den Debitor, oder dessen allenfalls im fremden Staate be- 
sitzendes Warenlager oder sonstiges Vermögen vorgefahren werden, 
es geschehe dann nach vorläufiger Spezialüberoinkunft mit der natür- 
lichen Obrigkeit des Schuldners oder auf deren eigene besondere 
Rechnung. 23 ) 

2. Der Konkursrechtsvertrag zwischen dem Fürstentum Hohen- 
zollern-Sigmaringen und dem Kanton St. Gallen, 18 Dt (Gesetzes- 
sammlung des Kantons St. Gallen, VI, S. 244) : 

Art. 1. In allen Konkursfällen werden sowohl in verpfändeten 
als laufenden Schulden von der privilegierten und allgemeinen 
Klasso die Untertanen des Fürstentums Sigmaringon und die An- 
gehörigen des Kantons St. Gallen nach gleichen Rechten, das heisst 
also behandelt und kolloziert, dass je die Angehörigen des einen 
Staates dem Einheimischen im andern Staate gleich, und, je nach 
Beschaffenheit ihrer Schuldforderungen, so gehalten werden sollen, 
wie es die Gesetze des Landes für die Einheimischen selbst ver- 
schreiben. 

Art. 2. Zwischen den beidseitigen Angehörigen dürfen nach 
Eröffnung des Gantverfahrehs und Ausbruch eines Falliments keine 
Arreste auf bewegliches Eigentum des Falliten anders als zugunsten 
der ganzen Schuldmasse gelegt werden. 24 ) 

3. Die Übereinkunft zwischen Österreich und dem Kanton 
St. Gallen betreffend Arrestlegung in Konkursfällen. 


23 ) M ach dem zu Berlin am 7. Dezember 1849 abgeschlossenen Vertrage 
gingen die Fürstentümer Hohenzollern-Sigmaringen und Hohenzollern-Hechingen 
au die Krone Preussen über. Vgl. Fleischmann, Völkerreehtsquellen, 1905, 
S. 46—49. 

24 ) Dieser am 10 /22. Herbstmonat 1819 mit dem Fürstentum Hohenzollern- 
Sigmaringen abgeschlossene Konkursrechtsvertrag wurde am 11. Jänner 1820 
mittelst Kreissehrciben „in provisorische Vollziehung gesetzt“ und vom 6. Wein- 
monat gleichen Jahres an „in bleibende Kraft erklärt“. 
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Die Staatskanzlei des Kantons St. Gallen publizierte am ersten 
Brachmonat 1842 eine Kundmachung, die folgendcrmasseu lautet 
(Gesetzessammlung für den Kanton St. Gallen, VI, S. 35, St. Gallen, 
TseÖT S. 35) : 

Der Art. 1 des Regulativs vom 29. Jänner 1828 (Bd. VIII, 
S. 336 der st. gallischen Gesetzessammlung vom Jahre 1840 — 42) 
betreffend das Verfahren bei Arrestbegehren von Kantons- und 
Schweizerbürgern auf das im Kanton St. Gallen befindliche Ver- 
mögen fremder Schuldner, stellt als Grundsatz fest, dass der Arrest 
nur zu gestatten sei, sofern es die gegenseitigen Staatsverhältnisse 
zulassen. 

Da nun die k. k. österreichische Staatsregierung mittelst Zu- 
schrift ihrer Gesandtschaft bei der schweizerischen Eidgenossen- 
schaft vom 11. Hornung 1. J. an den Kleinen Hat des Kantons 
St. Gallen die Deklaration abgegeben hat: 

„dass nach der bestehenden österreichischen Gesetzgebung, 
namentlich nach dem Art. 6 der allgemeinen Konkursordnung 
und dem Justizhofdekrete vom 15. Jänner 1789 und 15. Wein- 
monat 1815, gegen Beobachtung der Reziprozität von Seite des 
Kantons St. Gallen bei Konkursfällen hiesiger Bürger auf ihr 
im Umfange der österreichischen Staaten gelegenes (bewegliches) 
Gut kein Sequester gelegt, sondern die Ablieferung desselben an 
die im Wohnorte des Falliten gebildete Konkursmasse stattfinden 
werde,“ 

so wird anmit, im Aufträge des Kleinen Rats, zur öffentlichen Kunde 
und Nachachtung gebracht: 

Dass bei so beschaffener Erklärung es die gegenseitigen Staats- 
verhältnisse zwischen Österreich und dem Kanton St. Gallen nicht 
mehr gestatten, Sequester auf das im hiesigen Kanton befindliche 
Vermögen von in Konkurs geratenen k. k. österreichischen Unter- 
tanen zu legen.* 5 ) 


2i ) Beim Ausbruche des Konkurses gegeu das Bankhaus Küster & Cie. in 
Rheineck (St. Gallen) gelangte die zitierte Erklärung zur praktischen Bedeutung 
(1865). Georg Leonhard Schlüpfer in Triest war Kreditor dieser Firma ; dagegen 
schuldete das Haus Schläpfer & Sichert in Triest der Firma Küster eine Summe. 
Georg Leonhard Schlüpfer verlangte und erhielt von dem k. k. Handels- und 
Seegerichte in Triest für sein Guthaben einen Sequester auf da» Guthaben des 
Hauses Küster. Die KonkurskommisBion des Bezirkes Unterrheintal protestierte 
dagegen, und die Regierung von St. Gallen veranlasste die diplomatische Ver- 
wendung des Bundesrates für Aufhebung jenes Sequesters und Ablieferung des 
Mrill, Internationales Konkursrecht. 3 
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4. Verständigung zwischen der Hansastadt Hamburg und dem 
Kanton St. Gallen über gegenseitige Verzichtleistung auf Arrest- 
legung in Konkursfällen. 

Die st. gallische Kantonsregierung erliess am 10. Brachmonat 
1861 folgende Kundmachung (Gesetzessig, des Kantons St. Gallen, 
VI, S. 187/8): 

Nachdem wir bereits unterm 29. Weinmonat 1858 in einem 
Spezialfalle die Erklärung abgegeben haben : 

„dass gegen Beobachtung der Reziprozität von seiten der 
freien und Hansestadt Hamburg bei Konkursfallen dortseitiger 
Angehöriger auf ihr ira Gebiete des hiesigen Kantons gelegenes 
(bewegliches) Gut kein Sequester gelegt werde, sondern die 
Ablieferung desselben an die am Wohnorte des Falliten gebil- 
dete Konkursmasse stattzufinden habe;“ 
und nachdem wir nun auch durch Kreisschroiben des Bundesrates 
vom 8. Mai 1. J. in Kenntnis gesetzt worden sind, dass der Senat 
der freien und Hansestadt Hamburg bereit ist, gegen die Erklä- 
rung der Reziprozität auf Arrestlegung auf solche Aktiven, welche 
einer hierseitigen Konkursmasse zugehören, sich aber unter ham- 
burgischer Jurisdiktion befinden, für die Zukunft Verzicht zu leisten. 

Zugleich unter Berufung auf Art. 247, litt, c, Ziffer 2 des Ge- 
setzes über den Zivilprozess vom 30. Mai 1850 
laden wir Sie ein: 

von diesen Erklärungen Vormerkung zu nehmen, demnach vor- 
kommendenfalles auf hierorts befindliches (bewegliches) Gut zum 
Nachteile einer unter hamburgischer Jurisdiktion stehenden Kon- 
kursmasse keinen Arrest zu gewähren, und hinwieder, wenn auf 
(bewegliches) Gut einer diesseitigen Konkursmasse, welche sich 
unter hamburgischer Jurisdiktion befindet, Arrest gelegt werden 
wollte, auf Grundlage der vorstehenden Erklärungen die sofortige 
Aufhebung des Arrestes zu begehren. 

Zur Erläuterung obigen Kreisschreibens hat die Kantonsregierung 
mit nachträglichem Kreisschreiben vom 21. Ilerbstmonat 1861 infolge 
einer Zuschrift des schweizerischen Hundesrates vom IC. gleichen 
Monats bekannt gemacht: 

dass jeder einzelne Fall, wo es sich nicht um die Erwerbung 
von einer Konkursmasse angehörigen Aktiven handle, durch einen 

Guthabens von Küster & Cie. an die Konkursmasse. Diesem Begehren wurde 
auch durch ein Erkenntnis des Oborlandesgcrichtes in Triest vom 30. Juni 1865 
wirklich entsprochen (B. B., 1866, 1, 8. 433/4). 
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bei dem betreffenden Gerichte einzuliefernden Reziprozitätsnachweis 
in concreto sich erledigen werde. 

Für den Fall, dass auf hierorts befindliches (bewegliches) Gut 
zum Nachteil einer unter hamburgischer Jurisdiktion stehenden 
Konkursmasse Arrest gelegt werden sollte, ist demnach solcher, 
sofern ein Reziprozitätsnachweis von der zuständigen bamburgischen 
Gerichtsstelle vorgelogt wird, sofort wieder aufzuheben, und wird 
umgekehrt, sofern auf in Hamburg befindliches t bewegliches) Gut 
einer unter hieseitiger Jurisdiktion stehenden Konkursmasse Arrest 
gelegt worden sein sollte, auf eine von dem hierseitigen zuständigen 
Bezirksgerichte ausgestellte Reziprozitätserklärung hin solcher dort- 
selbst wieder aufgehoben werden. 

B. Die staatsvertraglichen Bestimmungen im Verhältnisse 
zwischen Italien und der Schweiz. 

Der Niederlassung«- und Konsularvertrag Off. Slg. IX, S. 706 
zwischen der Schweiz und Italien von 1868/9 enthält folgende Be- 
stimmungen (Art. 8.): 

Wenn ein Schweizerbürger, j Lorsqu’un citoyen suisse posse- 
weicher auf dem Gebiete der dant des biens sur le territoire 

schweizerischen Eidgenossen- de la Confederation viendra ä 

schuft Eigentum besitzt, fallit 6t re declare en faillite ou ban- 

oder bankrott wird, so dürfen queroute, les erdaneiers italiens, 

die allfälligen italienischen Gläu- s’il y en a, seront admis ä faire 

biger ihre Hypotheken auf dem valoir leurs hypothfeques sur le 

nämlichen Fusse, wie dies von memo pied que les cr6anciers 

schweizerischen Gläubigern ge- hypothecaires suisscs, et ils seront 

schehen darf, geltend machen, paves sans distinction sur les dits 

und sie werden vom vorhan- biens suivant le grade et Pordre 

denen Vermögen des Falliten de leurs inscriptions. 

nach dem Grade und der Ord- 
nung ihrer Inskriptionen ohne 
Unterschied gleich den Ein- 
heimischen bezahlt. 

Die Chirographargläubiger, so- Los creanciers chirograpbaires, 

wie die einfachen Gläubiger wer- ainsi que les simples creanciers, 

den, mögen sio dem einen oder seront traites sans distinction, 

andern der beiden Länder an- qu’ils appartiennent t\ l'un ou 

gehören, ohne Unterschied und ä l'autre des deux pays, en con- 
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nach den in der Schweiz in Kraft formite des lois en vigueur en 
bestehenden Gesetzen behandelt Suisse. 

Die gleichen Bestimmungen Los mt'mes dispositions serout 
werden in Italien gegenüber den appliquöos cn Italio envera les 
schweizerischen Hypothekar-, Suissos creanciers hvpothecaires, 
Chirographar- oder einfachen cliirographaires ou simples cre- 
Gläubigern eines fallit oder ban- anoiers d’un Italien declarö en 
krott gewordenen Italieners, faillite ou banqueroute qui pos- 
welcher Eigentum auf dem Ge- sede des biens sur le territoire 
biete des Königreiches besitzt, du Koyaume. 
in Anwendung gebracht. 

Es wird liier die prinzipiell gleiche Behandlung der gegen- 
seitigen Staatsangehörigen statuiert, mit besonderer Hervorhebung der 
Hypotheken. 26 ) Das Prinzip der Einheit des Konkurses ist zwischen 
beiden Nationen nicht ausgesprochen. 

Im Gegensatz zu Art. 6 des weiter zu erwähnenden Staats- 
vertrages zwischen Frankreich und der Schweiz ist hier nicht vor- 
gesehen, dass das in der Schweiz befindliche Vermögen eines Ge- 
meinsclmldners, dessen Konkurs in Italien eröffnet ist, der italienischen 
Masse abzuliefern sei, und ebenso nicht, dass das in Italien befind- 
liche Vermögen eines Gemeinschuldners, dessen Konkurs in der 
Schweiz eröffnet ist, der schweizerischen Masse abzuliefern sei. 27 ) 

Insbesondere kommt die Bestimmung, wonach die Gläubiger 
beider Staaten gleich behandelt werden müssen, der Sanktion jenes 
Prinzips nicht gleich. 

Auch das Bundesgericht scheint den Vertrag in der angegebenen 
Weise auszulegen. 28 ) 

C. Der Staatsvertrag zwischen Frankreich und der Schweiz 
vom 15. Juni 1869. 

Dieser ausserordentlich wichtige Staatsvertrag behandelt das 
Konkursrecht in Art. 6 — 9, die folgendermassen lauten 29 ): 

2 *) Eine wörtlich gleiche Bestimmung findet sich auch in der Konsular- 
konvention zwischen Italien und Serbien (Art. 8). Vgl. Journal du dr. i. 1884, 
XI, S. 158. 

* 7 ) Vgl. Entgeh. de» B. R. 1803 als früherer Oberaufsichtsbehörde, abgedr. 
im Arch. f. Sch. u. K. 1898, III, S. 246-248. 

=») A. E. XX11I, 2. T. 8. 1288. 

**) In der schweizerischen Gesetzessammlung ist der Vertrag abgedruckt 
IX, S. 1002. Dazu kommt weiter in Betracht: Die bundesrätliche Botschaft B. B. 
1869, I, 8. 476 und der Bericht der stünderätlichen Kommission das. S. 894. 
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Art. 6. 

Der Konkurs über einen F ran- 
zosen, der in der Schweiz ein 
Handelsgeschäft hat, kann von 
dem Gerichte seines Wohnortes 1 
in der Schweiz, und umgekehrt j 
kann der Konkurs über einen 
Schweizer , der in Frankreich 
ein Handelsgeschäft hat , von 
dem Gerichte seines Wohnortes 
in Frankreich ausgesprochen 
werden. 

Nachdem ein solches Urteil 
gemäss den Bestimmungen des 
nachstehenden Art. 16 auch für 
das andere Land vollziehbar er- 
klärt worden ist, hat der Ver- 
treter der Masse (Syndic) die 
Befugnis, durch Produktion des 
Urteils die Ausdehnung des Kon- 
kurses auf das bewegliche und 
unbewegliche Vermögen, das der 
Gemeinschuldner in dem andern 
Lande besitzt, zu verlangen. 

In diesem Falle kann der 
Vertreter der Masse die Gut- 
haben des Gemeinschuldners bei 
dessen Schuldnern eintreiben und 
zum Verkauf der dem Gemein- 
schuldner angehörigen beweg- 
lichen und unbeweglichen Ver- 


Art. 6. 

La faillite d’un Francais avant 
un ötablissement de commerce 
en Suisse pourra ötre prononcö 
par le tribunal do sa rösidence 
en Suisse et reciproquement, celle 
d’un Suisse ayant un etablisse- 
ment de commerce en France 
pourra ötre prononcöe par le 
tribunal de sa residonce en 
France. 

La production du jugement de 
faillite dans l’autre pays donnera 
au syndic ou representant de la 
masse, apres, toutofois, que le 
jugement aura 6t6 dficlare exö- 
cutoire conformement aux rögles 
ötablies en article 16 ci-apres, 
le droit de reclamer l’application 
de la faillite aux biens meublcs 
et immeubles quo le failli pos<ö- 
dera dans ce pays. 

En ce cas, le syndic pourra 
poursuivre contre les debiteurs 
le remboursement des creancos 
dues au failli ; il poursuivra 
ögalement, en se conformant aux 
lois du pays de leur Situation, 
la vente des biens meubles et 


Was die Literatur über den französisch-schweizerischen Staatsvertrag in 
spezieller Rücksicht auf die konkursrechtlichen Bestimmungen anbetrifft, bo ist 
zu verweisen auf: E. Curti, Der Staatsvertrag zwischen der Schweiz und Frank- 
reich betreifend den Gerichtsstand und die Urteilsvollziehung vom 15. Juli 1869, 
S. 124 — 140, Lyon-Catn und Renault , Traite do droit commercial, VIII, No. 1314 ff., 
Royuin, Conflits des lois suisses en matiere internationale et intercantonale. Com- 
mentaire du traitö franco-suisse, 8. 718 — 775, A. Aujay , Etüde sur lo traitö 
franco-suisse du 15 juin 1869 (Paris 1903), S. 221 ff., Vincent et Penaud, Diction- 
naire de droit international prive (1888), S. 419, No. 293—329, M. Travers, La 
faillite et la liquidation judiciaire dans les rapportB internationaux (Paris 1894) 
S. 268. 
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mögensstücke schreiten; er soll 
jedoch bei diesem Verkauf die 
Gesetze beobachten, welcho an 
dem Orto bestehen, wodieVer- 
mögensstilcke liegen. 

Dio Beträge, welcho der Ver- 
treter der Masse in dem Lande 
der Heimat des Gemeinschuld- 
nors, sei cs aus dem Verkaufe 
von beweglichem Gut, sei cs aus 
der Einziehung von Forderungen 
bezogen hat, sollen in die ge- 
meine Masse am Orto des Kon- 
kurses cingeworfon und mit den 
übrigen Aktiven der Masso nach 
Vorschrift der am Konkursorte 
geltenden Oesetze, unter sämt- 
liche Gläubiger, ohne Rücksicht 
auf ihre Herkunft, verteilt wer- 
den. 

Was den Erlös aus den Im- 
mobilien betrifft, so soll derselbe 
unter dio Berechtigten nach den 
Gesetzen des Landes, wo die Im- 
mobilien liegen, verteilt werden. 
Es sind daher die Gläubiger, 
seien sie Franzosen oder Schwei- 
zer, welche sich für Wahrung 
ihrer Privilegien oder Hypo- 
theken nach den Gesetzen des 
Landes der gelegenen Sache ge- 
richtet haben, bezüglich dieses 
Erlöses, ohne Rücksicht auf ihre 
Nationalität, in diejenige Klasse 
zu verweisen (kollozieren), in die 
sie gesetzlich gehören. 

Art. 7. 

Klagen, welche auf Schaden- 
ersatz, oder auf eine Restitution, 
oder auf das Wiedereinwerfen 
von Vermögensstücken, oder auf 


immeubles appartennat au 
failli. 


Le prix des biens meubles et 
los sommos et creances recou- 
vrees par le syndic dans le pavs 
d’origine du failli seront joints 
h l’actif de la masse chiro- 
graphairc du lieu de la faillite 
et partages avec cet actif, sans 
distinction de nationalite, entre 
tous les cröanciers, conformö- 
ment ä la loi du pays de la 
faillite. 


Quant au prix des immeubles, 
la distribution entre les ayants- 
droit sera rögie par la loi du 
pays de leur Situation; en con- 
söquence, les cröanciers fran<;ais 
ou suisses qui se seront conformes 
aux lois du pays de la Situation 
des immeubles, pour la Conser- 
vation de leurs droits de privi- 
16ge ou d'hypotheque sur les 
dits immeubles, seront, sans 
distinction de nationalite, collo- 
quos, sur le prix des biens, au 
rang qui leur appartiendra d’a- 
pres la loi du pays de la Situa- 
tion des dits immeubles. 

Art. 7. 

Les actions en dommages, 
restitution, rapport, nullite et 
autres, qui, par suite d’un juge- 
ment declaratif de faillite ou 
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die Nichtigkeit eines Rechts- 
geschäftes abzielen, und ebenso 
alle Klagen, die infolge der 
Falliterklärung selbst, oder in- 
folge eines Urteils, das die 
Fallimcntscrklärung auf einen 
andern Zeitpunkt fcstsctzt, als 
er ursprünglich fixiert war, oder 
Klagen, die aus irgendwelchen 
andern Gründen gegen Gläu- 
biger oder gegen Dritte ange- 
hoben werden, sind bei dem 
Gerichto dos Wohnsitzes des | 
Beklagten anhängig zu machen, 
es wäro denn, dass sich der ! 
Rechtsstreit auf dingliche Rechte 
an Immobilien boziohen würde. 

Art. 8. 

Im Falle ein Akkommodemcnt 
zustandegekommen ist, so haben 
alle Bestimmungen des Akkom- 
modements, und zwar insbeson- 
dere auch die Abtretung des in 
seinem Ileimatlandc gelegenen 
Vermögens von Seite des Schuld- 
ners, die gleichen Wirkungen, 
wie in dem Lande, in welchem 
der Konkurs eröffnet worden 
ist, unter der Voraussetzung 
jedoch, dass das Urteil, wel- 
ches das Akkommodement be- 
stätigt (Homologationsurteil), ge- 
mäss den Vorschriften des Ar- 
tikels 16 vollziehbarerklärt wor- 
den ist. 

Art. 9. 

Ist in der Schweiz oder in 
Frankreich über einen in dem 
einen oder andern Lande nieder- 
gelassenen Fremden, welcher 
schweizerische und französische 


d’un jugement reportant l’ouver- 
ture de la faillite ä une öpoque 
autre que celle primitivement 
fixee, ou pour toute autre cause, 
viendraient ä 6tre exercees contra 
des creanciers ou des tiers, se* 
ront portees devant le tribunal 
du domicile du döfendeur, ä moins 
que la contcstation ne porte sur 
un immeuble ou un droit reel 
et immobilier. 


Art. 8. 

En cas de concordat, l’aban- 
don fait par le debiteur failli 
des biens situös dans son pays 
d’origine et toutes les stipula- 
tious du concordat produiront 
par la production du jugement 
d’homologation döclare execu- 
toire conformement ä 1’article 16, 
tous les effets qu’il aurait dans 
le pays de la faillite. 


Art. 9. 

La faillite d’un ötrangerötabli, 
soit cn Suisse, soit on France, 
et qui aura des creanciers suisses 
et franc;ais, sera, si ello est de- 
claree dans l’un des deux pays, 
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Kreditoren hat und in Frank- soumise aux dispositions des ar- 

reich oder in der Schwei* Ver- ticles 7 et 8. 

mögen besitzt, Konkurs eröffnet 

worden, so sind auch auf diesen 

Konkurs die Vorschriften der 

Artikel 7 und 8 anwendbar. 3°) 1 

Der Staatscertrag ruht nach der französischen und schwei- 
zerischen Praxis auf dem Gedanken , dass fiir den französisch- 
schweizerischen Rechtsverkehr der Grundsatz der Einheit und Uni- 
versalität des Konkurses durchgeführt werden soll. Zu diesem Zwecke 
ist ausschliesslich der Richter des Wohnortes des Gemeinschuldners 
für die Konkurseröffnung als zuständig erklärt. Bei mehreren 
Niederlassungen entscheidet der Sitz der Hauptniederlassung. 

Es muss anerkannt werden, dass der Staatsvertrag das ange- 
gebene Prinzip nicht ausdrücklich ausgesprochen hat. Allein die 
Absicht, es zur Geltung zu bringen, steht ganz fest. 

Indem der Staatsvertrag den Richter des Wohnortes des Ge- 
meinschuldners als zuständig erklärte, wollte man implizite dem 
Grundsatz der Einheit des Konkurses huldigen. Allerdings ging der 
Vertrag dabei sehr eigentümlich vor. Er griff einen speziellen Fall 
heraus (Art. (i, Abs. 1), der einer Klarstellung bedürftig schien, 
nämlich den, wo ein Angehöriger des einen Vertragsstaates im andern 
seine Handelsniederlassung und zugleich Vermögen in seinem natio- 
nalen Staate besitzt. Indem nun der Vertrag den Grundsatz über 
die Kompetenz des Richters des Domizils aussprach, erliess er nicht 
eine singuläre Bestimmung für den in Absatz 1 des zitierten Art. 6 
erwähnten Tatbestand, sondern er proklamierte damit gleichzeitig 
einen allgemeinen Grundsatz : dies ist die vom schweizerischen Bundes- 
gericht mehrfach ausgesprochene Auffassung.* 1 ) — Der gewöhn- 


M ) Lyon-Caen und Renault bemerken in ihrem Werke Traitö de droit com- 
mercial, VIII, Nr. 1313, zu dem französisch-schweizerischen Staatsvartrag fol- 
gendes : Qualre articles de cette Convention, les art. 6 ä 9 conceraent les questions 
d'ordre international cn imitiere de faillite. 11 s’eu faut que cos articles öpuisent 
toutes ces questions, et malheureuscment les questions visees sont tranchöes 
d’une fa(on si obscure que des difficultfa sont ntes des dispositions de la Con- 
vention franco-suisse conclue cependant en grande partie pour faire disparaitre 
les incertitudes qui s Haien t produiles sous Vempire de la conrention de 1S2S 
entre la France et la Suisse. 

31) XII, 8. 114; XV, 8. 677 und 578. 


\ 
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lichere Fall ist freilich der, dass ein Franzose oder Schweizer seinen 
Wohnort und seine Hauptniederlassung in seinem Heimatlande hat, 
daneben aber Vermögen (mit oder ohne Zweigniederlassung) im 
andern Staate besitzt, und gerade dieser Fall ist im Vertrag nicht 
besonders hervorgehoben. Nun kann man in der Tat mit dem 
Bundesgericht ausführen, es sei als selbstverständlich erachtet worden, 
dass der für den Tatbestand des Art. 6, Abs. 1 aufgestelltc Grund 
satz der Universalität und Attraktivkraft des Konkurses um so mehr 
für den regelmässigen Fall gelten müsse. Aus der Entscheidung 
des Bundesgerichts in Sachen Schwöb 82 ) ergibt sich, dass mit diesen 
Ausführungen auch die französische Praxis übereinstimmt. 38 ) 

Nach dem Gesagten steht ganz fest, dass der Schuldner, der 
in der Schweiz wohnt, nur in der Schweiz in Konkurs erklärt werden 
kann, und ein Schuldner, der in Frankreich wohnt, nur in Frank- 
reich, und dass, wenn der Konkursit ausserhalb seines Domizils 
Aktiven im andern Staate hat, diese einen Teil des Massegutes 
ausmachen. 3 ‘) Anders ausgedrückt : es gibt in diesen Fällen nur 
einen einheitlichen Konkurs, neben dom kein Spezialkonkurs und 
kein Parallelkonkurs zulässig ist. 85 ) 

Allerdings wird in Art. Cj des Staatsvertrages vom Gericht 
der „residence“ gesprochen ; allein die beidseitige Praxis nimmt an, 
dass damit das Domizil genteint sei. 

Sehr wichtig ist, dass die Anwendung des Art. 14, Code civil, 
kraft des Staatsvertrages gegenüber Schweizern unstatthaft ist. In 
Frankreich ist nämlich mehrfach entschieden worden, dass der 
Fremde, der nicht in Frankreich wohne, gestützt auf Art. 14, Code 
civil, in Frankreich in Konkurs erklärt werden könne. Man stützte 
sich dabei auf die generelle Fassung dieser Gesetzesnorm, und schloss 
daraus, dass sie nicht bloss angerufen werden könne, um eine Fest- 
stellung und Verurteilung eines Schuldners herbeizuführen, sondern 
auch, um die Exekution einer Verpflichtung durch alle Mussregeln, 
welche zulässig sind, zu sichern, namentlich auch durch eine Konkurs- 
eröffnung, gesetzt sogar, es handle sich um einen Fremden, der im 


A. E., XXI, S. 55. 

**) Im gleichen Sinn äussern sich auch Lyon - Caen und Renault, VIII, 
Nr. 1314. 

84 ) Unter Vorbehalt der Separatisten. 

3i ) B. B., 1869, II, S. 494-96. 


Digitized by Google 



42 


Ausland ist, vorausgesetzt, dass er ein Kaufmann ist. Allerdings 
hat A. Weiss diese Praxis nicht gebilligt, indem er auf den aus- 
nahmsweisen Charakter des Art. 14 hinwies, — selbstverständlich 
ist dieser Schriftsteller für jene Judikatur nicht begeistert, weil er 
der Doktrin der Universalität des Konkurses huldigt. 86 ) 

Die Erreichung des unter /. angegebenen Zweckes des Staats- 
certrages erfolgt durch Vollziehbarkeitserklärung des Konkurserkennt- 
nisses. 

Das Konkursdekret bedarf im andern Staate der Vollziehbar- 
keitserklärung (Exequatur). Es wird also staatsvertraglich als ein 
Urteil angesehen. 

Die Vollstreckbarkeitserklärung schafft darnach den Rechts- 
titel, die in dom andern Staate liegenden Aktiven zur Konkurs- 
masse zu ziehen. 

Handelt es sich um die Aufnahme eines Inventars über das in 
Frankreich befindliche Vermögen eines schweizerischen Ivonkursiten, 
so ist das Verfahren einzuleiten, welches in Art. 6 und 15 — 17 des 
Staatsvertrages festgesetzt ist. Und in gleicher Weise muss vor- 
gegangen werden, wenn ein französischer Einwohner in der Schweiz 
in Konkurs gerät. 

D. Der französisch-belgische Staatsvertrag. 

Der Staatsvertrag vom 8. Juli 1899 „sur la competence judi- 
ciaire et sur l’autorite et l’exccution des decisions judieiaires, des 
sentences arbitrales et des aetes authentiques“ 3J ) enthält folgende 
Bestimmungen über das Konkursrecht: 

Art. 8. — § 1 er . — Lo (ribunal du lieu du domicile d’un com- 
mur^ant frantpiis ou beige dans Tun ou l’autre des deux pays, est 
seul comp6tent pour döelarer la läillite de ce comraeri;ant. Pour 
les soeiötäs commerciales tVancaiscs ou beiges ayant leur si£ge 
social dans Tun des deux pays, lc tribuual cumpetent est celui du 
siege social. 

**) Vgl. A. IFf iss, Manuel de droit international prive 5. ed. (Paris 1905), S 690/1. 

37 ) Dieser Staatsvertrag ist abgedrnckt in meinem Huche: Das internatio- 
nale Zivilprozessrecht auf Grund der Theorie, Gesetzgebung und Praxis, S. 591 
bis 595. Vgl. A. Itolin : Ktude sur la faillite cn droit international prive et 
specialement sur le traitd franco-belge in Rev. de dr. i. Doux. 8., V, S. 492 ; 
VI, S. 54, und Meuiiier-Dotlfus : Des effets de la faillite et de la liquidation 
judiciairo dans les rapports internationaux (These Paris 1903), 8. 144 ff. 
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Los commergants dos deux nations, dont Io domicile n’est ni en 
France, ni en Belgiqne, peuvent ötre, neanmoins, declares en 
faillite dans Tun dee deux pays, s’ils y possödent un Etablissement 
commercial. Dans ce cas, le tribunal compEtent est celui du lieu 
de ('Etablissement. 

§ 2. Les effets de la faillite dEclaree dans Tun des deux pays, 
par le tribunal compEtent d’apres les rEgles qui prEcEdent, s’Eten- 
dent au territoire de l'autre. Le syndic ou curateur peut, en 
consEquence, prendre toutes raesures eonservatoires ou d’admiuistra- 
tion, et exercer toutes actions comme reprEsentant du failli ou de 
la masse. II ne peut, toutefois, procEder ä dos actes d'exEcution 
qu’autant quo le jugement en vertu duquel il agit a EtE revEtu de 
l’oxequatur, conformEraent aux rEgles EdictEes par le titre II ci- 
apres. Le jugement d’homologation du concordat, rendu dans l’un 
des deux pays, aura autoritE de choso jugee dans l’autre et y 
sera exEcutoire d'aprEs les dispositions du mEmo titre II. 

§ 3. Lorsque la faillite dEclarEe dans Tun des deux pays 
comprend une succursalo ou un Etablissement dans l'autre, les for- 
malites de publicitE cxigces par la lEgislation de ce dernier pays 
sont remplies, ä la diligence du syndic ou du curateur au lieu de 
cotte succursale ou de cet Etablissement. 

§ 4. Les effets de sursis, concordats prEvcntifs ou liquidations 
judiciaires, organises par le tribunal du domicile du dEbitcur dans 
l’un des deux Etats s’Etendont, dans la mesuro et sous les con- 
ditions ci-dessus specifiEos, au territoire do l’autre Etat. 

Art. 9. Les mesures provisoires ou eonservatoires organisees 
par les legistations frangaise et beige peuvont, en cas d’urgence, 
etre requises des autorites do chacun des deux pays, quel que soit 
le juge compEtent pour connaitre du fond. 

Auch dieser Staatsvertra/j ruht auf dem Prinzip der Universa- 
lität des Konkurses. 


E. Die Staatsverträge des deutschen Reichs und einzelner 
deutscher Partikularstaaten. 

1. Die Staatsverträge des deutschen Reiches. 

Wenn gesagt wurde, dass das deutsche Reich als solches mit 
ausländischen Staaten über das Konkursrecht kein Übereinkommen 
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getroffen habe, 38 ) so ist dies nicht ganz richtig. Zutreffend ist da- 
gegen die Bemerkung von Seuffert, dass von Reichswegen keine 
Staatsverträge abgeschlossen worden seien, durch welche den Akten 
ausländischer Behörden in grösserem oder geringerem Umfang Wirk- 
samkeit für das Inland beigelegt oder bestimmt worden wäre, dass 
die ausländische Konkurseröffnung auch das im Inland befindliche 
Vermögen des Gemeinschuldners ergreife. 33 ) Es bestehen immerhin 
einzelne Konsularverträge, die auch für die Kompetenz in Konkurs- 
sachen erheblich sind. 40 ) 

2 Die Staatsverträge deutscher Fartikularstaaten mit Österreich. 

1. Der Vertrag 2 wischen Preussen und Österreich (1844) ent- 
hält folgende Bestimmungen: 

1. In Zukunft soll das in dem einen der kontrahierenden Staaten 
befindliche boweglicho Vermiigon eines dem andern Staate ange- 
hörigen, in diesem letzteren in Konkurs geratenen Schuldners, wenn 
derselbe in dem ersteren Staate mit Grundstücken nicht ansässig 
ist, an das ausländische Konkursgericht auf dessen Requisition aus- 
geantwortet werden, ohne zuvor einen Spezialkonkurs darüber im 
Inlande einzuleiten. 

2. Dio Ausfolgung des ausschliessend beweglichen Vermögens 
an das Konkursgericht des andern Staates findet selbst dann statt, 
wenn auf das ganze oder auf einen Teil des auszuantwortenden 
Vermögens bereits ein Arrest (Verbot) gelegt ist. Die auf dieses 
bewegliche Vermögen vor Ausbruch des Konkurses erworbenen 
Pfand- und Retentionsrechte bleiben jedoch aufrecht. Es ist dem- 
nach der mit einem Pfand- und Retentionsrechte versehene Gläu- 
biger vor seiner vollständigen Befriedigung zur Verabfolgung der 
mit diesen Rechten belasteten und in seinem Besitze befindlichen 
beweglichen Sachen nicht vorpflichtet; auch ist ein solcher Gläu- 
biger nicht schuldig, sich in eine Konkursverhandlung mit dem 
Konkursgerichte einzulassen. 

3. Besitzt dagegen der in Konkurs geratene Untertan des an- 
dern Staates im Inlande bewegliches Vermögen, so findet die Aus- 

*) c. Wilmowski-Kurtbaum u. Kahne, Deutsche Reichskonkursordnung, 
S. 57. Auch Th. Kitmeyer, Das internationale Privatrecht des bürgerlichen 
Gesetzbuches (1901), der eine Übersicht der von Deutschland abgeschlossenen 
Staatsverträgc gibt (S. 187 ff.), erwähnt keine Staatsverträge über Konkursreeht. 

ä*) L. Seuffert, Deutsches Konkursprozessrecht, S. 33/34. 

4°) Vgl. Böhm , Die räumliche Herrschaft der Rechtsnormen, 8. 212/14. 
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lieferung seines beweglichen Vermögens an das Konkursgericht 
statt, vielmehr wird auf den Antrag der Beteiligten von dem kom- 
petenten Gerichte, in dessen Jurisdiktionsbozirke sich das unbeweg- 
liche Vermögen befindet, über alles im Inlande befindliche beweg- 
liche und unbewegliche Vermügcu des Gcmoinschuldners ein beson- 
derer Konkurs eröffnet. 

4. Schuldforderungen werden, auch wenn sio auf unbeweglichen 
Gütern versichert sind, zu dem beweglichen Vermögen gerechnet, 
es wäre denn, dass sie vermöge besonderer Bestimmungen Bestand- 
teile eines unbeweglichen Besitztums ausmachen, oder ihnen nach 
der Gesetzgebung des betreffenden Staates die Eigenschaft einer 
unbeweglichen Sache beigelegt ist. 

5. Bei dem in dem einen Staate eröffneten Konkurs werden die 
dom andern Staate ungehörigen Gläubiger den inländischen Gläu- 
bigern völlig gleich behandelt (§ 162, T. I, tit. 50 der preussischen 
allgemeinen Gerichtsordnung). 

6. Soweit durch die vorstehenden Bestimmungen unter 1 — 5 be- 
sondere Verabredungen getroffen sind, finden die Vorschriften der 
§§ 663 — 667, T. 1, lit. 50 der preussischen allgemeinen Gerichts- 
ordnung wegen der Separatkonkurse über das im preussischen Ge- 
biete befindliche Vermögen eines Ausländers in Rücksicht des 
beweglichen Vermögens k. österreichischer Untertanen fortan nicht 
mehr Anwendung. 

7. Die vorstehenden Verabredungen erstrecken sich jedoch nicht 
auf die Einwohner des Königreichs Ungarn und des Grossfürsten- 
tums Siebenbürgen, sowie dor k. preussischen Rheinprovinz. 

2. Der Vertrag zwischen Sachsen and Österreich (1854) bestimmt 
folgendes : 

Art. I. Ist über den Schuldner der Konkurs zu eröffnen, so 
ist der nach dem ordentlichen Wohnsitz des Schuldners zuständige 
Gerichtsstand desselben als das allgemeine Konkursgericht hinsicht- 
lich seines ganzen beweglichen und des im Inlande befindlichen 
unbeweglichen Vermögens anzusehen. Hat ein Verschuldeter wegen 
des in beiden Staaten zugleich genommenen Wohnsitzes einen mehr- 
fachen Gerichtsstand, so entscheidet für die Kompetenz des allge- 
meinen Konkursgerichtes die Zuvorkommung. 

Art. II. Der hienach in dem einen Staate eröffnete Konkurs- 
prozess erstreckt sich auch auf das in dem andern Staate befind- 
liche bewegliche Vermögen des Gemeinschuldners, wozu auch die 
auf unbewegliche Güter sichergestellten Forderungen gehören, und 
dasselbe muss daher auf Verlangen des Konkuragerichts von dem- 
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jenigen Gerichte, wo dos Vermögen sich befindet, sicbergestellt, 
inventiert, und entweder in Natur oder nach vorgängiger Ver- 
wertung zur Konkursmasse ausgeantwortet werden. Hiebei finden 
jedoch folgende Einschränkungen statt: 

1. Gehört zu dem auszuantwortenden Vermögen eine dem Ge- 
meinschuldner angefallene Erbschaft, so kann das Konkursgericht 
nur die Ausantwortung des nach erfolgter Befriedigung der Erb- 
schaftsgliiubiger, insoweit nach den im Gerichtsstände der Erbschaft 
geltenden Gesetzen die Separation der Erbmasse von der Konkurs- 
masse noch zulässig ist, sowie nach Berichtigung der sonst auf der 
Erbschaft haftenden Lasten verbleibenden Überrestes der Erbmasse 
fordern. 

2. Ebenso können vor Ausantwortung des Vermögens an das 
allgemeine Konkursgericht alle nach den Gesetzen desjenigen Staates, 
in welchem das auszuantwortende bewegliche Vermögen sich be- 
findet, zulässigen und vor Ausbruch des Konkurses erworbenen 
Eigentums-, Pfand- und Retentionsrechte, an den zu diesem Ver- 
mögen gehörigen und in dem betreffenden Staate befindlichen 
Gegenständen vor dessen Gerichten geltend gemacht werden, und 
ist sodann aus deren Erlös die Befriedigung dieser Gläubiger zu 
erwirken und nur der Überrest an die Konkursmasse abzuliefem. 

3. Besitzt der Schuldner, gegen welchen in dem einen Staate 
der Konkurs eröffnet worden ist, in dem andern Staate unbeweg- 
liches Vermögen, so ist über dasselbe ein besonderer Konkurs zu 
eröffnen, und nur der allenfalls nach Befriedigung der Vorzugs- 
und Hypothekargläubiger verbleibende Überrest an die allgemeine 
Konkursinstauz auszuliefern. 

4. Besitzt der Gemeinschuldner Bergwerkseigentum, welches 
nach den Gesetzen des Staates, wo das ßerggebäude liegt, zu dem 
unbeweglichen Vermögen gerechnet wird, so wird behufs Befrie- 
digung der Berggläubiger über dasselbe ein Spezialkonkurs bei dem 
in Bergwerkssachen kompetenten Gerichte eingeleitet, und nur der 
verbleibende Überrest dieser Spezialmasse zur Hauptkonkursmasse 
abgeliefert. 

5. Ebenso kann, wenn der Gemeinschuldner Seeschiffe oder 
dergl. SchifTsparfo besitzt, die vorgängige Befriedigung der Schiffs- 
gläubiger aus diesen Vermögensstücken nur bei dem betreffenden 
See- und Handelsgerichte, oder dem nach der Gerichtsorganisation 
an dessen Stelle tretenden Gerichte im Wege eines einzuleitenden 
Spezialkonkurses erfolgen. 
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Art. III. Insoweit nicht die in dem vorstehenden Artikel II 
bestimmten Ausnahmen eintreten, sind alle Forderungen an den 
Gemeinschuldner bei dem allgemeinen Konkursgerichte zu liqui- 
dieren, auch rücksichtlich ihrer bei den Gerichten des andern 
Staates bereits anhängigen Prozesse bei dem Konkursgerichte weiter 
zu verfolgen. Auch diejenigen der im Artikel II gedachten For- 
derungen, welche von den Gläubigem bei dem besondern Gerichte 
nicht geltend gemacht, oder daselbst gar nicht oder nicht voll- 
ständig befriedigt worden sind, können bei dem allgemeinen Kon- 
kursgerichte noch geltend gemacht werden, so lange bei dem letz- 
teren nach den Gesetzen desselben eine Anmeldung noch zulässig 
ist. Dingliche Rechte werden jedenfalls nach den Gesetzen des 
Ortes, wo die Sache gelegen ist, beurteilt und dem Range nach 
geordnet. Über die Rangordnung persönlicher Ansprüche und deren 
Verhältnisse zu den dinglichen, entscheiden die am Orte des Kon- 
kursgerichts geltenden Gesetze. Nirgends darf ein Unterschied 
zwischen in- und ausländischen Gläubigern hinsichtlich der Be- 
handlung ihrer Rechte gemacht werden. 

Art. IV. Ein Verbot (Arrest) kann in dem einen Staate unter 
den nach den Gesetzen desselben in Beziehung auf seine eigenen 
Untertanen vorgeschriebenen Bedingungen gegen den Untertan des 
andern Staates, auf dessen in dem Bezirke des Verbotsrichters 
befindlichen Vermögen bewilligt werden, und begründet zugleich 
den Gerichtsstand für die Hauptklage insoweit, dass die Entschei- 
dung des Verbotsrichters rücksichtlich der Hauptsache nicht bloss 
an dem in seinem Gerichtssprengel befindlichen und mit Verbot 
(Arrest) belegten, sondern an allen in demselben Lande befindlichen 
Vermögensobjekten des Schuldners vollstreckbar ist. 

Das Verbot gibt jedoch dem Verbotswerber kein Vorzugsrecht 
vor andern Gläubigern und verliert durch die Eröffnung des Kon- 
kurses über das Vermögen des Schuldners seine rechtliche Wirkung. 
Wenn daher bei Eröffnung des Konkurses ein Prozess wegen 
Rechtfertigung des Verbotes anhängig ist, so hat hinsichtlich seiner 
Fortsetzung die im Eingänge des Art. III aufgestellte Regel zur 
Anwendung zu kommen. 

Das deutsche Reichsgericht hat ausgeführt, 41 ) dass diese Überein- 
kunft von 1854 zwischen Sachsen und Österreich noch weiter zu 
Recht bestehe. 


<>) R. G. Civils. 24, 8. 12-14. 
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F. Die Staatsverträge von Österreich-Ungarn. 42 ) 

1. Der Rechtshülfe vertrag zwischen Österreich-Ungarn und Serbien 
von 1881 (Art. 16). 

Der i'orliegcnde Staatscertrag stellt den Grundsatz auf, dass 
zwischen den Vertragsstaaten die Universalität des Konkurses gelte, 
soweit es sich um die beweglichen Güter handelt. 

Art. lti lautet folgenderinassen : 

Wird in dem Gebiete eines der vertragenden Teile der Konkurs 
über einen Gemeinschuldner eröffnet, welcher daselbst seinen ordent- 
lichen Wohnsitz hat, so haben auf Ansuchen des Konkursgerichtes 
die Gerichte des andern vertragenden Teiles, in deren Sprengel 
sich ein dem Gemeinschuldner gehöriges bewegliches Vermögen 
befindet, nach Mossgabe der für sie geltenden Gesetze dafür Sorge 
zu tragen, dass dieses Vermögen sichergestclit, inventarisiert und an 
das Konkursgericht abgeliefert werde. 

Dabei wird ein Vorbehalt gemacht, kraft dessen aber keines- 
wegs ein Separatkonkurs sanktioniert wird. 43 ) 

Art. 1(> lautet weiter folgendermassen : 

Insoweit jedoch nach den Gesetzen des Ortes, wo sich abzu- 
lieferndes Vermögen befindet, auf dasselbe Vindikations- oder Rück- 
forderungsansprüche, Retention«- oder Vorzugsrechte, Pfand- oder 
andere dingliche Rechte geltend gemacht werden, oder die Ab- 
sonderung eines solchen Vermögens, namentlich einer Erbschaft, 
begehrt wird, findet eine Ausfolgung desselben an das Koiikurs- 
gericht nicht statt. Gegenstand der Ablieferung an das Konkurs- 
gericht ist in einem solchen Falle nur der nach vollständiger Be- 
friedigung der bezeichneten Ansprüche allfällig erübrigende Ver- 
mögensrest. 

■*'-) Über die meisten internationalen Übereinkommen, welche Österreich mit 
einzelnen Staaten abgeschlossen hat, referiert Vesque r. Pättlingen, Handbuch 
des in Österreich-Ungarn geltenden internationalen Privatrechts, 2. Aufl., 1878, 
8. 488—498. 

**) Auch Lammasch macht darauf aufmerksam (in r. ItoUzendorffe Hand- 
buch des Völkerrechts, III, S. 448), dass das im Staatsvertrag zwischen Öster- 
reich-Ungarn und Serbien vorbehaltene Verfahren keineswegs einen Separat- 
konkurs darstelle. Und der genannte Jurist zieht daraus den Schluss, dass die 
Anerkennung der Universalität des Konkurses des am forum domicilii des Schuld- 
ners orötfncten Verfahrens keineswegs eine selbständige Liquidierung der im 
Auslände belegenen mit dinglichen Rechten belasteten Vermögensetücke des 
Schuldners ausschliesse. 
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Alle Verfügungen in betreff des unbeweglichen Vermögens 
eines Gemcinschuldners bleiben in jedem Falle den Gerichten des 
Staates Vorbehalten, in welchem dasselbe gelegen ist. Wird nach 
der Befriedigung aller Gläubiger, welchen ein Anspruch auf den 
durch den Verkauf eines unbeweglichen Gutes erzielten Kauf- 
scliilliDg zusteht, noch ein Rest erübrigt, so ist derselbe dem Kon- 
kursgerichte auszufolgen. 44 ) 

Der Staatsvertrag sieht in zweckmässiger Weise auch weiter 
vor, dass die Konkurseröffnung je in dem andern Staate ebenfalls 
bekannt gemacht werde, wenn zu vermuten ist, dass sich auch 
Gläubiger des Konkursiten daselbst aufhalten. 46 ) 

Art. 1(5, Abs. 5, bestimmt weiter: 

Wenn bei der Konkurseröffnung zu vermuten ist, dass sich in 
dem Gebiete dos andern vertragenden Teiles Gläubiger aufhalten, 
so ist die Konkurseröffnung auch dort durch die zu diesom Zwecke 
bestimmton öffentlichen Blätter nach den daselbst geltenden Vor- 
schriften bekannt zu machen. 

2. Der Freundschafts-, Handels- und Schiffahrtsvertrag 
zwischen Österreich und Persien von 1857. 4ß ) 

Hierher gehört nur eine Bestimmung, nämlich Art. 10, der 
folgcndermassen lautet : 

Si un sujet de l’uno des dcux hautes Cours resident dans les 
domaincs de l’autre se declaro en etat de failtite ou fait banque- 
route, on dressera l’inventaire de tous ses biens, de scs effets et de 
ses comptes actifs et passifs pour cn faire la liquidation requise et 
la juste repartition au pro-rata entre ses creanciers qui devront, 
ä la fin de cette proeödure, restituer los titres do leurs creances, 
aprös cn avoir rcc u la somme proportionnelle qui leur revient. 

u ) Der Inhalt des Rech tshQlfe Vertrags zwischen der österreichisch-unga- 
rischen Monarchie und Serbien ist eingehend skizziert in der Schrift von Leit- 
itiager, Der serbische Zivilprozess nebst Konkursordnung (Wien, 1885), S. 262 
bis 286. 

45 ) Slrisouer bemerkt in Rev. de dr. i. 1884, XVI, S. 202, bez. Art. 16 
des österreichisch-serbischen Staatsvertrages : Scs dispositions reposent essen- 
tiellemont aur les distinctions que les lois de VAutriche et de la Hongrie ötab- 
lissent entre los meubles et les immeubles. 

46 ) Der Handelsvertrag zwischen Österreich und Persien von 1857 ist frau- 
zösich abgedruckt im Recueil des traites et conventions conclua par l’Autriche 
avec les puissances etrangAres depuis 1763 jusqu’A nos jours, herausgegeben von 
Neumaun u. de Plason, Nouv. Suite I, 1877, S. 278. 

Meili, Internat ioimles Konkursrecht. 4 
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Getto proeödure ne pourra avoir licu 4 l’egard d'un sujet 
autrichien en Perse que de l’avis et sous l’intervention du Reprä- 
sentant ou Consul d’Autriche, et celui-ci, sur la demande faite par 
les creanciers, n’hesitera point de provoquer los recherches nöces- 
saires pour constater si le failli n’a pas hiisse dans sa patrie des 
bien» qui pourraient satisfairo 4 Ieurs reclamations. 

Si un sujot persan en Autrichc se declnre en faillite ou fait 
banquerote, la Haute Cour d’Autriche accorde aux Representnnts, 
Consul» et Agents de la Haute Cour d’lrau, quant 4 uno Interven- 
tion de leur part, en faveur de ce sujet persan, la mümo faculte 
dont jouiraient üventuellement en Autricho les Agents diplomatique» 
et Consul» des nations les plus favorisees. 

3. Das Reziprozitätsverhältnis zwischen Österreich 
und Württemberg. 47 ) 

Da» österreichische Justizministerium gab am 21. März 18(17 
(Z. 30(i8) folgenden Erlass heraus : 

Aus Anlass eines vorgekommenen Kalles wird dem k. k. Ober- 
landesgericht zur Darnachachtung und Verständigung der unter- 
stehenden k. k. Oerichte eröffnet, dass die k. württembergische 
Regierung die dort bestehende Beobachtung des Grundsatzes der 
Universalität des Gerichtsstandes in Konkursfällen, welcher dem 
österreichischen Kaiserstaate gegenüber und durch die Reziprozität 
bezüglich des unbeweglichen Vermögens und der mit einem Pfand- 
oder Retentionsrechte einzelner Gläubiger behafteten beweglichen 
Güter beschränkt ist, der kaiserlich österreichischen Regierung 
wiederholt bekannt gegeben hat, daher die k. k. Gerichte sich in 
vorkommenden Fällen nach dem Grundsätze der Gegenseitigkeit zu 
benehmen haben. 


Die Haager Übereinkunft betreffend, Zivil Prozessrecht , die seit 
1899 in Kraft ist, 48 ) hat auch eine Bedeutung im internationalen 
Konkursrecht. Diese Übereinkunft ist wichtig: 

47 ) Nach der Darstellung der österreichischen Schriftsteller (vgl. Politik, 
S. 40) sind noch mehrfache Vereinbarungen mit andern Staaten getroffen worden, 
aus denen sich die Reziprozität in Konkurssachen ergibt, nämlich mit der Türkei, 
Rumänien, Siam und Tunis. Vgl. auch Jettei, Handbuch des internationalen 
Privat- und Strafrechtes, 189», 8. 203 — 207. 

4*) Die Übereinkunft iat deutsch und französisch abgedruckt in meiner 
Schrift: Das internationale Privatrecht und die Staatenkonferenzen im Hang, 1900, 
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1. wegen der gegenseitigen Pflicht, die hinsichtlich der Zustellung 
von Akten übernommen wurde; 

2. wegen der Requisitoriale. Man denke hier an die Prüfung 
der Hundeisbücher auswärtiger Kreditoren, die sich am internen 
Konkurse beteiligen. Hier kann ein auswärtiges Gericht ersucht 
werden, die nötigen Erhebungen und Auszüge zu machen. 49 ) 

Die in den Konkursgesetzen enthaltenen Vorschriften über Kau- 
tionen sind durch das Haager Übereinkommen nicht aufgehoben (vgl. 
z. B. Art. 169 2 ; 196; 25 1 2 , B.-G. Sch. u. K.). Dagogen ist darauf 
gestützt die Fremdenkaution dann unstatthaft, wenn im Anschlüsse 
an das Konkursverfahren eigentliche Zivilprozesse geführt werden. 


m. 

Nach dieser Übersicht der Staatsverträge, wie sie in der Haupt- 
sache heute noch bestehen, liegt es klar auf der Hand, dass es zur- 
zeit kein einheitlich gefügtes staatsvertragliches Konkursrecht gibt. 
Die Dissonanzen sind überaus bedeutend, weil die Ausgangspunkte 
der Staatsverträge ganz verschieden sind. Man kann nur folgendes 
sagen : hn ) 

1. Die abgeschlossenen Staatsverträge sind durch das später 
geschaffene interne Konkursrecht nicht als beseitigt anzusehen. 

Die entgegengesetzte Auffassung würde dazu führen, wohlerwor- 
bene Rechte des anderen Teiles zu verletzen. Es ist richtig, dass durch 
die Fortdauer von früher geschlossenen Verträgen unter Umständen 
ein die Rechtseinheit störender Zustand geschaffen wird; allein dies 
kann den betreffenden Staat nicht davon dispensieren, die abge- 
schlossenen Verträge zu halten. Die Frage kam namentlich auch in 
Deutschland vor. § 4, E. G. von 1877, zur Konkursordnung be- 
stimmte : 

(im Anhänge), und ferner deutsch in der schon zitierten verdienstlichen Sammlung 
von ilf. Fleischmaim, Völkerrechtsquellen (1905), S. 274 — 277. — Weitere Literutur 
ist angegeben bei Afeili, Das internationale Zivilprozessrecht auf Grund der Theorie 
Gesetzgebung und Praxis (1906), S. 29. 

4S ) Vgl. Journal du droit international, XXIX, 1902, 8. 795 u. 796. 

S") Indem ich hier einige Punkte berühre, will ich damit gleichzeitig auch 
sagen, dass es wünschenswert sein dürfte, sio ausdrücklich zu ordnen, wenn man 
dazu gelangt, einen Staatsvertrag auf erweiterter Grundlage zu schaffen. 
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Aufgehoben werden die Vorschriften der Landeagesetze über Kon- 
kurs-, Falliments-, Gant-, Debitverfahren, über gerichtliche zur An- 
wendung oder Einleitung eines solchen Verfahrens dienende Stun- 
dung»- oder Kachlassverhandl ungen, konkursmässige Einleitungen, 
Vermögensuntersuchungen über die Rechtswohltat der Güterabtre- 
tung und die landesherrliche oder gerichtliche Bewilligung einer 
allgemeinen Zahlungsstundung, sowie über das Konkursrecht, insoweit 
nicht in der Konkursordnung auf dieselben verwiesen oder bestimmt 
ist, dass sie nicht berührt werden. 

Das deutsche Reichsgericht sprach aus, M ) dass die in einzelnen 
Ländern des deutschen Reiches abgeschlossenen Staatsverträge kraft 
der zitierten Bestimmung nicht als dahingefallen anzusehen seien. 
Der Gerichtshof stützt sich darauf, dass in § 4 nur bestimmte Vor- 
schriften der Landesgesetze über das Konkursverfahren und das 
Konkursrecht aufgehoben worden seien, und er erklärt weiter: „Staats- 
verträge werden dabei nicht erwähnt, lassen sich auch unter dem 
Ausdrucke Landesgesetze nicht begreifen.“ Dabei wird betont, Rechts- 
normen, die in Staatsverträgen niedergelegt sind, beruhen nicht wie 
Landesgesetze auf einer Verfügung der gesetzgebenden Gewalten, 
sondern auf der Willenseinigung der vertragschliessenden Staaten. 
Daraus ergebe sich auch der Schluss, dass sie in der Regel bloss 
mit Zustimmung beider Vertragschliessenden ausser Geltung gesetzt 
werden. 52 ) 

Das schweizerische Bundesgericht hat sich in Anlehnung an die 
reichsgerichtliche Entscheidung in gleichem Sinne ausgesprochen. 53 ) 


•*) Vgl. R.-G. Civils. 24, 8. 13 u. 14. 

s 2 ) Die Ansicht des deutschen Reichsgerichtes, dass konkursrechtliche Ver- 
träge der üundesstaaton durch das Einführungsgesetz zur Konkurgnrdnung nicht 
ausser Kraft gesetzt seien, wird freilich von mehreren Seiten nicht geteilt, z. B. 
von L Seuffert, Deutsches Konkursprozessrecht, 8. 84 u. 60. Dieser Jurist macht 
geltend, die reichsrechtliche Regelung des Konkursrechtes habe auch das auf 
Vertrag beruhende Landesrecht ausser Kraft gesetzt, wie denn auch ein Bundes- 
staat seit der Geltung der Konkursordnnng einen Vertrag nicht mehr schliessen 
und das Reichsrecht nicht ändern könne. Kltinftller bemerkt in Zeitschrift für 
internationales Privat- und öffentliches Recht, XIII, 8. 656, Anm. 9, die fort- 
dauernde Gültigkeit dor erwähnten Verträge müsse deswegen verneint werden, 
weil der Staatsvertrag zwischen einem Glic.lstaatc und einem fremden Staate keine 
stärkere Wirkung als ein Laudesgesetz haben könne. 

») Vgl. A. E., XXVII, i. T., 8. 519- 521. 
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2. Ob die Staatsverträge über Konkursrecht retroaktive Anwen- 
dung finden, ist im einzelnen Falle zu untersuchen. Im allgemeinen 
ist sie als ausgeschlossen anzusehen. 

Art. 8, § 2, des Staatsvertrages zwischen Frankreich und Belgien 
schliesst die Rückanwendung ausdrücklich aus. 54 ) 

3. Die Staatsverträge über Konkursrecht fallen infolge Annexion 
oder Übergang eines bis anhin selbständig gewesenen Gebietes 
zwar materiell nicht dahin ; aber es fehlt nunmehr die völkerrecht- 
liche Bindung. 

4. Durch den Staatsvertrag werden Rechte und Pflichten zwischen 
den beiden Staaten, die den Vertrag abgeschlossen haben, begründet. 
Allerdings handelt es sich dabei um einen Rechtssatzvertrag, und 
deswegen bestehen die durch den Staatsvertrag eingeführten Normen 
weiter, obschon der neue Staat völkerrechtlich nicht verpflichtet ist, 
sie aufrecht zu halten. Wenn aber das im neuen Staate geltende 
Recht andere Bestimmungen enthält oder schafft, so tritt dieses Recht 
an die Stelle des früheren. 

Hierin liegt der Grund, weswegen der französisch-schweizerische 
Staatsvertrag in Elsass-Lothringen nicht mehr gilt, und weswegen 
die früheren Staatsverträge mit Hohenzollem-Sigmaringen und Hohen- 
zollern-Hechingen obsolet geworden sind. 

Die Konkursstaatsverträge beziehen sich richtigerweise nicht 
bloss auf die gegenseitigen Staatsangehörigen, sondern auch auf die 
gegenseitigen Einwohner überhaupt. 85 ) 

5. Die Kolonien und Besitzungen fallen nicht unter die Verträge, 
wenn dies nicht speziell gesagt wird. 

6. Streitigkeiten, welche zwischen den Vertragsstaaten über die 
Auslegung der Staatsverträge bestehen, fallen nunmehr unter die 
Schiedsgerichtsverträge, welche viele Staaten untereinander abge- 
schlossen haben. 

M ) Vgl. Hevue critique des Societas et de droit commercial, lli, 1904, 8. 392. 
Das Gleiche ist zu sagen von dem Konkursvertrag zwischen dem Fürsten von 
llohenzollern-IIechingen und dem Kanton Zürich, 1816, woselbst in der Einleitung 
bemerkt wird, „jedoch ohne rückwirkende Kraft“. 

**) ln diesem Sinne entschied auch das Bundesgericht, aber freilich auf 
Grund des französisch -schweizerischen Staatsvertrages (A. E., XII, S. 114). 
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Zweiter Teil. 


Die Versuche zur Begründung von 
Staatsverträgen auf erweiterter Grundlage. 

i. 

Die in den einzelnen Staaten bestehenden Gesetze ruhen, soweit 
sie überhaupt Normen aufstellen, auf verschiedenartigen Prinzipien, 
und die Staatsvertrnge sind, wie wir gesehen haben, von ganz hete- 
rogener Gestalt. Angesichts dieser Tatsachen ist es nicht überraschend, 
dass das heutige internationale Konkursrecht vielfach zum Gegen- 
stand von Keformvorschlägen gemacht worden ist. 

In erster Linie ist zu erwähnen P. J. Anselm Feuerbach (1775 
bis 1833), der die Frage aufwarf :*) 

Sollen sich die Staaten gegenseitig den allgemeinen Gerichtsstand 
der Vergantung (forum concursus universale) in Ansehung sämtlicher 
Güter und Schuldner des Gantierers zugestehen? 

Zur Beantwortung dieser Frage stellte Feuerbach folgende Be- 
trachtungen an : 2 ) 

Aus der durch den Begriff des Gantverfahrens bestimmten All- 
gemeinheit des Gantgerichtsstandes folgt von selbst, dass dieser auch 
über diejenigen Güter des Schuldners, welche ausser dem Gerichts- 
bezirke liegen, seine Zuständigkeit erstrecke. Was man aus dem 
Standpunkte der Gesetzgebung diesem Grundsatz entgegenstellen 

*) Feuerbach , Themis oder Beiträge zur Gesetzgebung (Landshut 1812). 

2 ) Vgl. Themis, S. 114 — 119. 
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möge, bestehe hauptsächlich in dem Nachteile, welcher dadurch für 
die eigenen Untertanen entstehen könne, wenn sie vor einem aus- 
wärtigen Gericht mit den dortigen Gläubigern um den Vorzug streiten, 
und das Erkenntnis dieses Gerichtes auch für die in ihrem Yater- 
lande liegenden Güter des Gemeinschuldners anerkennen müssen. 
Allein es wäre sehr einseitig und voreilig, als allgemeine Regel zu 
behaupten, keinem auswärtigen Staat solle das Recht eines allgemeinen 
Gantgerichtsstandes eingeräumt werden. Eher könnte behauptet 
werden, dass allen Staaten die Allgemeinheit des Gantgerichtsstandes 
zugestanden werden könne, da einesteils der rechtliche Zweck des 
Gantverfahrens die Allgemeinheit desselben fordere, andernteils unter 
Voraussetzung der Gegenseitigkeit die Nachteile durch gleiche Vor- 
teile wieder ausgeglichen werden. Dabei müsse man allerdings die 
Retorsion noch Vorbehalten, „wenn nicht Gleiches dem bayerischen 
Staate zugestanden werden solle“. Indessen scheine die Aufstellung 
jener allgemeinen Regel keineswegs rätlich ; vielmehr sei es zweck- 
mässiger, wenn eine Regierung ihrer freien Beurteilung der einzelnen 
Umstände und besonderen Verhältnisse durch keine allgemeine Normen 
bindende Schranken setze, sondern nur entweder durch besondere 
Staatsverträge oder durch gütliche Übereinkunft in einzelnen Fällen 
fremden Staaten einen allgemeinen Gantgerichtsstand zugestehe.®) 

Feuerbach arbeitete den Entwurf eines Staatsvertrages über die 
gegenseitigen Gerichtsverhältnisse zweier benachbarten Staaten aus, 
und er sprach dabei die Hoffnung aus, dass er vielleicht in seiner 
Grundlage als Typus bei Abschliessung solcher Verträge von einigem 
Nutzen sein dürfte. Darin kommen folgende Bestimmungen vor. 4 ) 

Allgemeines Gantgericht. 

§ 10 . 

Wenn der Untertan des einen Staates, wo er seinen Wohnsitz 
hat, in dem anderen begütert ist, und in Konkurs gerät, so wird 
von beiden Staaton das Gericht des Wohnsitzes des Schuldners als 

s ) Feuerbach bemerkt (8. 119, Note *)> so sei es auch in Bayern und in 
den meisten Staaten gehalten worden, und in einer bayerischen Verordnung vom 
2. Juni 1811 wurde über die Frage folgendes bestimmt: Der bei einem auswärtigen 
Gerichte begründete allgemeine Gerichtsstand des Konkurses erstreckt sich nicht 
auf die im Inlaudc liegenden Güter des Schuldners oder die bei inländischen Ge- 
richten anhängenden Prozesse, soweit nicht durch besondere Übereinkunft ein 
anderes bestimmt ist (Themis, S. 128). 

4 ) 8. 313 ff. 
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allgemeines Gantgericht anerkannt, ausgenommen, wenn notorisch 
der grössere Teil der Güter desselben in dem anderen Staate liegt, 
wesfalls dem letzten das Recht des allgemeinen Gantgerichtes zu- 
gestanden wird. Einem Partikular-Konkurse wird nicht stattgegeben, 
ausser in folgenden beiden Fällen : 

1. zugunsten der Erbschaftsgläubiger, welche in Ansehung der 
Erbschaft das ihnen zustehende ausserordentliche Separationsrecht 
gellend machen; 

2. wenn der Geraeinschuldner in dem einen oder anderen Staate 
eine abgesonderte Handlung, Fabrik oder anderes dergleichen 
Etablissement besitzt, weshalb zum Vorteile derjenigen Gläubiger, 
welche in Ansehang solchen Etablissements demselben besonders 
kreditiert haben, ein Partikular-Konkurs eröffnet werden darf. 

Wirkungen des allgenteinen Gantgerichtsstandes. 

§ 11 . 

Alle Forderungen, sie seien auf ein dingliches oder persönliches 
Recht gegründet, sind allein bei dem allgemeinen Gantgerichto ein- 
zuklagen, und das ausserhalb Landes befindliche des Gemeinschuldners 
wird, nach vorgängiger Vernusserung der Grundstücke und Effekten, 
durch den Richter der gelegenen Sache und nach vorgängiger 
Mitteilung des Lokationsnrteiles an diesen, dem Gantgerichte abge- 
liefert. 

Besonders rücksichtlich anhängiger Forderungen. 

§ 12 . 

Dagegen zieht der allgemeine Gantgerichtsstand die bereits an- 
hängigen Rechtssachen nur rücksichtlich der Lokation an sich, so 
dass dergleichen Forderungen zwar vor dem Gantgerichte bei Strafe 
der Ausachliessung anzugeben sind und in das Lokationserkenntnis 
an gehörigem Orte eingereiht werden ; die Hauptliquidation der 
Forderung aber vor dem Gerichte, wo sie angofangen worden, bis 
zum Schlüsse fortgesetzt wird, wobei dem Gläubiger oder Kontra- 
diktor unbenommen ist, zu intervenieren. Ist der Streit über die 
besonders verhandelte Forderung zur Zeit der Abfassung des Gant- 
urteiles noch nicht beendigt, so wird dieselbe in diesem eventuell 
loziert. 

Rechtliche Gleichheit zwischen in- und ausländischen Gläubigern. 

§ 13. 

Rücksichtlich der Rangordnung der Gläubiger entscheiden die 
an dem Orte des Gantgerichtes geltenden Gesetze, ohne irgend einen 
Unterschied zwischen in- und ausländischen Gläubigern. 
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Bekanntlich war es dann Savipny, der sich mit Entschiedenheit 
für die Einheit und Universalität des Konkurses aussprach. Er stützte 
sich dabei namentlich auch auf die von der preussischen Regierung 
1824—1842 mit partikulären deutschen Staaten abgeschlossenen 
Staatsverträge über das Konkursrecht. Er betonte, dass der Konkurs 
eine Ausgleichung unter mehreren Gläubigern bezwecke, und dass 
er deswegen nur an einem Orte möglich sei, und zwar an dem Wohn- 
sitz des Schuldners. Er lässt nicht gelten, dass der fremde Landes- 
hetr und dessen Richter die Verfügungen des internen Konkurs- 
gerichtes nicht zu befolgen habe, und auch die Schwierigkeiten nicht, 
die mit der Durchführung des Prinzipes nach der entgegengesetzten 
Auffassung bestehen. 5 ) Dabei wird darauf verwiesen, dass die Schuld- 
klage keineswegs überall da angestellt werden könne, wo ein Schuldner 
Vermögen besitze : ein allgemeines forum rei sitae gebe es für per- 
sönliche Klagen nicht, und deshalb sei auch ein mehrfacher Konkurs 
in verschiedenen Ländern nicht zulässig. Indem der gerichtlich be- 
stellte Kurator des Vermögens unter Aufsicht des Konkursrichters die 
Sachen des Schuldners verkaufe, besorge er nur eine der Handlungen, 
die zur Exekution eines Urteils gehören, sei es eines schon gespro- 
chenen oder eines bevorstehenden und noch zu erwartenden. Nun sei 
es aber die Pflicht unabhängiger Staaten untereinander, dass sie sich 
gegenseitig gleiche Rechtshülfe leisten. Diese beziehe sich nicht bloss 
auf die Urteilsexekution, sondern auch auf die Unterstützung des 
Kurators bei den soeben erwähnten Maasregeln, die zum Verkauf der 
auswärtigen Vermögensstücke und damit zur Bildung der Konkurs- 
masse führen. Wollte man ihm diese Unterstützung versagen, so würde 
darin eine völlige Rechtsverweigerung liegen, weil eben in diesem 
fremden Lande ein Gerichtsstand gegen den Schuldner für persönliche 
Klagen gar nicht begründet sei. 6 ) Und unter Verweisung auf die er- 
wähnten Staatsverträge betonte Savigny, man müsse die dadurch 
proklamierte Universalität keineswegs als eine neue, willkürliche Er- 
findung ansehen; sie sei der Ausdruck der ohnehin in neuerer Zeit 
stets wachsenden Rechtsgemeinsehaft. ') Und Savigny hegt kein Be- 

s ) Vgl. Sacigny System, VIII, S. 287 u. 288. 

r ’) Köhler führt im Lehrbuch des Konkursrechtes, S. 603, Anm. 1, die von 
Savigny verteidigte Universalität zurück auf dio unvollständige Rechtshülfe, die 
in den deutschen Staat« n zu seiner Zeit galt, und fügt hinzu, dass dessen Gründe 
den juristischen Kern der Sache nicht treffen. 

J ) Sarigny das., S. 292/8. 
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denken, dass der gleiche Grundsatz auch anderwärts in Staats vertrügen 
festgestellt, ja selbst ohne solche Verträge von den darin überein- 
stimmenden Gerichten verschiedener Staaten unter ausdrücklicher oder 
stillschweigender Genehmigung ihrer Regierungen geltend gemacht 
werden könnte. 

Man hat sich sodann bemüht, die Entstehung des Universalitäts- 
prinzipes historisch weiter zurückzuführen, 8 ) und speziell sind es die 
italienischen Juristen der Neuzeit, welche mit der ganzen Glut ihrer 
Begeisterung für das Dogma der Universalität des Konkurses ein- 
treten. 9 ) 

Die italienischen Juristen übten auch in dieser Materie einen 
grossen Einfluss aus auf die Internationalisten anderer Staaten, nament- 
lich auch auf diejenigen in Frankreich. Ähnlich, w T ie bei der Theorie 
der lex patriae, trat eine Schwärmerei ein für den Gedanken der 
Universalität des Konkurs*«. In Frankreich wurden A. Weiss und 
Pradier-Fodere 10 ) dafür gewonnen und in den Niederlanden Asser. u ) 

8 ) A. Weint fuhrt (Manuel de droit international prive 5 n «' 6d., S. 688) aus, 
dass die These der unite et universalite de la faillite von einzelnen alten Autoren 
schon f/eahnt worden sei Dabei wird an Ansaldus de Ansaldis (aus der zweiten 
Hälfte des 17. Jahrhunderts) gedacht, der discursus legales de commercio et 
mcrcatura schrieb (disc. 38, Nr. 31 u. 32), sowie au Kardinal de Luca de credito 
discurs. 10, Nr. B ( Maste, I.e droit commercial, I, Nr. 557 und Dir na. III, S. 475). 

<J ) Der erste italienische Jurist, der in diesem Sinne wirkte, ist Pasijnale 
Fiore (Diritto privato internazionate, 1861), und Del lällimento secondo il diritto 
privato internazionale, 1873). In seine Fussstapfen trat 1872 Carle, La dottrinu 
giuridica de! fallimcnto nel diritto privato internazionale (Napoli 1872). Diese 
Schrift wurde in die französische Sprache abersetzt und mit Noten ergänzt von 
E. Dubais , La faillite dnns le droit international privd (Paris 1875). Vittorio de Jtossi 
Studi di diritto internazionale privato in relaziono alla legge italinna (1880) spricht 
von der Universalität des Konkurses als von einer notwendigen Konsequenz 
(S. 174). — Scip. Oenima, II fallimcnto nci rapporti intemuzionali (1897), S. 12, 
betont den italienischen Ursprung der neuen Lehre in energischen Worten, indem 
er nusführt: La doltrina che sostienc ln necessitä di consideraru il fallimcnto 
come unico ed universale nei suoi cfl'etti internazionali s'e fatta strada nelln scienza 
contemporanea sopratutto per opera di scrittori italiani. Furono essi, si puö dire, 
i primi che intrapresero un'annlisi sistematica e minuta della natura del fallimcnto 
e da essn dedussero il concetto della sua unicitä. 

10 ) A. Il'tiss sprach sieh schon in seinem Buche: Truite clernentaire de droit 
international privO, S. 864, begeistert für das Prinzip aus, indem er sagte: Cette 
fliese a reuni et reunit sans cesse les adhesions les plus prccieuses dans tous 
les pays, meine en France, oü cependant les tribunaux ont abouti aux Solutions 
les plus contradictoires et les plus arbitraires. Pradier-FodM , Traite de droit 
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II. 

Unter diesen Umständen kann es nicht auffallen, dass die ver- 
schiedenen wissenschaftlichen Vereinigungen, die auf die Frage ein- 
traten, das Universalitätsprinzip proklamierten. 

1. Die Association pour la r&jorme et la codification du droit 
des gens (seit 1895 Association de droit international genannt) be- 
sprach die Frage 1877 in Antwerpen. 

In einem Referate schlug Jencken eine einheitliche Ordnung 
des Konkursrechtes vor, und als deren Grundlage bezeichnete er 
folgende Sätze : 14 ) 

1. Declaration de la faillite et ses effets extraterritoriaux. 

2. Depossession du failli et reconnaissance du principe de l’uni- 
versalite du transfert qui fait passer les biens du failli ä un ad- 
ministrateur legal, non seulement dans le pays oft la faillite a 6te 
deelaree, mais encore dans los pays oü le failli avait ses biens. 

3. Dechargo du failli. 

4. Incapacites du failli et sanctions. 

2. Im Jahre 1880 trat in Italien ein internationaler Juristen- 
hongress zusammen, der Grundzüge für eine oder mehrere Konven- 
tionen zusammenstellte: er proklamierte auch die Einheit des Kon- 
kurses. 

Der genannte Kongress stellte eine Reihe von Konklusionen auf, 
denen er folgende Erwägung vorausschickte: 

Le Congres, considerant que l’interüt du commerce exige que les 
effets de l’etat de faillite ne soieut pas rcstreints au territoire d’un 

international public europ<5en ct amüricain, IV, S. 351, meinte sagen zu dürfen 
(1838): L'uuitÄ et l’universalite de la faillite s’imposcnt aux I6gislateurs dans 
rintÄrtU des faillis coimnc daus celui des eröanciers, au nom du droit lui-meme, 
de lVquite, du bon sens, et c’est arec raison que les auteurs les plus considerables 
qui ont ecrit sur le di'oit international prive les recommendent, que certains 
tribunaux s'en inspirent dans leur jurisprudence et quo certains Etats en ont 
«dopte le principe dans leurs lois. 

11 ) A sser Schets van het internationaal privaatreeht, 1880, S. 173 u. 174. 
Vgl. dagegen Assei— Hivier, Elements de droit international privti, 1884, Xr. 123, 
Anm. 1. Eivier machte Vorbehalte und wies auf die Notwendigkeit hin, Staats- 
vertrilge abzuschliessen : de toute fai;on, la conclusion de traites s'impose, en cette 
mattere commc on d’autres. 

12 ) Vgl. Report of the fiflh annual Conference of the Association 1877 S. 43 
u. 44, und Bulletin de la SoetetÄ de lÄgislation compar£e VII, 8. 373. 
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seul pavs, mais qu’ils soient etendus au plus graud nombre possible 
de pays civilises; que la diversito actuelle des legislations sur la 
faillite rend diffieile la formation d’une loi uuique internationale sur 
les faillite» ; est d'avis, tout en fais&nt des voeux pour une legis- 
lation commune sur la matiere, qu’il convient, quant ii present, de 
se borner au systöme d’une ou de plusieurs conventions internatio- 
nales. 

Der Juristenkongress bezeichnet sodann als Basis einer oder 
mehrerer Konventionen folgende Sätze : 19 ) 


Le tribunal competent pour 
declarer la faillite et en con- 
tinuer la procödure juqu’ä son 
terme sera celui du lieu oä le 
commergant a son principal eta- 
blisscmcnt commercial. 


I. 

Das zur Eröffnung und Be- 
endigung des Konkursverfahrens 
zuständige Gericht ist das Ge- 
richt desjenigen Ortes, an wel- 
chem der Kaufmann seine kauf- 
männische Hauptniederlassung 
hat. 


II. 

Le jugemcnt declaratif de 
faillite et les autres jugements 
ä intervenir pendant la proc6- 
dure de faillito auronf, sur le 
territoire des Etats eontractants, 
la möme autorite de chose 
jugeo que dans l’Etat oh ils 
ont etc rendus, et ils pourront 
donner lieu ä des mesures con- 
servatoires, d’urgence et d’ad- 
ministration , ä la condition 
d’ötre rendus publies conformc- 
ment u l’art. V, lettre a. 

Quand, en vertu de ces juge- 
ments, il y a lieu de proeeder 


II. 

Die richterliche Verfügung, 
welche den Konkurs erklärt, 
und die übrigen während des 
Konkursverfahrens ergehenden 
' Verfügungen haben im Gebiete 
sämtlicher anderer kontrahieren- 
den Staaten dieselbe Kraft, wel- 
che sie besitzen in dem Staate, 
in welchem sie erlassen wurden, 
und können den Grund bilden 
zu provisorischen und eiligen 
Massregeln, unter der Voraus- 
setzung, dass sie in Gemässheit 
I des Art. V lit. a veröffentlicht 
worden sind. 

Sofern jedoch auf Grund sol- 
, eher Verfügungen zu irgend 


l3 J Vgl. Atti del II congresso giuridico italinno internazionale Torino 1871, 
S. 15 u. 16. Die Beschlüsse sind publiziert französisch bei Agttr-Rivirr S. 238 
und 239, deutsch bei r. Bar II, S. 601 - 603 und deutsch und italienisch bei Meili, 
Geschichte und System des internationalen Privatrechts im Grundriss (Leipzig 1892), 
S. 176 bis 178. 
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ä quelquo acte d’execution for- 
cee dans un autre Etat , on 
devra d'abord obtenir une ordon- 
nance de pareatis de l’autoritö 
de l’Etat, si on veut procöder 
ä l’execution. 


Cette autorite sera designeo 
dans lo traitd; eile prononccra 
sur simple requöte des interesses 
et sans qu’il soit besoin d’un 
d6bat contradictoire ; eile ne 
pourra refuser le pareatis quo 
dans les deux cas suivants: 


a) <|uand le jugcment aura 
öte rendu par un tribunal in- 
comp6tent d’apres la regio de J 
l’art. I; 

b) quand le jugement ne sera 
pas encore executoire dans le 
pays oü il a ete rendu. 

Cette ordonnance sera suscep- 
tible d’opposition par la voie 
contentieuse , mais l'opposition 
n’aura pas d'effet suspensif. 


einem Akte der Zwangsvoll- 
streckung in irgend einem an- 
deren Staate geschritten werden 
soll, bedarf es vorher der Er- 
langung einer Vollstreckbarkeits- 
erklärung seitens der richter- 
lichen Gewalt desjenigen Staates, 
in welchem die Vollstreckung 
stattfinden soll. 

Das hiefür zuständige Gericht 
wird in dem Staatsvertrage be- 
zeichnet werden ; es verfügt auf 
einfachen Antrag der Beteiligten, 
und ohne dass eine kontradik- 
torischo Verhandlung notwendig 
ist. Die Vollstreckbarkeitserklä- 
rungdarf nur in folgenden Fällen 
versagt werden : 

a) Wenn die Konkurseröff- 
nung von einem nach Art. I un- 
zuständigen Gerichte ausging. 

b) Wenn die Verfügung in 
dem Staate, in welchem sie er- 
lassen wurde, nicht vollstrcck- 

; bar ist. 

Die Vollstreckbarkeitserklä- 
rung kann durch Widerspruch 
angefochten worden ; dersel bc hat 
jedoch Suspensiveffekt nicht. 


UI. 


UI. 


Les restrictions ä la capacite 
commerciale du failli, la nomina- 
tion et les pouvoirs des admini- 
strateurs de la faillite, les formes 
ä suivre dans la procedure de 
la faillite, l’admissibilite, la for- 
mation de l’actif entre tous les 
cröancicrs nationaux ou etran- 
gers, seront reglös par la loi 


Die Beschränkung der Dis- 
positionsfähigkeit des Gemein- 
schuldners, die Ernennung und 
Vollmacht derKonkursverwaltor, 
die Formen des Konkursverfah- 
rens, die Zulässigkeit, die Er- 
fordernisse und Wirkung eines 
Zwangsvergleiches, die Liqui- 
dation und Verteilung des Aktiv- 
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du lieu oü la faillite a etö de- 
olaree. 


IV. 

Les droits röels, les raison» 
de preference par hypothöque, 
privilege et gagc. les droits de 
rovendication, distraction et r6- 
tention sur les biens mobiliers 
et imraobilier» du failli, seront 
regles par la loi du lieu de la 
Situation materielle des biens ä 
l’epoque de l’acquisition des 
droits. 

II appartiendra au traitä inter- 
national de detenniner d'une 
moniere precise quel doit ötre 
le tribunal eomp6tent pour juger 
les procös relatifs k ces droits. 

V. 

D es d isposi t ion s special es seron t 
introduites dans le traite: 

a) pour regier les mesures & 
prendre afin que les juge- 
ments rendus en mattere 
de faillite dans Tun des 
Etats contractants puissent 
6tre connus dans log autres 
Etats ; 

b) pour determincr les rap- 
ports respectifs des autori- 
tes judiciaires des divers 
Etats contractants, en ce 
qui touclie l’execution du 
traitö. 


Vermögens unter die Gläubiger, 
inländische und ausländische, 
richten sich nach den Gesetzen 
des Orts der Konkurseröffnung. 

IV. 

Dingliche Rechte, die Priori- 
tät der Hypotheken und Privi- 
legien und Pfandrechte, Vindi- 
kation»-, Verkaufs- (Absonde- 
rungs-?), Retentionsrechte, so- 
wohl in Ansehung beweglicher, 
wie unbeweglicher Sachen, wer- 
den beurteilt nach dem Gesetze 
des Orts der Sachen, wo sie 
liegen zurzeit des rechtlichen 
Erwerbs. 

Der internationale Vertrag 
wird besonders das für diese 
einzelnen Streitigkeiten zustän- 
dige Gericht bestimmen. 

V. 

Der internationale Vertrag 
wird besondere Bestimmungen 
treffen : 

a) Über die Bekanntmachung 
der in einem der Vertrags- 
staaten in Konkurssachen 
ergehenden richterlichen 
Verfügungen in den Ge- 
bieten der übrigen Ver- 
tragsstaaten ; 

b) Über dio Beziehungen der 
verschiedenen Gerichte zu 
einander in den Vertrags- 
staaten, in Ansehung der 
Erfiillung der Bestimmun- 
gen des internationalen 
Vertrages. 
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VI. 

Le traite pourra.se restreindro, 
quant ä present, ä la faillite des 
commer^ants , et les lois des 
divers Etats relativement & l’in- 
solvabilite des non commer^.ants 
restcront en pleine vigueur. 
Pareilleraent aucune derogation 
ne sera apporteo aux regles sur 
l’action penalo en cas de ban- 
queroute, et aux dispositions des 
trait^s d’extradition. 


VI. 

Der (internationale) Vertrag 
wird sich zur Zeit beschränken 
auf den kaufmännischen Kon- 
kurs. In Kraft bleiben die Ge- 
setze der einzelnen Staaten über 
den Konkurs der Nichtkauf- 
leute und die Gesetze über die 
Bestrafung des Bankrotts, so- 
wie die Bestimmungen der Aus- 
lieferungsverträgo (in Ansehung 
des letztgenannten Deliktes). 


3. Unter den staatlichen Bemühungen ist besonders der Ver- 
tragsentwurf von Montevideo (1883) zu erwähnen. Die Zentral- und 
südainerikanischen Staaten haben sich seit langer Zeit damit be- 
schäftigt, die mit dem internationalen Verkehre zusammenhängenden 
Rechtsfragen im grossen Stile zu ordnen. Speziell hat der vorhin 
•rwähntc Kongress von Montevideo einzelne Bestimmungen zusammen- 
gestellt, die sich auf das Konkursrecht beziehen- Der frühere Kon- 
gress (abgclmlten in Lima 1878) ordnete das Konkursrecht noch 
nicht. Der Vertragsentwurf von Montevideo ging nach dem roma- 
nischen Vorbilde vor, indem er das Konkursrecht an das Handels- 
recht anreihte. In Betracht kommen Art. 35— 48. u ) 

Dieser Vertragsentwurf enthält folgende Bestimmungen: 15 ) 

Art. 35. Für das Konkursverfahren ist dasjenige Gericht zu- 
ständig, an welchem der Gemeinschuldner seinen Wohnsitz hat, 


M ) Die Bestimmungen des Vertragsentwurfes von Montevideo sind abgedruckt, 
soweit sie sich auf das Konkursrecht beziehen, in meiner Materialiensammlung 
betitelt: Die Kodifikation des internationalen Zivil- und Handelsrechts (Leipzig 
1891), 8. 133 — 187 u. Z. f. internationales Priv.- u. Straf-R. I, S. 480—482, ferner 
englisch in den Drucksachen der International Amqrican Conference, betitelt Re- 
ports of Comitteos and discussions ihercon (Washington 1890), II, S. 900—902. 
Nach einer Notiz in der vorhin erwähnten Zeitschrift (die später den Namen 
Zeitschrift für internationales Privat- und öffentliches Recht annahm) XIV, 8. 550 
ist die in Montevideo 1889 Unterzeichnete Konvention über Fragen des inter- 
nationalen Zivilrechts in Kraft getreten in Argentinien, Bolivia, Paraguay und 
Uruguay. 

I5 ) Lyon-Caen et Renault Traite de droit commercial VIII, Nr. 1313 be- 
merken, dass das System der Universalitäl des Konkurses im Vertrage von Mon- 
tevideo 1889 adoptiert worden sei. Allein dies ist nicht ganz richtig. 
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auch dann, wenn der Gemeinschuldner gelegentlich Handelsgeschäfte 
in einem anderen Staate abschliesst oder daselbst eine Zweignieder- 
lassung oder eine Agentur unterhält, welche für Rechnung und Ge- 
fahr des Haupthauses Geschäfte treibt. 

Art. 36. Besitzt der Gemeinschuldner zwei oder mehrere un- 
abhängige Handelsgeschäfte in verschiedenen Staaten, so gehört das 
Konkursverfahren über ein jedes von ihnen vor die Gerichte des 
betreffenden Staates. 

Art. 37. Wird in dem Falle des vorgehenden Artikels das Kon- 
kursverfahren in einem Staate eröffnet, so sind die angeordneten 
Sicherheitamassregeln gleichwohl auch hinsichtlich derjenigen Güter 
wirksam, welche der Gemeinschuldner in den anderen Staaten be- 
sitzt, unbeschadot der Rechte, welche die nachfolgenden Artikel den 
Ortsgläubigorn gewähren. 

Art. 38 Nach Durchführung der Sicherungsmassregeln mittels 
der betreffenden Ersuchungsschreiben hat der angegangene Richter 
mit einer Frist von 60 Tagen die Konkurseröffnung und die ge- 
troffenen Sicherungsmassregeln zu veröffentlichen. 

Art. 39. Dio Ortsgläubiger können entweder binnen der in dem 
vorhergehenden Artikel bezeichnten Frist, welche mit dem nächsten 
Tage nach der Veröffentlichung zu laufen beginnt, in dem anderen 
Staate ein neues Konkursverfahren beantragen oder nach bürger- 
lichem Rechte gegen den Gemcinschuldner Vorgehen, so lange dies 
Verfahren noch nicht eröffnet ist. 

ln dem ersterwähnten Falle werden die einzelnen Konkurse in 
vollkommener Unabhängigkeit von einander durchgeführt und finden 
auf ein jedes Verfahren diejenigen Gesetze Anwendung, welche in 
dem betreffenden Staate gelten. 

Art. 40. Unter den Ortsgläubigern, welche an dem Konkurs- 
verfahren eines Staates teilnehmen, sind diejenigen Gläubiger zu 
verstehen, deren Forderungen in diesem Staate zu erfüllen sind. 

Art. 41. Wenn nach Vorstehendem mehrere Konkurse durch- 
geführt werden, so"\ist ein etwaiger Überschuss der Aktiva, der 
sich in einem Staate zugunsten dos Gemcinschuldncrs ergeben 
sollte, den Gläubigern des andern Staates nach vorgängiger Ver- 
ständigung der beteiligten Gerichte zur Verfügung zu stellen. 

Art. 42. Ist nur ein Konkursverfahren eröffnet worden, sei es 
auf Grund des Art. 35 oder deswegen, weil die Ortsgläubiger von 
dem in Art. 39 ihnen verliehenen Rechte keinen Gebrauch gemacht 
haben, so müssen alle Gläubiger des Gemeinschuldners ihre For- 
derungen vor dem Eröffnungsgerichte anmelden und geltend machen. 
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Art. 43. Auch im Falle der Unzuständigkeit des Konkurs- 
gericlites können die der Konkurseröffnung vorhergehenden Hypo- 
thekargläubiger ihre Rechte vor den Gerichten des Landes ausöben, 
in welchem die zu Hypothek oder aus Faustpfand gegebenen Güter 
gelegen sind. 

Art. 44. Die Privilegien und die im Lande des Konkurses lo- 
kalisierten und vor der Konkurseröffnung erworbenen Guthaben 
sollen auch in dem Falle geschützt werden, da die Güter, die von 
Privilegien betroffen sind, in ein anderes Gebiet verlegt wurden, in 
ein Gebiet, in welchem gegen den nämlichen Konkursiten ein Kon- 
kursverfahren oder ein bürgerlicher Konkurs pendent ist. 

Obige Bestimmung ist nur in dem Falle anwendbar, da die 
Verlegung der Güter während der Pendenz des Konkurses statt- 
gefunden hat. 

Art. 45. Die Verwalter oder gesetzlichen Vertreter der Kon- 
kursmasse sollen in allen Staaten anerkannt werden, sobald sic nach 
dem Gesetze des Landes der Konkurseröffnung zuständig gewesen 
sind, und sie sollen zur Ausübung der Funktionen, welche ihnen 
nach dem genannten Gesetze oder nach diesem Vertrage zukommen, 
in allen Punkten zugelassen werden. 

Art. 46. Im Falle, da mehrere Konkursgerichte existieren, soll 
das Gericht des Wohnortes des Konkursiten zuständig sein zur Be- 
handlung aller die Person des Konkursiten betreffenden vorsorg- 
lichen Massregeln zivilen Charakters. 

Art. 47. Die Rehabilitation des Konkursiten soll erst stattfinden, 
nachdem sie in allen gegen den letztem erhobenen Konkursverfahren 
gerichtlich ausgesprochen worden ist. 

Art. 48. Die konkursrechtlichen Bestimmungen dieses Vertrages 
sollen in den Fällen von Zahlungseinstellung auf die Aktiengesell- 
schaften angewendet werden, gleichgültig, welches die von den kon- 
trahierenden Staaten festgestellte Form ihrer Liquidation sei. 

4. Ferner sind die Vorschläge des Institut de droit international 
zu erwähnen. 

Das Institut befasste sich vielmals mit der vorliegenden Frage. ,6 ) 
Es beschloss nach wiederholten Diskussionen, sich mit den Ergeh* 

16 ) Vgl. Annuaire de l’Institut, 1889—1892, XI, S. 115. Rapport von 
Weiss, 8. 114 ff.; Annuaire XIII, S. 279. Die vom Institut in Paris 1894 auf- 
gestellten Rögles gänärales sur les rapports intemationaux en matiöre de faillite 
finden sioh im Annuaire 1894 — 1895, XIII, 8. 279 — 281. Die Vorschläge von 
Rogitin für die Sitzung in Brüssel 1902 sind abgedruckt im Annuaire 1902, 
X IX, 8. 119. Die Diskussion derselben in Brüssel findet sich im Annuaire XIX, 
8. 232 f. 

Mcill, IiueraaUonalea Konknrtrecht. k 
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nissen auf Grund derselben zu begnügen. Einige Vorschläge, die 
Roguin gemacht hatte, wurden verworfen, andere in suspenso be- 
lassen, 17 ) in der Meinung, dass darauf später eingetreten werde. 
Roguin stellte dann nach dem von ihm entworfenen Bereinigungs- 
plane die vom Institut angenommenen Resolutionen zusammen. Der 
Komplex derselben präsentiert sich, rein äusserlich angesehen, als 
lückenhaft. 1B ) Sie lauten (mit dem Titel Projet de coordination de 
M. Roguin) folgendermassen : 19 ) 

Art. premier. 

La declaration de faillite intervenue dang un des etats contrac- 
tants, produit ses effets de la rnaniere ci-apres determinee, sur le 
territoire des autres Etats contractants. 

Art. 2. 

(Supprimt.) 

JS^anmoins, la presente convention ne s'applique pas aux 
entrepriscs, individuelles ou collectives, de travaux publies, 
d’assurances et autres, concessionnees ou autorisdes, sous cer- 
taines conditions, par l’Etat ou une autoritd publique. 

Elle ne s’uppli(]ue pas non plus aux entreprises ä propos 
dcsquelles des mesures legislatives ou reglementaires speciales 
sont prises dans l’interdt du concedant ou des creanciers du pays. 

Art. 3. 

( Supprimt.) 

La presente convention s’applique aussi aux faillites et autres 
modes de Liquidation generale entre creanciers des successions 
oberees, reserve faite de ce qui rentre dans le bencfice d’inven- 
taire ou la proeeduro de forclusion (Aufgebotsverfahren). 

Art. 4. 

(Ajourtu'.) 

La loi de l’Etat ou la liquidation gendrale serait competem- 
mont ouverte decidera de la question de savoir si les biens 
d’un non-comraer<;ant peuvent et re l’objet d’une semblable 
mesure. 

,7 ) Aimuaire XIX, 8. 800. 

18 ) Annuaire XX, 8. 84 f. 

19 ) Köhler beurteilt die Beschlüsse des Institut de dr. i. sehr ungünstig 
(Civ.-Arcliiv 96, 8. 348/9); er sagt, sie seien weit davon entfernt, die Schwierig- 
keiten der Fragen richtig zu erfassen, und die Verhandlungen können in keiner 
Weise als eino Förderung der Sache angesehen werden. Dieses Urteil ist un- 
gerecht. 
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La qucstion de savoir si un mineur, un interdit, un absent 
ou un condamne peuvent ou doivent ötre mis en 4 tat de faillite 
ou de deconfiture generale dependra de la loi regissant l’assi- 
stance dont ces personnes seraient l’objet. 

La memo qucstion ä propos de la femme mariee dependra 
de la loi regissant dans l’espüce le regime matrimonial des 
conjoints dans leurs rapports avec les tiers. 

Art. 5. 

Les conditions moyennant lesqucllcs la faillite est possible et 
obligatoire (demande des cr^anciers, preuve de i’etat d’insolvabilite 
etc.) sont determinees par la loi de l’Etat dans lequel eile est com- 
petemment ouyerte. 

Art. 6. 

L’autorite exelusivement competente pour ouvrir la faillite est, 
pour tout debiteur, individuel ou collectif, celle du pays dans lequel 
il a le siege principa! de ses affaires, ou, s’il s’agit d’un non-com- 
mereant, celle du pays oii il a son principal etablissemont. 

Dans le cas oü le debiteur individuel aurait son domicile per- 
sonuel dans un autre Etat quc celui du siege principal de ses 
affaires, l’autorite exelusivement competente sera celle du dernier de 
ces Etats. 

Pour une soeiüte, le tribuual exclusivment competent sera 
celui du pays oü eile a son siege social, determine sans fraude par 
les statuta. 

Art. 7. 

Les autorites de l’Etat oü le dübiteur insolvable quelconque, 
müme non mis en faillite dans un autre Etat, aurait, soit une 
residcnce ou un etablissement d’affaires secondaire (succursale, 
comptoir, filiale, agence etc.), soit des biens möme seulement mobi- 
liers, soit des contrats en ex6cution, pourront, aux termes de lenr 
legislation, prendre, d’office ou sur rüquisition, toutes mesures pro- 
visoires ou conservatoires quelconques, dans l’interöt des creanciers, 
des autres tiers, ou du dübiteur lui-möme. 

Ces mesures ne pourront jaraais aller jusqu’ä une declaration 
de faillite, ni a Tun des prononces prevus ä l’art. 18. 

Elles seront communiques ä l’autorite exelusivement competente 
pour dcclarer la faillite, aux termes do l’art. 6. 

Ces mesures prendront fin lorsqu’uno faillite ayant ete pro- 
nonc^e par l’autorite exelusivement competente, les represontants 
de la masse feront usage des droits ü eux couferes par l’art. 8 
qui suit. 


Digitized by Google 



68 


Art. 8. 

Le jugement de faillite. definitif dans le pays oü il aura ete 
rondu, mi'me non declare executoire, aura. dans tous les autres 
Etats, force de chose jug6e, sous reserve de ee qui est dit plus 
loin au sujet de la publicite (Voir art. 15). 

La simple exhibition de ce jugement donnera aux represen- 
tants de la masse le droit, dans ehaque Etat contractant, d’ester 
en justice et de prendre toutes mesures conservatoires ou d’adinini- 
etration, notammeut de pratiquer des saisies conservatoires, de faire 
vendre les marcbandises sujettes ä deterioration, et de prendre 
tous arrangements en vue de la continuation provisoire des affaires 
du failli. 

Art. 9. 

En dehors des mesures prevues ä l’article precedent, le juge- 
ment de faillite ne pourra donner lieu a des actes d'exncution 
proprement dits sur les biens, ni eonfre les personnes, qu’apres avoir 
revtitu de l'exequatur. conform£ment ä la loi de procedure du pays 
oü l’execution devrait avoir lieu. 

Toutefois, l’exequatur ne sera pas n^eessaire si cette legislation 
ne l’exige pas. 

(L’Institut n’a entendu accepter que le sens de ce texte, en 
en reservant la redaetion definitive. Voir Annuaire, t. XIX, 1902, 
pag. 267.) 

Art. 10. 

Apres un coramencement de discussion et meme des votes par- 
tiels, l’examen definitif de cet article a ete ojournte. (Annuaire, 
1902, p. 277.) 

La liquidation de l’actif se trouvant dans un autre Etat que 
celui de la faillite, se fera de la maniere suivante: 

La realisation des immeubles appartenant au failli aura lieu 
en Observant la loi et suivant les formes du pays de leur Situation. 

S’il y a des droits de preference, hypotbüques ou Privileges 
competant ü des tiers et ayant re$u par une inscription, ou de 
toute autre fa<;on eonsacree par la loi du pays de la Situation, 
une date antörieure a celle de la faillite, ces droits preferentiels 
seront liquides en appliquant la müme legislation. 

La realisation de l’actif mobilier se fera 6galement en appli- 
quant la loi de la Situation des biens. 

S’il y a des droits de preference ntobiliers, competant ä des 
tiers, et fondes sur un ctat de possession ou de dotontion 
anterieur ä la faillite, ils seront liquides suivant la möme legis- 
lation. 
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Le produit des bions libres et l’exc6dent d’aetif realisö une 
fois operee la liquidation des dits droits reels, immobiliers et 
mobiliers, scront reunis ä l’actif de la masse generale dans le 
pays de la faillitc. 

Les droits de revendication ou de distraction pretendus par 
des tiers scront appreeiäs et r6gles suivant la loi du pays de 
la Situation des biens objets de ces räclamations. 

Art. 11. 

(Mime Observation.) 

L’actif de la masse generale scra distribuö entre les crean- 
ciers suivant les formes et en observant la loi du pays de la 
faillitc. 

Abstraction faite des droits reels immobiliera et mobiliers, 
prevus k l’article precedent, et regis par la loi de la Situation 
des difförents biens, les Privileges generaux ou speciaux, sur 
rensemble des biens ou sur une partie d’entre eux, et en 
g£ncral l’ordre des crSanciers, scront exclusivement determines 
par la loi de l’Etat de la faillite. 

Art. 12. 

Le tribunal de l’Etat de faillite scra exclusivement comp6tent 
pour faire remonter la dato des effets de la faillite, dans la mesure 
pr6vue par sa legislation. 

Le möme tribunal sera comp6tent pour statuer sur l’cxistence et 
le chiffre des creances (toutes les questions interessant les droits 
pref6rentiels ont 6t6 expresBement r&ervees). 

Le tribunal de la faillite ne sera comp4tcnt pour decider des 
revendications de tiers que moyennant l’assentiment de ceux-ci 
(Möme rfeserve expresse). 

Le tribunal de la faillite aura le droit de statuer sur toutes 
actions n6es directement du prononcö de la faillite, et notamment 
sur l’action en nullit6 d’un paiement oper6 par le d6biteur depuis 
la date du commenceraent des effets de la faillite, ainsi que sur 
celle en annulation des acteB passes par lui dans la päriode de 
nullitfi radicale ou dans la pöriode suspccte. Ce tribunal appliquera 
sa propre loi (Annuaire p. 282). 

Mais les rögles ordinaircs de competence demeurent reservöes 
pour les actions qui ne sont pas une suite de la seule d£claration 
de faillite (action Paulienne ordinaire etc.). 

Le tribunal de faillite sera compfetent pour statuer sur les actions 
en rcsponsabilit6 intentees contre les fondateurs, adrainistrateurs» 
directeurs d’une societe mise en faillite, et autres personnes respon- 
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sables, qu’il y ait cu ou non declaration de nullit^ de la societe. 
Le droit applicable au fond sera celui du pays de la soci6te, soit 
de la faillite. 

Art. 13. 

(AjournS). 

Le tribunal de la Situation d'un bien immobilier ou mobilier, 
pretendu affecte d’un des droits preferentiels indiques ä Par- 
ticle 10, sera comp4tent, dans la mesure indiqu^e par sa legis- 
lation, pour se saisir de toute contestation portant sur ce droit 
reel et sur la crfanee qu’il garantit. 

Le mt'nie tribunal sera competent sur les actions en rcven- 
dication ou en distraetion intentees par des tiers contre la masse 
de la faillite. 

Dans le cas de stoppage in transitu, le tribunal du pays 
d’od la marchandisc aura 6t6 expediee pourra se d6clarer 
competent, si eile n’est pas encore arrivee dans le pays de la 
faillite. 

Cet articlo est reserve pour une date posterieuro ä l’etude de 
la question des Privileges. 

Art. 14. 

Le concordat consäcutif ä la faillite, dcfinitif et obligatoire dans 
l’Etat de la faillite, sera obligatoire et produira tous ses etfots, 
intime sans exequatur, dans cliacun des autres Etats. 

L’exequatur ne pourra ötre reclame que pour les actes d’exe- 
cution proprement dits. 

Les decisions judiciaires que übe re nt le failli d’une partie de 
ses dettcs sans le consentement des cröanciers, specialeraont l’Order 
of dischargc des lois anglaise et amerieaine, ne produiront aucun 
effet dans les autres Etats. 

Art. 15. 

La declaration de faillite et le concordat seront rendus publics 
dans les Etats oü il s’agit de leur faire produiro leurs effets, dans 
les formcs qu’auront a determiner les lois de chncun d’eux. 

Lo jugement declaratif de faillite ne pourra produire d’effets 
contre les tiers de bonne loi dans un aulre Etat qu’ä partir du 
moment de cette pubücation. 

Art. 10. 

Les decheunces civiles speciales. cntrainees par la faillite, d’apres 
certaines l£gisIations (perte du droit du chef de la faraille sur la 
fortune de la femme ou sur celle des enfants, etc.) deineurent abso- 
lument en dehors de la presente reglementation. 
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11 cn est de mäme des döeheances politiques qui suivraient la 
faillite et des condamnations dont sont passibles certains faillis. 

Art. 17. 

(Finaleraent rejeti, voir Annuaire 1902, p. 298). 

Tout ce qui concerne la Bolution de la faillite, et sp6ciale- 
ment la rehabilitation du failli, est regi par la loi de l’Etat oü 
la faillite a ete declaree et a suivi son cours. 

La rehabilitation ne peut ötre prononcee dans un autre Etat. 

Art. 18. 

Les regles concernant la faillite sont egalemont applicables aux 
liquidations judiciaires, concordats preventifs, sursis de paiement et 
autres institutions analogues, prcvues par les lois des Etats contrac- 
tants, dans le but d’eviter les declarations de faillite. 

Art. 19. 

( Abandon tu'.) 

Dans le cas d’un traite entre deux Etats, les regles plus 
baut arrötees seront applicables ä la faillite du ressortissant d’un 
autre Etat, k la reserve de l’application du droit conventionnel 
entre cet Etat tiers et l’un des deux premiers. 


III. 

Ende der 1870er Jahre (1879 und 1880) wurden zwischen dem 
deutschen Reiche und Österreich Unterhandlungen gepflogen über 
den Abschluss eines umfassenden Uechtshülfevertrages. Darin fand 
speziell auch das Konkursrecht Aufnahme. 20 ) 

Die Unterhandlungen zerschlugen sich, und ein praktisches 
Resultat kam nicht zustande. Indessen verdient der Versuch, in diese 
Fragen eine Einheit zwischen den beiden Staaten herbeizuführen, 
besondere Beachtung. 

Einen Differenzpunkt zwischen den deutschen und österreichischen 
Unterhändlern über den „Rechtshülfe vertrag“ bildete speziell auch 
die Frage, ob der Konkurs mit Rechtsgültigkeit für das Ausland so 
zurückbezogen werden könne, wie das Gesetz des Konkursortes be- 

*°) Vergleiche dazu die Bemerkungen von Lammaach im Ham! buche des 
Völkerrechts von r. Holtzendorff, XIX, 8. 444—450. — Der Entwurf ist nirgends 
publiziert worden. Indessen hat das K. K. Justizministerium in Wien die Freund- 
lichkeit gehabt , mir denselben mitzuteilen. 
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stimmt, ganz ohne Rücksicht darauf, was das Gesetz desjenigen 
Staates sagt, unter welchem das anfechtbare Geschäft abgeschlossen 
wurde, oder desjenigen, unter dem es steht. Die deutschen Delegierten 
vertraten die Ansicht, dass das Gesetz des Konkursortes darüber zu 
entscheiden habe, unter welchen Voraussetzungen, in welcher Weise 
und innerhalb welcher Fristen eine Anfechtung stattfinden könne. 
Die österreichischen Delegierten aber betonten den Grundsatz, dass 
Rechtshandlungen, die in einem Territorium vorgenannten worden 
sind, nicht nach Massgabe eines fremden Konkursgesetzes der An- 
fechtung unterstellt werden können.* 1 ) 

Ich gebe hier den Wortlaut der beiden Entwürfe in einer Gegen- 
überstellung, welche auch die bestandenen Differenzen erkennen 
lässt. 

Deutscher Entwurf. Österreichischer Entwurf. 


3. In Betreff des 

Art. 25. 

Das in dem Gebiete des einen 
vertragenden Teiles eröffhete 
Konkursverfahren iiussert seine 
Wirkung auch auf das in dem 
Gebiete des anderen Teiles be- 
findliche Vermögen des Gemein- 
schuldners. Dies gilt insbeson- 
dere von den Beschränkungen, 
welche die Vorfügungs- und 
Verwaltungsrechte des Geraein- 
schuldncrs erleiden und von der 
Ansübung dieser Rechte durch 
den Konkursverwalter. 


Konkursverfahrens. 

Art. 24. 

Ebenso. 


(Massever- 
walter). 


21 ) Lammasch spricht (a. a. 0., S. 449, Anm. 9) die Meinung aus, dass diese 
letztere Ansicht deswegen richtig sei, weil die betreffenden Geschäfte nach dem 
Grundsätze locus regit actum beurteilt werden mUssen. Diese Formulierung ist 
freilich nicht zutreffend. Der erwähnte Grundsatz bezieht sich auf die Form der 
Rechtsgeschäfte. Aber Txtmmasch denkt dabei offenbar an die Theorie, die viel- 
fach vertreten ist, dass obligationenrecbtliche Vertragsverhältnisse der lex loci 
contractus unterstellt worden. Und dann kann man freilich jenem Grundsätze auch 
eine materielle Bedeutung beilegen. 
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Deutscher Entwurf. 


Österreichischer Entwurf. 

In Beziehung auf die Erwer- 
bung, Änderung oder Erlöschung 
dinglicher Rechte an unbeweg- 
lichen Sachen, die sich ausserhalb 
des Gebietes befinden, in welchem 
der Konkurs eröffnet wurde, äus- 
sert jedoch die Eröffnung des 
Konkurses ihre Wirkung erst mit 
dem Beginne des Tages , an 
welchem diese Eröffnung in dem 
Gebiete, in dem die unbeweg- 
lichen Sachen belegen sind, ge- 
richtlich kund gemacht wird, 
sofern nicht die eingetretene Er- 
werbung, Änderung oder Er- 
löschung eines solchen dinglichen 
Rechtes auf einer der Konkurs- 
eröffnung nachgefolgten Verfü- 
gung des Gemcinschuldners be- 
ruht. 

Art. 25. 

Besitzt der Gemeinschuldner, 
über dessen Vermögen der Kon- 
kurs in dem Gebiete des einen 
vertragenden Teiles eröffnet 
wurde, unbewegliches Vermögen, 
welches in dem Gebiete des 
anderen Teiles gelegen ist, so 
ist die Eröffnung des Konkurses 
in dem Rechtsgebiete, in welchem 
das unbewegliche Vermögen ge- 
legen ist, kund zu machen. 

Die Kundmachung erfolgt mit 
der Wirkung für dieses gesamte 
Gebiet auf Ersuchen des Kon- 
kursgerichtes. Zu derselben ist 
dasjenige Gericht berufen, wel- 
ches zurEröfifnung des Konkurses 
zuständig wäre, wenn der Go- 
meinschuldner dort, wo die um 
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Deutscher Entwurf. 


Art. 26. 

Auf Ersuchen des Konkurs- 
Berichtes oder auf Antrag des 
Konkursverwalters haben die 
Gerichte des anderen vertragen- 
den Teiles, in deren Bezirke sich 
Gegenstände befinden, welche 
zur Konkursmasse gehören, nach 
Massgabe der daselbst für den 
Fall des Konkursverfahrens zur 
Anwendung kommenden Gesetze 
dafür Sorge zu tragen, dass 
diese Gegenstände sichergestellt, 
inventarisiert und zur Konkurs- 
masse abgeliefert werden. 

Durch die vorstehende Be- 
stimmung wird nicht ausge- 
schlossen, dass der Konkursver- 
walter die bezeichneten Mass- 
regeln selbst betreibt. 

Art. 27. 

Die Vorschriften über Rück- 
wirkung der Eröffnung des Kon- 
kursverfahrens auf die vor der- 
selben vorgenommenen Rechts- 


Österreichischer Entwurf. 

Ersuchen bezeichnete, ihm ge- 
hörige, unbewegliche Sache ge- 
legen ist, seinen ordentlichen 
Wohnsitz hätte. 

Die Kundmachung ist in der- 
selben Weise vorzunehmen, wel- 
che für den Fall einer im Ge- 
biete des ersuchten Gerichtes 
stattfindenden Konkurseröffnung 
vorgeschrieben ist. Als Tag der 
Kundmachung ist derjenige an- 
zusehen, an welchem diese an 
der Gerichtstafel des ersuchten 
Gerichtes angeheftet wird. 

Art. 26. 

Ebenso .... 

(Masse Verwalters) 


(Masseverwalterj 


Art. 27. 

Die gesetzlichen Bestimmun- 
gen über die Rückwirkung der 
in dom Gebiete des einen ver- 
tragenden Teiles erfolgten Kon- 
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Deutscher Entwurf. 

Handlungen finden in dem Ge- 
biete des anderen vertragenden 
Teiles Anwendung, soweit nicht 
in OemäsBhoit des örtlichen 
Rechtes, welchem die durch die 
Rückwirkung begründete Ver- 
pflichtung unterliegen würde, die 
Rückwirkung beschränkt oder 
ausgeschlossen ist. 


Art. 28. 

Gläubiger, welchen das Recht 
auf abgesonderte Befriedigung 
aus bestimmten Gegenständen, 
oder welchen auf Grund eines 
dinglichen oder persönlichen 
Anspruches das auf bestimmte 
Gegenstände» beschränkte Recht 
vorzugsweiser Befriedigung fin- 
den Fall zustehen würde, dass 
die Eröffnung des Konkurs- 
verfahrens an dem Orte erfolgt 
wäre, dessen Gesetzen dieses 
Recht unterliegt, bleiben, soweit 
die am Orte des Konkursver- 
fahrens geltenden Vorschriften 
ein solches Rocht ihnen nicht 
gewähren, befugt, ihre vorzugs- 
weise Befriedigung in Höhe des 
Erlöses der Gegenstände zu ver- 
langen. 


Sie können das Recht, so 
lange die Gegenstände im Ge- 
biete des anderen vertragenden 


Österreichischer Entwurf. 

kurseröffnung auf die vor der- 
selben von dem Gemeinschuldner 
eingegangenen Rechtsgeschäfte 
kommen in dem Gebiete des 
anderen Teiles nur dann zur An- 
wendung , wenn ein solches 
Rechtsgeschäft in diesem Gebiete 
kraft der daselbst bestehenden 
Gesotzo nach dem Rechte des 
Landes zu beurteilen ist, wo die 
Konkurseröffnung erfolgt ist. 

Art. 28. 

Diejenigen Personen, welche 
nach den Gesetzen des Ortes, 
wo sich abzulieferndes Vermögen 
befindet, für den Fall eines 
daselbst eröffneten Konkurses 
berechtigt sind , Vindikations- 
oder Rückforderungsansprüche, 

Retentionsrechte , Vorzugs- 
rechte, Pfand- oder andere ding- 
liche Rechte, ohne sich in eine 
Konkursverhandlung einzulas- 
Ben, geltend zu machen, oder 
zu ihrer Befriedigung die Ab- 
sonderung des Vermögens oder 
oinesTeiles desselben namentlich 
einer Erbschaft oder eines See- 
schiffes zu verlangen, stehen 
diese Rechte in derselben Weise 
zu, als wenn der Konkurs an 
diesem Orte eröffnet wäre. Vor- 
zugsrechte anderer Art bestim- 
men sich mich dem für das Kon- 
kursgericht geltenden Rechte. 

Art. 29. 

Die in dem Art. 28 bezeich- 
neten Rechte können, so lange 
die Ablieferung derjenigen Vcr- 
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Deutscher Entwurf. 

Teiles belegen sind, bei den 
dort zuständigen Gerichten gel- 
tend machen, ohne Bich auf das 
Konkursverfahren einzulassen. 
Sofern die Gegenstände sich in 
ihrem Gewahrsam befinden, sind 
sie nicht verpflichtet, dieselben 
vor ihrer Befriedigung zur 
Konkursmasse abzuliefern; sie 
bleiben jedoch den Vorschriften 
über Verwertung der Gegen- 
stände im Wege der Zwangs- 
vollstreckung unterworfen. 


Österreichischer Entwurf. 

mögensteile, auf welche sich die 
Rechte beziehen, noch nicht 
erfolgt ist, bei den Gerichten 
des Gebietes geltend gemacht 
werden, wo sich diese Vermögens- 
teile befinden. 

Nach der Ablieferung sind 
diese Rechte bei den Gerichten 
des Ortes der Konkurseröffnung 
geltend zu machen. 

Inwieweit Gläubiger berech- 
tigt sind, ihre Forderung im 
Konkurse anzumelden, ohne 
gleichzeitig das von ihnen als 
Pfand oder retentionsweise be- 
sessene Vermögensstück der Kon- 
kursmasse zur Verfügung zu 
stellen, entscheidet sich nach den 
Gesetzen des Ortes, wo der 
Konkurs anhängig ist. 

Art. 30. 

Die Bestimmungen der Art. 
28, 29 finden in den Ländern 
der ungarischen Krone auch auf 
diejenigen Ansprüche Anwen- 
dung, welche im Falle der Er- 
J öffnuDg des Konkurses aus einer 
| aus beweglichen Sachen beste- 
j henden besonderen Vermögens- 
masse zu befriedigen sind. 

Diese gegen den Konkurs- 
verwalter zu richtenden An- 
sprüche können vor den Gerichten 
des Landes, wo sich die beweg- 
lichen Sachen, die eine beson- 
dere Vermögensmasse zu bilden 
geeignet sind, befinden, in der- 
selben Weise geltend gemacht 
werden, welche ausserhalb des 
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Deutscher Entwurf. 


Österreichischer Entwurf. 

Falles eines Konkurses zulässig 
wäre. 

Insoweit nicht nach dem 
Rechte des Landes, in welchem 
sich diese beweglichen Sachen 
befinden, zur Verwaltung der- 
selben besondere Verwalter ge- 
richtlich bestellt werden, bleibt 
der Wirkungskreis des Konkurs- 
verwalters unberührt. 

In Beziehung auf die in den 
Ländern der ungarischen Krone 
gelegenen unbeweglichen Sachen 
hat das Gericht, welches die in 
Art. 25 bezeichnete Kundma- 
chung verfügt, gleichzeitig mit 
derselben einen besonderen Kon- 
kurs zu eröffnen. Zur Teilnahme 
an diesem besonderen Konkurse 
sind nur diejenigen Gläubiger 
berechtigt, welche nach dem 
Hechte des Landes, in welchem 
die unbeweglichen Sachen be- 
legen sind, aus dem Erlöse dieser 
Sachen, ohne Rücksicht auf die 
anderen Konkursgläubiger, zu 
befriedigen sind. 

Der Betrag, welcher nach 
Befriedigung aus dem Erlöse der 
in diesem Artikel erwähnten 
beweglichen oder unbeweglichen 
Sachen erübrigt, ist an die all- 
gemeine Konkursmasse alizu- 
[ führen. 

Die Ausnahmen, welche durch 
die vorstehenden Bestimmungen 
für die Länder der ungarischen 
Krone eingeführt werden, treten 
ausser Wirksamkeit, sobald in 
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Deutscher Entwurf. 


Österreichischer Entwurf. 

diesen Ländern eine neue Kon- 
kursordnung eingeführt wird. 


111. Schlussbestimmungen. 


Art. 29. 

Die Bestimmungen der Art. 
26 bis 28 finden keine Anwen- 
dung, wenn das Konkursver- 
fahren vor dem Zeitpunkte er- 
öffnet ist, in welchem dieser 
Vertrag in Kraft tritt. 


Art. 31. 

Die Bestimmungen dieses Ver- 
trages finden mit Ausnahme der 
Art. 24—30 auch auf die in 
bereits anhängigen Hachen vorzu- 
nebmenden Prozesshandlungen, 
dann auf die Zwangsvollstrek- 
kung aus bereits bestehenden 
Urkunden unter der Beschrän- 
kung Anwendung, dass die Voll- 
streckung aus einem vor dem 
Beginn der Wirksamkeit dieses 
Vertrags gefällten Versäumungs- 
(Kontumaz-) Erkenntnisse auf 
Grund dieses Vertrages nicht 
begehrt werden kann. 


IV. 

Auch die Staatenkonferenzen, die zur Ordnung des internatio- 
nalen Privatrechtes (1808, 1896, 1900 und 1904) im Haag zusatnmen- 
traten, beschäftigten sich mit dem internationalen Konkursrecht. Die 
1894 abgehaltene Konferenz arbeitete ein „Avant-projet d’une Con- 
vention internationale“ aus. 22 ) Die Konferenz fand aber selbst, 
dass der Entwurf noch nicht genügend vorbereitet sei, und sie schickte 
ihm daher eine Bemerkung voraus, welche seinen rein provisorischen 
Charakter deutlich zeigt. 28 ) 

**) Vgl. Actes de ln deuxieme Conference 1894, 8. 61 u. 62. Der Entwurf 
ist auch abgedruckt in meiner Schrift: Das internationale Privatrecht und die 
Staatenkonferenzen im Haag, 8. 80—84. 

2S ) Diese Bemerkung lautet folgendermassen: La Conference npris avoir 
examinä l’avant-projet d’un räglement contenant des principes gänäraux sur la 
faillito dans les rapports internationaux präsente par la ciuquieme Commission estime 
que eet avant-projet sauf ä ftre rfaisd et complM, peut servir utiloment de base 
ü de nouvelles dälibärations. 
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Die niederländische Regierung unterbreitete 1903 den ver- 
schiedenen Staaten einen Entwurf unter dem Titel : Projet de Con- 
vention relative k la faillite. 

Die Staatenkonferenz hat an der Versammlung von 1904 ver- 
zichtet, ein für alle vertretenen Staaten geltendes Vertragsprojekt 
auszuarbeiten : sie begnügte sich damals, ein Vertragsmuster herzu- 
stellen für solche Staaten, welche untereinander konkursrechtliche 
Staatsverträge schliessen wollen. Mit anderen Worten : die Konferenz 
ging davon aus, es sei Sache jedes einzelnen Staates, zu prüfen, ob 
und mit wem er einen Konkursvertrag abschliessen wolle. Darnach 
handelt es sich um ein auf internationalem Boden entworfenes Schema 
für einen Vertrag zwischen einzelnen Staaten. Dieses Schema geht 
von der Universalität des Konkurses aus. 

In Wahrheit hat das System der Universalität des Konkurses an 
der Staatenkonferenz im Haag li)04 Schiffbruch gelitten. Die Idee, 
es auf einer grossen Fläche, z. B. unter den europäischen Staaten, 
zu realisieren, wurde aufgegeben. Dies ist aus den Protokollen und 
der Diskussion, sowie aus der Notiz zu schliessen, die dom Vertrags- 
schema angehängt wurde. 24 ) Die Staatenkonferenz von 1904 bemerkte 
nämlich zu dem Projet relatif ä la faillite: Ce texte ne doit pas 
etre considere comme projet d’une Convention generale, il pourra 
seulement servir de base k des conventions ä conclure eventuellement 
d’Etat k Etat. 

Das Vertragsschema fasst nur denKonkurs von Kaufleuten ins Auge. 

Es lautet folgendermassen : 

(Projet relatif ä la faillite.) 20 ) 

Art. 1. 

La dcclaration do faillite d’un commer(;ant, prononcee dans l'un 
des Etats oontractants par l’autorit6 competente aux termes de l’ar- 

24 ) Laut den Documents relatif» « la quatrifemo Conference de la Haye (190-1), 
8.266, spricht sieb Frankreich in folgender Weise aus: Un projet sur ies fnillites, 
Be liant intiinoment uu Systeme de l’exlsution des jugements, ne se präte pas 
dans i’opinion de la Commission francaise, ä un accord entre un cortain nombre 
d’Ltats, mais seulement & des conventions iso!6es entre deux Etat» pouvant se 
rendro compte non seulement de leurs legislations reepeetivos, mais encoro du 
fonctionneinent de leurs institutions judiciaircs. — ln ilhiilichem Sinne äusserten 
sich Ungarn (S. 218 u. 219) und Schweden (S. 333). 

®) Der Entwurf ist abgedruckt in dem Schlussprotokoll der Staatenkonferenz 
von 1904 (Actes de la Quatriftine Confdronce de la Ilaye pour le droit international 
privä. La Uaye 1904, S. 222 und 223). 
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ticle 2, Peru reconnue et produira ses effets dans les autres Etats 
contractants de la maniere et dans la mesure determinees par les 
articles suivanta. 

Art. 2. 

L’autorite seule eompetente ]>our prononcer la declaration de fail- 
lite est celle du pays dans lequel le debiteur a son principal eta- 
blissoment commercial. 

Pour une sociüte, l’autorite seule eompetente est celle du pays 
oil eile a son siege social, ä la condition qu’il ne soit ni frauduleux 
ni fictif. 

Art. 3. 

Lorsquo la faillite divlaree dans l’un des Etats contractants 
comprend une succursale ou un etablissement dans un autre, les 
formalitüs de publicitö exigees par la legislation de ce dernier Etat 
sollt, sans prejudico des mesures conservatoires ou d’adminiBtration 
prüvucs ä l’artiele 5, remplics ä la diligence du syndic ou du cura- 
teur au lieu de cette succursale ou de cet etablissement. 

Art. 4. 

La nomination et les pouvoirs des administrateurs de la faillite, 
les formes & suivre dans la procüdure de faillite, l’admission des 
crüaneiers, la formation du concordat et la distribution de l’actif 
ent re les erwandern, sont regles par loi du lieu oü la faillite a ete 
declar^e. 

Art. 5. 

Les erwandere etrangers qui sont les ressortissants d’un des Etats 
contractants sont entierement assimiles aux creanciers nationaux. 

Art. 6. 

Sans qu’un exüquatur prealable soit necessaire, le Byndic, cura- 
tour ou autre administrateur de la faillite, düment nomine conforme- 
ment ä la loi de l’Etat oü la faillite a ete declaree, peut, dans 
ehaque Etat contractant, prendre toutes mesures conservatoires ou 
d’administration concernant la faillite. II peut 6galement ester en 
justice, soit comrae demandeur, soit comme defendeur, en qualite 
de representant du failli ou de la masse. 

Mais il ne proc6dera ii des actes d’execution qu’autant que la 
düeision en vertu de laquelle il agira aura ete revötue de l’exüquatur 
conformement ä la loi de l’Etat oü ces actes doivent avoir lieu. 

Art. 7. 

L’exequatur sera accorde, si le requerant etablit: 

1° que la faillite a ete d6elaree par l’autoritü eompetente d’aprüs 
l’article 2 ; 
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2° que la dücision est executoire dans l’Etat oü eile a ete rendne ; 

3° que l’expedition qui en est produite reunit, d’apres la loi de 
cet Etat, les conditions necessaires a son authenticite ; 

4° que Ie debiteur a 6te düment appele, represente ou declare 
defaillant. 

Art. 8. 

La procedure d’oxequatur est regl6e par la loi de l’Etat oü la 
demande est formüe. 

L’exequatur peut 6tre demande, non seulement par radministra- 
teur de la faillite, mais encore par toute personne avant qualite ü 
cet effet on vertu de la loi du pays oü la faillite a et6 dcclaree. 

Art. 9. 

Le concordat posterieur ü la declaration de la faillite produira 
de plein droit ses effets dans tous les Etats contractants, s’il a et6 
accorde par les creanciers et komologue par l’autorite competente, 
avec les formalites prescrites par la loi de l’Etat oü la faillite a et6 
ouverte. 

Art. 10. 

La presente Convention ne s’oppose pas ä ce quo les Etats con- 
tractauts appliquent les mesures edictces par leurs legislations en 
vue d’assurer la continuation d’un Service public dont est cliargüe 
uno entrepriso en faillite. 

Elle ne s’applique pas non plus aux entreprises ü propos des- 
quelles des mesures legislatives ou reglementaires spöciales sont 
prises dans l’interüt des crüanciers. 




Meili, Internationales Konkursrecht. 
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Dritter Teil 


Die wünschenswerte 

und erreichbare Lösung des Problems. 

i. 


In erster Linie müssen wir uns naturgemäß mit der Frage 
beschäftigen, ob das in der modernen Doktrin so sehr in den Vorder- 
grund gerückte Prinzip der Universalität des Konkurses in einen 
paneuropüischen Staatsvertrag aufgenommen werden könne. ! ) Ist 
der Gedanke einer derartigen internationalen Union realisierbar? 

Auf den ersten Blick ist er ebenso verlockend als bestechend, 
und seine Realisierung scheint von der juristischen Logik und Ästhetik 
geradezu gefordert zu werden. Man könnte zunächst meinen, die Uni- 
versalität des Konkurses dürfe als der logische Abschluss der bisherigen 
Rechtsentwicklung bezeichnet werden ; denn wie sich die Einheit des 
Konkurses auf den partikulären Gebieten durchgerungen habe, so 
müsse sie sich auch auf breiterer und universeller Unterlage als 
notwendiges Prinzip darstellen. 

*) Fßr die Notwendigkeit und Wiinschbarkeit, vertragsraässig die Grund- 
sätze der Universalität und Attraktivkraft des Konkurses zu vereinbaren, trat 
Lammasch (in r. HoUzendorffs Handbuch des Völkerrechts, III, S. 442 und 443) 
ein, in dem Sinnt*, dass ein im Domizil des Oemeinschuldners erölTneter Konkurs 
seine Wirkungen auch auf das in dem andern Staate belegene Vermögen des 
Schuldners und auch auf die im andern Staate domizilierten Gläubiger äussere. 
Lammasch sagt weiter bei der Besprechung der Frage, ob die Attraktivkraft des 
Konkurses auch die auswärtigen Immobilien erfassen solle, die Universalität de» 
Konkurses mösso unbedingt anerkannt werden. 
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Wenn aber diese Rechtsperspektive 2 ) nicht zutrifft, so frägt es 
sich weiter, ob der Gedanke nicht auf einzelne Staaten angewendet 
werden könnte. 

Man hat nun gesagt, die Einheit des Konkurses müsse schon 
vom Boden des bestehenden Rechtes aus anerkannt werden, even- 
tuell sprechen dafür überzeugende Gründe. 

Es wurde geltend gemacht, der Konkurs ändere den Status 
des Kridars, 3 ) woraus sich ergebe, dass für alle Aktiven, wo immer 
sie liegen, das eine und gleiche Personalstatut speziell auch für das 
Ausland massgebend sei. Allein diese Argumentation ruht auf einem 
Irrtum. Der Kridar verliert seine Handlungsfähigkeit durch den 
Konkurs nicht, sondern nur die Dispositionsbefugnis über die Kon- 
kursaktiven. Es liegen also liier zwei durchaus verschiedene Fragen 
vor, die voneinander getrennt gehalten werden müssen. Selbst die 
Anhänger der italienischen Schule wenden denn auch, trotz des in 
Italien bezüglich des Status sonst geltenden Prinzips, auf die 
Rechtsstellung des Kridaren nicht die lex patriae an, sondern sie 
erkennen an, dass die lex domicilii für die Frage entscheide, inwie- 
fern der Konkursit in seinen Handlungen kraft des Konkurses 
beschränkt sei. Damit ist die These selber wieder verlassen, wor- 
nach aus der angeblichen Modifikation des Status des Konkursiten 
eine international gleiche Anerkennung des Konkurses und seiner 
Wirkungen folge. 

Eine universelle Wirkung des Konkurses soll auch aus dem 
Mandate folgen, das dem Kurator Überbunden sei ; allein, wenn auch 
die öffentlich rechtliche Stellung des letzteren im internen Terri- 
torium anerkannt wird, so folgt daraus noch nicht, dass sie auch 
im Auslande zur Geltung gebracht worden könne : das Ausland steht 
dem Inlande gleichwertig gegenüber. Ein fremder Massen Verwalter 
hat stets nur diejenigen Rechte uuszuüben, die ihm der interne 

2 ) Das schweizerische llundesgericht hat anlässlich der Interpretation des 
französisch-schweizerischen Staatsvertrages die Bemerkung fallen lassen, das in 
demselben statuierte Prinzip der Universalität entspreche auch den Zielpunkten, 
nach welchen in der Doktrin eine Entwicklung des internationalen Konkursrechtes 
angestrebt werde (A. E., XV, S. 578). 

a ) Ein belgisches Urteil von 1896 (Journal du dr. i. XXIII, S. 1078) drückt 
sich folgondermassen aus : II cst de principe que l’dtat de faillite affectant l’etat 
et la eapacite des personneB, constituent un Statut personnel et que la faillite 
prononcee dans les tribunaux dtrangers competents produit des elfets en Belgique. 
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Staat einräunit, und nur ein Staatsvertrag kann diese Befugnisse 
ausdehnen (vgl. Art. fi, Abs. 3 des französisch-schweizerischen Staats- 
vertrages). 

Auch die Tatsache kann nicht zu einem andern Ergebnisse 
führen, dass in England die Ansicht vorherrscht, das Eigentum an 
den Vermögensbestandteilen des Kridars sei kraft des Konkurses 
auf den Kurator übergegangen. Es handelt sich hier um eine 
juristische Konstruktion und um ein zu prozessualischen Zwecken 
eingeführtes formales Eigentum, das keinen Anspruch darauf machen 
kann, in andern Ländern beachtet zu werden. 4 ) 

Wenn weiter darauf abgestellt wird, dass die Konkursmasse als 
eine juristische Persönlichkeit aufzufassen sei, so führt auch sie nicht 
zu dem Ergehniss der Universalität. Denn der auswärtigen Kon- 
kursmasse kann eventuell mit ebensoviel Recht eine interne gleich- 
wertige juristische Person entgegengesetzt werden. Übrigens ist die 
Konkursmasse keineswegs etwa eine verkannte juristische Person, 
und eine solche Konstruktion ist ebenso unzutreffend als überflüssig: 
wozu soll eine Person künstlich geschaffen werden, die ohne Sang 
und Klang wieder verschwindet, wenn die Aktiven verteilt sind? 5 ) 

Wenn weiter gesagt worden ist, der Konkurs sei ein Faktum, 
das überall gelten müsse, so liegt darin eine sogen, petitio prin- 
cipii, und überdies führt der Konkurs weitgehende rechtliche Zwangs- 
wirkungen herbei. 

Die Berufung auf die unbedingte Geltung der res judicata ist 
ohne Bedeutung. Im allgemeinen kann man ja bei dem gegen- 
wärtigen Rechtszustande mit weit mehr Recht sagen, dass es eine 
Excquierbarkeit sogar der kontradiktorisch gefällten Zivilurteile auf 
dem Weltboden nicht gebe, und es ist nicht einzusehen, wie bei 
Konkurserkenntnissen ohne weiteres das Gegenteil prätendiert werden 
dürfe. 

Von einer durch den Konkurs herbeigeführten Universalsucces- 
sion ist nicht zu reden. Zwar würden sich die einzelnen Gläubiger 

wenigstens hinsichtlich der Aktiven schon in die Rolle der Universal- 

- • 

4 ) R. G. Zivils., XIV, S. 407 u. 408. 

5 ) Ks ist richtig, dass z. B. Roguin , Conflits des lois suisses, 8. 714 u. 715, 
anderer Meinung ist. Xttcli ihm stellt die Konkursmasse dar „une personnaiitö 
juridique distincte de leur differentes individunlites“. Das deutsche Reichsgericht 
sprach dagegen aus, dass die Konkursmasse keine selbständige rechtliche Per- 
sönlichkeit sei (N. F., II, 8. 332/3). 
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suecessoren zu schicken verstehen, weniger aber in die damit ver- 
bundene Konsequenz, dass sie auch Schuldner der Passiven würden. 
Sei dem wie ihm wolle, so würde jedenfalls der eine Staat nicht 
gezwungen sein, die vermeintliche Universalsuecession, die im andern 
Staate geschaffen würde, zu acceptieren. 

Vom Boden des bestehenden Rechtes aus ist darnach das 
Prinzip der Universalität des Konkurses nicht zu vertreten, wiewohl 
es stets eine interessante Tatsache sein wird, dass der sonst so 
nüchterne Geist Savignys liier 6 ) anderer Ansicht war: der berühmte 
Jurist Hess sich von der Idee der Rechtsgemeinschaft der Völker, 
die er mit so grosser Meisterschaft vertrat, blenden. Sieht man 
genauer zu, so unterliegt es keinem Zweifel, dass die Argumen- 
tation von Savigny mangelhaft ist. Die Staatsverträge, von denen 
er spricht, lassen ja gerade Partikularkonkurse zu, und sodann wur- 
den sie unter benachbarten deutschen Staaten abgeschlossen, d. h. 
unter Staaten mit einer zweifellos sehr vertrauenswürdigen Rechts- 
pflege und mit gleicher Sprache. 

Nun ist gewiss nicht zu bestreiten, dass das Prinzip der Uni- 
versalität ausnahmsweise adoptiert werden kann, wie es ja auch 
wirklich tatsächlich zwischen einzelnen Staaten funktioniert. Die 
Schweiz hatte mit Frankreich schon seit Jahrhunderten staatsvertrag- 
liche Beziehungen ; die Gesetzgebung von Belgien ruht vollständig 
auf derjenigen von Frankreich, — da ist es bei der ganzen Situation 
und dem Beamtenkörper dieser Länder nicht verwunderlich, dass 
das angegebene Prinzip adoptiert worden ist. Bei der vorliegenden 
Frage kommen eben Faktoren in Betracht, die sich auf das Ver- 
trauen und die Moralität, die Kreditwürdigkeit , den Beamtenorganis- 
mus beziehen. Nicht alle Völker Europas wollen sich einen derar- 
tigen Vertrauens Vorschuss zubilligen. Und so wird es Sache der 
Prüfung von Staat zu Staat sein, ob der Abschluss eines Staats- 
vertrages, durch welchen das Universalitätsprinzip anerkannt wird, 
sich rechtfertige. In diesem Zusammenhänge will ich nur daran 
erinnern, dass zwischen Deutschland und der Schweiz schon vor 
Dezennien der Gedanke ventiliert worden ist, ob es nicht möglich 
wäre, eine Übereinkunft betreffend den Gerichtsstand, die Anerken- 

e ) Savigny hat, wie r. Bar , Theorie und Praxis des internationalen Privat- 
rechts, II, 8. GOO, treffend sagt, mit dem Glanze seines Namens und der Eleganz 
soiner Diktion einige Lücken seiner Beweisführung gedeckt. 
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nung und Vollziehung von Urteilen, und speziell auch betreffend die 
Einheit des Konkurses herbeizuführen. Indessen kam ein prak- 
tisches Resultat nicht zu stände. 7 ) Vielleicht würde heute ein 
besserer IStern über diesen Bestrebungen walten. Jedenfalls wäre es 
des Versuches wert, mit Deutschland und auch mit Österreich 8 ) in 
Unterhandlungen zu treten. 

Abgesehen von den angegebenen Gründen muss auch die Ent- 
fernung der europäischen Staaten und die Verschiedenheit der 
Sprachen in Betracht gezogen werden. 

Die verlockenden Stimmen der italienischen Doktrin haben hier 
kein so einfaches Spiel wie im internationalen Zivilrechte bezüglich 
der lex patriae, weil eben im internationalen Konkursrechte so viele 
Faktoren praktischer Art schwer ins Gewicht lullen, und weil sie 
offen in die Augen springen. 9 ) 

Ich kann aber auch durchaus nicht anerkennen, dass der wahre 
Fortschritt im internationalen Konkursrechte davon abhänge, dass 
der Konkurs nur in einem Staate eröffnet und nur in einem Staate 
durchgeführt werde. Das wahre Unheil besteht in erster Linie 
darin, dass den lokalen Gläubigern Vorrechte gewährt werden 
gestützt auf die blosse Tatsache, dass ein Schuldner Aktiven in 
einem Staate besitzt, — ich komme darauf zurück. 

Wenn es in Ausnahme fällen möglich und erwünscht sein kann, 
zwischen zwei Staaten die Einheit des Konkurses zu vereinbaren, 
so ist jedenfalls zu sagen, dass es zurzeit an den Voraussetzungen 
fehlt, auf Grund deren generell in Europa dieses Prinzip staatsvertrag- 
lich sanktioniert werden könnte. 10 ) 

') B. B., 1883, II, S. 835 — 837. Ich habe die Details in meinem Buche 
Das internationale Zivilprozessrecht, S. 553 und 554, resümiert. 

s ) Ich spreche hier auch von Österreich, «-eil seit Jahren Bestrebungen im 
Gange sind, einen Ötaatsvertrag über den Gerichtsstand und die Exekution der 
Zivilurteile abzusehliessen. 

a ) Vgl. r. Bar, II, 3. 598, und Köhler , Lehrbuch des Konkursrechts, 8.603 
und 611 f. Die Anerkennung der Universalität des Konkurses hat auch straf- 
rechtliche Konsequenzen, indessen mag es hier genügen, auf die Bemerkungen 
zu verweisen, die in der Abhandlung von Kleinfeiler (Z. f. intern. Priv. u ö. R., 
XIII, S. 567/8) enthalten sind. 

I0 ) In diesem Sinne sprechen sich auch Lyon-Caen und Benault , Trait/ de 
droit commercial, VIII, No. 1327, aus. Vgl. auch Thaller, Traite elementnire 
de droit commercial, 3 m '’ ed. (1904), 8. 855, Ch. J. Daguin , De l'antorite et de 1‘execu- 
tion des jugements etrangers en matiere civile et commercialo en France et dans 
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Es wäre auch nicht klug, wenn die interne Gesetzgebung ein 
für alle Male allgemeine und weitherzige Normen im Sinne des 
Universnlitätsprinzips aufstellen würde, — der Weg der Staats- 
verträge ist allein richtig, oder jedenfalls vorzuziehen. 11 ) Wenn auch 
ein Staat die Universalität des Konkurses effektiv vertritt, und wenn 
er auch den Satz proklamiert, dass alles Vermögen des Gemein- 
schuldners, wo immer es sich befindet, vom Konkurse ergriffen werde, 
so kommt es selbstverständlich auch noch darauf an, ob der Staat, 
in welchem sich die Vermögensteile befinden, damit einverstanden 
ist. Denn keine Gesetzgebung kann ihre Machtgewalt über die 
Staatsgrenzen hinaus geltend machen, und jedem Staate ist es un- 
benommen, der Heranziehung des in seinem Gebiete befindlichen 
Vermögens eines Ausländers in das in einem anderen Staate eröffnete 
Konkursverfahren mit seiner gleichwertigen Autorität entgegenzu- 
treten. 12 ) Dies zeigt mit aller Deutlichkeit die Praxis. In Belgien 
wurde ohne eine ausdrückliche Gesetzesnorm das Univeraalitäts- 
prinzip anerkannt. 18 ) Wenn nun Belgier in Belgien in Konkurs 
geraten, so können deutsche Kreditoren gleichwohl in Deutschland 
die Zwangsvollstreckung in Aktiven beantragen, welche in Deutsch- 
land liegen. Die österreichische Konkursordnung steht auf dem 
Standpunkte, dass der Konkurs in Österreich auch ausländisches be- 
wegliches Vermögen erfasse, und dass der im Auslande eröffnete 
Konkurs derartige Aktiven, die in Österreich liegen, ebenfalls er- 

les divers pays (Paris, 1887), 8. 176 und 177, und Meunier-Doll/ua , Des eflfets 
de ln faillite et de ln liquidation judiciaire dans les rapports internationaux(l903), 
8. 142. 

lI ) Der niederländische Jurist J. Jitta arbeitete in seinem Buche La Codi- 
heation du droit international de la faillite (1895) zwei Lösungen aus. Avant- 
projet No. 1 : Dispositions de droit international ii inserer dans les lois nationales. 
8. 294 11'. Avant-projet No. 2: Dispositions destinöes ä faire l'objet d’un trnitö 
international, constituant une Union judiciaire en matiere de faillite (S. 301 ff.). 

lä ) R.-G. Zivils. VI, 8. 404. 

13 ) Vgl. dazu Humblet im Journal du dr. i. VII, 1870, S. 87 u. X, 8. 462 
und P. de Paepe in Rev. de dr. L Deux. 8. VII, S. 322. Es wird auch ein Exe- 
quatur nicht gefordert. (Journal 1880 VII, S. 93). Vincent und Pinaud Diction- 
naire de dr. i. pr. 1890. Revue de l'annee 1889 „faillite“ S. 5Ö führen belgische 
• Urteile an (Nr. 12 u. 13). Auch Diena Trattato di diritto commerciale inter- 
uazionale 1905, III, S. 491/2 konstatiert die Tatsache, dass in Belgien das Uni- 
versalitätsprinzip gilt und bemerkt: il sistema dell' unitä e universalita del falli- 
monto 5 stato aecolto anche in Belgio dalla giurisprudenza. 
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greife, — unter der Bedingung, dass der ausländische Staat Gegen- 
recht hält: §§ 59 und 61 K.-O. 14 ) Wenn ein Konkurs in Prag aus- 
bricht, bo ist dieses Gesetz aber gleichwohl nicht in der Lage, z. B. 
die Schweiz zu zwingen, Aktiven, die in St. Gallen oder in Zürich 
liegen, zu dem österreichischen Konkurse abzuliefern. 

Was nützt es unter diesen Umständen, einem Ziele nachzujagen, 
bloss deswegen, tceil es ästhetisch blendet? Das Augenmass der 
Juristen muss vor allein aus [iraktisch sein. Theorien mögen noch 
so schön sein; sie haben aber keine Bedeutung, wenn sich das 
praktische Leben wenigstens zunächst gegen ihre Realisierung sträubt, 
— die Romantik hat in der Jurisprudenz keinen Platz. 15 ) 

Aus dem Gesagten folgt aber keineswegs, dass die Hände in 
den Schoss gelegt werden müssen; nur ist die Sache anders in die 
Finger zu nehmen. 

Nachdem es im Haag nicht gelungen ist, einen Staatsvertrag auf 
einer breiten Grundlage zu entwerfen und ihn allen Staaten Europas 
zum Abschluss anzuempfehlen, bleibt nichts anderes übrig, als ihn 
auf wenige Fragen zu beschränken. Denn darüber darf kein Zweifel 
walten, dass die Materie nicht ruhen darf, und dass sie aufs neue 
in Angriff genommen werden muss. 16 ) Dies kann und darf richtiger- 
weise nur im Haag geschehen, denn dort ist das juristische Domizil 
begründet, das dem internationalen Privatrechte (und dem Völker- 
rechte) neue Horizonte eröffnet, — dort lebt der Geist, der uns dem 
Weltrechte langsam näher bringt. Das internationale Denken hat 
denn auch in der Neuzeit grossartige Fortschritte gemacht und die 
Neigung, hier positiv vorzugehen, ist jedenfalls vorhanden: ,7 ) Dio 
grosse wirtschaftliche Entwicklung auf dem internationalen Boden 
zwingt dazu. 

!4 ) Jettet, Handbuch des internationalen Privat- und Strafrechts 8 198, 
Schwarz, Das österreichische Konkursrecht I, 8. 263 u. 264 und Pollak, Das 
Konkursrecht 8. 41. 

15 ) Auch I l'/iarton spricht in § 807 (II, 8. 1602) von „tliis romantic cosmo- 
politan efficacy“ des Konkurses. 

w ) Ich liabo diesen Gedanken schon in meiner Abhandlung, Die Zukunft 
des internationalen Privat- und Strafrechts in der von Köhler (und anderen Juristen) 
herausgegebenen Zeitschrift für Völkerrecht und Bundesstaatsrecht 1, 8. 143 — 148 • 
kurz entwickelt, — hier ist versucht, ihn eingehend zu begründen. 

*■) Endemann hat schon in seiner 1869 erschienenen Schrift, Die Rechts- 
hülfe im Norddeutschen Bunde treffend gesagt (8.5,6), dass daB Gesetz von 1869 
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II. 

Wenn es sich nun darum handelt, festzustellen, auf welche 
Fragen sich ein Staatsvertrag beziehen soll, der auf breiter geo- 
graphischer Fläche und speziell auf dem paneuropäischen Gebiete 
aufgerichtet wird, so kann man ja freilich darüber verschiedener 
Meinung sein, wie weit er gehen soll. 

Allein ich meine, er sollte sich auf folgende Punkte beschränken : 

1. Feststellung der Gleichheit zwischen Gläubigern des In- und 
Auslandes in allen Stadien des Konkurses; 

2. die Fixierung der Kompetenz für die Konkurseröffnung; 

3. Die Ordnung der sog. Konkursfähigkeit. 

4. Die Proklamierung des Satzes, dass nach der in einem Staate 
erfolgten Konkurseröffnung in einem anderen Staate die Spezial- 
exekution und die Disposition über Vermögen, das dort liegt, aus- 
geschlossen und dass jedenfalls die Beteiligung der Gläubiger an die 
Einwerfungspflicht der erlangten Vorteile geknüpft ist. 

5. Die Anerkennung des sog. Zwangsnachlassvertrages, sofern 
er im Staate der Konkurseröffnung homologiert ist. 

6. Die Ordnung der Gerichtsbarkeit zum Entscheide der sich 
an den Konkurs anschliessenden Streitigkeiten. 

Wie sehr man aber verschiedener Meinung sein kann über den 
Inhalt eines zu vereinbarenden Staatsvertrages, beweisen gerade die 
im Institut de droit international gefassten Resolutionen: das Ziel 
ist eben weiter oder enger zu fassen. Den gleichen Beweis liefern 
auch die vorgeführten Verträge, und nicht minder der Vertrags- 
entwurf, welcher zwischen dem Deutschen Reiche und Österreich 
diskutiert worden ist. Indessen ist wohl zu beachten, dass auch 
nach meiner Meinung neben dem generellen paneuropäischen Staats- 
vertrage noch weiter gehende Speziulvertrüye in Aussicht zu nehmen 
sind, wie denn auch die schon bestehenden, die sich ein grösseres 
Ziel setzten, weiter in Kraft bleiben. 


eine geeignete Basis bilden werde filr den Abschluss von Staatsverträgen. Und 
er glaubte damals schon sagen zu dürfen, „dass auch iu dem internationalen 
Verkehre der zivilisierten Staaten immer mehr die Stimmung Platz greift, welche 
mit dem Aufgeben der nlten Vorsichtsmassregclu und selbst mit dem Aufgeben 
des unbedingten Schutzes der eigenen Staatsangehörigen der bereitwilligen Oe 
Währung jeder Hechtshülfe günstig ist.“ — Vgl. auch die Rektoratsrede von 
Th. Xiemeyer , Internationales Recht und nationales Interesse (Kiel 1907). 
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Über du» aufgestellte Programm ist im einzelnen kurz folgendes 
zu sagen: 


Zu 1. 

Das grosse Prinzip der Gleichstellung der Fremden mit den 
Einheimischen kann gegenwärtig im Ernste auch im Konkursrechte 
nicht mehr angefochten werden, allein es ist auch heute noch nicht 
überall in Europa zur unbedingten Anerkennung gelangt, so dass es 
ein Interesse hat, es staatsvertraglich zum Ausdrucke zu bringen. 
Die Proklamierung des Grundsatzes würde darnach immerhin einen 
kleinen Fortschritt enthalten. Aber auch abgesehen davon, würde 
dies praktisch und nützlich sein, weil die Stellung der Einheimischen 
in Gebieten ausserhalb des Staatsvertrags (sofern ich mich kurz so 
nusdrücken darf) gestärkt wird, wenn auf eine positive Rechtsnorm 
oder eine ausdrückliche staatsvertragliche Bestimmung verwiesen wer- 
den kann, welche die Anschauung eines bestimmten Rechtsgebietes 
wiedergibt. Der schweizerische Bundesrat schlug denn auch zu dem 
Projekte der niederländischen Regierung eines Staatsvertrages über 
den Konkurs eine dahin gerichtete ausdrückliche Bestimmung vor, 
und das 1904 im Haag ausgearbeitete Schema für einen Staatsver- 
trag nahm sie auf. 

Während des ganzen Mittelalters war die Anschauung vorherr- 
schend, dass die einem andern Staate nngehörenden Individuen spe- 
ziell im Konkurse minderbereehtigt seien. Vielfach war verordnet, 
dass die fremden Gläubiger erst dann etwas erhalten, wenn die Ein- 
heimischen bezahlt seien. 18 ) Dieser kleinliche Geist herrschte überall 
in Europa, und kein Staat steht in dieser Beziehung höher da als 


18 ) Vgl. Stobbe, Zur Geschieht« des älteren deutschen Konkursprozesses 
(1888) S. 90. Gegenüber den Zurücksetzungen der Fremden liefert das , Gast- 
recht“ einzelner Gegenden ein eleganteres Bild. Dem Gaste wurden teils aus 
internationalen teils aus kommerziellen Gründen zuweilen Vorzüge in der Er- 
langung des Rechts und der Exekution in Streitigkeiten gegen andere Gäste und 
gegen Bürger eingeräumt. Vgl. dazu E. Osenbrttggen, Studien zur deutschen und 
schweizerischen Recbtsgcschichte (SchafThauscn 1868) S. 19: Die Gastgerichto, 
namentlich S. 34 IT. Sehr bezeichnend für die Entstehung des Gastrechts und 
der Gastgerichtc ist, was Merius (f 1670), Commeutarii in jus Lubecense über III, 
Artic. I, No. 52 bemerkt: non modo aequum et commerciis utile est, peregrinis 
cum <|uibus ca coluntur, citissime jus dici nec per longas mortis a commercandi 
voluptate (!) absterere. Ferner ist auch auf Brunner, Grundzügo der deutschen 
Keehtsgeschichte (1901), S. 165/66 zu verweisen. 
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der andere. Dies gilt speziell auch von der Schweiz. ,9 ) Heute er- 
scheinen diese Dinge als ebenso komisch wie als ungerecht; aber wenn 
wir jetzt von der Gleichstellung der Ausländer mit den Inländern 
sprechen, so müssen wir uns der Tatsache bewusst sein, dass wir 
speziell im Konkursrechto vor dem Abschluss eines langen histo- 
rischen Prozesses stehen. Die Gleichstellung bezieht sich natur- 
gemäs8 auf das materielle und formelle Konkursrecht; auch gilt der 
Satz für die physischen Personen sowohl als lur die Gesellschaften 
der Ausländer und die fremden juristischen Personen. 

Einzelne Gesetze und Staatsverträge sprechen die Gleichstellung 
der Ausländer mit den Inländern im allgemeinen oder speziell für 
das Konkursgesetz aus. Schon in dem von P. J. Anselm Feuerbach 
ausgearbeiteten Entwürfe eines Staatsvertrages über die gegenseitigen 
Gerichtsverhältnisse zweier benachbarter Staaten wird die Aufstellung 
des Grundsatzes vorgeschlagen (S. 51! oben). 20 ) Auch der in Lima 
redigierte Vertragsentwurf (1878) stellt in Art. 1 allgemein den Satz 
auf, dass Fremde im Staate dieselben bürgerlichen Rechte wie Ein- 
heimische gemessen, obwold anerkannt werden muss, dass der Satz 
nicht etwa speziell das Konkursrecht im Auge hat. 21 ) 

Die Gleichstellung der Fremden mit den Einheimischen wurde 
staatsvertraglich mehrfach ausdrücklich ausgesprochen: 22 ) 

19 ) Vgl. z. B. bez. der Schweiz Leu, Eidgenössisches Stadt- und Landrecht 
(1746), IV, S. 608 und bez. Zürich r. M'yts, (ieschichtc des Konkursprozesses der 
Stadt und Landschaft Zürich bis zum Erlasso des Stadt- und Landrecht von 1715 
(Zürich 1845) 8. 131 und 132. Es war namentlich das kaufmännische Direktorium 
in Zürich, das sich bemühte, Gegenseitigkeitserklärungen zu erlangen und aus- 
zustellen, und es gelang ihm auch gegenüber violen Plätze (Lyon, Frankfurt, 
Köln, Lindau, Leipzig, Amsterdam, Wien, Antwerpen, Hamburg, Nürnberg, 
Venedig, Bergamo, Mailand, Genua, Bologna). Vgl. E. Richard, Die kaufmän- 
nische Gesellschaft Zürich 1873 — 1903. Erster Teil. Zürich 1904. S. 5 u. 6. Die 
authentische Bescheinigung des Gegenrechts, wie sie jahrhundertelang geübt 
wurde, enthielt einen Fortschritt gegenüber der sehr ungenierten Bevorzugung 
der „Heimschen 1 *. 

20 ) Vgl. Feuerbach, Themis oder Beiträge zur Gesetzgebung S. 307, spez. S. 315. 

21 ) Der ganze Vertragsentwurf ist abgedruckt in meiner Schrift, Die Kodifi- 
kation des internationalen Ziril- und Handelsrechts (Leipzig 1891) S. 91 ff. 

**) Auch der Staatsvertrag zwisohon Bayern und Württemberg (1821), sowie 
derjenige zwischen Prcuseen-Saohsen (1839) über gegenseitige Rechtshülfe be- 
stimmen ausdrücklich, dass zwischen in- und ausländischen Gläubigern ein Unter- 
schied nicht gemacht werden dürfe. Vgl. Krug, Das Internationalrecht der 
Deutschen S. 38 und 39 und S. 23 und 24 oben. 
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a) in dom Staatavertrage zwischen Preussen und Österreich von 
1844 (Art. 5), vgl. 8. 45 oben; 

b) in dem Staatavertrage zwischen Sachsen und Österreich von 
1854 (Art. 111), vgl. 8. 47 oben; 

c) in dem Staatsvertrag zwischen Österreich und Serbien von 
1881 (Art. 1 al. 4), vgl. 8. 48 oben ; 

d) in dem gleichlautenden Konsularvertrage zwischen Italien und 
Rumänien von 1881. 

e) in den Verträgen der schweizerischen Kantone mit Württem- 
berg, Bayern, Sachsen (und Baden), vgl. S. 25 oben ; 

f) im Niederlassung!*- und Konsularvertrage zwischen Italien und 
der Schweiz von 1868/69, vgl. S. 35 oben. 

In diesem Zusammenhänge will ich nur noch bemerken, dass 
das Prinzip der völligen Olcichheit der einheimischen und auswärtigen 
Kreditoren natürlich auch zwischen Frankreich und der Schweiz be- 
steht, obschon es in dem gegenwärtig geltenden Staatsvertrage nicht 
ausdrücklich proklamiert worden ist. 23 ) Sein Vorläufer (1828) tat 
es mit folgenden Worten ; 24 ) 

En cas de faillite ou de banqueroute de la part de Fram;ais 
possedant des biens en France, s’il y a des ereanciers suisses et des 
creanciers fran^ais, les ereanciers suisses qui so seraient conformes 
aux lois frangaises pour la sürete de leur hypotheque, seront payes 
sur les dits biens eomme les ereanciers hypothecaires fran^ais, sui- 
vant l’ordre de leur hypotheque; et rüeiproquement, si des Suisses 
possedant des biens sur le territoire de la Confederation hclvetique, 
se trouvaient avoir des creanciers frauQais et des creanciers suisses, 
pour la sürete de leur hypotheque en Suisse, seront colloques saus 
distinction avec les creanciers suisses, suivant l’ordre de leur hypo- 
thüque. 

Quant aux simples creanciers, ils seront aussi traitüs egalement, 
sans considerer auqttel des deux pays ils appartiennent, mais toujours 
conformement aux lois de chaque pays. 

J, > Nach dem Vorgänge des französischen Gesetzes von 1784, das speziell 
gegen den Kt. Schatfhauaen und indirekt gegen alle übrigen Kantone der Schweiz 
gerichtet war, ist es freilich eigentümlich, dass man den Grundsatz nicht förmlich 
in den Vertrag aufnahtn. Indessen waren die Kontrahenten offenbar der Ansicht, 
dass die Sanktion des Prinzipes der Gleichheit nicht mehr nötig war: es versteht 
sich, wie der liundesrat in der Botschaft sagt: „nach der ganzen Tendenz dieses 
Vertrages von seihst“. 

**) Alte offiz. Slg. 1838 S 209. 
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Vereinzelt sprechen auch die Spezialgesetze den Grundsatz der 
Gleichstellung aus. Dies tut z. B. die deutsche Konkursordnung 
(§ 5). 

Der Grundsatz gilt aber in der modernen Zeit auch dann, wenn 
er nicht zum gesetzlichen Ausdruck gebracht worden ist. 25 ) 

Speziell aus der Tatsache, dass die gegenwärtige Gesetzgebung 
keinen Unterschied mehr macht unter einheimischen und fremden 
Gläubigem, wird mit Recht geschlossen, dass sie eben einander gleich- 
stehen. Dies gilt z. B. auch von der Schweiz, 2e ) — die Bestimmung 
über den Fremdenarrest (Art. 271, Nr. 4 B.-G. Sch. u. K.) enthält 
freilich noch eine durch und durch antiinternationale Norm. 

Vereinzelt gibt es aber noch Staaten, welche in den Fragen des 
Konkursrechtes auf dem Boden der Reziprozität stehen. 

1. Die serbische Konkursordnung bestimmt folgendes (§ 20): 

Ausländer geniessen bezüglich der Rangordnung ihrer Forderungen 
gegen Kridatare die in den hierüber bestehenden Staatsverträgen 
gewährleisteten Rechte und in Ermangelung solcher Verträge gleiche 
Rechte mit den Inländern, wenn diesen in dem Staate, welchem 
jene angehören, ebenfalls gleiche Rechte mit den dortigen Staats- 
bürgern in Konkursfällen eingeräumt sind, was der Ausländer im 
Zweifel erweisen muss. 

Danach muss der Ausländer, der konkursrechtliche Ansprüche 
verfolgt, unter Umständen den Beweis leisten, dass auch der Staat, 
dem er angehört, gleiches Recht gewährt. 27 ) 

2. Die österreichische Konkursordnung von 1868 bestimmt in 
§ 51, nachdem im ersten Absätze die Staatsverträge zunächst als 
massgebend erklärt worden sind : 

!6 ) Die Tatsache ist von den Schriftstellern in den einzelnen bändern be- 
zeugt. Was Frankreich unbetrilft, so ist zu verweisen auf Foelix, Traite de droit 
international privö, 4 mB 6d. (1866), 11., 8. 254/55, Thaller, Lcs faillites en droit 
compare, II, 8.371, und namentlich auf Lyon-Caen und Renault, Traite de droit 
commercial, VUI, Nr. 1334. Bezüglich Nordamerika sagt W har tun, Conflict of laws, 
§ 801 : in the domiciliarv baneruptey foreign creditors are entitled to corae in 
pari passu with domestic. 

26 ) Das gleiche Raisonnement wird aueh bezüglich des russischen Rechtes 
geltend gemacht von KieinfeUer in Zeitschrift für internationales Privat- uud öffent- 
liches Recht, XV, S. 106. 

*7) Vgl. Leitmaier, Der serbische Zivilprozess nebst Konkursordnung, 1885, 
8. 227. — Der „im Zweifel“ verlangte Beweis wird im Verhältnis zwischen Öster- 
reich-Ungarn und Serbien kraft des Rechtshülfevertrages von 1881 nicht gefordert. 
Vgl. Leitmaier, 8. 265. 
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In Ermangelung solcher Verträge bat der Grundsatz zu gelten, 
dass die Ausländer im Konkurse gleiche Rechte mit den Inländern 
gemessen, wenn diese in dem Staate, welchem jene zugehören, eben- 
falls gleiche Rechte mit den dortigen Staatsbürgern in Konkursfallen 
gesetzlich eingeräumt sind, wofür die Vermutung streitet. 

Hat der inländische Richter einen besonderen Grund, das Gegen- 
teil anzunehmen, so ist der Ausländer, welcher einen Anspruch an die 
Konkursmasse stellt, anzuweisen, innerhalb einer bestimmten Frist durch 
öffentliche Urkunden darzutun, nach welchen Grundsätzen in dem 
Staate, dem er angehört, die österreichischen Staatsbürger in gleichem 
Falle behandelt werden. Nach eben diesen Grundsätzen hat sich der 
österreichische Konkursrichter auch in betreff des Anspruches des 
Ausländers zu benehmen. 

Erforderlichenfalls ist die Aufklärung von dem Justizministerium 
einzuholen. 

Die österreichische Konkursordnung von 1868 enthält in § 52 
folgende weitere Norm : 

Die Bestimmungen des vorhergehenden Paragraphen sind auf 
diejenigen Ansprüche anzuwenden, welche von Ausländern an In- 
länder überlassen wurden, wenn die Überlassung erst nach der Er- 
öffnung des Konkurses erfolgt ist. 

3. Das ungarische Konkursgesetz von 1881 betont in § 71, nach- 
dem auch hier zunächst die internationalen Verträge als massgebend 28 ) 
bezeichnet sind (vgl. auch § 75): 

In Ermangelung solcher Verträge haben die Ausländer gleiche 
liechte mit den Inländern, wenn der ausländische Staat die Inländer 
ähnlicher Begünstigung teilhaftig werden lässt. Diese Reziprozität 
wird in der Regel vorausgesetzt; dem Gerichte steht es aber trotz- 
dem frei, falls dasselbe bezüglich der Reziprozität Zweifel hegt, die 
Konstatierung derselben anzuwenden. 

Wenn das Gericht, in Ermangelung der Reziprozität, eine aus- 
nahmsweise Verfügung trifft, so ist es verpflichtet, hierüber dem 
Justizministerium Bericht zu erstatten. 

Die obigen Bestimmungen sind auch auf solche Forderungen an- 
zuwenden, welche von Ausländern nach der Konkurseröffnung an 
Inländer überlassen wurden. 


*•) Gegenüber Deutschland ist weder die Reziprozität festgestellt, noch be- 
steht ein Staatsvertrag (Zeitschrift für internationales Privat- und Str.-Recht, III, 
S. 365 ). 
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Das argentinische Gesotz von 1903 enthält in Art. 5 eine Be- 
stimmung, aus ilor sich ergibt, dass in Argentinien dem im Auslande 
ausgebroehenen Konkurse keine Bedeutung beigelegt wird. Und 
insbesondere wird gesagt, dass die auswärtigen Kreditoren in dem 
Falle, da in Argentinien der Konkurs eröffnet wird, erst dann an 
die Keihe kommen, wenn die Kreditoren, die zum internen Konkurse 
gehören, vollständig befriedigt sind. Schon Art. 1531 des argentinischen 
Handelsgesetzbuches enthielt die gleiche Bestimmung, wie das neue 
Gesetz. 29 ) Damit sind Partikularkonkurse vorgesehen, in welchen 
allerdings die dazu gehörenden Gläubiger den übrigen Vorgehen. 

Man darf das Prinzip der Gleichstellung nicht einfach darauf 
stützen wollen, dass man sagt, im internationalen Rechte müssen die 
erworbenen Rechte geachtet werden. 30 ) Denn es bezieht sich natur- 
gemäss auf alle Situationen, die sich im Beginne, Verlaufe und Ende 
des Konkursverfahrens ereiguen. Es stehen den ausländischen Gläubi- 
gem alle rechtlichen Schritte zu, die dem Einheimischen zukommen 
— man denke an die Anfechtungsklage, an das Arrestbegehren u. 
dgl., und sodann sind die Fremden auch gleich zu behandeln bei der 
Verteilung der Konkursdividende. 

Nun ist es freilich richtig, dass dem internen Staate die Befugnis 
zustehen muss, unter Umständen Retorsion zu üben oder Repressalien 
zu ergreifen, wenn seine Angehörigen in einem auswärtigen Staate 
einer ungünstigeren Behandlung unterworfen werden als die Ein- 
heimischen. Dieses Sicherheitsventil gilt im allgemeinen und so auch 
speziell im Konkursrecht. In den meisten Staaten fehlt es freilich an 
einer positiven Norm. Vereinzelt ist „das Vergeltungsrecht“ gesetzlich 
ausgesprochen worden. Dies trifft zu speziell für Deutschland. § 5, 
Satz 2, D. K.-O., bestimmt: 

Unter Zustimmung des Bundesrates kann durch Anordnung des 
Reichskanzler bestimmt werden, dasH für einen ausländischen Staat, 
sowie dessen Angehörige und ihre Rechtsnachfolger ein Vergeltungs- 
recht zur Anwendung gebracht wird. 

Zum Teil gehören hielier auch die schon zitierten Art. 51 der. 
österreichischen und Art. 71 der ungarischen Konkursordnung. Die 

sa ) Der wirkliche Sinn dieser Norm ist entwickelt von Thuller, La faillite 
en droit compare, II, S. 870, Note 2, und KohUr, Lehrbuch des Konkursrechtes, 
S. 666. 

*°) Pille t, Principes de droit international privö (1608), S. 552 u. 558, rückt 
diesen Gesichtspunkt in den Vordergrund. 
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rechtliche Wirkung «Irr Vcrgeltungsklausel besteht darin, dass gegen- 
über einem Rechtsansprüche die bestimmte Art seiner prozessualischen 
Durchführbarkeit in dem Staate, der Vergeltung übt, sistiert wird. 
Sie trifft ausser dem im ausländischen Staute wohnenden Gläubiger 
selbst alle Singular- und Universalsuccessoren einer Forderung, welche 
ihm zur Zeit der Konkurseröffnung zusteht. Auch der fremde Staat 
wird betroffen, wenn er als Gläubiger auftritt; denn dann handelt er 
nicht als völkerrechtliches Subjekt. Unter die Vergeltungsklausel 
müssen auch Wechselindossatare fallen, obwohl wechselrechtlich das 
Verhältnis der Rechtsnachfolgerschaft nicht vorliegt. Diese Frage ist 
freilich in Deutschland streitig. 31 ) Die Klausel trifft natürlich weiter 
alle Inländer, wenn es sich um solche Forderungen von Ausländern 
handelt, die zur Umgehung des Gesetzes einem Inländer übertragen 
werden. Die Anwendung der Vergeltungsklausel zerstört freilich den 
Rechtsanspruch nicht, sondern sistiert nur seine Realisierung. — In- 
dessen dürfte es nicht notwendig sein, von diesen Dingen in dem 
paneuropiiischen Staatsvertrage zu reden. 

Zu 2. 

Speziell dringlich ist die Frage, welcher Staat zur Eröffnung 
und Durchführung des Konkurses kompetent sei. 

1. Wenn es sich uni eine physische Person handelt, so ent- 
scheidet ihr Domizil. Dies ist auch mehrfach gesetzlich ausgesprochen. 
Es ist zu verweisen auf: 

a) die österreichische Konkursordnung (§ 58) : 
h) das ungarische Konkursgesetz (Sj 72); 

c) das portugiesische Handelgesetzbuch (Art. 694) ; 

d) die französische Gesetzgebung. Man beruft sich dabei auf 
Art. 59 Code de proc. civ. (en mattere de faillite le defendeur 
sera assigne devant le juge du domicile du failli ; 32 ) 

äl ) Vgl. Köhler, Lehrbuch des Konkursrechts, S. 672, und Köhler, Leitfaden, 
2. Auli., S. 328. 

K ) A. Weis», Manuel de droit international privÄ, 5. Aull., 8. 689, bemerkt: 
Diese Regel duldet keine Ausnahme. Dabei ist bemerkenswert, dass der Fremde, 
der in Frankreich wohnt, nach unbezweifelter Ansicht auch auf Begehren fremder 
Gläubiger in Konkurs erklärt werden kann, während die französische Praxis 
Streitigkeiten unter Fremden prinzipiell nicht beurteilt (allerdings unter Opposition 
der Theorie und mit vielen Einschränkungen) Ferner genügt ein faktisches 
Domizil, d. h. es ist nicht nötig die amtliche Gewährung des Domizilrechts. 
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e) den italienischen Codice di coinmercio (Art. 785). Es wird 
als entscheidend hingestellt „il prineipale stabilimento commer- 
ciale“. 

f) das rumänische Handelsgesetzbuch (Art. 702); 

g) das englische Gesetz von 1883. In sectio VI wird gesagt: 

ein Gläubiger soll nur dann berechtigt sein, die Konkurs- 
erklärung eines Schuldners zu beantragen, wenn der 

Schuldner in England sein Domizil hat oder wenigstens inner- 
halb des letzten Jahres vor Einreichung des Konkursantrages 
in England einen ständigen Aufenthalt genommen, ein Wohn- 
haus oder ein Geschäftslokal innegehabt hat; 

h) das amerikanische Konkursgesetz (Sectio 2); 

i) die Konkursordnung von Brasilien, die an Stelle des dritten 
Teiles des Handelsgesetzbuches trat, von 1890 (Art. 91). Darin 
wird gesagt : 

Zuständig zur Erklärung des Fallissementes ist der Gerichtshof 
desjenigen Ortes, in welchem der Schuldner sein Handelsgeschäft 
betreibt, auch wenn er zufällig in einem anderen Lande Handels- 
operationen vorgenommen hat, oder daselbst Agenturon oder 
Filialen unterhält, welche für Iiechnung oder unter der Verant- 
wortlichkeit des Haupthauses arbeiten. 

k) Das schweizerische Bundesgesetz betr. Schuldbetreibung und 
Konkurs (Art. 52). Indem liier (etwas versteckt) gesagt wird, 
die Konkursandrohung und die Konkurseröffnung können nur 
da erfolgen, wo ordentlicherweise die Betreibung stattzufinden 
hat, wird als ordentliches Konkursgericht das Gericht des Ortes 
erklärt, an welchem der Schuldner seinen regulären Wohn- 
sitz hat. 

Nun kann allerdings der Begriff des Domizils und seine kon- 
krete Anwendung auch liier zweifelhaft sein. In der Regel freilich 
wird das Geschäftsdomizil mit dem gewöhnlichen Domizil Zusammen- 
fällen. Immerhin ist es möglich, dass jemand, zumal an Grenzorten, 
in dem einen Staate ein Geschäft betreibt und in einem anderen 
Staate wohnt. Hier ist für die Konkurseröffnung das Geschäftsdomizil 
entscheidend. Es kann aber auch Vorkommen, dass ein Individuum 
im Staate A wohnt, im Staate B sein Bureau hat und im Staate C 
einen Geschäftsbetrieb ausiibt. Auf diesen letzteren Operationsort 
kommt es nicht an, sondern der Konkurs kann nur im Staate B er- 

M.'tli, Int.Tnatioiml.'s Konkurarerht. ^ 
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folgen, ln der Hegel wird es sich bei derartigen Verhältnissen uni 
einen Kaufmann handeln, und es kommt hierbei in Betracht, dass 
man ihm am Sitze seines Handels kreditiert: der siege des affaires., 
und nicht der siöge (foyer) domestique ist massgebend. 

Ausnahmsweise kommt es auf das bisherige Domizil des Schuld- 
ners oder auf den jeweiligen Aufenthaltsort an. Jenes ist entscheidend 
bei unbekanntem Aufenthaltsort und bei der Flucht. Der jeweilige 
Aufenthaltsort ist massgebend bei Personen, welche keinen festen 
Wohnsitz haben. 

2. Wenn der Schuldner mehrere Domizile oder Sitze hat, oder 
wenn er ein Hauptgeschäft im einen Staate und eine Filiale im anderen 
Staat»: besitzt, s>» kann nach dem jetzigen Stande des Konkursrechtes 
ein Konkurs in zwei verschiedenen Staaten eröffnet werden. Dagegen 
ist innerhalb eines Staates eine solche Mehrzahl von Konkursen nicht 
mehr möglich. International gilt nicht etwa das Prinzip der Präven- 
tion, soweit es nicht staatsvertraglich sanktioniert ist. Es gibt aller- 
dings Nonnen, welche die Prävention statuieren, wie z. B. § 58 der 
österreichischen Konkursordnung, § 75 des ungarischen Konkursgesetzes 
und Art. 55 des Bundesgesetzes betr. Schuldbetreibung und Konkurs ; 
indessen enthalten alle diese Sätze nur internes Recht. 

Die Konkursordnung von Brasilien sagt denn auch ausdrücklich 
(Art. 92): 

Wenn der Fallierte zwei oder mehrere unabhängige Geschäfts- 
häuser in verschiedenen Ländern besitzt, so sind die Gerichte der 
betreffenden Domizile zuständig. 

8. Der Konkurs über juristische Personen und Gesellschaften 
kann nur da eröffnet werden, wo sie ihre Verwaltung haben. 

Für die Aktiengesellschaften ist der Sitz der Verwaltung ent- 
scheidend. Es kommt dabei prinzipiell auf die Statuten an ; allein es 
ist möglich, dass die Aktiengesellschaft ausser ihrem durch den statu- 
tarischen Sitz bestimmten gesetzlichen allgemeinen Gerichtsstand noch 
einen zweiten allgemeinen Gerichtsstand hat. 

Hier kann erst recht streitig werden, an welchem Orte der 
Konkurs eröffnet werden muss. Da der siege social bei grossen Gesell- 
schaften regelmässig durch die Statuten fixiert wird, so pflegt der- 
selbe mit dem siege statutaire identisch zu sein. Der Konkursort ist 
dann nicht der Ort, an welchem das Geschäft ausgebeutet wird (siege 
d’exploitation). Eine Gesellschaft kann von Paris, Amsterdam, Zürich 
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aus ein Geschäft leiten, das in Russland oder Südafrika, oder auf 
Sumatra betrieben wird: es kommt für den Konkurs liier auf den 
siege social (oder administratif) an, und nicht auf den siöge d’exploi- 
tation. Allerdings muss hier noch eine Reserve angebracht werden. 
Das betreffende statutarisch fixierte Domizil darf nicht fiktiv sein. 
Wenn z. B. eine Gesellschaft nach den Statuten als ihren Sitz Brüssel 
angibt, die Bureaux in Paris und ihren Geschäftsbetrieb in Toulouse 
hat, und wenn sich nun ergibt, dass in Brüssel weder Bureaux, noch 
Angestellte der Gesellschaft existieren, dass dagegen der wahre Ge- 
schäftssitz in Paris ist, so kann der Konkurs nur in Paris ausge- 
sprochen werden. 3S ) 

Auch die Konkurseröffnung, welche, gestützt auf eine Insolvenz- 
erklärung folgt, kann in der Regel nur an dem Orte des Domizils 
stattfinden. 

Verlegt der Schuldner sein Domizil in einen fremden Staat, so 
kann der Konkurs nicht im internen Staate ausgesprochen werden, 
gesetzt sogar, es sei darin die Insolvenzerklärung abgegeben worden. 
Allerdings muss die Begründung eines Scheindomizils Vorbehalten 
werden: ein ausländischer Schuldner nimmt pro forma hier Domizil, 
oder ein inländischer Schuldner tut dies im Auslande. 

4. Es gibt auch ausnahmsweis kompetente Gerichtsbarkeiten 
zur Konkurseröffnung. 

a) Gemäss § 238 D. K. 0. genügt ein bestimmt qualifizierter 
Besitz von Vermögen. 

b) In einzelnen Staaten kann ein Konkurs ausgesprochen werden 
auf Grund der Tatsache, dass der auswärtige Schuldner da- 
selbst Liegenschaften besitzt. Dies trifft zu für das öster- 
reichische und ungarische Recht. 84 ) 

c) Gestützt auf den Art. 14 Code civil nehmen die französischen 
Gerichte zuweilen die Kompetenz in Anspruch, auch gegen 
einen im Auslände domizilierten Ausländer den Konkurs zu 
erklären. 35 ) 

**) Vgl. Journal du droit international, 1904, XXXI, 8. 389 — 391. 

94 ) Betreffend das Immobiliarvermögen bestellt eine exklusive Kompetenz 
des österreichischen Gerichts. Vgl. r. Canstein , Das Zivilprozessrccht unter be- 
sonderer Berücksichtigung der Rechtsprechung des obersten Gerichtshofes. 3. Aufl. 
1905 I, 8. 57, Anm. 2. Auf diesem Boden steht auch das ungarische Recht 
(§75 des Konkursgesetzes). 

**) Vgl. Journal du droit international V, 1878, 8. 271. Allerdings ist diese 
Judikatur augefochten. 


Digitized by Google 



100 


d) Gestützt darauf, dass der Schuldner eine Zweigniederlassung 
im internen Staate besitzt. Dies trifft bezüglich Österreich zu.® 6 ) 

e) Gestützt darauf, dass es sich um den Konkurs gegen den 
Nachlass von Verstorbenen handelt. Die Kompetenz des bis- 
herigen Domizilstaates ruht darauf, dass die Erben die Per- 
sönlichkeit des Verstorbenen fortsetzen. 

f) In denjenigen Rechtsgebieten , in welchen die Konsular- 
gerichtsbarkeit besteht, übt der Konsul (das Konsulargericbt) 
auch die Funktionen des Konkursgerichts aus. 

In einzelnen vom Deutschen Reiche abgeschlossenen Staats- 
verträgen Bind Bestimmungen über die Zuständigkeit zur Konkurs- 
eröffnung enthalten. 

Zu erwähnen ist der Konsularvertrag mit Italien 1868 (Art. 11, 
Abs. 8, Nr. 5); 

der Konsularvertrag mit Spanien 1870 (Art. 11, Abs. 2, Nr. 5); 

der Freundschafts-, Handels- und Schiffahrtsvertrag mit Persien 
1878 (Art. 14); 

die Konvention mit Russland über die Regulierung der Hinter- 
lassenschaften 1874 (Art. VII); 

der Konsularvertrag mit Griechenland 1881 (Art. XX, Abs. 2); 

der Konsularvertrag mit Serbien 1883 (Art. XVI, Abs. 2); 

der Freundschafts-, Handels- und Schiffahrtsvertrag mit dem 
Sultan von Zanzibar 1885. 

Die speziellen Gerichtsstände von physischen und von Ver- 
bandspersonen haben nach der heutigen Auffassung keine Bedeutung 
für die Konkurseröffnung. 87 ) 

M ) Yergl. J eitel, Handbuch des internationalen Priv.- und Str.-R. 8. 200 
und 201. 

®t) ln früheren Jahrhunderten war etwa die Meinung vertreten, dass dem 
Schuldner die freie Wahl zustehe, „oh er den Konkurs hei dem Judice domicilii 
oder rei sitae oder eontractus erregen wolle 1- ( Ludorici , Einleitung zum Konkurs- 
prozess 1709 zuerst erschienen, 10. Aull. 1749, 8. 11), allein schon dieser Jurist 
sprach sich dagegen aus, und er bemerkte, dass der Konkurs wohl ausser Zweifel in 
foro domicilii formiert werden müsse. Vgl. auch 8. 6. GSnner, Handbuch des 
deutschen gemeinen Prozesses, 2. Aufl. IV, 1804, 8. 585 spricht Bich ebenfalls 
dabin aus, dass nur der allgemeine Gerichtsstand des Schuldners für den Konkurs 
massgebend („gesohickt“) und dass kein besonderer Gerichtsstand z. B. des 
Arrestes, Kontrakts, der gelegenen Sache dazu tauglich sei. Ebenso Leu, Eyd- 
genössisches Stadt- und Landrecht, IV. Teil. 8. 486 Auch eine Prorogation 
(z. B. durch Election de donticile) ist unzulässig ( Bracher , Cours de droit intern, 
pr. III, S. 209J. 
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Zu 3. 

Die Frage, ob eine physische Person in Konkurs erklärt werden 
könne, richtet sieh nach dem Rechte des Domizils, welches sie zur 
Zeit der Exekution innehat. Das nationale Recht ist dabei irre- 
levant. 

Die Frage hat eine erhebliche praktische Bedeutung, weil die 
zwangsweise Eröffnung des Konkurses in einzelnen Staaten be- 
schränkt ist nach dem Stande des Schuldners und nach der Höhe 
der Schuld. Der Konkurs kann nach dem französischen System 
nicht erzwungen werden gegen Nicht-Kaufleute; sodann nach dem 
schweizerischen B. G. betr. Sch. K. nicht gegen solche Personen, die 
nicht iin Handelsregister eingetragen sind ; ferner nicht gegen Land- 
leute und Arbeiter und gegen Nationalbanken und Banken mit 
Korporationsrechton gemäss dem nordamerikanischen Gesetze von 
1898. Im englischen Rechte wird gefordert, dass der Antragsteller 
auf Eröffnung des Konkurses eine Forderung von £ 50 habe. Das 
nordamerikanische Gesetz von 1893 bestimmt in sectio 59 lit. b, 
dass der Konkursantrag regelmässig nicht von einem Gläubiger, 
sondern von drei mit einem Forderungsbeträge von zusammen min- 
destens $ 500 ausgehen müsse. Dagegen ist der Konkurs allgemein 
zulässig in Deutschland, in den Niederlanden, in England (mit der 
vorhin angegebenen ziffermässigen Beschränkung), ferner in Schweden, 
Norwegen, Russland, Dänemark. 

Es gibt auch Gesetze, welche verbieten, dass die nächsten Ver- 
wandten (Ascendenten und Descendenten) und Ehegatten die Eröffnung 
des Konkurses gegen einander verlangen. Dies trifft für das italie- 
nische, portugiesische und rumänische Recht zu. Nach englischem 
Rechte kann eine verheiratete Frau mit Ausnahme der Handelsfrau 
und einigen weiteren Fällen nicht für bankrott erklärt werden. 38 ) 
Ferner können nach positiven Normen auch Minorenne nicht in 
Konkurs erklärt werden. 

Die Frage ist liier die, ob der Ausländer, der im internen Staate 
domiziliert ist, der Konkurseröffnung sich entziehen könne durch 
Berufung auf sein nationales Recht, z. B. darauf : 

1. dass er nach seinem nationalen Recht dem Konkurse nur 
unterliegen würde, wenn er Kaufmann wäre, oder dass die nach 


**) Schirrmeister, Das bürgerliche Keeht Englands 1, S. 403, 431 und 482. 
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dem Domizilrecht erforderte (Qualität des Kaufmanns nacli seinem 
nationalen Recht nicht vorliegt, 

2. dass seine Ehefrau oder ein naher Verwandter nach dem 
nationalen Rechte der Konkurseröffnung nicht unterliege. 

Allein davon kann keine Rede sein, weil es sich um Mani- 
festationen des Prozess- und Exekutionsrechts handelt, die sich 
naturgemäss nach dem Gesetze des Domizils richten. Dieses Prinzip 
ist zu Unrecht bestritten worden. Man hat allerdings gesagt, die 
Konkursfahigkeit schliesse eine Frage des Status in sich, und daher 
komme gemäss der hier geltenden Regel das nationale Recht zur 
Anwendung. Namentlich war es A. Weiss, der diese Auffassung 
vertrat. 89 ) 

Dieser Jurist verweist dabei auf die französische Gesetzgebung, 
die in der Tat in Art. 407 Code de commerce den Satz ausspricht : 
Tout commeryant <jui cesse ses paiements est en etat de faillite. 
Und nun sagt Weiss, darauf gestützt: La faillite affecte l’etat de la 
personne dont eile altere la capacite. In dem Referate für das In- 
stitut de droit international stellt dann auch Weiss drei Thesen auf, 40 ) 
von denen die wichtigste folgendermassen lautet : 

A la loi pcrsonnelle de l’insolvable il appartient exclusivement 
de d£cider g’il peut ou non ötre mis en etat de faillite, d’organiscr 
la faillite, d’en determiner les consequences et les Solutions, dans 
Ies limites oü l’ordre public international, c’est-ä-dire l’intöröt de 
l’Etat etranger sur le territoire duquel eile est invoquee, autorise 
son application. 

Indessen kann die Ansicht von Weiss nicht adoptiert werden : 
es liegt darin eine Überspannung der lex patriae und eine Anwen- 
dung derselben auf ein Gebiet, in welchem sie unmöglich herrschen 
darf. Das Institut de droit international ist denn auch der Auf- 
fassung von Weiss nicht gefolgt. 4 ') 

S9 ) Vgl. A. Weiss, Traitfi eldinentaire de droit international priv6, 2 mi- cd. 
S. 854 ff. ; 5® 1 ' ed. S. 683. 

4®) l)ie Thesen von IIW.ss finden sich in der Revue de droit international, 
XXIV, 1892, 8. 5 u. 0 ahgedruekt. 

4I ) Vgl. Botin in Revue de droit international, Deux. S. 8. 509 und Botin, 
Revue de droit international priv£ et de droit penul international II, S. 30 u. 39. 
Was den Ausdruck der französischen Gesetzgebung anbetritft, „etat de faillite“, 
dor neben Art. 437 auch in Art. 443 Code de Commerce wiederkehrt, so ist er 
nicht beweisbildend. Schon ltrocher hat in seinem Werke Cours de droit inter- 
national prive III, 8. 196 gesagt, dass es schwierig wäre, in der Faillite eine 
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Nun muss freilich zugegeben werden, dass .es für einen Staat 
hart ist, auch fremde Konkursurteile ohne jeden Vorbehalt, also 
z. B. auch über gewöhnliche Personen, d. h. Nicht-Kaufleute, aner- 
kennen zu müssen. Es kann nicht bestlitten werden, dass bei dieser 
Präge eben nicht bloss der einzelne Konkursit, sondern das ganze 
Recht interessiert ist. Unter diesen Umständen wird es geboten 
sein, einen generellen Staatsvertrag auf den Konkurs von Kaufleuten 
zu beschränken, wie dies auch das Vertragsschema aus dem Haag 
li>04 getan hat.* 2 ) 

Was die weitere Präge anbetrifft wegen der Stellung von 
Minorennen, Interdizierten, Abwesenden oder Verurteilten, so kann 
man liier allerdings eine Unterscheidung treffen, welche Roguin im 
Institut vorgeschlagen hatte. (Art. 4.) 

Es sollte auch bestimmt werden (vergl. Art. 18 der Resolutionen 
des Institut), ob und inwieweit dem Konkurse diejenigen Vorgänge 
international gleichstehen, welche als Surrogate des Konkurses be- 
zeichnet werden können. Es kommen hier folgende Institute in 
Betracht : 

1. die Liquidation judiciaire des französischen Gesetzes von 1889; 

2. das Institut des winding up von Gesellschaften in England. 
Das Bankrottgesetz von 1883 behält es in § 123 ausdrücklich vor. 
Auch Westlake und Dicey stellen den Begriff des bankruptcy und 
des winding up of Companies nebeneinander. 

In Frankreich wurde freilich die Rechtssituation der Liquidation 
(Etat de liquidation) dem Konkurse (Etat de faillite) nicht gleich- 
gestellt. Das Liquidationsdekret eines englischen Gerichts fand in 
Frankreich keine Anerkennung. 43 ) 

„question d'c tat“ zu finden. I.yon-Caen et Renault VIII, No. 1227 betonen, dass 
die Konkursgesetze zu den lois de police et de sürete gehören, denen Einheimische 
und Frcmdo unterworfen seien, und diese gleiohe Ansicht hatte auch schon 
Rroclter a. a. 0., S. 194 ausgesprochen. 

42 ) Freilieli muss man sich daliei der Tatsache bewusst sein, dass damit 
eine grosse Schwierigkeit bequem auf die Seite geschoben wird, nämlich die 
Schwierigkeit, die darin liegt, ob der in einem Staate gegen einen Niehtkauf- 
mann eröffnete Konkurs auch in einem anderen Staate anerkannt werden müsse, 
wenn dieser nur den Konkurs gegen Kaufleute kennt. 

w ) Journal du dr. i. 1884, XI, 8. 511 u. 512; 1885 XII, S. 81. Clunet hat 
im Journal XI, 8. 512 dagegen opponiert und bemerkt: Affirmer qu’une societö 
anglaise mise en liquidation par la Chancery Court n’est pas dans un 6tat nssi- 
milablc i\ cclui de la faillite cst une proposition hasardee. 
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3. Moratorien. 4 *) 

4. Der interimistische i.iquidationszustand von Aktiengesell- 
schaften nnd (ienossenschnften, bei denen nach dem schweizerischen 
Kochte (Art. 057 u. 704 0. R.) ilie Eröffnung des formellen Kon- 
kurses aufgeschoben ist. 

Zu 4. 

Auch wenn das Universalitätsprinzip zurzeit auf breiter Unter- 
lage nicht zu genereller Anerkennung gebracht werden kann, so ist 
es doch geboten, einzelne Seiten desselben zu acceptieren. Mit 
andern Worten : es ist nützlieh, dem erwähnten Prinzip mit einigen 
Schritten entgegenzukommen und einzelne Konsequenzen desselben 
anzunehmen, ohne das Prinzip selbst sofort auf kosmischem Boden 
zu sanktionieren. 

Dringlich scheint es mir, staatsvertraglich festzustellen, dass die 
Erlangung von Arresten und Einzelexekutionen, sowie die Begrün- 
dung von liechten an beweglichen oder unbeweglichen Sachen in an- 
dern Staaten dann nicht mehr zulässig sei, wenn einmal in einem 
Staate der Konkurs ausgebrochen ist. Damit soll die Eröffnung von 
Separatkonkursen auf dem internationalen Boden keineswegs ausge- 
schlossen, sondern es soll nur ein Sicherheitsventil geschaffen werden 
gegen Begünstigungen, welche im objektiven Rechte keine Begrün- 
dung haben. Mit der Anerkennung jenes Verbotes würde praktisch 
schon vieles gewonnen, denn cs würde daraus folgen, dass der Kon- 
kurs auch auswärts wirkt, und dass den lokalen Gläubigern keine 
Vorzüge gewährt werden können darauf gestützt, dass ein Schuldner 
in mehreren Staaten Filialen unterhält oder darin verzweigt Aktiven 
besitzt. Es würde sofort namentlich auch die Konsequenz vor aller 
Augen gestellt, dass trotz der mehreren Konkurse die Gleichheit 
der Gläubiger gewahrt werden müsse. Mit der Eröffnung des Kon- 
kurses in dem einen Staate würde das Beschlagsrecht zugunsten 
aller Gläubiger auch in andern Staaten, woselbst sieh Aktiven vor- 
finden, zur Entstehung gelangen. Die Gläubiger des Hauptkonkurses 
könnten sich mit ihren ganzen Forderungen am Spezialkonkurse 
beteiligen, und die Gläubiger des letzteren am ersteren. Eine Aus- 
schüttung der Dividende wäre allerdings erst statthaft nach Fest- 
stellung aller Passiven. Weiter müsste, da ein Weltmoniteur (ein 

44 ) Vgl. hiezu r. Har, Theorie und Praxis des internationalen Privatrechts II, 
8. 590 u. 591. 
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Weltamtsblatt) nicht besteht, dafür gesorgt werden, dass das in 
einem Staate gefällte Konkurserkenntnis in solchen andern Staaten 
sofort amtlich publiziert wird, in welchem sich Vermögensstücke des 
Schuldners oder Gläubiger desselben befinden, — eine Tatsache, die 
in der Regel aus den Verhältnissen abstrahiert und durch Einverneh- 
mung des Schuldners, sowie durch Prüfung der Bücher festgestellt 
werden kann. Die erwähnte Publikation hätte den Zweck, das Da- 
tum zu fixieren, von wann an die hervorgehobene Wirkung im 
andern Staate eintreten würde, 45 ) — sonstiges Wissen oder Wissen- 
müssen Vorbehalten. 

Die Quintessenz meiner Ausführung geht darnach dahin, dass 
in einem zu präparierenden Staatsvertrage die Bestimmung aufge- 
nommen werde: Wer in einem Staate in Konkurs erklärt ist, muss 
auch in andern Staaten (Europas) als darin befindlich angesehen 
werden, und es dürfen auf Grund von Beschlagnahmen-, Spezialexe- 
kutionen und Spezial konkursen keine Vorrechte begründet werden. 
Die deutsche Konkursordnung behält in § 237, Abs. 2, die Anord- 
nung des Reichskanzlers (unter Zustimmung des Bundesrats) vor, 
dass der ausländische Konkurs direkt das inländische Vermögen 
ergreife. Da es an einer unzweideutigen reichsgesetzlichen Bestim- 
mung darüber fehlt, dass Ausnahmen von dem in § 237, Absatz 1 
aufgestellten Satze nur auf dem im zweiten Absätze vorgesehenen 
Wege getroffen werden könne, muss auch ein Staatsvertrag darüber 
zulässig sein. 

Es ist denn auch bezeichnend, dass die früher abgeschlossenen 
Staatsverträge gerade auf die hier besprochenen Verhältnisse ihr Auge 
warfen. Natürlich kommen dabei solche Staatsverträge nicht weiter 
in Betracht, welche das Universalitätsprinzip adoptierten. Dagegen 
ist hier der Ort, auf andere Staats vertrüge hinzu weisen, so nament- 
lich auf: 

a) den Vertrag zwischen dem Fürsten von Hohenzollem-Heehingen 
und dem Kanton Zürich von 1816 (Art. 2). S. 31 oben. 


w ) Der zeitlicho Beginn der Wirkung der Konkurseröffnung im andern 
Staate bildeto einen Streitpunkt bei den Unterhandlungen zwischen dem deutschen 
Reiche und Österreich (Art. 25). Der deutsche Vorschlag war z. T. wörtlich aus 
dem Gesetze des norddeutschen Bundes über Rechtshülfe von 1869 (§ 13) herüber- 
genommen worden. Vgl. Lanmiasch im llandb. des Völkerrechts von r. Holtzeii- 
(lorff III, S. 446. 
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b) «l**ii Vertrag zwischen dem Fürstentum Hohenzollem-Sig- 
umringen und dem Kanton St. Gallen von 1819 (Art. 2). 
S. 32 oben. 

c) die Übereinkunft zwischen Österreich und dem Kanton St. Gallen 
ist!!). S. 82 oben. 

d) die Verständigung zwischen Hamburg und dem Kanton 
St. (fallen von 1861. S. 34 oben. 

Mit dem Gesagten hängt nun weiter zusammen, dass bestimmt 
werden muss, die ausserhalb des Konkursstaates erlangten Beträge 
seien einzuwerfen, wenn sieh der betreffende Gläubiger in einem 
Konkurse, der anderswo pendent ist, beteiligen will, — natürlich 
Vorbehalten «len Fall, dass nicht etwa privatrechtliche Vorzugsrechte 
(Pfandrechte, Retentionsrechte, Faustpfandrechte) bestehen. 

ln Deutschland ist ausgesprochen worden, dass sich ein Kon- 
kursgläubiger während eines im internen Staate anhängigen Kon- 
kursverfahrens für seine Forderung an den Gemeinschuldner durch 
Zwangsvollstreckung in einen im Ausland befindlichen Vermögens- 
gcgenstund des Gemeinschuldners Befriedigung verschaffen könne, 
ohne verpflichtet zu sein, das Beigetriebene an die Konkursmasse 
herauszugeben. Allerdings schreibt § 14 D. K.-O. vor: 

Während der Dauer des Konkursverfahrens finden Arreste und 
Zwangsvollstreckungen zugunsten einzelner Konkursgläuhiger weder 
in das zur Konkursmasse gehörige, noch in das sonstige Vermögen 
des (icmcinschuldners statt.' 16 ) 

Allein diese Vorschrift bezieht sich nicht auf inländische Arreste 
und inländische Zwangsvollstreckungen. 47 ) Damit korrespondiert auch 
§ 237, Abs. 1 K.-O., in welcher Norm bestimmt wird, dass gegen- 
über dem Schuldner, über dessen Vermögen im Auslände ein Kon- 


46 ) Die D. K. O. fährt an dieser Stelle fort: In Ansehung der zur Konkurs- 
masse gehörigen Grundstöcke, sowio der für den Gemeinschuldner eingetragenen 
Kechto an Grundstöcken oder an eingetragenen Kochten kann während der 
Dauer des Konkursverfahrens eine Vormerkung auf Grund einer einstweiligen 
Aerfögung zugunsten einzelner Konkuregläubiger nicht eingetragen werden. Das 
Gloieho gilt von der Eintragung einer Vormerkung in Ansehung eines Scliiffs- 
pl'andrechts. 

47 ) Vgl. dazu K. Jatger, Kommentar zur Konkursordnung, 2. Aull., Bemer- 
kung 35 zu § 14. Besonders wichtig ist, daBs auch das deutsche Reichsgericht 
die Richtigkeit dieser Ansicht festgestellt hat (Zivils. X. F. 4, S. 194). 


Digitized by Google 


107 


kursverfahren eröffnet worden ist, die Zwangsvollstreckung in sein 
in Deutschland liegendes Vermögen gestattet sei. 

Diese Rechtsauffassung ist jedenfalls zutreffend, so lange das 
XJniversalitätsprinzip nicht gilt. Immerhin gibt es vereinzelte posi- 
tive Gesetze, welche die Einwerfungspflicht zu Lasten des Konkurs- 
gläubigers, der sich am internen Konkurse beteiligt, statuieren. Es 
ist hinzuweisen auf : 

1. das Konkursgesetz der Niederlande , das in Art. 203 folgendes 
bestimmt : 


Schuldeischcrs, die na de fail- 
lietverklaring hunne vordering 
geheel of gedeeltelijk afzonder- 
lijk verhaald hetiben op in het 
buitenland zieh bevindende, aan 
hen niet bij voorrang verbonden, 
goederon van den in Nedcrland 
gefailleerdon scliuldenaar, zijn 
verplicht bet aldus verhaalde 
aan den boedel te vergoeden. 


Gläubiger, die sich nach der 
Konkurseröffnung wegen ihrer 
Forderungen ganz oder zum 
Teil aus im Auslande befind- 
lichen, ihnen nicht vorzugsweise 
verhafteten Yermiigcnsteilen des 
in den Niederlanden in Kon- 
kurs erklärten Schuldners abge- 
sondert befriedigt haben, sind 
verpflichtet, das auf diese 'Weise 
Erlangte der Masse zu erstatten. 


Diese Bestimmung ist freilich angefochten worden, weil gesagt 
wurde, sie sei nicht praktisch: es werden sich wenige Gläubiger 
finden, die uneigennützig genug seien, für ihre Mitgläubiger sich im 
Auslande zu bemühen und Prozesse zu führen, zumal sie scldiesslich 
in den Niederlanden noch befürchten müssten, dass ihre Forderungen 
gar nicht anerkannt werden. Artikel 203 werde aber die Folge 
haben, dass die in den Niederlanden wohnhaften Gläubiger auf die 
im Auslande befindlichen Aktiven Verzicht leisten werden.' 48 ) Trotz 
dieser pessimistischen Auffassung ist die Bestimmung doch sehr 
beachtenswert. Der Gläubiger, der gemäss dem niederländischen 
Gesetze handelt, nimmt die Stellung eines freiwilligen Geschäfts- 
führers der Masse ein. 49 ) 


**) Vgl. Lery in Z. f. intern. Privat- und Strafrecht, VII, S. 15 und 16. 

49 ) Vgl. dazu r an der Feltz, Geschiedenis van de wet of het failliasement 
en de »urs£ance van betaling, II, 8. 295. Hier wird (im Gutachten de» Staatsruts) 
gesagt: Dit Artikel (203) beschouwt den »ohuldeischer ul» een negotiorum gestor 
van den boedel, en laat hem verrichten wat — by gebrrtk eener internationale 
regeliny ran ha faillitrecht — de curator niet vermag te doen: goederen die 
zieh buitenland» befinden, te brengen in het faillissement. 
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2. Das nordamerikanische Konkursgesetz von 1898 (mit Än- 
derungen von 1903). Es bestimmt in sectio 65: 

d. VVhenever a person «hall have been adjuged a bankrupt 
by a court without the United States and also by a court of 
bankruptey, creditors residing within the United States shall first 
be paid a dividend equal to that received in the court without 
the United States by other creditors before creditors wlio have 
received a dividend in such courts shall be paid any amount. 

Danach muss z. B. der deutsche und auch der nordamerika- 
nische Gläubiger, was beachtenswert ist im Interesse der Gleichheit 
aller Staatsangehörigen, eine in Deutschland erhaltene Dividende in 
einem nordamerikanischen Konkurse sich anrechnen lassen. 

Noch weiter geht das englische Hecht. Es zwingt jeden Eng- 
länder, das durch Exekution im Auslände trotz des in England er- 
öffneten Konkurses Erlangte in den englischen Konkurs einzuwerfen, 
ohne Rücksicht darauf, ob er sich an dem internen Konkurse be- 
teilige oder nicht. Gegenüber Ausländern kommt dieser Satz regel- 
mässig nur zur Anwendung, wenn sie sich an dem englischen Kon- 
kurse beteiligen. 50 ) Im englischen Recht kommt allerdings die Ein- 
werfungspflieht nur bezüglich der Mobilien in Betracht, es müsste 
denn sein, dass die auswärtigen Immobilien in die englische Konkurs- 
masse hätten gezogen werden können. 51 ) 

Auch das schweizerische Bundesgericht hat den Satz aus- 
gesprochen, dass der Gläubiger Beträge, die er aus einem aus- 
wärtigen Zwangsvollstreckungsverfahren erhalte, sich im internen 
Verfahren anzurechnen habe. Die Frage trat dabei in der Form 
auf, ob dies auch zu geschehen habe, nachdem der Kollokationsplan 
schon anerkannt und rechtskräftig geworden war. 52 ) 

Ausserhalb der erwähnten Gebiete findet der besprochene Rechts- 
satz keine Anwendung. Wenn also ein Gläubiger, der z. B. an 
einem Konkurse in Deutschland beteiligt ist, in den Niederlanden 
oder in England oder in Nordamerika separate Vorteile erlangt hat, 

50) Westlake, Treatise on private international law 4* h cd. §§ 142 u. 143 und 
Köhler, Leitfaden, 2. Aufl. S. 319. 

51 ) Vgl. Köhler, Lehrbuch des Konkurarcchts, S. 612. 

*•) Vgl. A. E. XXX, 1. Teil, 8. 443. In Basel war schon früher auf Gninii 
des alten Konkursgesetzes ein gleiches Prinzip aufgestellt worden, von dem hier 
gesprochen wird (Journal du droit international XII, 1885, S. 340 — 342 und Z f. 
Schweiz. Recht N. F. III, 8. 137 u. 138). 
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so ist er in Deutschland zu einer Anrechnung oder Einwerf ung nicht 
verpflichtet. Allein dieser Zustand steht mit der Idee der Gerechtig- 
keit durchaus im Widerspruch. Die partielle Zahlung tilgt (solidarische 
Verhältnisse Vorbehalten) eine Schuld partiell, auch wenn jene in einem 
anderen Rechtsgebiete stattfindet, und daraus darf auch der Schluss ge- 
zogenwerden, dass ein auswärtiges Exekutionsverfahren, in welchem der 
Gläubiger eine Dividende erhält, zu berücksichtigen ist. Allerdings bin 
ich mir dabei der Tatsache vollständig bewusst, dass es sich hier um ein 
Rai sonnemont handelt, das schon eine Art Konzession zugmisten 
des Universalitätsprinzipes enthält. Allein sie ist dringend geboten, 
und man hat nicht mit Unrecht den bestehenden Rechtszustand 
(dessen Ausnahmen nur die Regel bestärken) als ein „Uaubsystem“ 
bezeichnet. 53 ) Nun leben wir doch nicht mehr in einer Zeit, da der 
Raub erlaubt ist, und es wird sich also mit Leichtigkeit eine Über- 
einstimmung der zivilisierten Völker ergeben, um jenen unlauteren 
Erwerbstitel dauernd zu beseitigen. Jedenfalls muss sich gerade an 
dieser Stelle zeigen, ob man mit der wirklichen Gleichstellung der 
Gläubiger Ernst machen will. 

Zu 5. 

Der in einem Staate gerichtlich genehmigte Zwangs» 'er gleich hat 
nach der vorherrschenden Doktrin nur territoriale Wirkung. Ob die 
zum Teil zu Verlust gekommenen Gläubiger in einem anderen Staate 
gegen den Schuldner wieder vergehen können, und welche Wirkung 
dem Zwangsvergleich überhaupt zukomme, hängt ausschliesslich von 
dem Gesetze des neuen Exekutionsorts ab. 

Grundsätzlich muss allerdings betont werden, dass dabei nur 
von einem gerichtlichen Zwangsnachlasse gesprochen wird. Handelt 
es sich um ein freiwilliges Arrangement, das ohne jeden gesetzlichen 
oder gerichtlichen Zwang im Einverständnis aller Gläubiger erfolgt, 

w ) Der Ausdruck „Raubsystem“ wurde von IV. Endemann, Dio Rechtshülfe 
im Norddeutschen Bunde (Berlin 1869) S. 63 gebraucht; denn dieser Jurist führte 
damals aus, § 13 des Gesetzes des Norddeutschen Bundes von 1869 bezwecke, 
„jenes Raubsystem des auf die Auslünderqualität gestützten Separatkonkurses für 
den Bundesstaat abzuschaffen“. Asser Schets van het internationaal privaatregt, 
1880 nahm den Ausdruck auf (8. 173) und ebenso Asser-Cohn, Das internationale 
Privatrecht (S. 134), — anlässlich der Besprechung des § 207 (jetzt § 237) D.K.O. 
indem sie sagten, deutsche Juristen gebrauchen dieses Bild, ln der Bearbeitung 
von Asser-Iiirier Elements de dr. i. pr. 8. 235 wird von „vÄritables injustices“ 
gesprochen. 
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ho lio^t ein gewöhnlicher zivilistischer Vertrag vor, bezüglich dessen 
es unklar wäre, weswegen ihm unter den Parteien keine internatio- 
nale Bedeutung zukommen sollte. Der gerichtliche Zwangsnachlass- 
vertrag ist an gesetzliche Requisite gebunden, und er kann nur 
unter bestimmten Voraussetzungen gerichtlich homologiert werden. 
Er greift in die exekutiven Rechte der Gläubiger und auch in den 
materiellen Bestand ihrer Forderungen ein. Denn der Schuldner 
wird wenigstens ziviliter davon befreit, sobald die gemachten Ver- 
sprechungen erfüllt sind. Eine Novation tritt allerdings nicht ein, 
wenn es nicht ausdrücklich vereinbart worden ist. Die aus dem 
Konkursnachlass hervorgehende Befriedigung enthält eine judizielle 
Beschränkung der Reaktion der Forderung. Diese Beschränkung 
ruht auf der internen (ieriehtsgewalt, und als interner Akt kann die- 
selbe nur für das inländische Territorium gelten. 54 ) Es wird all- 
gemein anerkannt, dass immerhin eine Naturalobligation zurück- 
bleibt. 85 ) Der Zwangsnachlassvertrag bewirkt nicht ipso jure die 
Aufhebung der Forderung der einzelnen Gläubiger, sondern er schafft 
nur eine den Gläubiger und Schuldner bindende Zahlungsmodalität. 58 ) 

Allerdings entspricht es der Billigkeit, dass der Zwang, der 
gegen die Gläubiger geübt wird, nicht auch ihre Regressrechte und 
ihre Bürgschaftsrechte zerstöre, dass also jene Naturalobligation eine 
genügende Kraft besitze, um den erwähnten Rechten als Unterlage 
zu dienen. 67 ) 

Nun herrscht aber darüber, unter welchen Umständen ein 
„ Zwangsnachlass vertrag“ (eoncordat) international anerkannt werden 
müsse, grosse Zerfahrenheit. So ist in Frankreich (allerdings ver- 
einzelt) gesagt worden, es liege darin ein Vertrag, der ohne weiteres 
binde. 88 ) Ferner wurde ausgesprochen, ein im Ausland erteilter 
Zwangsnachlass könne einem Gläubiger nicht entgegengehalten wer- 
den, der am Konkursverfahren nicht teilgenoinmen habe. 89 ) 

In einem anderen Falle wurde ausgesprochen, dass eiu in Eng- 
land genehmigter Nachlassvertrag auch in Frankreich anerkannt wer- 

M ) Vgl. Köhler, I .ohrbuch dos Konkursrechts, S. 640. 

sl ) Vgl. auch K. G. Zivils. 42, 8. 118 u. 121. 

S6 ) Vgl. Keller, Der Xaehlaasvertrag ausser Konkurs nach dem Bundesgesotz 
über Schuldbetreibung und Konkurs (Zürich, Diss 1891), S. 103. 

5? ) Vgl. Seuffert, 28, Nr. 100. 

M ) Journal du droit international XI, 1884, 8. 616 u. 617. 

M ) Journal XIV, 1887, S. 614. 
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den müsse, wenn der betreffende Gläubiger ihm beigepflichtet und 
die Dividende bezogen habe;. 60 ) 

Eine internationale Bedeutung des Zwangsnachlassvertrages wird 
zuweilen anerkannt unter der Bedingung, dass der auswärtige Ilomo- 
logationsentscheid das interne Exequatur erhalte. Diese Ansicht wird 
z. B. in Frankreich vertreten. 61 ) Der französische Kassationshof 
sprach am 21. Juli 1903 aus, dass ein im Auslande erlassenes 
„concordat“ in Frankreich keine Bedeutung habe, solange das Kon- 
kursurteil daselbst nicht als exequierbar erklärt sei, weil ein „con- 
cordat“ mit dem Urteile ein untrennbares Ganzes bilde. 62 ) 

In einzelnen Staaten wird auch schon jetzt ohne die Existenz 
eines Staatsvertrages ein auswärtiger Zwangs vergleich zuweilen an- 
erkannt. Dies gilt z. B. von Belgien, wobei freilich neuerdings ge- 
sagt werden muss, dass dort die Universalität des Konkurses in der 
Praxis in hohem Ansehen steht, so dass man also die herausgehobene 
Tatsache als eine Konsequenz des Pritizipes hinstellen kann. 63 ) 
Weiter ist in Ungarn (1898) auf Grund der mit Österreich bestehen- 
den Gegenseitigkeit entschieden worden, die Wirkung des vor dem 
österreichischen Konkursgerichte zustande gekommenen Zwangs- 
vergleichs treffe auch die Forderungen, welche in Prozessen vor 
einem ungarischen Gericht geltend gemacht werden, wenn über die 
in Ungarn liegenden Mobilien des Falliten in Ungarn kein Separat- 
konkurs eröffnet wurde. Dabei ist es als indifferent erklärt worden, 
ob der ungarische Gläubiger im österreichischen Konkurse die For- 
derung angemeldet hat oder nicht; denn nach dem österreichischen 
Konkursgesetze dehnt sich die Wirkung des Zwangsvergleiches auch 
auf die nicht angemeldeten Forderungen aus. Unter diesen Um- 
stünden ist der erlassene Teil auch beim ungarischen Gerichte nicht 
zur Geltung zu bringen, sofern der Gemeinschuldner auf ungarischem 
Gebiete keine Immobilien besitzt und bezüglich dieser kein Separat- 
konkurs stattfindet. 64 ) 

In Griechenland wurde 1903 ein im Ausland abgeschlossener 
und gerichtlich genehmigter Aachlass vertrag als rechtsgültig anerkannt. 


“) Journal XIU, 1886, S. 831 u. 332. 

61 ) Lyon-Caen und Renault VIII, No. 1262 vertreten diese Ansicht. 
**) Journal du dr. i. XXI, 1904, 8. 138. 

6S ) Vgl. Journal 1880, VII, S. 91. 

«0 Eiemir Raloy in Bl. für Vgl. R. II, 8. 57. 
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ohne dass eine Urteilsexekution verlangt wurde, weil es sieh dabei 
um eine Tatsache handle.* 6 ) 

Im englisch-amerikanischen Rechte ist versucht worden, die 
extraterritoriale Wirkung des order of discharge im allgemeinen und 
speziell auch desjenigen, der auf einer gerichtlichen Homologation 
beruht,*®) innerlich zu begründen. Man hat zu diesem Zwecke mit 
einer Unterwerfung der ausländischen Gläubiger unter das Recht des 
Konkursortes operiert.* 7 ) Sodann ist namentlich in der englischen 
Literatur und Praxis ausgeführt worden, dass ein order of discharge 
wenigstens dann international wirke, wenn er in demjenigen Staate 
ausgesprochen worden sei, unter dessen Gesetz das Rechtsverhältnis 
stand. 09 ) Die Argumentation ist auf den ersten Rück bestechend; 
allein man kann doch im Ernste nicht davon sprechen, dass der In- 
halt eines konkreten Konkursgesetzes auch ohne weiteres jedes Rechts- 
geschäft erfasse, das dem Gesetze des Staates untersteht, in welchem 
der discharge erfolgt. Auch geht es natürlich nicht an, das Kon- 
kursrecht zum Bestandteil der rechtsgeschäftlichen Willensmeinung 
der Parteien zu erheben. 

Nun kann im Ernste kaum ein Zweifel darüber walten, dass 
der bestehende Rechtszustand nicht befriedigt, sofern : 

1. an dem Konkursorte sich die sämtlichen Gläubiger beteiligt 
haben (oder jedenfalls auch diejenigen, die nachher in Frage kommen 
könnten). 

2. dass die sämtlichen Aktiven konzentriert waren oder jeden- 
falls zur Verteilung gelangten. 

Wie schon v. Bar bemerkt hat, verstösst es ganz offenbar gegen 
die gute Treue, 69 ) dass einzelne von den Gläubigern, die sich am 
Zwangsnachlassverfahren beteiligt und eine Dividende erlangt haben, 


<*) Vgl. Journal du dr. i. XXXIII, 8. 1224. 

"I Vgl. ülicr die verschiedenen Arten von discharge auch Schirrmeister , 
Das bürgerliche Recht Englands I, S. 17. 

° 7 ) Dies geschieht von Dudley Fielet N ote zu Art. 684 seines international Code. 

6Ö ) In diesem Artikel schlägt der erwähnte Jurist die Bestimmung vor: 
... such discharge, if valid according to its law, is valid everywhere. Ich ver- 
weise auch auf Westlake §§ 240 u. 241 und Story § 335 ff. Dieser Autor sagt 
u. a. : the general rule is that a discharge frorn the contract according to the 
law of the place where it is made, or where it is to be performed is good every- 
where and extinguishes the contract. Vgl. auch Minor S. 441. 

69 ) Vgl. v. Bar, II, 8. 588 u. 589. 
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eine günstigere Stellung in der späteren Verfolgung des Restes ihrer 
Forderungen einnehmen, während andere von der Verfolgung definitiv 
ausgeschlossen bleiben, wie im englischen Rechte, oder aber darin 
eingeschränkt sind, wie da, wo die weitere Exekution an den Nach- 
weis weiteren Vermögens geknüpft ist. Auch bietet das Zwangs- 
vergleicliaverfahren den Gläubigern trotz aller dem Institute (wenn 
ich so sagen darf) eigenen juristischen Bosheiten, auf der anderen 
Seite auch gewisse Vorteile und sichert dem Schuldner die Möglich- 
keit, sich neu heraus- und emporzuarbeiten. 

Unter diesen Umständen' 0 ) empfiehlt es sich , in einem Staatsvertrage 
den Satz auszusprechen, dass die Rechtsstellung des Gläubigers nach 
der Homologation eines Zwangsiiachlassvertrages sich nach demjenigen 
Gesetze oder Rechte richte, das da gilt, woselbst das Verjähren durch- 
geführt worden ist. 

Sollte es möglich sein, auch die sonst bestehenden Divergenzen 
in der Stellung des Konkursiten nach dem durchgefülirteu Konkurse 
staatsvertraglich zu ordnen P Es entscheidet der richtigen Ansicht nach 
das jeweilige Domizilgesetz , ohne Rücksicht darauf , ob das Ge- 
setz, das im Staate des früheren Konkursorts gilt, Einschränkungen 
in der Exekution statuiere oder die Exekution gar ausscliliesse oder 
sie frei gestatte. Die Nationalität des Schuldners ist völlig gleich- 
gültig. Die Frag«; hat eine hohe praktische Bedeutung, denn es 
gibt einzelne Gesetze, welche die unbeschränkte Exekution auch 
nach Durchführung des Konkurses zulassen (§ 164 D. Iv. O. 71 ) und 

70 ) Story , Comnumtaries on the eonflict of lawa, kommt auf einem anderen 
Wege zu dem gleichen Schlüsse. Nach Story (§ 335) ist auch geltend gemacht 
worden, dass die im internationalen Verkehre unumgänglich nötigt* comitas dazu 
tühren müsse, die betreffenden Rechtsakte anzuerkennen. Die Erörterung wird an- 
geschlossen au die Ausführung, dass die Anerkennung des discharge sich auf die 
immanente Einwilligung der Parteien, sich dem Rechte des Koukursorts zu unter- 
werfen, stützen könne (the doctrine has been put upon the implied consent of 
the partics in making the contract, that thoy would he governed as to all its 
effects by the lex loci eontractus). Dann fährt Story fort; Bv others it has been 
put upon the niore firm and solid busis of the Sovereign Operation of the local 
law upon all contracts müde witliin its sovereignty ; and the indispensable comily 
whicli all other nations are accustomed to cxercise towards such laws whenever 
they are brought into question, either as to contracts, or to rights, or to property. 

71 ) Der Konkurs bezieht sich in Deutschland nur auf das Vermögen, welches 
dem Schuldner «zur /eit der Eröffnung des Verfahrens“ zusteht, und damit hängt 
die Norm zusammen, dass den Gläubigern der sofortig«; Wiederangriff des Schuld- 
ners nach Beendigung des Verfahrens zusteht. Vgl. v. Sancey-Bossert, Die Kon- 
kursordnung l'ür das Deutsche Reich, Note 1 zu § 1. 

Mellt, Jnternatiuualc* Kookursrcobt. 8 
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§ 54 der österreichischen Konkursordnung). I)«s schweizerische B. G. 
Sch. u. K. lässt (Art. 265) eine neue „Betreibung“ auf Grund des 
Verlustscheines und der Generalexekution nur dann zu, wenn der 
Schuldner zu neuem Vermögen gelangt ist. Die neue Exekution 
der Gläubiger für Forderungen aus der Zeit vor der Konkurs- 
eröffnung ist an den vom Kreditor im Bestreitungsfalle des Schuld- 
ners zu leistenden llauptbeweis geknüpft, «lass der Konkursit neues 
Vermögen erworben habe. Allerdings wird der Forderung gleich- 
zeitig wenigstens gegenüber dein Schuldner (die Erben Vorbehalten) 
«ler Charakter der Unverjährbarkeit verliehen (Art. 149 Abs. 5 B. G.). 
Man darf freilich nicht sagen, «lass der Rechtsanspruch damit be- 
dingt werde; nur die Exekution ist eingeschränkt, und sein Charakter 
unterliegt einer Änderung nicht. Selbstverständlich braucht «las neue 
Vermögen auch nicht im Inlande zu li«?gen. Auf einem anderen 
Boilen st«4it auch hier das englische Recht. Die in England be- 
steliende Auffassung besteht darin, dass «ler Konkursit vermöge der 
Prozedur des Konkurses frei wird von allen Schulden, soweit er 
nicht selbst für später diu Bezahlung derselben verspricht. Der 
englisch«« discharge erfolgt ipso jure nach Durchführung des Kon- 
kurses. Dieses System ist auch in «hm Vereinigten Staaten von 
Nordameri ka anerkannt. 

Es muss zugegeben werden, dass die Gerichtspraxis mehrfach 
in divergierendem Sinne entschieden hat. So findet sich in Seuffert 
XXII, Nr. 114 «ler Ausspruch, das zugunsten des vormaligen Kri- 
dars nach «ler Gesetzgebung des Konkursortes statuierte Recht nicht 
eher belangt werden zu können, als bis er zu besseren Vermögens- 
umständen gelangt sei, erscheine als eine die Obligation affizierende 
Wirkung des Konkurses, welche dein materiellen Rechte und nicht 
dem Prozessrecht angehöre. Und daraus folge mit Notwendigkeit, 
dass der vormalige Kridar, trotz der Verlegung seines Domizils, be- 
züglich jener Einschränkung geschützt werden müsse. In gleicher 
Weise wird in Seuffert XXIII Nr. 204 ausgeführt, die Modifikation 
und der zeitweilige Ausschluss der Exekution erfolge nicht vermöge 
der Exekutionsordnung, sondern vermöge des wohlerworbenen Rechts 
des Schuldners auf Befristung bis zur entsprechenden Vermögens- 
verbesserung. Im Gegensatz dazu sprach das deutsche Reichsgericht 
den Satz aus , diejenigen Einschränkungen der Rechtsverfolgung 
welche von einer ausländischen Gesetzgebung au die unter ihrer 
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Herrschaft eröffneten Konkurse geknüpft werden, können vor den 
internen Gerichten keine Anerkennung finden : „es kommt ihnen eine 
bloss prozessrechtliche Bedeutung bei“. Man dürfe auch nicht sagen, 
dass die Anerkennung auswärtiger Konkurse in ihrem Einflüsse auf 
die einheimische Rechtsverfolgung etwa gewohnheitsrechtlich zur 
Geltung gekommen sei. 72 ) 

In der Schweiz kam die Frage, ob Art. 265, Abs. 2, eine rein 
territoriale Geltung habe, vereinzelt auch zur Entscheidung. Das 
Zivilgericht Basel verneinte sie, indem es davon ausging, es handle 
sich bei dieser Bestimmung um eine solche nach Inhalt und Um- 
fang des Bescldagsrechts der Konkursgläubiger, und diese Vorschrift 
könne nur im Zusammenhänge mit den andern Normen des Bundes- 
gesetzes richtig verstanden werden. In der Tat spricht für diese 
Auffassung der Gedanke einer Art Ausgleichung zwischen der Ein- 
schränkung des Zugriffsrechts der Gläubiger auf der einen Seite 
und der Unverjährbarkeit der Forderung auf der andern Seite. Die 
Unverjährbarkeit bezieht sich nun nach der Ansicht des Zivilgerichtes 
Basel nicht auf Verlustforderungen aus ausländischen Konkursen, und 
deswegen nahm es an, man könne nicht die dem Konkursgläubiger 
ungünstige Exekutionsschranke auf ilm anwenden, während die zum 
Ausgleich hierfür dienende günstige Vorschrift nicht anwendbar wäre. 
Allein das Appellationsgericht Basel trat dieser Auffassung entgegen, 
indem es ausführte, es handle sich ausschliesslich darum, ob der 
Schuldner gegenüber der Exekution die Wohltat einer Stundung 
bis zum Erwerbe neuen Vermögens anrufen könne, und dies berühre 
das Wesen der Forderung nicht, diese Wohltat sei kein der For- 
derung inhärierendes Element und keine Beschränkung des For- 
derungsrechts in privatrechtlicher Hinsicht, sondern eine Beschrän- 
kung des Exekutionsrechts aus dem öffentlich-rechtlichen Motive 

72 ) Vgl. R. Cr., Zivilsachen 14. S. 409 u. 410. Das Landgericht MühlhauBen 
erkannte die durch Art. 265, Ab«. 2 B. G. Sch. u. K. statuierte Exekutions- 
achranke gegenüber einem Schuldner an, der in Basel in Konkurs gekommen 
und dann nach Mühlhausen übergesiedelt war. In den Motiven wird ausgeführt, 
dass der Abschluss des streitigen Schuldverhältnisses in Basel stattfand, dass bei 
der Begründung desselben beide Parteien ihren allgemeinen Wohnsitz in Basel 
hatten und daselbst auch der Vertrag seine Erfüllung und Vollziehung finden 
sollte. „Nach allgemein anerkannten Grundsätzen des internationalen Privat- 
rechts“ sei daher Blr die Beurteilung der Rechtsfolgen des Geschäfts das in Basel 
geltende Recht und somit auch Art. 265 B. G. massgebend. 
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einer Schonung des Schuldners. Es liege eine reine Exekutions- 
frage vor, für welche somit auch das Recht des Exekutionsortes 
massgebend sei. 79 ) In letzterem Sinne ist auch vom Amtsgericht 
Olteu-Oösgen in Sachen Itueif gegen Merz (17. Juni 1903) ent- 
schieden worden. Es handelte sich in diesem (nicht abgedruckten) 
Falle um Forderungen, die im Eisass, woselbst die Parteien wohnten, 
begründet wurde, mul mit denen der Kläger in dem in Deutschland 
(Amtsgericht Hüningen) nachher durchgeführten Konkurse zum grössten 
Teile in Verlust kam. Der Schuldner war sodann nach der Schweiz 
gezogen, und liier wurde er für die Verlustsumme belangt. Allein 
er erhob dio Einrede, er sei noch nicht zu neuem Vermögen ge- 
kommen, und deswegen nicht pflichtig, auf die Klage materiell zu 
antworten. Das solothurnische Amtsgericht wies die Klage unter 
Verweisung auf den vorhin zitierten Entscheid des Appellations- 
gerichts Hasel ab. Eine Berufung an das solothurnische Obergericht 
erfolgte nicht. 

Aus den gemachten Ausführungen ergibt sich Zweierlei : 

1. die Einschränkung oder gar Aufhebung der Exekutiou kann 
von einem Schuldner geltend gemacht werden, obschon sie nach dem 
Rechte des früheren Konkursortes nicht besteht, sofern sie nach 
dem Rechte dos neuen Exekutiousorts existiert; 

2. die Einscliriinkung oder gar Unmöglichkeit der Exekution 
kann von einem Schuldner nicht geltend gemacht werden, obschon 
sie nach dem Rechte des früheren Koukursorts besteht, w’enn sie 
nach dem Recht des neuen Konkursorts nicht besteht. 

Anders liegt die Sache nur bezüglich eines vertraglich einge- 
räumten beneficium eompetentiae. 74 ) 

Man darf nicht etwa sagen, dass der Gläubiger sich dem be- 
treffenden Konkursgesetze und seinen Folgen durch die Anmeldung 
unterworfen habe, oder dass er ihm sonst rechtlich ohne weiteres 
unterstellt sei. 

Ebensowenig geht es an, den Satz nufzustellen, die Frage der 
Zerstörung der Obligation durch den Konkurs werde einheitlich 

la ) Vgl. Revue der Schweiz. Gerichtsprnxin, 17, Nr. 84. 

7I ) Wenn Savigny, System VIII, 8. 271, kurz und ohne weitere Begrün- 
dung sagt, die auf das beneficium eompetentiae gegründete Einrede gehöre dem 
materiellen Kochte an, so hat er ein auf Vertrag beruhendes beneficium com- 
petontiae im Auge. In diesem Sinne versteht dio Sache auch Walter, 8ystem 
dos gemeinen deutschen Privatrecht» (1855), S. 48, 
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geregelt nicht nur für das Gebiet des Konkursgerichts, sondern über- 
haupt auch für das Rechtsgebiet der Gläubiger. 75 ) 

Auch die Annahme der Konkursdividende ist nicht in dem 
Sinne schlüssig, dass der Gläubiger sich dem konkreten Konkurs- 
rechte unterworfen habe, oder dass er ihm aus objektiven Gründen 
unterstellt sei. 

Angesichts der vielen Divergenzen, welche in den einzelnen Staaten 
darüber bestehen , ob und nach welcher Maßgabe Exekutionen nach 
Durchführung eines Konkurses erlaubt seien, ist davon zu abstra- 
hieren, eine Bestimmung in den paneuropäischen Staatsvertrag auf- 
zunehmen. 

Zu 6. 

Alle diejenigen Rechtsansprüche, welche eine gänzliche oder teil- 
weise Befriedigung aus den im internen Staate liegenden Konkurs- 
aktiven bezwecken, unterliegen der Jurisdiktion des Konkursorts. Da 
nach meiner Ansicht zurzeit von der allgemeinen Annahme des 
Universalitätsprinzips keine Rede sein kann, besteht eben auch keine 
Garantie für eine einheitliche Zentralstelle zur Erledigung von Konkurs- 
prozessen. Diesem Maugel muss soweit möglich entgegenzutreten ver- 
sucht werden. 

Zwar findet am Konkursorte eine Konzentration der Gerichts- 
gewalt statt, und alle andern Gerichtsstände treten mit Rücksicht 
darauf prinzipiell zurück. Es gibt aber Streitigkeiten in Anlehnung 
an den Konkurs, in welchen der Ansprecher dem internen Konkurs- 
forum nicht unterworfen sein kann. Dahin gehören: 

1. Ansprüche aus beweglichem oder unbeweglichem Eigentum, 
das im Auslande liegt, 

2. Ansprüche aus sonstigen dinglichen Rechten (wie z. B. aus- 
wärtigen Hypotheken), 

3. Ansprüche, welche auf Grund der panlianischen Klagen (oder 
Einreden) an Objekten im Ausland geltend gemacht werden. — 
Soweit ein Delikt vorhegt, kann allerdings ein forum delicti commissi 
begründet sein, und dieses Forum kann das interne sein. 

75 ) Muhet m. Die Prinzipien des internationalen Privatrechts im schwei- 
zerischen Privatrechte (Diss. 1887, S. 316), stützt sich für den entgegengesetzten 
Satz allerdings darauf, dass derjenige, welcher sich auf das Konkursverfahren 
eingelassen habe, sich auch den Grundsätzen des internen Staates über Lihe- 
rierung des Schuldners unterwerfe. Diese Auffassung enthält eine petitio prineipii. 
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Ob die auf das Konkursrecht gestützten Anfechtungsklagen 
geeignet seien, einem foruni delicti commissi zur Grundlage zu 
dienen, ist im einzelnen Falle zu untersuchen. Die einzelnen Klagen 
müssen dabei auseinandergehalten werden, und nur da, wo ein Delikt 
vorliegt, kann ein besonderes Forum darauf begründet werden. 

4. Forderungskiagon der Konkursmasse an Dritte im Auslande, 
sei es, dass z. B. die Einrede der Kompensation erhoben wird, sei 
es, dass die Angesprochenen die Forderung sonst gänzlich bestreiten. 

Es gibt einzelne Gesetzgebungen, welche die Gerichtshoheit 
des Konkursortes schrankenlos auf alle diejenigen Streitigkeiten aus- 
dchneu, die in der Materie des Konkurses ausbrechen. Dies trifft zu : 

1. im französischen Hechte (Art. 59 Code de Proeedure civile, 
und Art. 285 Code de commerce) ; 

2. im italienischen Rechte (Art. 685 Codice di comm.). Diese 
Norm bestimmt, nachdem sie das Handelsgericht des Domizils des 
Schuldners für die Konkurseröffnung bezeichnet hat, weiter: 

II tribunale £ investito dcll’ iutiera procedura del fallimento e 
eonosce di tutte le azäoni che ne derivano, se per loro natura non 
appartongono all» giurisdizione civile; 

3. im belgischen Rechte. Das Gesetz vom 25. März 1876 
bestimmt in Art. 52 Nr. 8 folgendes: 

Los etrangers pourront ötre assignös devant les tribunaux du 
royaume, soit par un Beige, soit par un etranger, dans les cas 
suivants : 

Nr. 8: S’il s’agit d’uno contostation en matiere de faillite, 
quand cette faillite est ouvertc en Belgique. 

Materiell gehen diese Bestimmungen viel zu weit, und sie ent- 
halten, wenn sie auch international zur Anwendung gebracht werden 
wollen, einen Übergriff' in die Jurisdiktion anderer Staaten. 

Die Staatenkonferenz im Haag beschäftigte sich auch mit der 
vorliegenden Materie, und es wurde ein etwas anders gefasstes 
Prinzip mit einer Restriktion in Vorschlag gebracht, allein sie gelangte 
nicht dazu, die projektierte Lösung anzunehtnen. Der betreffende 
Vorschlag war denn auch wirklich nicht richtig : er ging viel zu weit. 

Art, 10 des niederländischen Vertragsprojektes über die Fallite 
schlug folgende Bestimmung vor: 

Le tribunal de la faillite sera competent pour connaftre de 
toutes actions nees directeraent de la declaration de faillite, sauf le 
cas de competences speciales. 
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Art. 0 des Yertragsprojektes stellte zunächst fest, dass die 
dinglichen Rechte an Immobilien und Mobilien materiell dem Gesetze 
ihrer Lage unterstehen, und dass die Träger solcher Berechtigungen 
bei derjenigen Rechtslage geschützt sein müssen, die sie gegenüber 
dem Debitor hatten. Dann wurde weiter bestimmt: 

S’il y a contostation ä propos desdits droits, le tribunal de la 
Situation sera competont. 

Allein schon die Spezialkommission schlug vor, Art. 9 und 10 
zu streichen, „parce que la majorite de la Commission a juge qu’il 
n’etait pas possible dans un accord international de reglementer la 
competenee pour les actions relatives a la faillite“. ,6 ) 

Natürlich muss auch hier die Frage der Gerichtshoheit sorg- 
fältig geschieden werden von derjenigen über die Anwendung des 
Privatrechts. Darüber besteht freilich kein Zweifel, dass der ganze 
Komplex von Handlungen und Vorgängen, welche unter der Be- 
zeichnung des Konkursverfahrens zusammengefasst werden, sich nach 
dem Gesetze des Staates richtet, in welchem der Konkurs durch- 
geführt wird. Damit stimmt aueh Art. 4 des Vertragsschemas aus 
dem Haag. 

Die materielle Beurteilung der Rechtsansprüche im Konkurse 
untersteht dagegen keineswegs an sich oder etwa kraft subjektiver 
Unterwerfung dem objektiven Rechte, das in dem Staate des Kou- 
kursorts besteht. 

Materiell muss man den Satz aufstellen, dass die im Konkurse 
geltend gemachten Privatrechte demjenigen objektiven Gesetze unter- 
worfen seien, dem sie nach dem internationalen Privatrecht unter- 
stehen. Es geht nicht au, zu glauben, dass im Konkurse die lex fori 
ohne weiteres einen Anspruch habe, auf internationale Verhältnisse 
angewendet zu werden. Der Rechtsanspruch, um den es sich jeweilen 
handelt, ist ja häufig angesichts des internationalen Verkehrs nicht 
am Konkursorte und unter der Herrschaft seines Gesetzes geschaffen 
worden, und er wird daher auch nicht immer durch dieses Gesetz 
getragen: vermöge der Generalexekution gelangt er nur in die Periode 
der Krisis und zur Liquidation. Auch muss man sich hüten, allgemein 
zu sagen, es komme bezüglich der Natur und Gültigkeit der Rechts- 
ansprüche auf das Gesetz desjenigen Staates an, in welchem sie 
entstanden sind. Denn die Theorie, die allerdings bei obligatorischen 

7C ) Actos 1904, S. 57. 
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Vertrags Verhältnissen in Frankreich und Italien auf dieses Gesetz 
(lex loci contractu») verweist, gilt keineswegs überall. Jeder zivilisti- 
sclie Rechtsanspruch, der im internationalen Leben entsteht, ist dem 
internationalen Kollisionsrechte unterworfen. Angesichts ihrer ver- 
schiedenen Natur kann bald das auswärtige, bald das interne Privat- 
recht entscheidend sein. 

Keine Schwierigkeiten bieten in der Regel die dinglichen Rechte 
an ausländischen Immobilien, eher dagegen solche an Mobilien. Dabei 
sind die Seeschiffe besonders ius Auge zu fassen. 77 ) 

Schwieriger sind <lie Fragen bezüglich der Konkursprivilegien, 
und hier müssen zwei Gruppen auseinandergelmlten werden : 

1. solche, welche ihre Grundlage auf eine bestimmte Vorschrift 
des internationalen Rechtes stützen müssen (Frauengut, Vogtgut). Das 
Vorhandensein dieser juristischen Basis muss angesichts der ver- 
schiedenen Gestaltung dieser Verhältnisse im konkreten Fall nach- 
gewiesen werden. 

2. solche, bei denen nur gewisse tatsächliche Voraussetzungen 
gefordert werden, um als Grundlage bei einem bestimmten Rechts- 
verhältnis zu dienen, wie z. B. der Nachweis von Diensten während 
eiuer gewissen Zeit (Privilegium der Angestellten, ferner der Ärzte 
usw.). 

Als ein erheblicher Gesichtspunkt ist festzuhalten, dass im Aus- 
land erworbene Rechte auch im Inlande Schutz verdienen. Gerade 
im Konkurse zeigt sich naturgemäss zur Evidenz, dass die im Aus- 
lande gültig entstandenen Rechte nicht etwa deswegen untergeben 
dürfen, weil die betreffenden Gegenstände in den Machtbereich eines 
anderen Staates gelangen, der über die Entstehung jener Rechte 
andere Normen enthält. 

17 ) Die niederländische Regierung schlug in ihrem Entwürfe (Documeuts 
relatifs ü la quatrieme Conference a la llaye, S. 139, spez. 154 u. 156) Bestim- 
mungen vor (Art. 8 u. 9). Die vorberatende Kommission nahm Art. 8 an, strich 
aber Art. 9 (Actes de la quatri&me confärence de la Haye, S. 59). — Art. 8 figu- 
rierte dann in der Vorlage an die Konferenz wegen einer Einsebiebung als Art. 9 
(was zum Verständnis der Diskussion hier bemerkt wird). Indessen wurde in der 
Oesaintkommission der Antrag gestellt, auch Art. 8 (9) zu streichen, was be- 
schlossen wurde. Man fand nämlich, die Redaktion sei nicht ganz genau, und 
überdies prävalierte die Überzeugung, dass es noch nicht möglich sei, die Fragen 
einheitlich und vollständig zu ordnen. Vgl. das Votum von Renault (Actes, S. 173) 
und mein eigenes Votum (S. 174). 
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Das interne Konkursrecht übt dagegen einen Einfluss aus auf 
die Rechtsansprüche, insofern, als es ihnen eine bestimmte Stellung 
im Konkurse anweist. Dies bezieht sich z. B. namentlich auf die 
Klassifikation (Privilegien, Konkursklassen). Es handelt sich liier um 
eine gesteigerte Exekutionsordnung, für welche die interne Konkurs- 
ordnung massgebend ist: die Privilegien bestehen auch dann, wenn 
das für die betreffenden Forderungen entscheidende Zivilrecht sie 
nicht, oder nicht in gleichem Masse kennt. Aber es muss dann in den 
einzelnen Fällen untersucht werden, ob dem Rechtsansprüche gleich- 
wertige oder essentiell gleichwertige Verhältnisse zu Grunde liegen. 
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Nach den gemachten Ausführungen ist es dringend geboten, den 
Gedanken einer internationalen Regelung des Konkursrechtes im Haag 
wiederum aufzunelunen ; *) aber allerdings muss dies auf beschränkterer 
Grundlage geschehen. Überhaupt muss hier die Bemerkung Platz 
greifen, dass der Fortschritt des internationalen Hechtes nicht im 
Galopp bewerkstelligt werden kann. Es bedarf grosser Vorsicht, um 
hier das Richtige zu treffen. Die elektrischen Hochspannungen der 
Neuzeit haben, wie mir scheint, auch einzelne Juristen aus dem Gleich- 
gewicht geworfen ; allein das Recht verträgt diese abrupten Strömungen 
deswegen nicht, weil es ein feiner und zarter Bestandteil des Volks- 
lebens ist, und weil jeder neue Satz gewissermassen erobert werden 
muss, — und zwar eben nicht bloss von den Juristen, sondern auch 
von den Volksgenossen. Ich kann nicht genug darauf hinweisen, wie 
sehr die Klugheit und das diplomatische Talent in diesen Dingen ge- 
boten sind. Auf der einen Seite möchte man freilich gerne Hand 
bieten zu einer systematischen, vollständigen und erschöpfenden Be- 
handlung einer Materie ; allein auf der anderen Seite ist zu erwägen, 
dass auch ein stückweises Vorsclireiteu besser ist als ein Stillstand, 
und dass die Weltgeschichte mit Vorliebe au kleine und bescheidene 
Anfänge anzuknüpfen pflegt. 

Mit grossen Worten und schönen Vorsätzen kommen wir in der 
Materie des internationalen Privatrechts, Zivilprozessrechts, Strafrechts 
und Konkursrechts nicht weiter. 

J ) Ich hoffe, dass gerade auch für diesen Zweck die hier vorgcnoiumene Zu- 
sammenstellung der bisherigen Versuche und der Materialien willkommen sein 
werde; denn eB ist nicht ganz einfach, über die massgebenden Quellen so ohne 
weiteres zu verfügen. 
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Dies zeigt uns die neue Welt handgreiflich. Die panamerikanischen 
Kongresse, die in Washington (1889 bis 1890) und in Mexiko (1901 
bis 1902) abgehalten worden sind, haben die Ausarbeitung eines Kodex 
über das gesamte internationale Privatrecht binnen wenigen Jahren 
in Aussicht genommen 2 ), — sie haben damit zweifellos auch das 
internationale Konkursrecht im Auge gehabt. Auch der dritte, im 
Jahre 1 906 in Rio de Janeiro abgehaltene panamerikanische Kongress 
hatte unter die Traktanden die Schaffung eines Gesetzbuches über 
das öffentliche und private Recht im interamerikanischen Verkehre 
aufgenommen. 3 ) Dieser letztere Kongress urteilte, was sein - zu loben 
ist, weit nüchterner, als die zwei ersten. Das internationale Privat- 
recht lasst sich in der Tat nicht mit telegraphischer Selmeiligkeit 
kodifizieren. Nur ernsthafte Arbeit und eine nie erlahmende Energie 
bürgen für einen langsamen Fortschritt. Ganz besonders nötig ist es, 
die an den Staatenkonferenzen zu besprechenden Materien viel ein- 
gehender zu präparieren, zu welchem Zwecke eben in jedem Staate 
spezielle Bureaux oder Kommissionen errichtet werden müssen, die 
sich mit diesen Dingen ex professo abgeben. 

*) Vgl. die Angaben in meinem Bncbe, Das internationale Zivil- Prozess- 
recht auf Grund der Theorie, Gesetzgebung und Praxis (Zürich 1906) 8. 26 
und 27. 

s ) Report of the Delegates of the United States to the third international 
Conference of the American States (Washington 1907) 8. 14 u. 15. — Die Proto- 
kolle dieses Kongresses sind vorläufig noch nicht publiziert; dagegen ergibt sich 
dies auch aus dem Ruche von Rudolf Kobatsch , Internationale Wirtschaftspolitik. 
Ein Versuch ihrer wissenschaftlichen Erklärung auf entwicklungsgeschichtlicher 
Grundlage (Wien 1907) 8. 350. 
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